This is areproduction of a library book that was digitized 
by Google as part of an ongoing effort to preserve the 
information in books and make it universally accessible. 


Google books 


https://books.google.com 


Google 


Über dieses Buch 


Dies ist ein digitales Exemplar eines Buches, das seit Generationen in den Regalen der Bibliotheken aufbewahrt wurde, bevor es von Google im 
Rahmen eines Projekts, mit dem die Bücher dieser Welt online verfügbar gemacht werden sollen, sorgfältig gescannt wurde. 


Das Buch hat das Urheberrecht überdauert und kann nun Öffentlich zugänglich gemacht werden. Ein öffentlich zugängliches Buch ist ein Buch, 
das niemals Urheberrechten unterlag oder bei dem die Schutzfrist des Urheberrechts abgelaufen ist. Ob ein Buch öffentlich zugänglich ist, kann 
von Land zu Land unterschiedlich sein. Öffentlich zugängliche Bücher sind unser Tor zur Vergangenheit und stellen ein geschichtliches, kulturelles 
und wissenschaftliches Vermögen dar, das häufig nur schwierig zu entdecken ist. 


Gebrauchsspuren, Anmerkungen und andere Randbemerkungen, die im Originalband enthalten sind, finden sich auch in dieser Datei — eine Erin- 
nerung an die lange Reise, die das Buch vom Verleger zu einer Bibliothek und weiter zu Ihnen hinter sich gebracht hat. 


Nutzungsrichtlinien 


Google ist stolz, mit Bibliotheken in partnerschaftlicher Zusammenarbeit öffentlich zugängliches Material zu digitalisieren und einer breiten Masse 
zugänglich zu machen. Öffentlich zugängliche Bücher gehören der Öffentlichkeit, und wir sind nur ihre Hüter. Nichtsdestotrotz ist diese 
Arbeit kostspielig. Um diese Ressource weiterhin zur Verfügung stellen zu können, haben wir Schritte unternommen, um den Missbrauch durch 
kommerzielle Parteien zu verhindern. Dazu gehören technische Einschränkungen für automatisierte Abfragen. 


Wir bitten Sie um Einhaltung folgender Richtlinien: 


+ Nutzung der Dateien zu nichtkommerziellen Zwecken Wir haben Google Buchsuche für Endanwender konzipiert und möchten, dass Sie diese 
Dateien nur für persönliche, nichtkommerzielle Zwecke verwenden. 


+ Keine automatisierten Abfragen Senden Sie keine automatisierten Abfragen irgendwelcher Art an das Google-System. Wenn Sie Recherchen 
über maschinelle Übersetzung, optische Zeichenerkennung oder andere Bereiche durchführen, in denen der Zugang zu Text in großen Mengen 
nützlich ist, wenden Sie sich bitte an uns. Wir fördern dıe Nutzung des öffentlich zugänglichen Materials für diese Zwecke und können Ihnen 
unter Umständen helfen. 


+ Beibehaltung von Google-Markenelementen Das "Wasserzeichen" von Google, das Sie in jeder Datei finden, ist wichtig zur Information über 
dieses Projekt und hilft den Anwendern weiteres Material über Google Buchsuche zu finden. Bitte entfernen Sie das Wasserzeichen nicht. 


+ Bewegen Sie sich innerhalb der Legalität Unabhängig von Ihrem Verwendungszweck müssen Sıe sich Ihrer Verantwortung bewusst sein, 
sicherzustellen, dass Ihre Nutzung legal ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass ein Buch, das nach unserem Dafürhalten für Nutzer in den USA 
öffentlich zugänglich ist, auch für Nutzer in anderen Ländern öffentlich zugänglich ist. Ob ein Buch noch dem Urheberrecht unterliegt, ist 
von Land zu Land verschieden. Wir können keine Beratung leisten, ob eine bestimmte Nutzung eines bestimmten Buches gesetzlich zulässig 
ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass das Erscheinen eines Buchs in Google Buchsuche bedeutet, dass es in jeder Form und überall auf der 
Welt verwendet werden kann. Eine Urheberrechtsverletzung kann schwerwiegende Folgen haben. 


Über Google Buchsuche 


Das Ziel von Google besteht darin, die weltweiten Informationen zu organisieren und allgemein nutzbar und zugänglich zu machen. Google 
Buchsuche hilft Lesern dabei, die Bücher dieser Welt zu entdecken, und unterstützt Autoren und Verleger dabei, neue Zielgruppen zu erreichen. 


Den gesamten Buchtext können Sie im Internet unter|http: //books.google.comldurchsuchen. 


a a 
| “ır 


Ins 


A 
3: IO_. A 
L. 2 \ 


3-4 


+ 


ZEITSCHRIFT 


FÜR 


KIRCHENRECHT. 


UNTER MITWIRKUNG 
VoN 


D». F.BLUHME ır sonz, De. 0. GESCHEN ır marız, De. E. HERRMANN 
ıs sörrınern, Da. H. F. JACOBSON ır körıaszzre ı. pr., Dr. A. L. RICHTER 
ın sxzaLın, Dr. H. WASSERSCHLEBEN ır cızssın, De. H. ZACHARIE 


IN GÖTTINGEN U. A. 


HERAUSGEGEBEN 


voR 


Der. RICHARD DOVE, 


ORDENTLICHEM PROFESSOR DER RECHTE UND MITGLIEDE DES SPRUCHOOLLEGIUMBS 
AN DER UNIVERSITÄT TÜBINGER, ORDENTLICHEM MITGLIEDR DER HISTORISCH- 
THEOLOGISCHEN GESELLSOHAFT ZU LEIPZIG. 


ü 2 v I en 
ar St 
ee un mn _ 
N \ 
II. JAHRGANG. ABU 


ae n- 
PTR ER 
Re 
TÜBINGEN. 


VERLAG DER H. LAUPP'’SCHEN BUCHHANDLUNG. 
— LAUPP & SIEBECE. — 


1863. 


u A 
[3 


.% 


Digitized by Google 


Inhalt, 


A. Abhandlungen. 


Die Rechtslage der evangelischen Kirche A. B. in Sieben- 
bürgen. Von Dr. G. D. Teutsch in Schässburg . 

Kirchliches Gewohnheitsrecht. Zweiter Artikel. Von Dr. 
Ad. von Scheurl, ordentlichem Professor der Rechte 
zu Erlangen 

. Der Missbrauch der geistlichen Arntsgewalt und der Recurs 

an den Staat. Erster Artikel. I. Frankreich. Von Dr. 

Emil Friedberg, Privatdocenten der Rechte an der 

Universität Berlin 

.. Zur Geschichte der Eheschliessung. Zweiter Artikel. Von 

Dr. Emil Friedberg, Privatdocenten der Becnte an 

der Universität Berlin . ‚ 

. Die Competenz der Kirchenverwaltungen in EN und die 

rechtliche Organisation der Kirchengemeinden, letztere 

besonders vom Standpunct der protest. Kirche betrachtet. 

Von Julius Schumann, Königl. Bayrischem Consisto- 

rialrath zu Bayreuth ; 

. Die theokratische Staatsgestaltung und ihr Verhältnis z zum 

Wesen der Kirche. Von Dr. C. B. Hundeshagen, 

Grossherzoglich Badischem Geh. Kirchenrathe und ordent- 

lichem Professor der Theologie zu Heidelberg E % 

. Veber die rechtliche Natur der Concordate. Zweiter Ar- 
tikel. Von Dr. Sarwey, Mitglied der en 
Kammer der Abgeordneten . . „ . 

Die kirchlichen Verhältnisse der Reformirten in Preussen, 
vornehmlich in den östlichen Provinzen des Staats, dar- 
gestellt von Dr. H. F. Jacobson, ord. Professor der 
Rechte in Königsberg i. Pr. 3 

. Kirchliches Gewohnheitsrecht. Von Dr. Ad. von Schenzl. 
ord. Professor der Rechte zu Erlangen. Dritter Artikel 

Zur Revision der Lehre von der rechtlichen Natur der Con- 
cordate. Von Dr. Bernhard Hübler zu Breslau. 
Erster Artikel 


Seite 


187 


232 
267 
291 
387 


404 


IV Inhalt. 


B. Miscellen. 


Unsere Zeitschrift und das Archiv für katholisches Kirchenrecht. 
Von R. W. Dove ; ; 

Beiträge zum Schwedischen Kirchenrecht: Civilehe. — Synodal- 
verfassung. Von Dr. Emil Friedberg, Privatdocenten 
der Rechte an der Universität Berlin . ; 

Ueber Pseudo-Isidor-Handschriften und Karonenseniulungen in 
spanischen Bibliotheken. Von Dr. Paul Hinschius in 
Berlin (jetzt ausserord. Professor in Halle) . 

Berichtigung ; u 

Aus der brasilischen Eherechtspflege. Mitgetheilt von Dr. Emil 
Friedberg in Berlin 

Mittheilungen aus fremden Beseizrehungen über die Ertheilung 
von Korporationsrechten an Dissidenten und religiöse Ge- 
nosseuschaften. I. Frankreich. Von Dr. Emil were 
in Berlin u 

“ Lübisches Gesetz über Eidesleistungen v. 9 Aozusı 1862 

Die Rechtspflege des obersten Gerichtshofs in Baden in Kirchen- 
und Ehesachen. Neueste Zeit (Erster Abschnitt: das Jahr 
1860). Von F. Haass, Vicekanzler des Grossherzogl. Ober- 
hofgerichts in Mannheim 

Die rechtliche Stellung der Brunel chen Brüdergemeinden in 
Preussen. Von R. W. Dove ; 

Kirchenfabriken — Autorisatio ad agendum nach: Fheinprenset: 
schem Recht. (Vorläufige Anzeige.) ee 

Zur Abwehr. Von Dr. Sarwey 


Zur Beachtung für die Leser der Zeitschrift. Nachträgliche Be-. 


merkungen mit Beziehung auf die Vorerinnerung, Zeitschr. 
Bd. II. S. 437. ff. und unsere ee oben S. 113. fg. 
Von der Redaktion 3 ; a En 


C. Vebersicht der kirchenrechtlichen Literatur. Ge- 
ordnet nach Materien von R. W. Dove. 

Viertes Verzeichniss, umfassend das Jahr 1862. (Nebst einigen 

Nachträgen aus den Jahren 1860 u. 1861) . Be ae 


Seite 


111 


116 


122 


146 


360 


364 
384 


443 


460 


469 
469 


471 


474 


I. 


Die Rechtslage der evangelischen Kirche A. B. in 
Siebenbürgen. 


Von 
Dr. G. D. Teutsch. 


Die grossen kirchen-staatsrechtlichen Fragen, die in dem 
letzten Jahrzehent die Wissenschaft und das Leben Deutsch- 
lands sowohl als Oesterreichs insbesondere nachhaltig be- 
schäftigten, haben auch die evangelisch-deutsche Kirche 
Siebenbürgens der Aufmerksamkeit des deutschen Mutter- 
landes wieder näher gebracht. Die warme Theilnahme, die 
nach langem drückendem Stillschweigen derselben in allen 
Richtungen so wohlwollend und fördernd entgegengekommen, 
hat in dieser das stets lebendige Bewusstsein der geistigen 
Zugehörigkeit zu dem alten Heimatlande der Reformation 
und der Wissenschaft neu gekräftigt und mahnt sie fort und 
fort an die Pflicht, was an ihr liegt nicht zu versäumen, 
dass mit der eingehendern Kenntniss ihrer Entwicklung und 
ihres Lebens jene Zusammengehörigkeit immer enger und 
unlöslicher werde. Als ein Ausdruck jenes Bewusstseins 
und dieses Strebens mögen die nachfolgenden Blätter bei 
dem Leserkreis dieser Zeitschrift Entschuldigung finden. 

Die erste Hälfte des sechszehnten Jahrhunderts, in 
welcher die evangelische Kirche in Siebenbürgen gegründet 
‚wurde, brachte dem Lande zugleich eine politische Neu- 
gestaltung. Diese und die eigenthümliche Rechtsstellung, 
welche die ständischen Nationen als Factoren der Landes- 
hoheit und Staatsgewalt einnahmen, haben auf den Gang 
und die Festsetzung der Reformation in Siebenbürgen so 

Zeitschr. £. Kirchenrecht. III. 1. ı 
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I. 


Die Rechtslage der evangelischen Kirche A. B, in 
Siebenbürgen. 


Von 
Dr. G. D. Teutsch. 


Die grossen kirchen-staatsrechtlichen Fragen, die in dem 
letzten Jahrzehent die Wissenschaft und das Leben Deutsch- 
lands sowohl als Oesterreichs insbesondere nachhaltig be- 
schäftigten, haben auch die evangelisch-deutsche Kirche 
Siebenbürgens der Aufmerksamkeit des deutschen Mutter- 
landes wieder näher gebracht. Die warme Theilnahme, die 
nach langem drückendem Stillschweigen derselben in allen 
Richtungen so wohlwollend und fördernd entgegengekommen, 
hat in dieser das stets lebendige Bewusstsein der geistigen 
Zugehörigkeit zu dem alten Heimatlande der Reformation 
und der Wissenschaft neu gekräftigt und mahnt sie fort und 
fort an die Pflicht, was an ihr liegt nicht zu versäumen, 
dass mit der eingehendern Kenntniss ihrer Entwicklung und 
ihres Lebens jene Zusammengehörigkeit immer enger und 
unlöslicher werde. Als ein Ausdruck jenes Bewusstseins 
und dieses Strebens mögen die nachfolgenden Blätter bei 
dem Leserkreis dieser Zeitschrift Entschuldigung finden. 

Die erste Hälfte des sechszehnten Jahrhunderts, in 
welcher die evangelische Kirche in Siebenbürgen gegründet 
wurde, brachte dem Lande zugleich eine politische Neu- 
gestaltung. Diese und die eigenthümliche Rechtsstellung, 
welche die ständischen Nationen als Factoren der Landes- 
hoheit und Staatsgewalt einnahmen, haben auf den Gang 
und die Festsetzung der Reformation in Siebenbürgen so 

Zeitschr. £. Kirchenrecht. II. 1. ı 


2 Dr. G. D. Teutsch: 


tiefgehenden Einfluss ausgeübt, dass zum Verständniss dieser - 
ein Blick auf jene Verhältnisse nothwendig ist. 

Seit dem letzten Viertel des eilften Jahrhunderts Be- 
standtheil des Königreichs Ungarn, durch die Ansiedlung 
deutscher Colonieen im zwölften und am Anfang des drei- 
zehnten Jahrhunderts gesichertes Besitzthum der ungrischen 
Krone in seinem heutigen Umfang, hatte Siebenbürgen seit 
den ersten Zeiten seines Verbandes mit dieser ein eigen- 
thümliches Sonderleben und eine Selbstständigkeit bewahrt, 
die schon am Schlusse des dreizehnten Jahrhunderts in ei- 
genen Landtagen ihren Ausdruck findet. Zur Vertretung 
auf diesen berechtigt war der Adel der ungrischen Comitate, 
das Volk der Sekler und die sächsischen Gaue der Hermann- 
städter Provinz (die „sieben und zwei Stühle“), des Burzen- 
landes und des Nösnerlandes, diese seit dem Ende des fünf- 
zehnten Jahrhunderts allmählich zur sächsischen Nation 
im siebenbürgisch-staatsrechtlichen Sinne dieses Wortes zu- 
sammenwachsend. So traf der Tag von Mohatsch das Land 
(29. Aug. 1526), der den Fall des Königs und des Reiches 
sah. Nun riss der Woiwode von Siebenbürgen Johann Za- 
polya in zwölfjährigem Krieg gegen Ferdinand von Oester- 
reich trotz der opferwilligsten Hingabe der Sachsen für die 
„Sache der Christenheit und des rechtmässigen Königs“ mit 
Hülfe der Türken das Land von Ungarn los; nach seinem 
Tode (1540) erhoben seine Anhänger, wieder mit Soliman’s 
Unterstützung, den unmündigen Sohn Johanns, Johann Sig- 
mund Zapolya, auf den Thron; seine Mutter Isabella führte 
für ihn die Regierung, die von 1551 bis 1556 durch Unter- 
handlungen und Waffengewalt an König Ferdinand überging, 
nach dessen Verdrängung sie fast anderthalb Jahrhunderte, 
freilich oft mehr dem Namen als der That nach, in den 
Händen einheimischer siebenbürgischer Fürsten blieb. Die 
Verfassung des Reiches unter ihnen beruhte im Wesentlichen 
auf dem Bunde, den die „drei Nationen“, Ungarn, Sekler 
und Sachsen, im Jahr 1542 „zur Erhaltung des Friedens. 
und zu gleichberechtigter Theilnahme an der Verwaltung 
aller Landesangelegenheiten“ geschlossen hatten. Es war 
eine sehr beschränkte Monarchie, die Uebung der gesetz- 
gebenden Gewalt getheilt zwischen dem Fürsten und den 
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Ständen, die aus den Vertretern jener drei Nationen be- 
stehend über allgemeine Landessachen in der Regel jährlich 
mehr als einmal beriethen und beschlossen, während jede 
einzelne Nation auf ihrem räumlich gesonderten Gebiet das 
ausgedehnteste Statutargesetzgebungsrecht besass. 

In die Zeit jenes Uebergangs, in welcher Siebenbürgen 
aus einem „Glied der ungarischen Krone“ ein für sich be- 
stehendes Fürstenthum wurde, fallen die Anfänge der evan- 
gelischen Kirche im Lande. Sie fand insbesondre unter den 
Sachsen sehr vorbereiteten Boden namentlich in der freien 
bürgerlichen und kirchlichen Verfassung derselben. Die seit 
1519 durch Luthers Schriften, welche Kaufleute von der 
Leipziger Messe mitgebracht, beginnende reformatorische 
Bewegung erstarkte rasch, unterstützt durch die jahrelangen 
Wirren und Kämpfe in Ungarn und Siebenbürgen nach der 
Schlacht bei Mohatsch, in welchen eine starke Staatsgewalt 
fehlte, die die Beschlüsse der ungrischen Reichstage gegen 
die Reformation (Art. 54, 1523; 4, 1525) hätte ausführen 
können. Ja König Ferdinand selbst blieb hinter den Saecu- 
larisationsgelüsten der siebenb. Stände nicht zurück, indem 
er schon 1542 die Einkünfte des siebenbürgischen Bisthums 
an seinen Feldhauptmann in Oberungarn Caspar Seredy ver- 
gabte !). 

Der durch Lehre und Unterricht, sowie durch die wirk- 
same Unterstützung der städtischen Räthe und Vertretungen 
thatsächlich vollzogenen Gründung der evangelischen Kirche 
ım Sachsenland, zu der das gesammte Volk, den grössten 
Theil seiner Geistlichkeit nicht ausgenommen, übertrat, geben 
die Beschlüsse der „Universität der Sachsen“, oder „der 
Teutschen in Syebenburgen“, d. i. der Volksvertretung, die 
jährlich mindestens einmal in der „Landsversammlung“ zur 
Verwaltung und zur Gesetzgebung in Innerangelegenheiten 
zusammentrat, den legalen Boden. Schon 1544 wurde sie 
in der „Generalcongregation“ zu Katherinä in Betreff der 
Religionsangelegenheit einig, dass die Städte, die schon fast 
ale das Wort Gottes angenommen hätten, sich gleicher 


', Teutsch: Urkundenbuch der evang. Landeskirche A. B. in 
Siebenbürgen. Hermannstadt. Theod. Steinhaussen. 1862. I, 156. 
ı* 
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Bräuche in den Kirchen bedienen sollten. Die aber, die 
das Wort Gottes noch nicht angenommen, ermahnten sie, 
einmüthig mit den andern zu beten, dass auch sie in gleicher 
Weise erstarkten, es anzunehmen und zu glauben ?). Nach 
einem ähnlichen Beschlusse ‘im Jahr 1545 erliess die Uni- 
versität im April 1550 das Gesetz, dass in den einzelnen 
Städten, Märkten und Dörfern die Kirchen nach der vor 
drei Jahren veröffentlichten Kirchenordnung reformirt werden 
sollten und alle Pfarrer nach dieser sich zu halten und zu 
leben hätten ?°). 

Diese „Kirchenordnung aller Deutschen in rhebignt ; 
oder „Reformatio ecclesiarum Saxonicarum in Transsilvania“, 
wie sie in dem lateinischen Texte heisst *), ist das Werk 
des Johannes Honterus, des evangelista Domini in 
Hungaria nach Luthers bezeichnendem Wort, eine auf Ver- 
anlassung der Nationsuniversität 5) vorgenommene Ueber- 
arbeitung seiner Kirchenordnung für Kronstadt und das 
Burzenland, die er schon 1542 und wiederholt 1543 mit 
Luthers vollem Beifall ©) herausgegeben. In neunzehn „Ti- 
teln“: von Berufung der Kirchendiener, von christlicher Lehr, 
vom Ampt der Kirchendiener, vom Sacrament der Taufe, 
von des Herrn Abendmal, vom Missbrauch der Winkelmess, 
vom Berichten der Kranken (de communicatione infirmorum), 
von Kraft der Entbindung (de virtute absolutionis), voın 
christlichen Bann, von Aufrichten der Schulen, von Ordnung 


») Teutsch: Urkundenbuch der evang. Landeskirche A. B. in 
Siebenb. I, 3. 


®) A.a.0.S.5. 

*% A. a. 0. S. 6, 36. i 

6) (Schaser) Geschichte des Hermannst. Capitels. Hermannst. 
1848. S. 15. : 


®) Luther an den Hermannstädter Stadtpfarrer Matth. Ramser 1. Sept. 
1543: Obtulit mihi tabellarius tuus, mi Matthia; una cum literis tuis 
libellum de reformatione Coronensis ecclesiae et totius provinciae Bur- 
censis, typis Coronae excusum. .. Omnia, quae tu a me petis, in isto 
libro offendes melius, quam ego scribere possum. Placuit enim mihi 
vehementer, qui tam docte pure et fideliter scriptus est. Igitur hunc 
libellum lege... .; nam nostrae ecclesiae formam diligenter prosecuti 
sunt in isto libello, ad quem.. te remissum volo. Ungr. Magaz. Pressb. 
1782, IV, 206. Dück: Gesch. des Kronst. Gymnas. Kronst. 1845. 
9. 25 (Anhang). 


Die Rechtslage der evang. Kirche A. B. in Siebenbürgen. 5 


des Armenkasten, vom Versorgen der Weyslin (de tutela 
pupillorum), von Ehesachen, gemeine Missbrauch zu refor- 
miren (de quibusdam politicis abusibus reformandis), von 
Jährlicher Visitation, von der Metten oder Frühampt, vom 
hohen Ampt, von dem Vesperamt, von Ceremonien in Dör- 
‘ fern — wird gegenüber den „alten Gewohnheiten, welche 
von müssigen Menschen wider die göttliche Schrift und gute 
Vernunft aufgebracht worden“, eine neue „dem Wort Gottes 
gleichförmige Ordnung“ nach „dem Exempel der wahren 
christlichen Kirche“ und nicht etwa etwas Fremdes aufge- 
stellt. Es ist eine Arbeit voll tiefernsten sittlich-religiösen 
Geistes mit dem offen hervortretenden Drang, durch die 
Macht des gereinigten Glaubens auch das bürgerliche Leben 
zu reinigen, eine evangelische Umgestaltung, eine christliche 
Verbesserung auch „der weltlichen Sachen“ zu bewirken. 
Fast auffallend aber ist, dass, so nahe die Veranlassung 
auch lag, der Kügsbürgischen Confession darin nirgends ge- 
dacht wird. Den „schweren Menschensatzungen“ der ver- 
gangenen „ungnädigen Zeit“ gegenüber beruft sich Honterus 
stets auf das „Zeugniss der heiligen Schrift“ ; lateinische und 
deutsche Bibeln sollen in allen Kirchen gehalten werden, 
dabei jedoch auch die Hauspostille Dr. Martini Luther und 
sein Katechismus, das Lehrbuch der Jugend; für die Taufe 
wird die Wittenbergische teen onlng, ausdrücklich als 
Richtschnur aufgestellt. 

Der Augsburgischen Confession geschieht in 
den Erklärungen und Bekenntnissschriften der siebenbürgisch- 
sächsischen Kirche erst später Erwähnung °). Die seit 1554 
in Siebenbürgen Boden gewinnende Abendmahlslehre der 
Schweizer Reformatoren, dann die spätere Verbreitung der 


?) Die aus M. G. Haners Historia ecclesiarum Transsilvanic. 
Frankf. u. Leipz. 1694. S. 206 in alle spätern Darstellungen überge- 
gangene Angabe,’ die in Mediasch 1545 versammelte Synode der säch- 
sischen Geistlichen habe die Augsburg. Confession pro norma profes-. 
sionis fidei angenommen, findet in den jetzt vorhandenen Quellen keine 
Begründung. Die im Hermannstädter Capitulararchiv Z. 127 im Ori- 
ginal vorhandene dort abgeschlossene Vereinbarung zwischen den Ca- 
piteln der Graner und Albenser Diöcese, in der sie sich als unius 
religionis et corporis membra anerkennen, enthält keine Hindeutung 
darauf und ein anderer Act aus jener Versammlung ist nicht bekannt. 
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Socinianischen Ansichten gab die äussere Veranlassung dazu. 
Die Synode von 1557 erklärt und „beschliesst“, in Taufe, 
Abendmahl und Absolution jene Form zu behalten, die in 
der Wittenberger Kirche im Brauch sei ®), und beruft sich 
endlich 1565 in der Novemberversammlung in Hermannstadt 
geradezu auf die Augsburgische Confession von 1530 als 
auf ein von ihr anerkanntes und angenommenes Zeugniss 
der Schriftauslegung und der Lehre der alten Kirche ?). 
Auf Veranlassung des (katholischen) Fürsten Stephan Bathori 
schwört die zur Wahl eines Superintendenten im Mai 1572 
in Mediasch versammelte Synode, unverbrüchlich bei der 
Lehre des Evangeliums zu bleiben, deren Inhalt in der 
Augsburgischen Confession zusammengefasst sei !°) und er- 
klärt in dem ersten Artikel ihres unter dem Namen Formula 
pii consensus dort abgefassten Bekenntnisses: Unanimi con- 
sensu corde et fide credimus, ac ore palam coram Deo et 
universa ecclesia in coelo et in terra confitemur, unam solam 
in humano genere exstare veram de Deo et aeterna salute 
doctrinam, quae scriptis Prophetarum et Apostolorum com- 
prehensa est. Hanc toto pectore amplectimur in ea nativa 
sententia, quam pia scripturarum divinarum inter se collatio 
gignit et quae deinceps expressa est in piis symbolis Apo- 
stolico, Nicaeno et Athanasiano, cum quibus etiam consentit 
pia confessio, quae a reformatis ecclesiis germanicis Augustae 


®) Cum hae actiones sacrae, baptismus, coena domini et absolutio 
sint praecipuae et maximae, quas filius dei constituit, ac ecclesiae suae 
commendavit, conclusum est ut eandem formam retineant, videlicet quae 
in ecclesia Wittenbergensi in usu est. 

®) Fideli corde et ore fatemur (sicut hactenus constanter confessi 
sumus), nos unanimi consensu complectt sacra biblia veteris et novi te- 
stamenti tanquam fidei fundamenium, ratione verae interpretationis ; 
nihil novi ex nostro cerebro finximus, neque in posterum fingemus. 
Non enim delectamur illa levitate, quae annuas et menstruas religiones 
excogitat, sed amplectimur sententiam primitivae ecclesiae, quae prae- 
cessit istas horribiles tenebras papisticas, cujus summa comprehensa 
est in symbolo Apostolico, Nicaeno et Athanasiano, a quibus nihil dis- 
sident interpretationes reverendorum virorum Doctoris Lutheri, Philippi, 
Brentii, Viti Theodori, item confessio fidei pure exhibita imperatori 
Carolo V in comitiis Augustanis anno 1530. 

1% Teutsch: Urkundenbuch der evang. Landeskirche A. B. in 
Siebenb. I, 201. 
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exhibita est Caesari Carolo V et statibus imperii germanici, 
cui et nostrae ecclesiae Saxonicae in Transsilvania firmiter 
Dei beneficio hactenus consenserunt ac in eadem vera con- 
fessione doctrinae christianae Deo juvante constanter usque 
ad finem perseverabunt. In Gemässheit hievon anerkennt 
und bestätigt Stephan Bathori unter dem 4. Juli 1572 auf 
die Bitte der Synode für „die in Christo geeinigte Kirche 
des ganzen sächsischen Volkes“ die ausschliessliche Gültig- 
keit des „wahren, hochheiligen und mit dem reinen Worte 
Gottes übereinstimmenden Augsburger Bekenntnisses“ und 
trägt den Richtern, Räthen und sonstigen Amtleuten im 
Sachsenland auf, wie sie selbst auf dem letzten Landtag in 
Thorenburg (Pfingsten 1572) durch ihre Abgeordneten im 
Namen des ganzen sächsischen Volkes mit grossem Eifer 
gebeten und gefordert, überall in ihrem Amtsgebiet dafür 
Sorge zu tragen, dass die Augsburger Confession und die 
von Alters her angeordneten kirchlichen Bräuche beachtet 
würden !1). | 

So erhielt die Gründung der evangelisch -sächsischen 
Kirche A. B. in Siebenbürgen, an deren Spitze bereits seit 
1553 ein durch die geistliche Synode erwählter Superinten- 
dent stand, ihren Abschluss. Sie war die „Staatskirche“ 
des Sachsenlandes und -umfasste ausser diesem auch die 
sächsischen Gebietstheile der ungrischen Comitate. 

Wenn durch die vorher bezeichneten Acte die evange- 
lsche Kirche in den sächsischen Territorien ein gesichertes 
Dasein auf dem Boden des Rechtes empfing, unter dem 
Schutze desselben immer mehr und mehr erstarkend, so 
fehlte ihr gleichzeitig auch die staatsrechtliche Anerkennung 
des gesammten Landes nicht. Es ist ein merkwürdiger Ent- 
wicklungsgang, dass gerade in Siebenbürgen, am äussersten 
Ende der Christenheit, dazu in einem nationell und social 
so gespaltenen Lande das friedliche Nebeneinanderbestehen 
mehrerer Confessionen früher als in allen andern Ländern 
gesetzliche Anerkennung erwarb, dass diese hier zu -Stande 


1) Teutsch: Urkundenbuch der evang. Landeskirche A. B. in 
Siebenb. I, 207 ff. Die Melanchthonische Auffassung'der Augsburgischen 
Confession schützt gegen das Concordienbuch Fürst Gabr. Bethlen 1622. 
A. a. 0. 283. . 
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kam ohne Krieg und Blutvergiessen und die unduldsamen 
Consequenzen des canonischen Standpunctes gerade von 
katholischen Fürsten zu Gunsten der ‚Andersgläubigen mit 
aller Entschiedenheit abgewiesen und ausgeschlossen wurden. 
Die Erlässe, Privilegien und Schutzbriefe der Fürsten, ins- 
besondre die langen Reihen der von diesen bestätigten Be- 
schlüsse und „Artikel“ der Landtage bieten eine Fülle lehr- 
reicher Belege hiezu. 

Zwar scheint es im ersten Jahrzehent nach Joh. Zapo- 
lya’s Tod (1540—1550), in welchem die Reformation im 
Sachsenland zur ungehinderten Herrschaft kam und auch 
unter dem ungrischen Volk freudig begrüssten Einzug hielt 
(Synode in Erdöd 1545), als ob die Stände, wenn die immer 
drängenden politischen Wirren die Beschäftigung mit der 
Kirche gestatteten, der Gewalt der vollendeten Thatsachen 
Schweigen oder abwehrende Worte entgegensetzen wollten. 
Noch 1548 beschliessen sie !?), es solle in Religionssachen 
nichts geändert werden, da man in kurzem die Verhand- 
lungen der christlichen Fürsten darüber erwarte; den Pre- 
_ digern solle nicht frei stehen, von einem Orte zum andern 
zu ziehen. Doch schon 1551 wiederholen sie einen bereits 
früher gefassten Beschluss, es solle der evangelische Theil 
den „papistischen“, sowie dieser jenen nicht anfeinden noch 
beunruhigen, sondern beide sollten sich mit Ehre und Milde 
begegnen. Drei Jahre später, auf dem Landtag in Mediasch 
1554 sprachen die Vertreter der drei Völker das erhebende 
Wort: wiewohl der Glaube der Christen einer sei, 
die Stände jedoch in den Ceremonien und der Verwaltung 
. der Sacramente auseinander gingen, so sei beschlossen, dass 
so lange man im Lager stehe, jeder Theil seine Geistlichen 
und Prediger haben könne, doch mit der ausdrücklichen 
Erklärung, dass keiner derselben oder ihrer Hörer den an- 
dern Theil mit unerlaubten Worten entehre, oder ihm irgend 
eine Schmach oder ein Unrecht anthue !?). 

In solcher Stimmung waren die Gemüther, der grössere 
Theil der ständischen Nationen bereits thatsächlich aus der 


'#) Urkundenbuch der evang. Landeskirche I, 84. 
18, Ebend. I, 88. 
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katholischen Kirche ausgetreten, als durch den Antrag des 
Landtags in Klausenburg (25. Nov. bis 7. Dec.) 1556 und 
die factische Annahme desselben durch die wieder- ins Land 
zurückgekehrte Königin Isabella die Güter und Einkünfte 
des siebenbürgischen Bisthums säcularisirt wurden !%). Um 
so weniger Hindernisse fand fortan die offene landtägliche, 
von der Krone stets genehmigte Anerkennung der Glaubens- 
freiheit. So erklären Stände, König und Königin auf dem 
Landtag in Thorenburg im Juni 1557, dass Jeder den Glau- 
ben halten könne, den er wolle !°); desselben Inhalts sind 
die Beschlüsse der Landtage in Thorenburg und Weissen- 
burg im Jahr 1558: es stehe Jedem frei, sich zur alten oder 
lutherischen Kirche nach der Wittenberger Einrichtung zu 
halten !6); ebenso der Artikel in Schässburg von 1564: ut 
quilibet eam quam maluerit religionem amplecti valeat !?). 
Diesem Grundsatz der Gewissensfreiheit, mit gleichzeitiger 
Abwehr des Sectenwesens, das die Quelle von Unordnung 
sei 1°), blieb die siebenbürgische Gesetzgebung unverändert 
treu; als die Abendmahlslehre nach dem Helvetischen Be- 
kenntniss unter dem ungarischen Volk statt der Lutherischen 
Auffassung anfangs immer mehr und mehr Boden, später 


1) Teutsch: Das Zehntrecht der evang. Landeskirche A. B. in 
Siebenb. Schässb. 1858. 8. 51. 

5) Nos (Isabella) filiusque noster serenissimus (Johann Sigmund) 
ad instantissimam supplicationem dominorum regnicolarum clementer 
consensimus, ut quisque teneret eam fidem quam vellet cum novis et. 
antiquis ceremoniis, permittentes in negotio fidei eorum arbitrio id fieri 
quod ipsis liberet citra tamen injuriam quorumlibet. Urkundenb. I, 85. 

16) Weissenburger Artikel: De articulo religionis placet sacris Ma- 
jestatibus, quod in superioribus comitiis deliberatum est. Datur enim 
libertas vel amplectendi antiquam religionem una cum ceremoniis et 
ritibus antiquis, vel Lutheranam fidem juxta ecclesiae Wittebergensium 
institutionem. A. a. 0. I, 87. 

ın) A. a. 0. I, 89. 

16) Landtag in Weissenburg 1558: Denken etiam, novas sectas et 
religiones evitandas ob id: pracsertim, ut fontes et seminaria tumultuum 
evitentur. A. a. 0. I, 87. Landtag in Thorenburg 1573: Niemand be- 
ginne Neuerungen in der Religion... Ew. Gnaden trage auch für unsre 
Seelen Sorge und dulde solche Neuerungen nicht, sondern bestrafe die- 
selben, wozu wir Ew. Gnaden auch jetzt, wie früher volle Macht und 
Gewalt geben. A. a. O. I, 98. 
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ausschliessliiche Herrschaft gewonnen und die „Religionen 
von Klausenburg und Hermannstadt“, der „ungarischen und 
sächsischen Nation“ einander gegenübertraten, erklärte der 
Landtag in Thorenburg 1564 zur „Befriedigung der Gewissen 
und zur Beruhigung des Reichs“, dass es fortan dem Ein- 
zelnen sowohl, als den Städten, Märkten und Dörfern frei 
sei, sich zu derjenigen von diesen beiden Kirchen zu halten, 
zu welcher sie wollten ?°); neben der evangelisch-sächsischen 
erhielt die reformirte-ungrische Kirche staatsrechtliche An- 
erkennung. Dasselbe geschah mit dem unitarischen Glau- 
bensbekenntniss 1571 auf dem Landtag in Neumarkt. 
Welch einen Gegensatz bildet diese Rechtsentwicklung 
Siebenbürgens gegen‘ die, in jener Zeit sonst überall herr- 
schende Unduldsamkeit, welche sich bis zum Bruderkrieg 
verirrte! Und dabei darf man nicht etwa meinen, sie be- 
ruhe auf Gleichgültigkeit gegen religiöses Leben oder min- 
destens dogmatische Erkenntniss; die Disputationen, die 
Synodalartikel, die kirchlichen Gesetzgebungen jener Tage 
sind voll von Zeugnissen des heissen Eifers für die Lehre, 
der tiefen Ueberzeugung von der Wahrheit und dem Heile, 
das die eigene Kirche biete. Um so wohlthuender ist es, 
wenn die Landtagsartikel von Thorenburg aus dem Januar 
1568 erklären — und sie stehen mit diesem Inhalt nicht 
allein da —: Wie unser Herr, Seine Hoheit, in den frühern 
Landtagen mit seinem Reiche gemeinschaftlich in Sachen 
der Religion beschlossen hat, so bestätigt er das auch jetzt 
in dem gegenwärtigen Landtag, nämlich, dass aller Orten 
die Prediger das Evangelium predigen und verkündigen 
dürfen jeder nach seinem Verständniss und wenn es die 
Gemeinde annehmen will, gut, wenn aber nicht, so soll sie 
Niemand mit Gewalt dazu zwingen, da ihre Seele sich 
dabei nicht beruhigt; sondern sie soll solche Prediger 
halten können, deren Lehre ihr selbst gefällt. Darum aber 
soll Niemand unter den Superintendenten, oder auch Andere 
die Prediger antasten dürfen; Niemand soll wegen der Re- 
ligion verspottet werden, nach den frühern Artikeln. Auch 
ist Niemandem gestattet, dass er Jemanden wegen seiner 


1 A.a.0.1%0. 
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Lehre mit Gefangenschaft oder Entziehung seiner Stelle be- 
drohe: denn der Glaube ist Gottes Geschenk; 
derselbe entsteht durch das HOLEN, welches Hören durch 
Gottes Wort ist ?°), 

Nach diesen Vorgängen setzt ea der VIII. Artikel 
von 1595 fest: Was die Religionsangelegenheiten betrifft, 
so haben wir von Reichs wegen beschlossen, dass die re- 
cipirten Religionen, nämlich die katholische oder 
römische, die Lutherische, die Calvinische und die Aria- 
nische überall frei erhalten werden sollen ?!), und enthalten 
endlich die Approbaten ??) im ersten Theil, der „von 
den die Religionen betreffenden Angelegenheiten“ handelt, 
im zweiten Artikel des ersten Titels das aufs neue aufrecht 
erhaltene Gesetz: die vier recipirten Religionen sollen 
nach diesen einstimmig gefassten Landesbeschlüssen (1588, 
1595, 1600) auch hinfort in immerwährender Zeit für reci- 
pirte gehalten werden, nach dem lobenswerthen Beispiel 
unserer Vorfahren seligen Andenkens, da dieses sowohl des 
Vaterlandes gemeinsamer Bestand erheischt, als auch glei- 
chermassen die Reichsconstitutionen (1564, 1572, 1584, 1588, 
1607, 1629, 1630) und die einigemal geschlossenen Eini- 
gungen. Diesen vier recipirten Religionen, nämlich der 
evangelisch-reformirten, (insgemein Calvinischen), der Lu- 
therischen oder der des Augsburger Bekenntnisses, der 
römisch-katholischen, der unitarischen oder antitrinitarischen 
soll die freie Uebung in den nach den Reichsconstitutionen 
üblichen Orten auch künftig gestattet werden °°). 

Der Artikel ist für die genannten Kirchen, also auch 


A. a. 0.1], 9. 

ı» A. a], 101. 

3) Approbatae constitutiones regni Transsilvaniae et partium Hun- 
gariae eidem annexarum. Ex articulis ab anno 1540 ad praesentem 
hucusque 1653 conclusis compilatae, ac primum quidem per dominos 
consiliarios revisae, tandemque in generali dominorum regnicolarum .... 
conventu (in Weissenburg 1653) publice relatae, intermixtis etiam con- 
stitutionibus sub eadem diaeta editis. Diese Revision und Codification 
der Landtagsartikel von 1540 bis 1653 bildet den ersten Theil des 
siebenbürgischen Gesetzbuchs, woran sich die 1669 in ähnlicher Weise 
entstandenen Compilaten als zweiter schliessen. 

ı) A.a. 0.1], 117. 
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für die evangelische A. B., das Landesgrundgesetz, 
das ihren unantastbaren Bestand im Staate gewährleistet, 
und auf den betreffenden Glaubens- und Lebensgebieten. 
jene freie Thätigkeit und Bewegung rechtlich sichert, wie 
sie von ihrer Auffassung und Erkenntniss der Heilswahrheit 
bedingt und gefordert wird. 

Ausser der obigen enthält die siebenbürgische Gesetz- 
gebung des 16. und 17. Jahrhunderts noch eine ganze Reihe 
von Bestimmungen, die Besitz, Recht und freie Entwicklung 
jeder Kirche namentlich auch gegen Angriffe und unbefugte 
Einmischung der andern Kirchen schützen. Wer. einen 
Pfarrhof oder kirchliche Güter wegnimmt, verfällt in eine 
. Strafe von 200 Gulden ?*) (Art. 9 von 1578); katholische 
Grundherrn dürfen in ihren andersgläubigen Gemeinden ohne 
deren Willen keinen Pfarrer einsetzen ?°), (Art. 2 von 1600); 
die Geistlichen der verschiedenen Glaubensbekenntnisse sollen 
sich innerhalb ihrer Grenzen halten ?*) (Art. 24 von 1626; 
6 von 1641). Alle diese Normen haben in den Approbaten 
erneuerten Ausdruck gefunden. So bestimmt Art. VIII im 
ersten Titel des ersten Theils, dass Niemand die unter. ihm 
stehende Gemeinde, die Leibeigenen, das Hausgesinde, oder 
irgend einen Stand durch Gewalt oder Androhung einer 
Strafe zu seiner Religion zwinge, wie auch dass der Grund- 
herr, der einer andern Religion angehört, die Kirche des 
Dorfes oder der Stadt nicht in Beschlag nehme, nicht einer 
andern Religion angehörige Pfarrer mit Gewalt einsetze und 
‚aufdränge, durch Pfarrer seines Glaubens bei keiner Gele- 
genheit Gottesdienst halten lasse, bei Strafe von zweihundert 
Gulden 2°). Pfarrer verschiedener Religionen sollen sich 
gegenseitig nicht in ihre Amtshandlungen mischen (Appro- 
batae constitut. I, 1, 3); insbesondere darf der Pfarrer einer 
Religion Personen einer andern Religion weder trauen noch 
scheiden bei Verlust seines Amtes ?°) (Approb. const. ], 
1, 4). Doch steht es ihnen frei, zur Beichte der Kranken 


24) A. a. O. I, 100. 
»»), A. a. O. I, 102. 
’e, A. 2.0.1], 111. 
ın A. a. O. I, 122. 
ıe) A. a. 0. I, 124. 
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und zur Taufe der Kinder selbst in jene Orte zu gehen, 
wo ihr Glaube auch „keine Uebung* hat ?°) (Approb. 
const. III, 1, 1). 

Man sieht, der Grundsatz selbstständigen Eigenlebens 
jeder Kirche und der Gleichberechtigung derselben auf den 
ihnen eigenthümlichen Gebieten ist in einer Schärfe gefasst 
und in einer Folgerichtigkeit durchgeführt, wie es überhaupt 
in jener Zeit nur möglich war. Denn neben den: Rechts- 
begriff der „reeipirten“ Kirche „stellt sich immer ergänzend 
der der „recipirten Nation“, die erst beide zusammen volles 
Staatsbürgerthum gewähren. Indem sich nun „sächsische 
Nation“ und „evangelische Kirche“ ausschliesslich durch- 
dringen und decken, ‘so dass in der ungarischen Rechts- 
und Geschichtssprache jener Jahrhunderte der Ausdruck 
„sächsischer Glaube“ gleichbedeutend ist mit Zugehörigkeit 
zur evangelischen Kirche, wird die recipirte evangelische 
Staatskirche Siebenbürgens die exclusive sächsische National- 
oder Territorialkirche, die zwar mit mehreren Capiteln, so 
dem Bulkescher, Bogeschdorfer, Lassler, Reener in die 
sächsischen Gebiete der ungrischen Coimitate hinüberreicht, 
im Sachsenland dagegen nur an einem Punct, in Broos, 
und erst gegen den Schluss des 17. Jahrhunderts auch m 
Kronstadt der reformirten Kirche einen hier lange bestrit- 
tenen Raum gestattet. Unitarische und römisch-katholische 
Gemeinden und Gotteshäuser finden sich im 16. und 17. 
Jahrhundert im Sachsenland, im „evangelischen Territorium“ 
nirgends. 

In ganz eigenthümlicher Weise entwickelte sich das 
Verhältniss der evangelischen, so wie der aller übrigen 
recipirten Kirchen zur Staatsgewalt. So unbestritten 
diese das Schutz- und Schirmrecht denselben gegenüber 
ausübt, so wenig gelingt es ihr, trotz mannigfacher hieher 
zielender Versuche namentlich des Fürsten Stephan Bathori, 
einen Einfluss in die kirchliche Gesetzgebung zu 
erlangen und die Kirchen sind im Stande, in auffallendem 
Gegensatz gegen die betreffenden Rechtsbildungen in andern 
Staaten und das daraus hervorgehende gemeine Recht, auf 


®) A.a 0.1, 188. 
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diesem Gebiete eine Selbstständigkeit und Unabhängigkeit 
zu erlangen, die fast gleichbedeutend ist mit Independen- 
tismus. 

Es ist interessant, die Ursachen und Zustände ins Auge 
zu fassen, deren Zusammenwirken jenes Ergebniss erzielte. 
Zunächst ist von Bedeutung, dass nach dem vorreforma- 
torischen Recht die oberste Kirchengewalt und das kirch- 
liche Gesetzgebungsrecht bekanntlich kein Theil der Landes- 
hoheit war, die Fürsten Siebenbürgens aber während des 
ganzen 16. Jahrhunderts, ausgenommen einen kurzen Theil 
der Regierung Johann Sigmund Zapolyas der katholischen 
Kirche angehörten, die füglich für die Staatsgewalt nicht 
einen grössern Einfluss in das Selbstbestimmungsrecht der 
andern Kirchen ansprechen konnten, als diese es bezüglich 
der katholischen Kirche besas. Auch war die Fürsten- 
gewalt namentlich in jenen Jahrzehnten, in welchen die 
Reformation mit ihren ersten Verfassungsarbeiten festen 
Boden gewann, so beschränkt, so schwach und schwankend, 
dass sie eine direkte Betheiligung am kirchlichen Gesetz- 
gebungswerke nicht hätte durchsetzen können. Es kam 
dazu, dass die Reformation zu einer festen Kirchenbildung, 
zu geordnetem Abschlusse zuerst im Sachsenland gelangte, 
und zwar nicht mit Hülfe der Fürstengewalt sondern im 
Gegensatz gegen dieselbe ®°); endlich dass seit der Einwan- 
derung der Sachsen in Siebenbürgen ihre Stellung im Staate 
und in der Kirche immer eine exempte, eine autonome ge- 
wesen °!), in Folge deren Gesetzgebung und Rechtsentwick- 
lung in ihrer Mitte von jeher wesentlich aus ihrer Selbst- 
bestimmung hervorgegangen waren. Wie die Sachsen po- 
litisch eigentlich einen Staat im Staate bildeten, so übertrug 
sich das nun ins kirchliche Leben; und wie die „recipirten“ 
Nationen durch ihre Vereinigung zu einem neuen staat- 


°, Teutsch: Geschichte der Siebenbürger Sachsen. Kronstadt 
1858. 8. 263 ff. Herzog: Realencyclopädie für Theologie und Kirche 
XIV, 344. 

20) Schuller: Umrisse und kritische Studien zur Geschichte von 
Siebenbürgen. Hermannst. 1840. I, 81. Teutsch: Geschichte der 
Siebenb. Sachsen. S. 38 ff. 8. 339 ff. Zehntrecht der eväng. Landesk. 
Siebenb. S. 9. 
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lichen Ganzen in der Union von 1542 das ausgedehnteste 
Gesetzgebungsrecht, für ihre innern politischen Ange- 
legenheiten nicht verloren, so machten Fürst und Staat um 
so weniger Anspruch auf Einfluss in die kirchliche Ge- 
setzgebung derselben, als diese ohnehin in den wesentlichsten 
Theilen das Innerlichste, das Gebiet des Gewissens und des 
Glaubens, der ja „Gottes Geschenk“, berührte. 

Aus diesem Geiste ist das Approbatalgesetz des dritten 
Artikels im ersten Titel des ersten Buchs erstanden: 

„An dem kirchlichen Regiment und den Gebräuchen 
zu reformiren oder zu ändern war den Kirchen von Anfang 
her erlaubt, welche christliche Freiheit auch künftighin nicht 
benommen noch verboten ‘wird, so jedoch wie man in an- 
dern christlichen Ländern und auch in diesem, dem unse- 
rigen, gelebt hat und auch jetzt lebt, nämlich: dass in 
minoribus und was nur die geistlichen Stände betrifft, sie, 
die geistlichen Stände, auch sollen beschliessen und Con- 
stitutionen machen können, doch auch diese auf allge- 
meinen Generalversammlungen. In Angelegenheiten aber, 
die sie mit den Zuhörern und weltlichen Ständen gemein- 
schaftlich haben, oder die auch diese betreffen, nicht anders, 
als mit diesen in gemeinsamem Einverständniss, d. i. ein 
Jeder mit der Zustimmung der obersten Amtleute und Pa- 
trone seiner Religion.“ 

„Hiedurch wird auch das nicht ausgeschlossen, dass 
wenn Jemand seine, auf die Erbauung der Kirche zielenden, 
mit der heiligen Schrift übereinstimmenden Ansichten mit- 
theilen wollte, dieses auf die Art zugelassen wird, dass er 
gehalten sei, dieselben auf den allgemeinen Versammlungen 
der Kirche vorzulegen und sich und seine Meinungen der 
Prüfung der allgemeinen Versammlung zu unterwerfen, 
welche dieselben, wenn sie sie in der Wagschale der 
heiligen Schrift gerecht, ohne Privatrücksichten gewogen, 
und den obersten und den auf diese folgenden weltlichen 
Amtleuten und Patronen ihrer Religion mitgetheilt, falls 
sie sowohl nützlich als auch.nothwendig er- 
funden worden, kraft gemeinschaftlich gefas» 
ten Beschlusses auch in Gebrauch setzen mag, 
Auf diese Weise soll in ritibus externis directioneque eccle- 
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siastica eine Verbesserung oder Aenderung stattfinden können, 
ohne dass der Grund und die Artikel des Glaubens une der 
Religion in etwas angetastet werden“ °?). 

* Die rechtliche Stellung der recipirten Kirchen dem 
Staate gegenüber, die der eben bezeichnete Gesetzartikel 
sanctionirt, gewährt dem Staat und der Regierung, wie man 
sieht, weder ein jus in sacra noch ein jus circa sacra, son- 
dern sichert die Autonomie der Kirche in einem so 
unbeschränkten Umfang, dass von einer Verpflichtung der- 
selben, für ihre Versammlungen die Zustimmung der Re- 
gierung, oder für ihre Beschlüsse und Constitutionen die 
Bestätigung anzusuchen, nicht die mindeste Erwähnung 
geschieht. Ja nicht einmal die Nothwendigkeit, ihr eine 
einfache Anzeige darüber zu machen, deutet das Gesetz an. 
Sind die Ansichten, ob sie auf Verfassung oder „Erbauung“ 
der Kirche zielen, „auf der Wagschale der heil. Schrift 
gerecht“ befunden und zum Beschluss erhoben worden, 
so werden sie „falls sie nützlich und nothwendig sind“ 
„kraft gemeinschaftlichen Beschlusses auch in 
Gebrauch gesetzt.“ 

Das ist das Landesgesetz, auf welcheın die Autonomie 
auch der evangelischen Kirche in Siebenbürgen beruht. 

Für den Bestand der recipirten Kirchen und die Frei- 
heit ihres Glaubens, für die Erhaltung ihrer gegenseitigen 
Gleichberechtigung und ihres Selbstbestimmungsrechtes hat 
das siebenbürgische Staatsrecht noch manche andere Bürg- 
schaft aufgestellt. Im „Unionseid“, den die Stände und 
die Landesbehörden leisteten, schwor Jeder, „dass ich für 
die Erhaltung der vier recipirten Religionen in diesem Va- 
terland aus allen Kräften Sorge tragen und niemals mit 
Unterdrückung derselben meine Religion befördern, oder 
irgend etwas weder heimlich noch öffentlich thun will, was 
mit der Unterdrückung jener etwa zusammenhänge; dass 
ich ferner gegen Niemanden wegen seiner Religion oder 
seines Glaubens Hass oder Feindschaft hegen will, sondern 
dass ich für die freie Erhaltung einer jeden Sorge tragen 
und weder heimlich noch öffentlich etwas, auf die Unter- 


#2) Urkundenbuch der evang. Landeskirche Siebenb. I, 118. 
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drückung einer andern Religion Bezügliches, auch mit An- 
dern nicht, veranlassen werde, weder mit schädlichem Rath, 
noch mit den Waffen, weder ich selber, noch durch Andere 
in irgend einer Weise; ja wenn ich solche wüsste, so will 
ich dieselben dem ganzen Rathe mittheilen und ihnen aus 
allen meinen Kräften entgegenzuarbeiten miclı bemühen; 
auch meinem Fürsten will ich keinen Rath zum Scha- 
den einer andern Religion geben und die Beförderung 
der Dauer von meines Vaterlandes stillem Frieden und 
Freiheit mit meiner einträchtigen Gesinnung und meinem 
Vermögen zu schützen streben“ ®°®). Die Fürsten selbst 
schworen bei dem Antritt ihrer Regierung, die Religions- 
freiheit und die Rechte der einzelnen Kirchen zu erhalten 
und unter den, in das Gesetzbuch aufgenommenen Wahl 
bedingungen derselben sind die diesbezüglichen immer 
aufgeführt. So lautet die fünfte „Conditio Principis Georgü 
Rakotzi I (1630) „dass Seine Hoheit Alle, ohne Ansehen 
der Person, in den vier recipirten Religionen und der freien 
Ausübung derselben erhalte und auch durch Andere erhalten 
lasse, die Kirchen einer Religion nicht mit Gewaltthat über- 
ziehe und nicht mit Beschlag belegen lasse, Niemanden von 
den Landessöhnen wegen der Religion verachte, sondern 
hierin ohne alles Ansehen und ohne Unterschied der Person 
das lobenswerthe Beispiel der Fürsten seligen Andenkens 
befolge, wohl wissend, welch grosser Nutzen aus solchem 
Thun sowohl Ihren Hoheiten, als auch unserm Vaterland 
erwachsen.“ Dann: „dass er Herren, Adel, Städte und 
Märkte, die Sachsen und Sekler bei ihren alten und allen 
gesetzlich erflossenen Privilegien, Donationen, Annuentien, 
Inscriptionen erhalte, nach dem Inhalt des Decretes des 
heil. Königs Andreas“ ®%), 
Unter den Rechten, die der evangelischen Kirche ins- 
besondre grossen Segen gebracht, darf das Recht des Be- 
suchs ausländischer Hochschulen nicht unerwähnt 


85) A. a. O. I, 131. — Nach dem Beschluss des Landtags in Weis- 
senburg aus dem Nov. 1674 soll Jedermann, der die Freiheiten des 
Landes geniesst, wenn er das 18. Lebensjahr zurückgelegt hat, diesen 
Unionseid ablegen. (Art. 18.) 

*4) Approb. const. D, 1,5. A.a. O. I, 128. 
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bleiben. „Das Reisen in christliche Reiche zum Behuf der 
Studien“ bestimmt das Gesetz (Compil. const. II, 9) „soll 
nicht nur nicht untersagt sein, sondern von einem derartigen 
Verbot soll im Vaterland nicht einmal die Rede sein. Doch 
sollen sie verpflichtet sein, den salvus conductus nachzu- 
suchen, die Fürsten aber, ihn zu geben; sollten diese jedoch 
ihn verweigern, oder in die Länge ziehen, so mögen sie 
frei reisen.... Von diesem Beschluss aber wünschen wir, 
dass er pro perpetuo et irrevocabili decreto gehalten werde, 
hoc per expressum declarato, dass wenn Jemand im Lauf 
welcher Zeiten immer bei der Fürsten, der Stände, der 
Constitutionen Wechsel die Abschaffung oder Schmälerung 
dieses Gesetzes auch nur zur Vorlage brächte, oder als 
Forderung stellte, oder annähme, um so mehr der seine 
Stimme und Einwilligung dazu gäbe, oder thatsächlich da- 
gegen handelte, oder ein diesem widersprechendes Gesetz 
machen liesse, machte, oder annähme, der in der künftigen 
Welt von Gott verflucht, nm dieser Welt aber aller Ehre 
bar sein soll“ 3°). 

Das war der staatsrechtliche Stand der evangelischen 
Kirche in Siebenbürgen zur Zeit als das Land unter eigenen 
Weahlfürsten ein unter türkischer Schutzhoheit für sich be- 
stehendes Reich bildete: gesetzlich gesicherter Be- 
stand und freie Uebung ihres Glaubens, Gleichberech- 
tigung den andern staatsrechtlich anerkannten Kirchen 
gegenüber, autonome Selbstständigkeit und Unab- 
hängigkeit in ihrem Verhältniss zum Staat. 

Diese Rechtslage der recipirten Kirchen geschützt und 
unverletzlich zu erhalten ist ein Hauptbestreben der sieben- 
bürgischen Stände in jenen langen und bedeutungsvollen 
Verhandlungen und Staatsverträgen, durch die Siebenbürgen 
müde des schweren türkischen Joches endlich gegen Ende 
des 17. Jahrhunderts sich anfangs unter die Schutzhoheit 
Kaiser Leopold’s I. stellte, dann nach des Fürsten Michael 
Apafiı Tod und seines Sohnes Resignation unter Erbfürsten 
aus dem Hause Oesterreich kam. General Caraffa in seinem 
Project an Kaiser Leopold: „wie der absolute römisch kai- 


%)A.20.], 144. 
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serliche Dominat in Siebenbürgen einzuführen“ (1690) hatte 
die Verhältnisse richtig erkannt, als er offen erklärte, dass 
das Land „die Religionsfreiheit vor seinen Augapfel halte“ 
und dass „in diesem Stück besonders die Sachsen, in wel- 
chen robur Transsilvaniae ganz allein bestehe, so eifrig 
seien, dass sie um ihre Religion zu vindiciren, Alles auf 
die Spitze setzten“, dass man daher „die evangelische Re- 
ligion der Sachsen in Siebenbürgen auf keine Weise zu 
berühren, ja sogar den geringsten Schein zu vermeiden 
habe, viel weniger dass man selbige anfechte, oder darin 
etwas mutire und zu argwöhnen Anlass und Ursache gebe.“ 

In der That ist denn in jenen Acten und Staatsver- 
trägen das alte volle Rechtsgebiet der recipirten Kirchen 
auf das nachdrucksamste und in einer Weise gewahrt, die 
jenen Rechtsstand als allen Angriffen entrückt und unver- 
letzlich erscheinen lässt. Schon im ersten, im Wiener Ver- 
trag, vom 28. Juni 1686 versichert Kaiser Leopold: neque 
Sacra Uaesarea Majestas quatuor religiones in Transsilvania .. 
receptas ullo ibidem modo, tempore, et praetextu turbare 
curabit, nec allaborabit in templorum, scholarum, parochiarum, 
proventuumque et bonorum eorum occupatione, juxta leges 
eorum approbatas .. Nunquam allaborabit Sua Majestas ın 
Transsylvania erigere jus patronatus aut sacerdotale, nec 
demandabit eam materiam statibus proponi °°). In dem 
Vertrag des Landes mit dem Herzog Karl von Lothringen 
(27. Oct. 1687) erklärt dieser im Namen des Kaisers: qua- 
tuor receptae religiones in tota Transsylvania, ut et ministri, 
scholae, ecclesiae, parochiae in suis liberis exereitiis, cultibus, 
proventibus nullo ınodo turbabuntur, sed juxta susceptam 
et usitatam eorum legem et consvetudinem et morem usi- 
tatum libero cultu utentur et fruentur neque injuriabuntur et 
damnificabuntur... Regnicolae hactenus usitatis suis legibus 
et libertate, privilegiis et canonibus .. frui poterunt. An- 
tiquorum ita et moderni et futurorum Principum Transyl- 


»#) Carolus Szäsz de Szemeria: Sylloge tractatuum 
zaliorumque actorum publicorum, historiam et argumenta B. diplomatis 
Leopoldini, resolutionis item quae Alvincziana vocatur, illustrantium. 
Claudiopoli 1833. 8, 11. Daraus im Urkundenbuch der evang. Landesk. 
Siebenb. L 828. A 
929 
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vaniae donationes, collationes, privilegia, consensus sancte 
et inviolabiliter conservabuntur ®”). In der Erklärung der 
Stände (9. Mai 1688), wodurch sie dem bisherigen türkischen 
Schutzverhältniss entsagen, unter den König von Ungarn 
zurückkehren und sich unter den Schutz Leopolds und seiner 
Nachfolger stellen, bitten sie ut invictissimus imperator, do- 
minus noster clementissimus, ex innata sua clementia liber- 
tates et privilegia nostra, in specie' vero liberum exercitium 
in religionibus hactenus receptis benignissime confirmare, 
nosque et posteritates nostras in iisdem protegere et conser- 
vare dignetur; — und der Kaiser in seinem Rescript vom 
17. Juni 1688 versichert: nulli parcemus labori, ut saluti 
vestrae prospiciatur; neminem etiam in libertate conscientiae 
et religionis in Transsylvania acceptae et hactenus toleratae 
turbari permittemus, omni denique modo curaturi, ut fiduciae 
vestrae de benignitate Nostra conceptae eflectus correspon- 
deat ®®). Und als nach diesen Vorgängen und nach des 
letzten’ siebenbürgischen Fürsten Mich. Apafı Tod der Grund- 
vertrag °°) zwischen Siebenbürgen und dem Hause Oester- 
reich, das Leopoldinische Diplom vom 4. Dec. 1691, 
zu Stande kam, wurde vor allem andern der Rechtsstand 
der siebenbürgischen Landeskirchen in den unzweideutigsten, 
entschiedensten Ausdrücken für alle Zukunft sichergestellt. 
In causa receptarum ibidem religionum, lautet der erste 
Artikel, templorum, scholarum *°), parochiarum, aut intro- 
ductionis cujuscunque alterius cleri et personarum ecclesia- 
sticarum, quam ibi nunc exstant, nihil alterabitur, contra- 
dictionibus quibuscungue sive sacri sive »profani ordinis 
nihil unguam in contrarium valentibus. Der zweite Artikel 
bestätigt alle frühern donationes, collationes, privilegia, ar- 


»7), A. a. O. I, 829. Szäsz 8. 24. 

&) A. a. O. I, 330. 

8) Radicale conventionis inter divum quondam Leopoldum I et 
principatum Transsilvaniae sponte initae instrumentum nennt ihn der 
11. Gesetzartikel von 1791. 

4%) Die Schule ist in Siebenbürgen immer, auch nach der Refor- 
'mation, ein Theil der Kirche gewesen, ein von ihr errichtetes, erhal- 
tenes, geleitetes Institut. Das Aufsichts- und Gesetzgebungsrecht der 
' einzelnen Kirchen erstreckt sich bis zur Gegenwart auch über die Schulen. 
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males, titulos, officia, dignitates, decimas, et denique quaevis 
beneficia ac bona . . cuicunque ex receptis religionibus ad- 
dietae ecclesiae, parochiae vel scholae . . factas et data; 
der dritte approbatas et compilatas patriae leges, constitu- 
tiones, jus municipale nationis Saxonicae in vigore inviola- 
bili. Ueber alle diese Artikel erklärt Leopold fideles status 
et ordines in universum eorumgue posteros sub verbo regio 
et integerrima fide duximus esse assecurandos und weiter 
am Schlusse: eosdem (articulos) in omnibus suis partibus et 
capitulis approbamus et in perpetuum valitura lege sancimus, 
promittendo in verbo Nostro regio ac apud Nos et Sere- 
nissimam domum Nostram nunguam violabili fide, quod illos 
firmiter et inconcusse servabimus et servari faciemus #1), 
In dem später erlassenen „Religionsdiplom“ (Wien 9. April 
1693) sichert Leopold auf's neue zu: quatuor religiones in 
Transsylvania receptas in libero exercitio, juribus, bonis et 
possessionibus, uti iis nunc fruuntur, sine turbatione quali- 
cunque quiete et pacifice in posterum relinquendas esse a2). 
Es kann kein Zweifel obwalten: in diesen Assecuratio- 
nen und Staatsverträgen liegt für den Bestand und das 
Rechtsgebiet der siebenbürgischen Kirchen, darunter auch 
der evangelischen, eine Garantie, wie sie stärker und zu- 
verlässiger kaum gedacht werden kann. Der dritte Punct 
des Sathmarer Friedens von 1711, der den Aufstand gegen 
das Haus Oesterreich in Ungarn und Siebenbürgen (wo die 
Sachsen ihm übrigens treu geblieben) endigte, wiederholte 
ie: Sacratissimam Suam Caesareo-Regiamque Majestatem in 
religionis negotio receptas regni constitutiones manutenturam, 
nee non exercitium ejusdem secundum leges et constitutiones 
ac articulos regni tam in Hungaria quam in Transsilyania 
tum beneficiis eorum de jure spectantibus, concessuram. 
Diesem so vielfach gewährleisteten Rechtsstand der evan- 
gelischen Kirche Siebenbürgens drohte allerdings die Gewalt 
der Thatsachen, wie sie sich dem in neuem Reichsverband 
befindlichen Lande gegenüber rasch entwickelten, mannig- 
fachen Abbruch. Der in Oesterreich herrschende öffentliche 


“) A.a.0. 1, 334. Szäsz 118, 
“) A. a. 0.1, 344. Szäsz 389. 
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Geist nahm sich denn doch der katholischen Kirche in Sie- 
benbürgen mit Vorliebe an; man war geneigt, in ihrer Rechts- 
stellung, die unter anderem nur einen „Vicar“ nicht einen 
Bischof an ihre Spitze setzte, eine Unterdrückung zu sehen; 
ihre Anhänger im Lande selbst kamen dieser Ansicht will- 
fährig entgegen und die Gunst von oben mehrte diese Zahl 
fortwährend, besonders nachdem die Jesuiten wieder im 
Land waren, wiewohl sie von frühern Gesetzen ausgeschlossen 
wurden. Es erhob sich eine Propaganda unter der Acgide 
des Staatsschutzes und der siebenbürgischen höchsten Re- 
gierungsbehörden, die aus einer „recipirten* Kirche eine 
„herrschende“ machen wollten ;- Doctrin und Praxis von der 
Allgewalt des Staates auch in kirchlichen Sachen kam dazu: 
Alles veremigte sich, um für die evangelische (sowie die 
reformirte und unitarische) Kirche eine Zeit der Anfechtung 
zu bringen, die thatsächlich ihren Rechtsstand vielfach 
gefährdete. | 

Wir sagen thatsächlich, denn gesetzlich blieb fort- 
während das alte Recht in Kraft. 

Alle Regenten von Leopold an ohne Ausnahme haben, 
ehe noch die Stände des Landes den Eid der Unterthanen- 
treue ablegten, ihren Regierungsantritt damit begonnen, dass 
sie, in den sogenannten Assecurationsrescripten 
unter eigenhändiger Unterfertigung den recipirten Kirchen 
sowie dem gesammnıtcun Lande die Aufrechthaltung des unge- 
schmälerten verfassungsmässigen Rechtsstandes zusicherten, 
wozu die Kaiserin Maria Theresia im 6. Artikel von 1744 
noch hinzufügte: universos et singulos fideles nobis dilectos 
charae Nobis Transsilvaniae trium nationum status et ordines 
sine diserimine religionum . . reddimus hisce certos et se- 
curos . . . quod eosdem in suis juribus, legibus, privilegiis, 
immunitatibusque et indultis, quae videlicet ab . . augustis- 
simis praedecessoribus . . nostris seu diplomatice, seu aliis 
sacrum hoc diploma secutis .. resolutionibus et sanctionibus, 
tam circa sacra quam profana charae Nobis Transsilvaniae 
concessa et indulta fuere .. non modo confirmemus, verum 
etiam illibatae sinus conservaturae. Die Versuche zur Auf- 
hebung der siebenbürgischen Verfassung durch Joseph H. 
endigten mit der feierlichen Erklärung ihrer Wiederherstel- 
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lung durch das Restitutionsedict vom 28. Jan. 1790; das 
Toleranzedict desselben hatte ohnehin Siebenbürgen nicht 
berührt. | 

Die Erfahrungen seit Leopold I. aber bestimmten die 
Stände nach Josephs II. Tod auf neue Bürgschaften für die 
Erhaltung ihres kostbarsten Gutes, der Religionsfreiheit und 
Gleichberechtigung, zu denken. Sie haben dieselben in den, 
von der Krone sanctionirten Gesetzen des Landtags 179Yı 
aufgestellt, theils in den die Verfassung überhaupt gewähr- 
leistenden Bestimmungen, theils in eigenen Religionarartikeln. 
Zu jenen gehört, dass die neuen Regenten fortan vor der 
Ablegung des Homagialeides durch die Stände statt des 
Erlasses eines „Assecurationsrescriptes“ „pro majori comsti- 
tutionum firmitate ac securitate* das Leopoldinische Diplom 
vollinhaltlich, inwieweit es nicht gesetzlich abgeändert 
worden, bestätigen — so haben es Franz II. 1791 *°) und 
Ferdinand 1837 gethan —, dahin, dass (Art. 7) das Gesetz- 
gebungsrecht auf dem Gebiete des Staates aufs neue für ein 
dem Fürsten und den Ständen gemeinsames erklärt und 
(Art. 8) hinzugefügt wird, dass die Verwaltung nur im Sinne 
der Gesetze geführt werden dürfe **). 

Die Religionargesetze sind in den Landtagsartikeln 53 


*3) Artik. 2. 1791: Nos itaque praeinsertum sacrum diploma, omnia- 
que et singula in eodem contents, in . quantum subsequenter mutuo 
principis et statuum consensu articulariter alterata non essent, rata 
grata et accepta habentes, eidem nostrum consensum benevolum et 
assensum praebuimus, eademque ratificavimus et confirmavimus, pro- 
mittentes et assecurantes eosdem status et ordines verbo Nostro regio 
et principali, fideque apud Nos et augusiam domum Nosiram nunquam 
violabili, quod Nos juxta praeinsertum sacrum diploma Leopoldinum, 
legesque abinde diaetaliter latas vel in futurum ferendas, universos et 
singulos magni principatus Transsilvaniae trium nationum et quatuor 
receptarum religionum status et ordines in suis legibus, juribus, liber- 
tatibus et approbatis consuetudinibus sancte et illibate conservabimus 
conservarique curabimus. 

“) .. executiva potestate per Suam Majestatem et SUCCESSOres ejus- 
dem in sensu legum exercenda. Auch das kaiserliche Rescript vom 
6. Juli 1810 beruhigte die Stände, welche gegen Eingriffe der Regierung 
durch Verordnungen geklagt, man werde nur solche ordinationes er- 
lassen, quae legibus patrüis conformes sunt, licet hoc ipsum haud qua- 
quam aliter intelligi possit. Landtagsprotok. von 1811. 8. 336. 
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bis 60 enthalten und athmen alle den christlichen ‚.- die ein- 
zelnen Kirchen in ihrer Freiheit und Rechtsgleichheit schir- 
menden Geist. Quatuor receptae religiones vigore legum 
patriarum, benigno diplomate Leopoldino firmatarum . . in 
aequalitate jurium ac libertatum suaruım liberique exercitii, 
non obstantibus in contrarium editis ordinationibus, porro 
etiam conservabuntur: so lautet der 53. Artikel. Non ob- 
stantibus in contrarium editis ordinationıbus — damit war 
eine jahrhundertlange Reihe von verfassungswidrigen Ein- 
griffen in das Kirchenrecht aufgehoben: und das Princip aufs 
neue zur Geltung gebracht, dass Verordnungen, die im Ver- 
waltungswege im Widerspruch mit den Gesetzen erlassen 
werden, dem Rechte der Kirchen. keinen Eintrag thun kön- 
nen. Im 54. Artikel, welcher festsetzt, dass die frommen 
"Stiftungen nach dem Sinn der Stifter verwaltet und mit den 
Stiftungen anderer Kirchen nicht vermischt werden sollen, 
kommt der einzige ein Aufsichtsrecht der Krone auf die- 
sem Gebiete andeutende Ausdruck vor *5), Das Recht des 
Eigenthums der Kirchen in Bezug auf gottesdienstliche Ge- 
bäude, Thürme, Glocken, Schulen — sowie das des freien 
Gebrauchs derselben, — dann Grund und Boden, ist im 55., 
im 56. Art. das Recht gewahrt, theologische und symbolische 
Bücher ohne Censur und absque influxu unius religionis in 
alteram zu drucken, nur mit der Cautel, dass in solchen 
Büchern nicht Spott- und Schmähworte gegen andere „Re- 
ligionen“ vorkommen dürfen. Der 57. Artikel enthält das 
Gesetz über die Erziehung der Kinder aus gemischten Ehen: 
die. Knaben sollen in der Religion des Vaters, die Mädchen 
in der der Mutter erzogen werden und alle etwaigen 
hiegegen lautenden Verträge sind ungültig *°). 


*5) Piae fundationes ad mentem et intentionem fundatorum admini- 
strabuntur et cum fundationibus aliarum religionum non commiscebuntur, 
salvo circa illas superinspectionis jure Majestati regiae competente. 

*) Artic. LYII. De prolibus e mixtis matrimoniis progenitis. 
Erga communem statuum et ordinum consensum, benigne annuente 
Majestate sacratissima, determinatum est: ut proles e diversarum reli- 
gionum parentibus, sive mixtis matrimoniis suscipiendae, sexum suorum 
parentum sequantur, et masculi in patris, femellae vero in matris suae 
religione educentur ac baptizentur, contractibus quibusvis in contrarium 
nihil valentibus. 
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Diesen Grundsätzen und Rechtsanschauungen ist die 
siebenbürgische Gesetzgebung bis zur Gegenwart unwandel- 
bar treu geblieben. So weisen die Stände in ihrer Reprö- 
sentation an den Kaiser vom 12. Sept. 1842 auf die Un- 
verletzlichkeit der, auf den Grundgesetzen des Vater- 
landes beruhenden „vollkommenen Gleichheit der 
Rechte und Freiheiten der recipirten Kirchen“ 
hin (perfecta aequalitas jurium et libertatum quatuor recep- 
tarum religionum), die durch Königswort so oft bestätigt 
und gesetzlich nie geändert worden sei (affidationibus 
regiis iterato firmata, et legaliter nunguam alterata) und er- 
heben desshalb ernste Beschwerde wegen mannigfacher, im 
Verordnungsweg verursachter Beeinträchtigungen jener 
gesetzlichen Freiheit und Gleichheit der Kirchen *?). 

Es ist von höchster Bedeutung und verdient volle Be- 
achtung, dass der Rechtsstand der evangelischen Kirche, 
sowie der aller andern in Siebenbürgen durch das Jahr 1848 
und seine Consequenzen keine Schädigung erlitten. : Während 
der politische Verwaltungsorganismus eine gänzliche Um- 
wandlung erfuhr, legte die Regierung im Ganzen der un- 
geschmälerten Fortdauer des Kirchlichen nichts in den Weg, 
wiewohl es an Aufforderungen dazu und gegentheiligen Ver- 
suchen, selbst Erfolgen von manchen Seiten nicht fehlte. 
Ja Beeinträchtigungen, die früher im Verordnungsweg er- 
folgt waren, hörten auf, so der Zwang des sechswöchent- 
lichen Unterrichts bei dem Uebertritt aus der katholischen 
in die evangelische Kirche, die Unterbreitung der Obercon- 
sistorialprotokolle an die Landesregierung, die Nothwendig- 
keit, die kirchlich-obergerichtlichen Urtheile in Eheprozessen 
zur Revision an. die Hofkanzlei einzusenden. Ueber die 


#7) So gegen den sechswöchentlichen ‚Unterricht bei dem Uebertritt 
aus der kath. Kirche, gegen die Forderung derselben Kirche, dass in 
gemischten Ehen die Trauung nur vom kath. Geistlichen vollzogen und 
Eheprozesse nur von dem kath. Ehegericht entschieden werden durften; 
dass die Protokolle der protest. Oberconsistorien vom königl. Gubernium 
zur Revision abverlangt, protestantische Studirende zum Besuch aus- 
ländischer Hochschulen nicht zugelassen wurden u. s. w. Landtagsacten 
von 1841/3 8. 191; daraus abgedruckt im Handbuch der evang. Landes- 
kirche A. B, in Siebenb. Wien 1857, S. 180. 
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neue Organisation der Gymnasien verhandelte die Re- 
gierung mit der Kirche. Es ist‘ gewiss eine competente 
Stimme, wenn der Landesgouverneur Fürst Friedrich von 
Liechtenstein in einem Bericht an den Minister für Cultus 
und Unterricht über die Frage der kirchlichen Autonomie 
unter dem 30. April 1859 erklärt, nachdem er zuvor die 
„Fundamentalgesetze* derselben dargestellt: auch aus der 
neuern Zeit „liege kein Act des Allerhöchsten Gesetzgebers 
vor,“ aus welchem nur von fernhin geschlossen werden 
könnte, „als hätten die frühern siebenbürgischen 
Religionargesetze durch die organischen Ein- 
richtungen des Kaiserstaats eine Aenderung 
erlitten“; vielmehr erhalte das kaiserl. Patent vom 29. Mai 
1853, Art. 3, selbst die geistlichen Gerichte nach den kirch- 
lichen Vorschriften in Kraft. Bereits früher (Erlass vom 
21. Aug. 1856) hatte auch der Minister für Cultus und 
Unterricht anerkannt: „die Gesetze auf welche sich die 
Evangelischen in Ungarn und Siebenbürgen berufen, weisen 
hinsichtlich ihrer autonomen Stellung zur Staats- 
gewalt einen wesentlichen Unterschied nach. Während 
nämlich in $ 4 des 26. Artikels von 1791 des Königreichs 
Ungarn zur Gültigkeit eines im kirchlichen Weg gemachten 
Gesetzes die vorherige Sanction des Kaisers unerlässlich 
erfordert wird, ist diese Beschränkung im siebenbürgischen 
Gesetz Approb. I, 1, 3 nicht enthalten, vielmehr in klaren 
Worten jeder der vier recipirten Religionen das Recht ein- 
geräumt, auf ihren Versammlungen Constitutiones zu machen 
und dieselben sogleich in Vollzug zu setzen, sogar ohne 
vorherige oder nachherige Anzeige bei der Regierung.“ 
„Hiemit,“ fährt Gouverneur Fürst Liechtenstein in dem 
erwähnten Bericht fort, „hat das H. Ministerum die zur 
Begutachtung herabgegebene Frage über den Umfang der 
kirchlichen Autonomie eigentlich selbst schon und zwar mit 
einer Entschiedenheit beantwortet, zu welcher, wenn man 
auf den Boden der siebenbürgischen Landesgesetze sich 
stellt, nichts weiter bemerkt werden kann, als dass auch 
die Landstände in ihrer, an den Allerhöchsten Thron unter- 
breiteten Repräsentation vom 12. Sept. 1842 unter ausdrück- 
licher Berufung auf jenes Approbatalgesetz ganz dasselbe 
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Prineip der Autonomie für alle recipirten Kirchen ohne 
Unterschied vertreten und selbst die Beschwerden der orien- 
talischen Kirche unterstützen.“ 

Dieselbe Ansicht über die Rechtslage der genannten 
Kirchen mit der eingehendsten gesetzlichen Begrtindung 
sprach Fürst Liechtenstein unter dem 12. Octob. 1860 in 
einem Bericht an den Minister für Cultus und Unterricht, 
den Grafen Leo Thun, über die Kirchenangelegenheiten 
der Evangelischen Helvetischen Bekenntnisses in Sieben- 
bürgen aus. 

Dass bei diesem Rechtsstand der siebenb. Kirchen von 
einer Gefährdung des evang. Kirchenrechts durch das Con- 
cordat vom 18. Aug. 1855, oder des im Zusammenhang 
mit demselben erlassenen katholischen Ehegesetzes vom . 
8. Oct. 1856, keine Rede sein konnte, liegt nahe. Das Con- 
cordat war in Siebenbürgen eben kein „Staatsgesetz.“ So, 
um nur Eins zu berühren, haben die „Reverse“ in gemisch- 
ten Ehen, die der katholische Geistliche bisweilen fordert, 
selbst wenn sie ausgestellt worden, bis auf diesen Tag keine 
Gültigkeit und die Kinder werden in der Religion der Eltern 
erzogen, wie das Gesetz fordert: contractibus quibusvis 
in contrarium nihil valentibus *°). 


8) Als der Bischof der römisch-katholischen Kirche in Siebenbürgen, 
Ludw. von Haynald, bei gemischten Ehen der vorschriftsmässigen Pro- 
clamation des Brautpaars auch in der katholischen Kirche Hindernisse 
in den Weg legte, falls die Trauung nicht vor dem katholischen Seel- 
sorger Statt finde, forderte der Cultusminister unter dem 20. Dec. 1856 
denselben auf, von solchen Hindernissen abzulassen, da die Regierung 
die gemischten Ehen in Siebenbürgen für gültig ansehe, wenn sie gleich 
nicht vor dem Seelsorger des kathol. Theils geschlossen worden. Falls 
jenes nicht geschehe, so werde die Regierung sich genöthigt sehen, auf 
Abhülfe bedacht zu sein, was den Interessen des Katholicismus in 
Siebenbürgen leicht schädlicher werden könnte, als die Verkündigung 
jener Ehen in der kath. Kirche. Der Cultusminister erachtete eben 
die Anweisung des römischen Stuhls vom 80. April 1841 als gültig auch 
für Siebenbürgen und beharrte auf dieser Ansicht, wiewohl das röm. 
kath. Ordinariat von Karlsburg die entgegengesetzte vertheidigte und 
die Entscheidung des römischen Stuhls darüber anging, ja dieser die 
Weisung ertheilte, keinen dieser Entscheidung vorgreifenden positiven 
Act vorzunehmen, demnach auch die Vornahme der Aufkündigung als 
positive Mitwirkung zur Schliessung einer solchen Ehe verbot. — Die 
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Es ist eine Frucht der tiefern Erkenntniss des Geistes 
der siebenbürgischen Religionargesetzgebung endlich, dass 
die Regierung in jenen Verfassungsarbeiten der evangelischen 
Kirche, welche im Jahr 1850 in Folge der, durch die ver- 
änderten Verhältnisse und Staatseinrichtungen dringend ge- 
wordenen Nothwendigkeit einer theilweisen Umgestaltung 
ihrer Verwaltungs- und Vertretungsformen begannen, immer 
mehr auf den gesetzlichen Stand .zurückgekehrt ist. Kirche 
und Staat wurden in jenen Verhandlungen von der Ueber- 
zeugung geleitet, dass, da die Kirche des Staates und der 
Staat der Kirche bedarf, eine gesetzlich geregelte Ordnung 
der Kirchenangelegenheiten in ihren Beziehungen zur Staats- 
gewalt auf dem Wege gegenseitiger Verständigung und Ver- 
einbarung erzielt werden müsse. So wurden die, aus Be- 
‘ rathungen von „Vertrauensmännern“ der evangel. Kirche 
Siebenbürgens hervorgegangenen „provisorischen Bestimmun- 
gen für die Vertretung und Verwaltung der evang. Landes- 
kirche A. B. in Siebenbtirgen,“ die das Cultusministerium 
unter dem 4. Dec. 1860 erliess *°), dem Oberconsistorium 
mit dem Ersuchen übermittelt, „die weiteren Einleitungen zur 
Vollziehung derselben im Sinne des der Kirche ge- 
setzlich zustehenden Selbstbestimmungsrechtes 
nach wohlerwogenem Ermessen zu treffen.“ Als die Lan- 
deskirchenversammlung im April 1861 die sieben ersten 
Abschnitte jener „provisorischen Bestimmungen“ „als den 
Anfang der Rückkehr von Seiten des Staates auf den ge- 
setzlichen Boden der evangelischen Landeskirche im Sinne 
des nach Approb. Const. I, 1, 3 ihr zustehenden Selbstbe- 
stimmungsrechtes angenommen“ und kraft derselben Auto- 
nomie mehrere Erläuterungen, Abänderungen und Zusätze 
dazu gemacht, sprach der Staatsminister über die ihm von 
der Kirche überreichte Constituirungsacte und „die Weise, 
. mit welcher die „provisorischen Bestimmungen“ durchgeführt 
worden,“ seine aufrichtige Befriedigung aus und das Landes- 
gubernium nahm die Mittheilung des evang. Landesconsi- 


nichtkatholischen Pfarrer trauen solche Ehen natürlich nach dem ihnen 
landesgesetzlich zustehenden Rechte. 
4%) Moser: Kirchenblatt für das evang. Deutschland X, 291 ff. 
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storiums über jene Constituirung der evangelischen Kirche 
„zur angenehmen Kenntniss* und wünschte „den eifrigen 
Bemühungen des obersten Kirchenregiments einen gedeihlichen 
und fruchtreichen Erfolg.“ 

So steht die evangelische Landeskirche A.B. in Sieben- 
bürgen unter dem Schutze der siebenbürgischen rechtsbe- 
ständigen diesbezüglichen Staatsverträge und Gesetze auf 
dem Boden staatsrechtlicher Anerkennung mit dem vollen 
Rechte öffentlicher Religionsübung; vollkommen gleichberech- 
tigt mit allen andern Kirchen besitzt sie das Recht der 
Autonomie oder das Selbstbestimmungsrecht in einem Um- 
fang, das für eine stete gedeihliche Entwicklung und Ord- 
nung ihrer Verhältnisse vertrauenerregende Gewähr leistet. 

Wie sich auf diesem Rechtsboden, naturgemäss nicht 
ohne Gegenwirkung mannigfacher, in Zeit und Umständen 
bedingter hemmender Kräfte die innere Verfassung, Ver- 
tretung und Verwaltung der evangelischen Kirche in Sieben- 
bürgen entwickelt habe, soll vielleicht eine spätere: Mitthei- 


lung zeigen. - 


I. 


Kirchliches Gewohnheitsrecht. 


Von 
Dr. Ad. von Scheurl, 


ordentlichem Professor der Rechte zu Erlangen. 


Zweiter Artikel. 


In meinem vorigen Artikel über kirchliches Gewohn- 
heitsrecht (II. Jahrgang, Heft 2 dieser Zeitschrift) hatte ich 
mir durch die Schlussbemerkung zunächst eine umfassendere 
polemische Behandlung dieses Gegenstands vorbehalten. Dort 
hatte ich mit der Entwicklung meiner Ansichten über das 
kirchliche Gewohnheitsrecht nur eine Bestreitung der Lehre 
Puchta’s und auch dieser nur insofern verbunden, als sie 
einen Charakter des kirchlichen Gewohnheitsrechts behauptet, 
welcher von dem des weltlichen Gewohnbeitsrechts specifisch 
verschieden sei. Jene Polemik habe ich vor Allem noch 
durch den Nachweis zu ergänzen, dass Puchta’s Auffas- 
sung des kirchlichen Gewohnheitsrechts als eines autono- 
mischen Rechts unhaltbar ist. 

Es scheint mir unverkennbar, dass diese Auffassung 
sich Puchta als ein blosser Nothbehelf aufdrang, zu dessen 
Ergreifung er sich darum genöthigt fand, weil er seine all- 
gemeine Theorie des Gewohnheitsrechts aus den im vorigen 
Artikel von mir dargelegten Gründen auf das kirchliche 
nicht anzuwenden wusste, oder vielmehr nicht anwenden zu 
dürfen glaubte, und dass er dabei wesentlich durch Just 
Henning Böhmer bestimmt war. Wenn er (Gewohnheits- 
recht Thl. 2. S. 265) sagt, in dessen Jus eccl. prot. Lib. 1. 
Tit. 4 finde sich das Beste, was (bis dahin) über consuetudo 


Dr. Ad. von Scheurl: Kirchliches Gewohnheitsrecht. 31 


et observantia ecclesiastica geschrieben worden, so stimme 
ich ihm darin ganz bei, indem diese Ausführungen Böhmer’s 
sich nicht nur durch den Reichthum des darin benützten 
historischen Stoffes, sondern auch durch Schärfe und Klar- 
heit der Begriffe, wie durch eine für seine Zeit ungewöhnlich 
tiefe Einsicht in das Wesen des Gewohnheitsrechts überhaupt 
und des kirchlichen insbesondere auszeichnen. 

Böhmer suchte hier nachzuweisen, dass das Gewohn- 
heitsrecht die ursprüngliche Existenzform des Kirchen- 
rechts war, und stellte den wichtigen Lehrsatz auf ($ 13), 
die Gewohnheit oder das Herkommen sei nicht Rechtsquelle 
im e. S., sondern immer nur Erkenntnissmittel oder Zeugniss 
für ein bereits vorhandenes Recht: Observantia stricte et 
proprie non recte dicitur jus ipsum, sed potius est testimo- 
tum de jure jam ante vel expresse vel tacıte constituto et 
idem operatur in jure non scripto, quod scriptura in scripto !). 
Es konnte ihm also auch der Gültigkeitsgrund des Gewohn- 
heitsrechts nicht in der Gewohnheit, sondern nur in einem 
inneren Moment liegen, wovon die Gewohnheit oder das 
Herkommen blosse Aeusserung ist. Oder vielmehr eben 
darum, weil er von der Ueberzeugung ausging, dass die 
Kraft alles Rechts nur auf einem zur Rechtssatzung befug- 
ten Willen beruhen könne ($. 11), ergab sich ihm hieraus 
jener richtige, und doch so oft verkannte Lehrsatz. Nur 
darin vermochte er sich nicht über die Vorstellungsweise 
seiner Zeit zu erheben, dass er diesen die Geltung des kirch- 
lichen Gewohnheitsrechts begründenden Willen sich als einen 
vertragsmässigen dachte, als das Produkt einer 
stillschweigenden Uebereinkunft der sämmtli- 
chen Kirchengenossen als der Glieder eines Collegiums 
(8. 23). Sehr sinnig aber erklärte er dann das Zustande- 
kommen solcher sogenannter stillschweigender Verträge theils 
($. 24) aus dem Ansehen der Kirchenvorsteher 
(auctoritas eorum, qui ecclesiis praesunt), welches die sämmt- 
lichen Kirchenglieder bewege, ihre Handlungsweise nach- 
zuahmen, und so übereinzukommen, dass dieselbe als Regel 
des Handelns gelten solle, theils (8. 25) aus der Rücksicht 


ı, Es ist damit auch noch besonders $. 31 zu vergleichen. 
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auf öffentliche Wohlanständigkeit (ratio decori 
publici), welche ebenso die sämmtlichen Glieder einer Ge- 
nossenschaft zur allgemeinen Anerkennung der Nothwendig- 
keit einer an sich freien Handlungsweise zu bestimmen pflege. 
Man sieht leicht, wie nahe er dadurch der Erkenntniss der 
Wahrheit gekommen war, dass ein die Einzelnwillen beherr- 
schender, nicht aus ihnen hervorgehender kirchlicher Ge- 
sammtwille, welcher die (Universal-, Partikular- oder Orts-) 
Kirche als eine von der jeweiligen Menge ihrer Glieder zu 
unterscheidende und über derselben stehende Einheit zum 
Subjekt hat, der eigentliche Gültigkeitsgrund des kirchlichen 
Gewohnheitsrechts sei. Aber jedenfalls war eben Böhmer 
doch nicht bis zu dieser Erkenntniss wirklich durchgedrun- 
gen; er war stehen geblieben bei dem Gedanken, dass eine 
auf die eben bezeichnete Art bewirkte Vereinigung des 
Willens der einzelnen Kirchenglieder es sei, was das kirch- 
liche Gewohnheitsrecht erzeuge.e Und damit fordert er uns 
zu der Frage heraus, wie es denn mit der bestehenden 
Kirchenverfassung in Einklang zu bringen sei, dass solche 
stillschweigende Willensvereinigungen der einzelnen Kirchen- 
glieder die Macht haben sollen, durch die unter sich still-. 
schweigend vereinbarten Regeln alle künftigen Kirchenglieder 
zu verbinden, ja sogar, wie Böhmer ausdrücklich an- 
nimmt ($. 32), das bestehende Kirchenrecht zu begränzen, 
einzuschränken und zu ändern? Auf diese Frage lässt er 
uns ohne Antwort, und so kann offenbar seine Theorie dem 
wissenschaftlichen Bedürfniss nicht genügen. 

Scheinbar hat nun Puchta, während er gleich Böh- 
mer die Kraft des kirchlichen Gewohnheitsrechts in den im 
vorigen Artikel angeführten Stellen seines Werks über das 
 Gewohnheitsrecht (II. S. 273 ff.) auf „stillschweigende Ueber- 
einkunft“ der Kirchenglieder zurückführte, jenen Mangel 
verbessert, indem er a.a.O. 8.275 wörtlich so sagte: „Die 
Möglichkeit, die der Kirche von Christus, ihrem Haupt, 
gegeben worden ist, ihre Verhältnisse selbst zu ordnen, nur 
natürlich mit unveränderter Beibehaltung seiner Vorschriften, 
können wir, mit einem im weltlichen Recht für ähnliche 
Verhältnisse gebräuchlichen Ausdruck, Autonomie nennen. — 
Nun wiederholt sich aber dieser Gegensatz gewissermassen 
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in der Kirche selbst, die wir gegenüber ihrem Haupt eine 
autonogische genannt haben. Es sind Regenten der Kirche 
bestellt, und diesen auch die Vollmacht gegeben worden, 
in ihren nach der näheren Vorschrift der Verfassung ge- 
machten rechtlichen Festsetzungen die Organe für jene 
autonomische Thätigkeit der Kirche zu sein. Diesen Gesetz- 
gebern gegenüber haben aber die Glieder der Kirche noch 
immer die Befugniss, Recht hervorzubringen, behalten, eine 
Befugniss, welche zum Theil in der Gesammtheit derselben 
(wie z. B._ bei der Reformation), am sichtbarsten aber in 
ihrer Ausübung durch die einzelnen, in der gesammten Kirche 
enthaltenen Körperschaften hervortritt, in der evangelischen 
Kirche in den Kirchengemeinden, in der katholischen, welche 
den Laien diese Thätigkeit entzogen hat, in den geistlichen 
Korporationen. Dieses Recht, welches der Gesetzgebung 
ebenso gegenübersteht, wie das durch die Kirche überhaupt 
gesetzte den göttlichen Vorschriften, kann man somit ein 
autonomisches im engern Sinne nennen.“ Und weiterhin 
wird dann ausgeführt, dass diescs „im engern Sinn autono- 
mische“ Kirchenrecht, insofern es auf stillschweigender Ueber- 
einkunft beruhe, und in kirchlichen Gewohnheiten oder Ob- 
servanzen sein Dasein kundgebe, das eigentliche kirchliche 
Gewohnheitsrecht sei. 

Bestimmter ausgedrückt ist es also ein den Gliedern 
der Kirche — der Gesammtheit der Kirchengemeinden, be- 
ziehungsweise den einzelnen Kirchengemeinden und geist- 
lichen Korporationen — gegenüber der dem Kirchenregiment 
zukommenden gesetzgebenden Gewalt gebliebenes Recht, 
Festsetzungen, welche die Kraft wirklicher Rechtssätze haben 
sollen, — für die gesammte Kirche, oder wenigstens für 
eine ganze Landeskirche, oder "für die innern Verhältnisse 
der einzelnen Kirchengemeinde oder geistlichen Korporation 
— zu machen, und zwar auch durch stillschweigende Ueber- 
einkunft zu machen, das ist es, worauf die Kraft des kirch- 
lichen Gewohnheitsrechts beruhen soll. 

Es mag hier ganz dahin gestellt bleiben, wie sich hieraus 
für die katholische Kirche die Geltung kirchlicher Gewohn- 
heiten ausser den Observanzen der geistlichen Korporationen 
derselben erklären liesse: ich beschränke mich = die Frage, 
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wie die Geltung protestantischer landeskirchlicher (nicht bloss 
lokaler) Gewohnheiten hieraus erklärt werden könngp? 
Offenbar nur so, dass ein protestantischer Kirchenver- 
fassungs-Grundsatz als anerkannt vorausgesetzt würde, nach 
welchem neben der Gesetzgebungsbefugniss des Kirchenregi- 
“ ments noch eine Befugniss der Landes-Kirchengemeinde gälte, 
durch ausdrückliche oder stillschweigende Uebereinkunft F'est- 
setzungen von der Kraft wirklicher Rechtssätze zu machen. 
Wo findet sich nun aber eine Spur von Geltung eines sol- 
chen Verfassungsgrundsatzes, oder wie wäre er auch nur 
denkbar? Die Aufrichtung eines Kirchenregiments über die 
Gesammtheit der Kirchengemeinden eines Landes mit gesetz- 
‚gebender Gewalt schliesst zwar keineswegs die Befugniss 
jener Gesammtheit aus, an der Ausübung dieser gesetzge- 
benden Gewalt so Theil zu nehmen, dass nur mit ihrer Zu- 
stimmung Kirchengesetze überhaupt oder doch gewisse Kir- 
chengesetze erlassen werden können. Aber dass dabei den 
Kirchengemeinden dem mit gesetzgebender Gewalt beklei- 
deten Kirchenregimente gegenüber die Befugniss auto- 
nomischer Rechtssatzung für die ganze Landeskirche — 
nicht blos den einzelnen Kirchengemeinden für ihre besondern 
inneren Verhältnisse — verbleibe, das erscheint mir wenig- 
stens als eine rechtliche Unmöglichkeit. Gerade das, was 
Puchta als Beleg dafür anführt, dass den kirchlichen Ge- 
setzgebern gegenüber die Glieder noch immer die Befugnis, 
Recht hervorzubringen behalten, die Thatsache nämlich, dass 
bei der Reformation die evangelische Kirche durch still- 
schweigende Uebereinkunft ihrer Glieder von der römisch- 
katholischen sich getrennt, und ihre’ Verfassung in ihren’ 
Grundzügen geordnet habe, spricht in der That für meine 
Behauptung, es sei ein 'Verfassungsgrundsatz jener Art un- 
möglich. Denn unbestreitbar lag in jenem Vorgang ein — 
freilich nach unserer Ueberzeugung nothwendiger — Bruch 
der bestehenden kirchlichen Rechtsordnung. Und ein solcher 
würde auch jetzt immer damit erfolgen, dass die Gesammt- 
heit der Kirchengemeinden einer evangelischen Landeskirche 
durch stillschweigende Uebereinkunft untereinander, im Ge- 
gensatz gegen das Kirchenregiment und mit Ausschliessung 
desselben, rechtliche Festsetzungen machte und zu wirk- 
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licher Geltung brächte ?). Allerdings zweifle ich auch nicht, 
Puchta würde, wenn er noch lebte, mir erwiedern, es sei 
ihm nie in den Sinn gekommen, jenen Verfassungsgrundsatz 
behaupten zu wollen. Aber ich begreife eben nicht, wie 
ohne denselben von eigentlicher Autonomie der Glieder einer 
Kirche dem Regiment derselben gegenüber, und namentlich 
von einer solchen die Rede sein könnte, vermöge welcher 
sie auch Kirchengesetze aufzuheben befugt wären, während 
.doch Puchta selbst auch ein dem geschriebenen Recht 
derogirendes  kirchliches Gewohnheitsrecht annahm, also, 
indem er dieses durchaus als autonomisches auffassen wollte, 
auch eine Autonomie der Kirchenglieder von der ebenhe- 
zeichneten Art annehmen ' musste. | 

Ich weiss mir das nur auf die Weise zu erklären, die 
ich oben andeutete, indem ich sagte, Puchta habg zu der 
Auffassung des kirchlichen Gewohnheitsrechts als eines auto- 
nomischen nur wie zu einem Nothbehelf gegriffen. Er wollte 
damit nur der, wie ihm schien, ausserdem unvermeidlichen 
Nothwendigkeit entgehen, ein nationales Rechtsbewusstsein 
als Grundlage des notkwendig nicht nationalen kirchlichen 
Gewohnheitsrechts anzuerkennen, dachte sich dabei aber 
doch das, was er als. stillschweigende Uebereinkunft 
der Kirchenglieder bezeichnete, nicht als eine’ wahre Ueber- 
einkunft, sondern als eine ähnliche Uebereinstimmung 
der Kirchenglieder, wie das rechtliche Volksbewusstsein nicht 
eine Uebereinkunft, sondern eine Uebereinstimmung der Volks- 
glieder ist, ohne dass er es vermochte, diesen Gedanken 
sich völlig klar zu machen, und sich zu vergegenwärtigen, 
wie das „übernatürliche“ christliche Bewusstsein in der aus 
Gläubigen und Ungläubigen gemischten Gesammtheit der 


?) Denn so müsste es — vorausgesetzt, dass die gewohnheitsrecht- 
liche Rechtsbildung Akt der Autonomie wäre, immer gedacht werden. 
Die etwaige stillschweigende Zustimmung der jeweiligen Inhaber der 
Kirchengewalt könnte daran nichts ändern; sie wäre immer als etwas 
Zufälliges zu betrachten; die stillschweigende Uebereinkunft der dem 
Kirchenregiment als solchem gegenüberstehenden Kirchenglieder bliebe 
stets das eigentlich Entscheidende, wodurch der Rechtssatz entstünde, 
anch wenn die Inhaber der Kirchengewalt nicht damit einverstanden 
wären. Man vgl., was Puchta selbst im 1. Thl. des GR. S. 207 ft. 
über Autonomie sagt. 
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Glieder eines äusserlichen Kirchenwesens gar wohl eine na- 
türliche einheitliche Rechtsüberzeugung in Beziehung auf 
kirchliche Dinge zu erzeugen fähig sei. Es war meines 
Bedünkens ein gewisser falscher Spiritualismus, der Puchta 
anzuerkennen verhinderte, dass in der äusserlichen Kirche 
zwischen Gläubigen und Ungläubigen ein nicht bloss recht- 
licher und äusserlicher, sondern auch geistiger und inner- 
licher Zusammenhang bestehe, soweit nur die ungläubigen 
Glieder einer äussern Kirche sich nicht gänzlich der Ein- 
wirkung des Geistes Christi mittels des Worts und der Sa- 
‚kramente entziehen. Es ist das derselbe Spiritualismus, der 
ihn in seiner Einleitung in das Recht der Kirche 8. 78 da- 
zu verführte, der Taufe die rechtliche Bedeutung abzu- 
sprechen, dass sie den Getauften zum wirklichen Kirchen- 
gliede pnache, wogegen Höfling in seinen Grundsätzen 
evangelisch-lutherischer Kirchenverfassung (3. Aufl. 1853) 
S. 208 mit Recht einwendete, dass damit von Puchta die 
Wirkung der Taufe viel zu gering angeschlagen werde. 

Soweit die älteren Theorieen vom kirchlichen Gewohn- 
heitsrecht nach meiner Ueberzeugung bereits durch das wider- 
legt sind, was Puchta über das Gewohnheitsrecht im All- 
gemeinen ausgeführt hat, und womit ich ja im Wesentlichen 
ganz übereinstimme, kann es mir natürlich nicht. einfallen, 
meinerseits dagegen auf eine besondere Polemik hier ein- 
gehen zu wollen. Eben so wenig aber kann es in meinem 
Plan liegen, hier auf eine Bestreitung neuerer Behandlungen 
des kirchlichen Gewohnheitsrechts durch katholische Schrift- 
steller mich genauer einzulassen, soweit ich dabei nur ihre 
besondern kirchlichen Prämissen angreifen müsste, während 
es mir ja- hier doch eigentlich nur um das Gewohnheitsrecht 
der evangelischen Kirche zu thun ist. Es wird genügen, 
wenn ich darüber Folgendes bemerke. 

Indem Phillips (Kirchenrecht Bd. 3. [1850.] S. 716) 
Puchta’s Herleitung des kirchlichen Gewohnheitsrechts aus 
einer der Kirche (gegenüber dem Kirchenregiment) zustehen- 
den Autonomie im eigentlichen Sinn nimmt, sagt er dawider 
nicht mit Unrecht, es sei das eine mit den Irrthümern des 
Kollegialsystems zusammenhängende Fiktion. Andrerseits 
‚stimmt er 8. 712 Puchta darin bei, dass von einem natio- 
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nalen, aus dem Volksbewusstsein kervorgehenden Gewohn- 
heitsrechte auf dem Gebiete der Kirche keine Rede sein 
könne, nimmt aber, wie ich, eine wirkliche Analogie zwi- 
schen dem nationalen und kirchlichen Gewohnheitsrecht an, 
die er S. 713 fg. darauf begründet, dass auch das rechts- 
erzeugende Volksbewusstsein sich eigentlich, solange. es 
nicht ausarte, immer nur innerhalb von Oben gegebener 
Schranken zu bewegen habe, ein Verhältniss, welches aller- 
dings die Parallele zwischen nationalem und kirchlichem 
Gewohnheitsrecht gestatte.e „Seiner eigentlichen und ur- 
sprünglichen Bedeutung nach“, fährt er fort, „sollte auch 
jenes in allen wesentlichen Punkten nur eine Uebung des 
objektiv gegebenen Gesetzes sein, und nur in indifferenten 
Dingen, die durch dasselbe nicht speciell angeordnet waren, 
nach dem Sinn und der Analogie desselben, eine mehr selbst- 
ständige Wirksamkeit haben. Wurde dies Verhältniss ge- 
stört, und überwucherte die Gewohnheit der in autonomischer 
Freiheit von dem Gesetze sich lossagenden Menschen das- 
selbe, so lag die Ursache davon darin, dass die Obrigkeit 
nicht stets Auktorität und Macht genug hatte, die Gewohn- 
heiten wieder in die durch das Gesetz gezogenen Grenzen 
zurückzuführen.“ Wenn in der Kirche Rechtsgewohnheiten, 
die nicht Uebungen des positiven göttlichen Gesetzes seien, 
anerkannt würden, so gehe hiebei die Kirche von dem Ge- 
sichtspunkte und von dem Vertrauen aus, dass die Menschen, 
deren Leitung als Christen sie ohnehin in der Hand behalte, 
auch da, wo specielle Vorschriften nicht bestehen, sich in 
ihrer Handlungsweise von der christlichen Basis nicht ent- 
fernen werden; wenn also im Laufe der Zeit sich in einem 
grössern oder kleineren kirchlichen Kreise eine auf Rechts- 
verhältnisse bezügliche gleichmässige Uebung ausbilde, : so 
weise die Kirche den Richter darauf an, zu prüfen, ob jene 
Uebung die erforderlichen Bedingungen habe, und wenn 
dies der Fall sei, auch nach derselben zu sprechen. 

Mit diesen Andeutungen, auf welche sich Phillips 
beschränkt, hat er die Frage nach dem Ursprung des kirch- 
lichen Gewohnheitsrechts mehr umgangen, als gelöst. Man 
sieht, es kommt ihm eigentlich nur darauf an, zu erörtern, 
in wiefern die Kirchengewalt neben ihren Gesetzen kirch- 
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liches Gewohnheitsrecht "zulassen könne und solle, wie er 
denn auch $. 742 sich so ausspricht: „Da die Kirche durch 
“ Gesetze und nach Gesetzen regiert wird, so erscheinen die 
“Gewohnheiten ihr zunächst nur als Thatsachen, die sie als 
Ausnahmen bestehen lässt, und als rechtlich gültig anerkennt, 
sobald Rationabilität und Alter dieselben unterstützen.“ 

Wissenschaftlich genügend kann ich demnach das, was 
Phillips über das kirchliche Gewohnheitsrecht wirklich 
sagt, nicht finden. Aber auf einer sehr richtigen Spur scheint 
er mir zu sein, wenn er die Analogie zwischen dem natio- 
nalen und dem kirchlichen Gewohnheitsrecht darauf zurück- 
führt, dass auch jenes ursprünglich auf einem „objektiv 
gegebenen Gesetz“ beruhe.. Denn das ist jedenfalls sehr 
verwandt mit dem Gedanken, welcher, nach meiner Ueber- 
zeugung, zur richtigen Einsicht von der wahren höheren 
Einheit des nationalen und des kirchlichen Gewohnheits- 
rechts führt, dem Gedanken nämlich, dass so zu sagen die 
Triebkraft für die Entwicklung wie eines nationalen, so 
eines kirchlichen einheitlichen Rechtsbewusstseins in der mehr 
oder weniger klaren und richtigen Erkenntniss des göttlichen 
Willens im Betreff der menschlichen Gemeinschaftsverhält- 
nisse enthalten ist. Eine solche Erkenntniss erzeugt je in 
dem einzelnen Volke, wie in der einzelnen Kirchengemein- 
schaft ein einheitliches Bewusstsein von einer theils unbe- 
dingten, theils bedingten Nothwendigkeit einer bestimmten 
Handlungsweise in den dem staatlichen, beziehungsweise dem 
kirchlichen Leben angehörenden Gemeinschaftsverhältnissen; 
dieses einheitliche Bewusstsein wiederum erzeugt die natio- 
nalen und kirchlichen Rechtsgewohnheiten, und insofern diese 
wirklich auf solchem Wege erzeugt sind, beherrschen sie 
mit Nothwendigkeit das Rechtsleben in Staat und Kirche 
neben den aus dem gleichen Bewusstsein, aber unter der 
Vermittlung einer reflektirenden Thätigkeit der staatlichen 
und kirchlichen Obrigkeiten, hervorgehenden Staats-. und 
Kirchengesetzen. 

Der strenggesetzliche Charakter des römisch-katholischen 
Kirchenwesens, wie ihn Phillips in jenen vorhin ange 
führten Worten andeutet: „die Kirche (d. h. die römisch- 
katholische Kirche) wird durch Gesetze und nach Gesetzen 
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regiert“, müsste, wenn er je zu ganz vollkommener Ent- 
wicklung gelangen könnte, die Anerkennung alles Gewohn- 
heitsrechta als des ohne Gesetz, d. h. ohne absichtliche 
Thätigkeit einer höchsten Gewalt, in rein natürlicher Weise 
entstehenden Rechts, innerhalb jener Kirche völlig aus- 
schliessen. Es ist daher sehr begreiflich, wenn Kanonisten, 
welche den römisch-katholischen Standpunkt streng festhalten, 
indem sie das Dasein kirchlichen Gewohnheitsrechts doch 
nicht in Abrede stellen können, wenigstens sein Zustande- 
kommen als’ eine Art von gesetzlicher Rechtsbildung 
aufzufassen suchen, wie diess z. B. Moy in seiner Abhand- 
lung „Naturrecht und Gewohnheitsrecht als Quellen des 
Kirchenrechts“ Archiv für katholisches Kirchenrecht I. Bd. 
(1857) S. 65 ff. gethan hat. Ihm ist die Bildung eines Ge- 
wohnheitsrechts zwar „stillschweigende Hervorbringung einer 
allgemeinen Rechtsregel“, aber nur mittels „rechtmäs- 
siger“ Handlungsweise „eines bestimmten rechtlich ver- 
bundenen Gesellschaftskreises“ und . „in gemeinsamem Ein- 
verständniss von Haupt und Gliedern“. „Da Haupt und 
Glieder (in einem solchen Gcsellschaftskreis) rechtlich von 
einander wechselseitig abhängen, so kann darin die still- 
schweigende Hervorbringung einer Rechtsregel nicht ein- 
seitig, namentlich nicht durch die Glieder ohne Zustimmung 
und wenigstens stillschweigendes Zugeständniss des Hauptes 
geschehen, es sei denn der Gegenstand der Rechtsregel 
rechtlich und gesetzlich ihrer unbedingten Gewalt, ihrer 


Autonomie anheimgegeben.“ Folgerichtig fordert er für ein - 


Gewohnheitsrecht, — in Unterscheidung von autonomischen 
Rechtssätzen —, das in der katholischen Kirche gelten soll, 
wenigstens stillschweigende Approbation des Papstes. Wenn 
also auch nach dieser Vorstellungsweise der Bildungsprozess 
des kirchlichen Gewohnheitsrechts mit einem natürlichen 
Vorgang anhebt, so kommt er doch immer erst durch eine 
rein rechtliche Thatsache — die Billigung des rechtlichen 
Oberhauptes der Kirche als solchen — zum eigentlichen 
Abschluss. 

Je’ begreiflicher es nun ist, wenn ein Kurialist sich durch 
eine solche Construktion die Thatsache des Gewohnheits- 
rechts in seiner Kirche zurechtzulegen sucht, um so aner- 
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kennenswerther ist die wissenschaftliche Freiheit, wie sie 
sich bei Schulte — unbeeinträchtigt von seinem mit aller 
Strenge festgehaltenen kirchlichen Standpunkt — in seiner 
Behandlung des kirchlichen Gewohnheitsrechts im ersten 
Theil seines Werks über das katholische Kirchenrecht (1860) 
S. 199—255 kund giebt. 

Schulte sagt sich hier von der in der kanonistischen 
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heitsrechts völlig los, und unternimmt es, eine, nicht aus 
den Aussprüchen des Dekrets oder der Dekretalensamm- 
lungen — die er.dazu für unzureichend erklärt —, sondern 
aus „dem Geiste, der sich aus der Gesammtbetrachtung des 
kirchlichen Rechts ergebe“, geschöpfte neue Theorie des 
kirchlichen Gewohnheitsrechts zu begründen. 

Diese ist ihren wesentlichen Grundzügen nach nur eine 
Anwendung der von der historischen Rechtsschule aufge- 
stellten Theorie des Gewohnheitsrechts auf das kirchliche. 
„Wir verstehen“, sagt er S. 213, „unter Gewohnheitsrecht 
den Inbegriff aller jener Normen, welche ihre äussere Fest- 
stellung und Sanktion keinem gesetzgeberischen Akte ver- 
danken, sondern in der constanten Uebung, con- 
suetudo zu Tage treten, ihren Grund in der 
ratio haben, welche die gemeinsame Ueberzeu- 
gung zur Uebung der Gewohnheit treibt. Seine 
Entstehung hat dasselbe in der Ueberzeugung der Kirche, 
der opinio necessitatis. Ist auf diese aus dem Vorhanden- 
sein gewisser nothwendiger Merkmale zu schliessen, so liegt 
eine Ueberzeugung vor, die zur bindenden Macht für jeden 
Einzelnen desshalb wird, weil Jeder das Wohl der Kirche 
als Grundlage und Bedingung seines eignen wie seiner Mit- 
gläubigen zum Ausgangspunkte und Ziele seines Strebens 
nehmen muss, weil mithin durch diese Ueberzeugung der 
Freiheit ein Objekt gegeben wird, dessen Setzung sie als 
Ziel verfolgen muss, widrigenfalls sie missbraucht wird. — 
Es hat das Gewohnheitsrecht seine Quelle in dem Bewusst- 
sein, dass ein innerer Grund zur Aufrechthaltung der Rechts- 
ordnung, zur Erreichung des kirchlichen Zwecks und sei 
es auch in den unscheinbarsten Dingen, die Uebung eines 
Satzes verlange.“ — „Die blosse Uebung, Gewohnheit,‘ 
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schliesst er $. 214, „ist also nicht Quelle, sondern zunächst 
Erscheinungsform des Rechts, wie die Schrift nicht 
die Quelle des Gesetzes, sondern nur dessen Ausdruck ist. 
Wie für das Gesetz der bindende Wille des Gesetzgebers, 
so bildet für das Gewohnheitsrecht die bindende Kraft der 
in ihr sich aussprechenden Rechtsüberzeugung die Quelle. 
Ist eine solche aber vorhanden, so ist das dadurch gemprgene 
Recht Quclle des Kirchenrechts.*“ 

Aus diesem Begriff des kirchlichen Gewohnheitsrechts 
leitet er nun auch alle Erfordernisse desselben ab, und 
verwirft alle angeblichen Erfordernisse desselben, dis sich 
nicht hieraus ableiten lassen, wie namentlich (S. 222 ff.) 
die Präscription und (S. 251} ff.) den consensus legislatoris. 

Mit diesem Schriftsteller brauche ich mich also nicht 
auseinanderzusetzen; ich befinde mich mit ihm über alle 
wesentlichen Punkte in völliger Uebereinstimmung. Ich 
vermisse bei ihm nur ein Eingehen auf die von Puchta 
angeregten Bedenken gegen die Uebertragung der von der 
geschichtlichen Rechtsschule und von ihm insonderheit auf- 
gestellten Theorie des Gewohnheitsrechts überhaupt auf das 
der Kirche, in sofern jene Theorie das Gewohnheitsrecht 
auf eine Thätigkeit des Volksgeists zurückführt (die doch 
unmöglich in der Kirche rechtserzeugend sein kann), und 
voraussetzt, dass es eine im eigentlichsten Sinnenatürliche 
Uebereinstimmung sein müsse, woraus Gewohnheitsrecht her- 
vorgehen könne. Es hätte Schulte — der überall auf 
Puchta die genaueste Rücksicht nimmt — dazu nament- 
lich durch folgende Bemerkung des Letztern (GR. Thl. 2. 
S. 269) veranlasst werden können: „Indem die römisch- 
katholische Kirche aus der Masse der Gläubigen den Klerus 
als den eigentlich aktiven und leitenden Theil der Kirche 
ausscheidet, und in dem auserwählten, durch eine überna- 
türliche Kraft bevorzugten Priesterthum das Regiment der 
Kirche constituirt, spricht sie auf das entschiedenste aus, 
dass es nicht natürliche Ueberzeugungen sind, nach welchen 
die Kirche geregelt und geleitet werden soll.“ 

Es ist nicht meine Aufgabe, die in diesen Worten an- 
gedeutete Schwierigkeit der Vereinbarung von Schultc’s 
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sätzen der römisch-katholischen Kirche zu heben. Wie 
meine, derselben wesentlich verwandte Theorie mit den Prin- 
cipien der evangelischen Kirche zu vereinigen sei, habe ich 
bereits nachzuweisen versucht, und wenn es mir gelungen 
“ist, wohl schon dadurch dargethan, dass Schulte’s Aus- 
führungen über das kirchliche Gewohnheitsrecht die meinigen - 
nicht überflüssig machten, da dieser ausschliesslich auf die 
katholische Kirche Rücksicht genommen hat. Gewisse ein- 
zelne Punkte jedoch in Schulte’s trefflichen Erörterungen 
geben mir Anlass, meine Gedanken über das Gewohnheits- 
recht überhaupt und das kirchliche insbesondere noch ge- 
nauer zu entwickeln. Möge mich die Hoffnung nicht täuschen, 
dass wenn ich mir dabei etwas weit auszuholen erlaube, 
dieses sich schliesslich als für den Zweck dieser Abhandlung 
nicht unfruchtbar oder unangemessen erweisen werde. 

Von jeher hat sich das Gewohnheitsrecht dem reflek- 
tirenden Verstande als eine nieht leicht zu erklärende, ge- 
wissermaassen räthselhafte Thatsache dargestellt. Wo immer 
er seine Aufmerksamkeit auf dieselbe richtete, fand er die 
Rechtsverhältnisse vielfach durch förmliche Aussprüche einer 
gesetzgebenden Gewalt geregelt, die als solche Anspruch 
darauf zu haben schien, dass sie allein und ausschliesslich 
bestimme, was als Recht zu gelten habe. Was neuerlich 
Jhering°) so geistreich zu demonstriren unternommen hat, 
dass die äusserliche Fixirung des Rechts durch gesetzgebe- 
rische Aussprüche als „Erhebung des Rechts zu der ihm 
eigenthümlichen Form“ einen sehr wesentlichen und wichtigen 
Fortschritt des Rechts in seiner Entwicklung bedeute, das 
ist, wie mir scheint, jederzeit gefühlt, nur nicht klar er- 
kannt worden, und dieses Gefühl musste dann eben auch 
immer eine gewisse Verwunderung erregen, wie denn gleich- 
wohl noch immer etwas Anderes ausser dem Gesetz, — 
ein Anderes, das als Herkommen oder Gewohnheit sich 
darstellte, — das Rechtsleben thatsächlich beherrschen könne. 
Denn dass es das thue, war nicht zu verkennen. Aber 
einerseits schien eben das Gesetz das — jetzt wenigstens 
— nicht mehr zuzulassen, und andererseits konnte “gerade 
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die Gewohnheit als besonders ungeeignet erscheinen, neben 
dem Gesetz diese Herrschaft auszuüben, das Gesetz in seiner 
Herrschaft über das Rechtsleben so zu sagen zu beschränken. 
Ich meine, dass wir uns noch nicht genügend über die 
Berechtigung jener Verwunderung und darüber, wie sie in 
rechter Weise überwunden werden soll, Rechenschaft gegeben 
haben. Vielleicht sind folgende Betrachtungen dazu dienlich. 

Dass man sich in seiner Handlungsweise durch Gewohn- 
heiten bestimmen lasse, kann im Allgemeinen weder als 
löblich, noch als tadelnswerth bezeichnet werden. Wenn 
sich die gewohnheitsmässige Handlungsweise durch ihre 
Gleichförmigkeit, Sicherheit, Ruhe und Behendigkeit empfiehlt, 
so drängt sich doch sofort die Wahrnehmung auf, dass diese 
Vorzüge derselben sehr bedingte sind, sobald wir nur auch 
darauf achten, dass sie fast ebenso leicht den Eindruck eines 
dumpfen und trägen sich gehen Lassens macht. In der 
That ist alles gewohnheitsmässige Handeln als solches ein 
unfreies, äusserlich bestimmtes : nicht unser Denken, unsere 
Ueberlegung, unsere selbstbewusste Wahl bestimmt uns beim 
gewohnheitsmässigen Handeln, sondern die als ein Aeusser- 
liches uns gegenüberstehende oder vielmehr über uns stehende 
Macht der Gewohnheit leitet uns bei den einzelnen Hand- 
lungen, die eben desshalb so gleichmässig sind, mit solcher 
Sicherheit, Ruhe und Behendigkeit erfolgen, aber eben dess- 
halb auch kaum noch als wahre Handlungen erscheinen und 
fast den Bewegungen einer Maschine ähnlich werden. Indem 
wir in dieser Art handeln, verzichten wir in der That auf 
wirkliche Freiheit des Handelns; und hierin eben liegt es, 
dass das gewohnheitsmässige Handeln in Wahrheit bald löb- 
lich, bald tadelnswerth sein kann; es ist löblich oder tadelns- 
werth in dem Maass, als im gegebenen Fall der Verzicht 
auf volle Freiheit des Handelns löblich oder tadelnswerth 
ist. _ Uebrigens muss auch zwischen. zwei Arten gewohn- 
heitsmässigen Handelns unterschieden werden; dem Handeln 
nach eigenen, d. h. dem Handelnden eigenthümlichen Ge- 
wohnheiten, und dem Handeln nach den Gewohnheiten einer 
Gesammtheit, welcher der Handelnde als einzelnes Glied 
angehörig ist. Nur die letztere Art des gewohnheitsmässigen 
Handelns hat auf das Gewohnbeitsrecht Bezug; nur sie 
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wollen wir also hier noch näher betrachten, doch so, dass 
wir dabei diese bestimmte Beziehung vorerst ganz bei Seite 
setzen, und also dadurch uns’in unserer Betrachtung ein- 
schränken zu lassen vermeiden, dagegen aber uns der andern 
Beschränkung derselben unterwerfen ,,ı die darin liegt, dass 
wir bloss das gewohnheitsmässige Handeln in kirchlichen 
Gesammtheiten im Auge behalten. 

Hier kann nun — die regelmässige Beschaffenheit solcher 
Gesammtheiten vorausgesetzt, — es vorzugsweise als löblich 
erscheinen, dass der Einzelne sein Handeln durch bestehende 
Gewohnheiten der Gesammtheit bestimmen lasse: schon dess- 
halb, weil eben jene Gleichmässigkeit und Ruhe des Han- 
delns, welche wir oben als natürliche Begleiterin seiner 
Gewohnheitsmässigkeit erkannten, dem Charakter des kirch- 
lichen Lebens besonders entsprechend ist; dann aber auch, 
und das ist der tiefere Grund, weil es dem. christlichen 
Sinne gemäss ist, allem Eigenwillen zu entsagen, um „die 
Einigkeit im Geist zu halten durch das Band des Friedens“, 
m.a. W.im Verzicht auf eine Freiheit niederer Art die höhere 
Freiheit der Selbstbeherrschung aus Liebe und Bescheidenheit 
zu üben. In diesem Sınn ist in der Kirche von Alters her 
häufig gegen Gewohnheiten eine Art von Verehrung be- 
zeigt und deren Befolgung empfohlen worden, wie — um 
davon nur ein Beispiel statt vieler anzuführen, — Augu- 
stin (c. 11 D. XII) sagt: disciplina nulla est in his (er 
spricht von Fastengebräuchen) melior gravi prudentique 
Christiano, quam ut eo modo agat, quo agere viderit ec- 
clesiam, ad quamcunque forte devenerit. Dass aber auch 
die Befolgung kirchlicher Gewohnheiten nicht unbedingt 
Billigung und Empfehlung verdiene, ist uns gleicherweise 
schon eben damit entgegengetreten, dass wir uns bewogen 
fanden, ihre regelmässige Löblichkeit auf den oben ange- 
gebenen Grund zurückzuführen. Denn daraus folgt, dass 
wenn der in dem Handeln 'nach einer sich vorfindenden 
kirchlichen Gewohnheit stets liegende Verzicht auf unbedingt 
freies Handeln nicht Bethätigung einer Freiheit höherer Art, 
sondern lediglich Enthaltung von freier Selbstbestimmung 
ist, er uns wenigstens nicht als rühmenswerth erscheint. 
Für richtig werden wir eg aber doch leicht halten, dass 
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man von kirchlichen Gewohnheiten in seinem Handeln da 
sich leiten lasse, wo Gleichmässigkeit der Art und Weise 
des Handelns der Einzelnen für das kirchliche Gemeinwesen 
höheren Werth hat, als Bestimmtheit derselben durch freie 
Ueberlegung und Entschliessung, und wo dann die als die’ 
„gewöhnliche“ sich darstellende Art des Handelns wenigstens 
nicht als sittlich unzulässig erschent. Die erste Bedingung 
ist nun gerade bei Handlungen in Rechtsverhältnissen. ge- 
geben, und so wird also immer die Befolgung kirchlicher 
Rechtsgewohnheiten empfehlenswerth sein, vorausgesetzt nur, 
dass auch die zweite Bedingung nicht mangelt, die sittliche 
Zulässigkeit der bestimmten Handlungsweise, welche den 
Inhalt der Rechtsgewohnheit bildet. 

Gerade bei kirchlichen Rechtsgewohnheiten aber finden 
wir, dass (unter der eben bezeichneten Voraussetzung) von 
jeher die Befolgung nicht nur für richtig oder empfehlens- 
werth, sondern vielmehr sogar für nothwendig erklärt 
worden ist. Dafür ist ein besonderer Grund aufzusuchen. 
Dieser bietet sich jedoch von selbst dar, wenn wir uns nur 
erinnern, dass in Rechtsverhältnissen das Handeln des Ein- 
zelnen vor Allem nach dem Gesammtwillen der -Gemein- 
schaft, welcher er als Glied angehört, sich richten soll, und 
dass hier sogar eine äusserliche Nöthigung dazu am Platze 
ist. Die Befolgung einer kirchlichen Rechtsgewohnheit ist 
also von diesem Gesichtspunkte aus nicht nur zu billigen, 
sondern schlechthin nothwendig, wenn nur die bestimmte 
Rechtsgewohnheit selbst als Ausdruck eines rechtlichen Ge- 
sammtwillens oder eines Giesammtbewusstseins der betreffenden 
kirchlichen Genossenschaft von der wenigstens relativen 
Nothwendigkeit, so zu handeln, sich betrachten lässt. In 
der That aber kommt es, wie wir uns früher schon über- 
zeugthaben, regelmässig gerade auf diesem Wege zur Bil- . 
dung kirchlicher Rechtsgewohnheiten, dass ein bestimmtes 
kirchliches Gesammtrechtsbewusstsein in der Erzeugung einer 
ihm entsprechenden Rechtsgewohnheit sich bethätigt. 

Solange der Erzeugungsprozess einer kirchlichen Rechts- 
gewohnheit im Gang ist, kann eben desshalb die Frage gar 
nicht auftauchen, ob so gehandelt werden soll, wie es da 
von Seiten derjenigen geschieht, deren bestimmte Handlungen 
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als die einzelnen Glieder der Kette sich darstellen, die nachher 
als bestehende Rechtsgewohnheit uns entgegentritt, weil ja 
gerade so lange dieses bestimmte Handeln nur eine so zu sagen 
unwillkürliche Aeusserung des Gesammtrechtsbewusstseins 
in den davon beseelten Einzelnen ist. Wenn aber jener 
Erzeugungsprozess zum vollen Abschlusse gediehen ist, und 
ebendamit das Gesammtrechtsbewusstsein sich in der aus 
ihm hervorgegangenen festen Rechtsgewohnheit völlig ver- 
äusserlicht und objektivirt hat, diese als solche Gegenstand 
sinnlicher Wahrnehmung und Reflexion für die Einzelnen 
geworden ist, dann kann und muss die Frage entstehen, 
ob sie nun, wie ein Gesetz, auch für diejenigen äusserlich 
verbindlich ist, welche von dem ihr zu Grunde liegenden 
Gesammtbewusstsein nicht innerlich ergriffen sind, und die 
eben desshalb es bezweifeln können, ja vielleicht es geradezu 
bestreiten, dass es nothwendig, oder auch nur recht sei, so 
und nicht anders zu handeln. Der bestehenden Rechts- 
gewohnheit ist es nicht sofort äusserlich anzusehen, ob sie 
wirklich Erzeugniss eines Gesammtrechtsbewusstseins sei (in 
welchem Fall dann freilich kein rechtlich Gesinnter ihrer 
Befolgung sich weigern könnte und würde), oder ob sie 
auf irgend eine andere, zufällige Weise entstanden sei. Die 
Geltung des Gewohnheitsrechts ist eine ebenso unbedingte, 
als die des verfassungsmässig erlassenen Gesetzes. Aber 
die Geltung, d. h. die Nothwendigkeit der Befolgung einer 
Rechtsgewohnheit als solcher ist immer fraglich; als blosse 
Gewohnheit der Gesammtheit, in der sie angetroffen wird, 
an sich, kann sie möglicherweise, besonders — bei einer 
kirchlichen Rechtsgewohnheit — je’ weniger jene Gesammt- 
heit etwa von dem kirchlichen Geiste wahrhaft durchdrungen 
ist, ein sehr verwerflicher Bestimmungsgrund für die Hand- 
lungsweise der Einzelnen sein. 

Der eben hervorgehobene Unterschied "zwischen der 
Rechtsgewohnheit als einer werdenden und gewordenen, einer 
in fortschreitender Bildung begriffenen Rechtsgewohnheit, 
und einer Rechtsgewohnheit, die als vollendete Thatsache 
besteht, sich jedoch auch dann noch als eine neue Reihe 
von weiteren rechtlichen Handlungen fortsetzt, aber von 
Handlungen, die jetzt einen ganz anderen Charakter haben, 
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als die der ersten Reihe — dieser Unterschied verdient 
meines Erachtens eine schärfere Beachtung, als die er bisher 
gefunden hat. 

Sie würde nämlich vor Allem, wie mir scheint, zu einer 
wahrlmft befriedigenden Beantwortung der Frage führen, 
ob die Gewohnheit bloss Beweismittel oder miterzeugender 
Faktor des Gewohnheitsrechts ist? Puchta beharrte be- 
kanntlich stets mit Entschiedenheit darauf, dass das Erstere 
allein richtig sei. Gegen ihn behauptet jetzt auch Schulte 
wieder a. a. OÖ. S. 214. Anm. 55 und S$. 216, dass die 
Gewohnheit „äusserer Grund der Bildung des Gewohnheits- 
rechts“ sei, namentlich als Mittel, den der Uehung zu Grunde 
liegenden Gedanken zur Anschauung zu bringen. 

Nach meiner Ansicht ist zu sagen: die als vollendete 
Thatsache vorhandene Rechtsgewohnheit, wie sie nun noch 
sich fortsetzt, ist natürlich blosses Erkenntnissmittel des Ge- 
wohnheitsrechts, blosse Uebung eines bestehenden Rechts- 
satzes; aber die werdende Rechtsgewohnheit ist miterzeu- 
gender Faktor des Gewohnheitsrechts, wie sie auch noch 
gar nicht Uebung eines Rechtssatzes ist. Zum Wesen 
des Rechtssatzes als solchen gehört eine Objektivität, eine 
Erkennbarkeit für Jedermann und eine dadyrch bedingte 
Fühigkeit &usserlicher Geltung und Wirksamkeit, wie sie 
das Gesammtrechtsbewusstsein eines Volks oder einer Kirche 
nur durch den Ausspruch des Gesetzgebers- oder durch die 
zum vollendeten Abschluss ihres Bildungsprozesses gelangte 
Rechtsgewohnheit erlangen kann. Insofern ist es also un- 
richtig, beim Gewohnheitsrecht ein unbedingtes Vorhanden- 
sein des Rechtssatzes vor der Gewohnheit. zu behaupten. 
Aber wenn man die Rechtsgewohnheit als eine nach ihrer 
ersten Entwicklung fortdauernde, durch die Vollendung jener 
ihrer ersten Entwicklung offenbar keine Unterbrechung er- 
leidende, im Auge hat, mit andern Worten die Rechts- 
gewohnheit, welche erst eigentlich Gewohnheit ist, so mtss 
man allerdings sagen, es könne von ihr erst dann die Rede 
sein, wenn der Rechtssatz selbst schon vorhanden sei. 

Ebenso kann jene Unterscheidung dazu dienen, das, 
was Jhering a..a. O. S. 26 ff. von der Innerlichkeit, Sub- 
jektivität, Gefühligkeit, Unbestimmtheit und Formlosigkeit 
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des Gewohnheitsrechts sagt, um damit seine Unvollkommen- 
heit im Vergleich mit dem gesetzlichen Rechte darzuthun, 
wenn auch nicht zu widerlegen, so doch als nur sehr be- 
dingt wahr erkennen zu lassen. Es ist vollkommen richtig, 
so lange die Rechtsgewohnheit nur noch in der Bildung be- 
griffen ist. Wo diese aber zü solcher Festigkeit gelangt ist, 
dass sie als eine juristisch erweisliche, ja vielleicht gar nicht 
des Beweises bedürftige, für Jedermann ohne Weiters evi- 
dente Thatsache existirt, die nun als eine äusserlich bestim- 
mende und zwingende Macht wirksam ist, steht das durch 
sie bezeugte Gewohnheitsrecht an Werth und. Würde, an 
Dauerhaftigkeit und Uebereinstimmung mit der wahren Na- 
tur des Rechts dem Gesetze keineswegs nach, sondern geht 
sie iım darin eher vor, wie der Römische Jurist Paulus 
— freilich nur an solches Gewohnheitsrecht denkend — mit 
Recht sagt (L. 36 D. de legg.): magnae auctoritatis hoc 
jJus habetur, quod in tantum probatum est, ut non fuerit 
necesse, scripto id comprehendere. Insbesondere ist das, 
was Jhering dort über die Flüssigkeit und Beweglichkeit 
des Gewohnheitsrechts gegenüber dem gesetzlichen Rechte 
sagt, mehr scheinbar, als wahr. Wirklich befestigtes Ge- 
wohnheitsrecht ist in Kirche und Staat wohl kaum flüssiger 
und beweglicher, als gesetzliches Recht. Es kommt dabei 
alles auf den Charakter des bestimmten Volks und der be- 
stimmten Kirchengemeinschaft an. Je nachdem dieser ist, 
‚werden Rechtsgewohnheiten und Gesetze lang- oder kurz- 
lebig sein. An sich ist die eingewurzelte Rechtsgewohnheit 
‚eine mindestens ebenso starke Fessel, als das Gesetz und 
die bei diesem ‚bestehende Nothwendigkeit, gewisse Formen 
bei Aufhebung desselben einzuhalten. . 

Bei Bluhme (Encyklopädie 1. Abth. S. 31 ff.), welcher 
ebenfalls die Gewohnheit, d. h. die fortgesetzte Uebung als 
Mitursache des Gewohnheitsrechts betrachtet, findet sich 
damit auch noch die Behauptung verbunden, es sei dessen 
‚Entstehung häufig durch Autorität oder Macht des Bei- 
spiels vermittelt, — ein Gedanke, dem wir oben schon bei 
J. H. Böhmer begegneten. 

Wenn damit gemeint sein sollte, es könne eine an sich 


lediglich individuelle Rechts-Ueberzeugung bloss dadurch, dass 
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ihr Träger durch sein persönliches Ansehen viele Andere 
zur Nachfolge anreize, in objektives Recht sich verwandeln, 
so würde ich dieses für einen entschiedenen Irrthum halten. 
Auf so äusserliche Weise kann das Recht seiner Natur 
nach nicht entstehen. Aber das ist allerdings richtig, dass 
häufig der blosse Keim eines einheitlichen Rechtsbewusst- 
seins in einem Volk oder in einer Kirchengemeinschaft auf 
dem Wege zu rascherer Zeitigung und Entfaltung gelangt, 
dass er zunächst nur in Einzelnen zu einer persönlichen 
Ueberzeugung wird, und dann, von diesen ausgesprochen, 
oder in- ihrer Handlungsweise dargelegt, vermöge der Au- 
torität, die sie bei vielen Anderen haben, diese zu gleich- 
mässiger Uebung derselben Rechtsregel bestimmt, und so 
die Ausprägung des in Jenen zuerst lebendig . gewordenen 
Gesammtrechtsbewusstseins durch eine longa et constans 
consuetudo bewirkt, also den Bildungsprozess eines wahren 
Gewohnheitsrechts anregt und beschleunigt. 

Die zu voller Ausbildung gelangte Rechtsgewohnheit 
ist forthin an sich gleicherweise hauptsächlich Erkenntniss- 
mittel des Gewohnheitsrechts, wie die Gesetzesurkunde Er- 
kenntnissmittel des gesetzlichen Rechts ist; aber sie ist als 
eine der Gegenwart angehörige, in dieser sich noch beständig 
fortsetzende Thatsache zugleich ein noch viel sichereres 
Erkenntnissmittel, als die Glesetzesurkunde, welche als solche 
nur die einstmalige Entstehung des Rechtssatzes bezeugt, 
während jene ausserdem auch sein fortdauerndes Dasein 
gewiss macht, worüber die Gesetzesurkunde uns nichts sagen 
kann. Ja, noch mehr: die Gesetzesurkunde sagt uns nicht 
einmal, ob das Gesetz auch nur je zu einer das Rechts- 
leben wirklich beherrschenden Macht geworden ist, während 
uns auch darüber die Rechtsgewohnheit, bei gehöriger Be- 
schaffenheit, jedes Zweifels überhebt. Hieraus erklärt sich 
namentlich die grosse Bedeutung, welche Gewohnheit und 
Herkommen gerade in der Kirche haben. Denn wenn ir- 
gendwo, so gilt es eben in: der Kirche, was Luther einmal 
gesagt hat: „Fürschreiben und Nachthun ist weit von ein- 
ander. Die Kirchengewalt kann 'und soll weit weniger, 
als die Staatsgewalt, die Befolgung ihrer gesetzlichen Vor- 
schriften mit strengem äusserlichem durchzuführen 
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unternehmen. Sowenig daher auch Kirchengesetze etwa im 
Gegensatz zu Staatsgesetzen bloss zu beliebiger Befolgung 
erlassen werden, so kann es doch‘ immerhin bei ihnen noch 
leichter, als bei Staatsgesetzen geschehen, dass sie „bloss 
auf dem Papier“ bleiben, oder wenigstens bald ihre that- 
sächliche Geltung wieder verlieren, und um so häufiger wird 
also in der Kirche die Berufung auf Rechtsgewohnheit und 
rechtlithes Herkommen am Platze und von Wichtigkeit sein. 

Aber ebenso sehr — und damit kehren wir zu einem 
oben schon aufgestellten Satze zurück — ist gerade in der 
Kirche die genaue Prüfung vorkommender Rechtsgewohn- 
heiten, auf welche man sich beruft und deren Befolgung 
von irgend einer Seite gefordert, von einer andern verweigert 
wird, in doppeltem Maasse erforderlich. 

Die Rechtsgewohnheit ist nämlich allerdings nicht eine 
dem Recht eigenthümliche Daseinsform, wie das ge- 
_ schriebene Gesetz eine solche ist; es kann sich eben so gut 
die in einer Gemeinschaft in bestimmter Beziehung herrschend 
gewordene unsittliche Sinnesweise, als eine in ihr herrschende 
Rechtsüberzeugung in einer Rechtsgewohnheit ausprägen, in 
sofern wir unter Rechtsgewohnheit, wie es dem gemeinen 
Sprachgebrauch gemäss ist, nichts weiter verstehen, als eine 
fortgesetzte gleichmässige Handlungsweise in einem gewissen 
"Rechtsverhältniss, die dann aber immer, wenn sie zu festem 
Bestand gelangt ist, eine äusserlich bestimmende Macht auf 
die Einzelnen ausübt, d. h. es ihnen schwer macht, auch 
wenn sie sich innerlich getrieben fühlen, anders zu handeln, 
als es nun eben einmal üblich geworden ist, sich der Herr- 
schaft dieses bestehenden Herkommens zu entziehen. Je 
weniger nun die christliche Sittlichkeit, wie sie in der Kirche 
herrschen soll, den natürlichen Trieben der Menschen gemäss 
ist, um so.leichter kann ein ihr widersprechender Sinn in 
einer kirchlichen Gemeinschaft Macht gewinnen, und so eine 
Rechtsgewohnheit erzeugen, die demnach nichts weniger als 
der Ausdruck und die Erscheinung eines wahren Gesammt- 
rechtsbewusstseins ist. 

Hierin liegt allerdings eine unbestreitbare Unvollkom- 
menheit des Gewohnheitsrechts, dass, indem seine nothwen- 
dige Erscheinungsform eine dem Recht nicht eigenthümliche, 
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sondern ihm mit den Wirkungen anderer Gesammt-Gteistes- 


richtungen ausser der rechtserzeugenden gemeinsame ist, sein 


wirkliches Dasein stets einigermaassen unsicher sein muss. 
Doch darf man sich diese Unsicherheit gerade auch beim kirch- 
lichen Gewohnheitsrecht nicht als zu gross und namentlich 
‘ nicht als zu gefährlich vorstellen. In der Wirklichkeit kün- 
digen sich gerade kirchliche Rechtsgewohnheiten, welche 
nur den falschen Schein eines neu entstandenen Gewohn- 
heitsrechts hervorbringen, dem prüfenden Beobachter, wenn 
er nur den rechten Prüfstein anlegt, bald als Missbräuche 
an, und können daher einem sorgsamen und pflichttreuen 
Kirchenregiment gegenüber nicht leicht aufkommen, und 
jedenfalls — wenn die Kirche nicht überhaupt sehr verderbt 
ist — nicht lange die sich angemaasste Geltung als witk- 
liches Recht behaupten. In einer verderbten und namentlich 
schlecht regierten Kirche dagegen ist wenigstens die Gefahr, 
dass scheinbares Gewohnheitsrecht wie ein wirkliches sich in 
Geltung erhalte, kaum grösser, als die, dass schlechte Kirehen- 
gesetze erlassen werden und eine dauernde Herrschaft 
ausüben. 

Von diesen Betrachtungen aus ergiebt sich nun auch 
von selbst, worin die Hauptaufgabe der Gesetzgebung in 
Beziehung auf das Gewohnheitsrecht, namentlich im kirch- 
lichen Gemeinwesen besteht: offenbar darin, dass sie die 
Bedingungen feststellt, unter welchen Rechtsgewohnheiten 
anerkannt oder nicht anerkannt werden sollen, um es mög- 
lichst zu sichern, dass nur wahres, nicht scheinbares Ge- 
wobhnheitsrecht zu rechtlicher Geltung gelange.. Nur ein 
unfreiwilliges Bekenntniss ihrer Unfähigkeit, dieser ihrer 
wahren Aufgabe zu genügen, wäre es, wenn sie statt dessen 
vorschriebe, dass der Berufung auf rechtliches Herkommen 
schlechthin das Gehör versagt werden solle.. Diese Vor- 
schrift wäre ein sicherer Beweis, dass es dem Gesetzgeber 
an der richtigen Erkenntniss vom Gewohnheitsrecht fehlte, 
während er andererseits auch ohne diese zu besitzen ,. doch 
sehr wohl in richtiger, und namentlich zweckmässiger Weise 
jene Bedingungen bestimmen kann, deren Aufstellung sein 
eigentlicher Beruf ist. Und so erhellt nun hieraus weiter, 
dass die Theorie vom nn deren Ergründung 
4 0 
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Sache der Wissenschaft ist, nicht aus den Bestimmungen 
des geschriebenen Rechts über Rechtsgewohnheiten abge- 
leitet, sondern nur erwartet werden darf, dass die richtige 
Theorie vom Gewohnheitsrecht mit ihnen zusammenstimmen 
und sich als der beste Leitstern für ihr rechtes Verständniss 
und ihre rechte Anwendung bewähren werde. 

Diese Bemerkungen erscheinen dem Leser vielleicht 
nicht als so belangreich, wie sie es nach meiner Ansicht 
sind. Es wird daher nicht überflüssig sein, wenn ich hier- 
über noch Einiges beifüge, um meine Ueberzeugung vom 
wahren Werth der Bestimmungen des geschriebenen Rechts 
über kirchliche Rechtsgewohnheiten, so wie vom wahren, 
namentlich praktischen Werth einer richtigen Theorie vom 
kirchlichen Gewohnheitsrecht desto klarer zu machen. 

Ich halte es für eben so irrig, wenn man den Bestim- 
mungen des geschriebenen Rechts über kirchliche Rechts- 
gewohnheiten die Bedeutung einer gesetzlich formulirten 
Theorie vom kirchlichen Gewohnheitsrecht beilegt, als wenn 
man ihre wirkliche Anwendbarkeit und Verbindlichkeit davon 
abhängig machen will, dass sie sich aus dem wahren Begriff 
des kirchlichen Gewohnheitsrechts folgerichtig herleiten lassen. 

Weder konnten, noch wollten die Urheber jener Be- 
stimmungen, oder die, welche durch Reception des cano- 
nischen Rechts ihnen für uns Gesetzeskraft gaben, durch 
sie die Wissenschaft in der ihr zukommenden Aufgabe be- 
schränken, die richtige Lehre vom Wesen des kirchlichen 
Gewohnheitsrechts zu finden, was der Fall wäre, wenn durch 
die fraglichen Sätze eine bestimmte Lehre vom Wesen 
des Gewohnheitsrechts für die alleingültige erklärt sein sollte. 
Jene Bestimmungen konnten und sollten nur festsetzen, unter 
welchen Voraussetzungen kirchliche Rechtsgewohnheiten be- 
folgt oder nicht befolgt werden sollten, und etwa diese Fest- 
setzungen durch einzelne Bemerkungen über das kirchliche 
Gewohnheitsrecht an sich begründen ; es konnten dabei aber 
auch blosse Zweckmässigkeitsrücksichten zu Grunde liegen, 
welche mit dem Wesen des Gewohnheitsrechts selbst nichts 
zu schaffen hatten. Ebendesswegen aber ist es andererseits 
für ihre Geltung auch ohne Belang, ob sie in logischem 
Zusammenhang mit dem wahren Begriff des kirchlichen 
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Gewohnheitsrechts stehen, oder nicht. Was im Wege einer 
richtigen Auslegung als ihr Inhalt sich ergiebt, hat eine völlig 
selbstständige Geltung, wie der Inhalt jeder andern Bestim- 
mung des geschriebenen Rechts. : Gesetzt also z. B., es er- 
gäbe sich nach den allgemeinen Auslegungsregeln, dass ge- 
wisse Stellen des kanonischen Rechts so zu verstehen sind, 
dass nach ihnen ein (dem gemeinen Rechte derogirendes) 
kirchliches Rechtsherkommen vierzig Jahre alt sein muss, 
um Anspruch auf Anerkennung zu haben, so gälte das, in 
soweit irgendwo das kanonische Recht überhaupt Geltung 
hat, unbedingt, wenn es auch noch so -wenig aus dem rich- 
tigen Begriff des kirchlichen Gewohnheitsrechts A fol- 
gern lässt. 

Ebenso aber halte ich es für gleich irrig, der richtigen 
Theorie vom kirchlichen Gewohnheitsrecht, wenn es gelingt, 
eine solche zu finden und ihr allgemeine Anerkennung zu 
verschaffen, bloss einen wissenschaftlichen Werth zuzuschrei- 
ben, also. ihr allen praktischen Werth abzusprechen, oder 
ihr umgekehrt so viel praktischen Werth beizulegen, dass 
sie uns in einzelnen Fällen des Zweifels über das wirkliche 
Dasein eines bestimmten kirchlichen Gewohnheitsrechts un- 
mittelbar als Entscheidungsnorm dienen könnte. Ich hielte . 
es wenigstens jedenfalls für sehr unpraktisch, wenn Jemand, 
der zu der Ueberzeugung gelangt wäre, der richtige Begriff 
des kirchlichen Gewohnheitsrechts sei der eines unmittelbar 
aus dem kirchlichen Gesammtrechtsbewusstsein hervorge- 
gangenen Rechts, daraus folgerte, es müsse in solchen Zwei- 
felsfällen als eigentliche Aufgabe betrachtet werden, zu er- 
mitteln, ob der fragliche Satz wirklich unmittelbar aus dem 
kirchlichen Gesammtrechtsbewusstsein hervorgegangen sei. 
Geradezu liesse sich ja eben das unmöglich ermitteln. Es 
müssten dabei immer blosse Indicien oder Präsumtionen zu 
Hülfe genommen werden. In dieser Beziehung kommen 
uns nun die Bestimmungen des geschriebenen Rechts zu 
Hülfe. An sie sollen und können wir uns immer, wie mir 
scheint, zunächst halten, und unsere Erkenntniss vom inneren 
Wesen des Gewohnheitsrechts nur dazu benützen, um jene 
Bestimmungen mit desto klarerem Bewusstsein und mit desto 
sicherer Richtung auf ein bestimmtes eigentliches, wenn auch 
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nur annähernd erreichbares Ziel unseres Strebens in An- 
wendung zu bringen. Darein setze ich den wahren prak- 
tischen Werth der richtigen wissenschaftlichen Lehre vom 
kirchlichen Gewohnheitsrecht. 

Zu-diesen letztern Bemerkungen finde ich in Schulte’s 
Erörterungen über das kirchliche Gewohnheitsrecht insofern 
Anlass, als er zwar a. a. O. S. 209 — wie schon oben 
berührt wurde — ebenfalls die Ansicht ausspricht, dass man 
aus dem Corpus juris canonici die Theorie des kirchlichen 
Gewohnheitsrechts nicht unmittelbar entnehmen könne, und 
ebensq S. 212 sagt, er wolle nicht in Abrede stellen, dass 
die Kirche die Zulässigkeit von Rechtsgewohnheiten an be- 
stimmte Bedingungen hätte knüpfen können, welche nicht 
schon aus der Natur der Sache sich ergeben, dann jedoch 
so fortfährt: „Wohl aber muss behauptet werden, dass sie 
diess nicht gethan hat, dass vielmehr gerade die aus der 
Natur der Sache sich ergebenden Sätze im Rechte positiv 
anerkannt sind, insofern diess überhaupt Bestimmungen ge- 
troffen hat.“ Indem er dann demgemäss auch bei der Dar- 
stellung der Erfordernisse des kirchlichen Gewohnheitsrechts 
überall sorgfältig bemüht ist, die einzelnen Bestimmungen 
des kanonischen Rechts darüber so zu interpretiren, um 
ihnen den mit seiner Theorie vom kirchlichen Gewohn- 
heitsrecht genau zusammenstimmenden Sinn abzugewinnen, 
scheint er mir damit aus den vorhin angeführten Gründen 
zu weit zu gehen. 

Für die Anwendung des kanonischen Rechts auf die 
Prüfung von Rechtsgewohnheiten in evangelischen Kirchen 
muss natürlich eine freiere Interpretation oder vielmehr eine 
beständige behutsame Rücksicht darauf stattfinden, ob die 
einzelnen Bestimmungen des kanonischen Rechts hierüber 
dem Geist der evangelischen Kirche entsprechen. Aber 
wo dieses zu bejahen ist, müssen sie meines Erachtens auch 
dann angewendet werden, wenn sie für die Anerkennung 
einer kirchlichen Rechtsgewohnheit mehr fordern, als aus 
der Natur des kirchlichen Gewohnheitsrechts folgt. Der 
Geltung eines kirchlichen Gewohnheitsrechts, das in tantum . 
probatum est, ut non fuerit necesse, scripto id comprehendi, 
wird dieses keinen Abbruch thun; nur ein solches aber ist 
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wirklich magnae auctoritatis; übrigens aber ist es immer 
besser, dass hie und da ein wirklich vorhandenes, nur nicht 
allen Erfordernissen des geschriebenen Rechts entsprechendes 
kirchliches Gewohnheitsrecht nicht geachtet wird, als dass 
zu leicht ein bloss scheinbares sich die ihm nicht gebührende 
Anerkennung verschafien kann. 

Der wichtigste Gegenstand für die ‚Aufgabe, welche ich 
mir in diesem Artikel gestellt habe, scheint die Besprechung 
von Dr. Ernst Meier’s Buch: „Die Rechtsbildung in Staat 
und Kirche (Berlin 1861)“ zu sein. Denn nach dem Vor- 
wort desselben ist der Verfasser dabei davon ausgegangen, eine 
(neue) Theorie des kirchlichen Gewohnheitsrechts zu ge- 
winnen, hat es dann zu diesem Zweck für nothwendig be- 
funden, die Darstellung einer vollständigen Theorie der 
kirchlichen Rechtsbildung zu versuchen, ist aber schliesslich 
dazu gelangt, auch eine (neue) Theorie über die Entstehung der 
Rechtsbildung überhaupt aufzustellen, hat sich bei der Be- 
schäftigung damit „immer entschiedener von derjenigen Theorie 
entfernt, welche als Lehre der historischen Schule in den 
weitesten Kreisen Geltung hat“, und dadurch den Erfolg 
erzielt, dass er sich zu der Hoffnung, oder wenigstens wie 
er sich in seiner Bescheidenheit auszudrücken vorzieht, zu 
dem lebhaftesten Wunsch berechtigt glaubt, „Einiges von 
dem, was er zurückgewiesen hat, für immer widerlegt, und 
Einiges von dem, was er neu aufgestellt hat, für immer 
festgestellt zu haben.“ Wir haben es also, wie es scheint, 
hier mit einem epochemachenden, die Theorie der Rechts- 
bildung überhaupt, insbesondere aber die des kirchlichen 
Gewohnheitsrechts gründlich reformirenden Werk zu thun. 

Zur gänzlichen Befreiung von dem Beherrschtsein durch 
die Lehre der historischen Rechtsschule von der Rechtsent- 
stehung hat Herrn Dr. Meier (nach S. 9) die Erkenntniss 
verholfen, dass deren Urheber Savigny und Puchta in 
Beziehung auf die Aufgabe, um die es sich dabei handelte, 
geniale Dilettanten waren. Sie hatten die gute Absicht, die 
bisherige romanistische Grundlage jener Lehre, wie es nöthig 
war, über Bord zu werfen; aber statt dessen nun vom deut- 
schen Recht auszugehen, vermochten sie nicht, weil sie darin 
geradezu ihre Inkompetenz hätten erklären müssen. Diese 
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ihre Unfähigkeit „vertuschten“ sie, „begaben sich auf das 
Gebiet der Construktion“, und gelangten auf diese Weise 
„von geistreichen Voraussetzungen aus, die man aber Gott 
weiss woher entnommen hatte“ zu einer Theorie, von der 
stillschweigend angenommen wurde, dass sie wesentlich gleich- 
artig bei allen Völkern in allen Zeiten sich finde, zu einer 
Theorie, die desshalb ohne allen Erfolg sein musste. Einen 
weiteren Nachweis darüber, dass die Idee der Volkssouve- 
ränetät wirklich der Ausgangspunkt jener Lehre von der 
Entstehung des Rechts aus dem Volksbewusstsein sei, findet 
der Verfasser S. 20 „gar nicht nöthig“ ; die Unrichtigkeit der 
Lehren von der Entstehung des Staats, wozu jene Theorie 
geführt hat, bedarf nach seiner Versicherung ebenfalls „keines 
weitläufigen Nachweises“ ; auf alle Weise hat sich die Rechts- 
entstehungstheorie der historischen Rechtsschule bereits selbst 
gerichtet. . 

Ihren Grundfehler, von LEN Voraussetzungen 
ausgegangen zu sein, hat der Verfasser bei seinem Reforma- 
tionsunternehmen glücklich dadurch vermieden, dass er von 
möglichst geistlosen Voraussetzungen ausgegangen ist. Der 
Gipfelpunkt derselben besteht darin, dass, wie S. 26 gesagt 
wird, zwar ein gewisser Einfluss des nationalen Moments 
auf die Rechtsbildung bestehe, aber nur ein sehr geringer, 
so dass unsere Rechtsbildung ihrem Inhalte nach jetzt gros- 
sentheils eine in nationaler Hinsicht indifferente geworden 
sei. Die Hauptmomente,’ fast die einzigen sind das Wesen 
der menschlichen Natur oder das daraus sich ergebende 
Naturrecht und die Lebensverhältnisse, für welche das Recht 
einen Ausdruck gewähren soll. Durch diese Momente ist 
die normale Rechtsbildung bedingt (S. 27), welche durchaus 
die höchste Staatsgewalt zum obersten Träger hat (S. 23), 
theils unmittelbar, theils so, dass sie unter ihrer „Rechts- 
bildungshoheit* auf dem Weg der Autonomie erfolgt, in 
beiden Fällen (S. 27 fg.) entweder so, dass der rechtsbil- 
dende Wille zu einem förmlichen Ausdruck gebracht wird 
— durch Gesetze —, oder so, dass ein solcher Wille als 
vorhanden angenommen werden muss, weil er ohne in eine 
bestimmte Form gekleidet zu sein, die Verhältnisse beherrscht 
— durch Gewohnheiten. Wenn aber die Rechtsbildung in 
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der letztern Weise erfolgt, ist sie eine „gleichsam in ihren 
Elementen stecken gebliebene“ (S. 33), — trotzdem, dass 
sie doch auch dann die Lebensverhältnisse beherrscht. In 
der Kirche ist es zunächst der religiöse Glaube, welcher die 
Rechtsbildung regiert, und nächstdem die Verhältnisse des 
Lebens überhaupt in ihrer Gesammtheit (S. 286 fg.). Zum 
obersten Träger hat die Rechtsbildung in der protestantischen 
Kirche ebenfalls die höchste Staatsgewalt (S. 291, .vergl. 
mit S. 269), jedoch auch so, dass dabei theilweise eine au- 
tonomische Rechtsbildung Statt findet, und wieder ist es 
hier die Form des Gesetzes oder der Gewohnheit, in der 
sie unmittelbar durch die höchste Gewalt bewirkt wird, oder 
nur unter ihrer Aufsicht vor sich geht (S. 292 ff.). 

Der Charakter dieser Auffassung der Rechtsbildung 
lässt sich, wie man sieht, ganz einfach als der -.der völligsten 
Oberflächlichkeit bezeichnen. So stellt sich in der That die 
Rechtsbildung Jedem dar, der bei der Betrachtung der Ober- 
fläche der Erscheinungen stehen bleibt, und sich dessen ent- 
schlägt, ihnen auf den Grund zu schen. Denselben Cha- 
rakter hat aber auch die geschichtliche Beweisführung des 
Verfassers; er hat dafür viel Material gesammelt, nimmt aber 
Alles so, wie es sich äusserlich darstellt, und weist jede 
tiefere Auffassung zurück, wie er denn z. B. S. 269 als 
das Ergebniss seines Studiums der evangelischen Kirchen- 
ordnungen des 16. Jahrh. das bezeichnet: „es muss auf 
das Bestimmteste behauptet werden, däss ganz einfach die 
Landesherren und die Obrigkeiten der Städte als solche in 
ihrer einen untheilbaren Eigenschaft als staatliche Organe 
das Kirchenregiment an sich genommen haben.“ 

Der praktische Gewinn, welcher aus der Annahme der 
Theorie des Herrn Dr. Meier vom kirchlichen Gewohn- 
heitsrecht erwachsen würde, lässt sich aus Folgendem 
entnehmen. Es ist nach seiner Theorie die Geltung der 
Gewohnheit wesentlich, aber auch allein bedingt durch 
die Kompetenz des Subjekts zur Rechtsbildung; nur wenn 
dieses gesetzgebende Gewalt oder autonomische Befugniss 
hat, gilt die Gewohnheit, dann aber auch unbedingt; in 
beiden Fällen kommt auf den Inhalt insofern gar nichts an, 
als der Richter die von einem dazu berechtigten Subjekt 
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ausgegangene Gewohnheit auch dann anzuwenden hat, wenn 
sie noch so irrational ist; nur der Träger der höchsten Ge- 
walt kann kraft seiner Rechtsbildungshoheit eine irrationale 
Gewohnheit beseitigen. Ist die Gewohnheit ‚vom Träger der 
höchsten Gewalt selbst ausgegangen, so muss sie desshalb 
als rational gelten, weil er allein die Rationabilität äusserlich 
zu constatiren hat (s. S. 28 ff. u. S. 297). 

Mehr über diese wenig erfreuliche literarische Erschei- 
nung hier zu sagen, würde sich kaum rechtfertigen lassen, 
zumal da der Plan dieses Artikels noch eine eingehendere 
Erörterung eines sehr wichtigen Punktes erheischt, der bis- 
her von mir nur noch gleichsam im Vorübergehen berührt 
worden ist. \ 

Es fragt sich nämlich noch, wie von der im vorigen 
und in diesem Artikel entwickelten Auffassung der Natur 
des kirchlichen Gewohnheitsrechts aus die Ansichten zu 
beurtheilen sind, welche man über die praktische Behand- 
lung von evangelisch-kirchlichen Rechtsgewohnheiten auf- 
gestellt hat? Offenbar ist dabei von hervorragender Wich- 
tigkeit die besondere Frage, inwiefern eine consuetudo con- 
tra legem Anspruch auf Anerkennung habe, besonders seitdem 
den evangelischen Kirchenordnungen wieder eine grössere 
Beachtung zugewendet worden, und in Folge dessen darüber 
Streit entstanden ist, ob gewisse sehr bedeutsame Bestim- 
mungen derselben durch desuetudo, beziehungsweise durch 
eine langjährige, davon abweichende Praxis wirklich als 
aufgehoben zu betrachten sind, oder nicht? In der That ist 
es eben dieses, was mich hauptsächlich zu dem vorliegenden 
Versuche über das kirchliche Gewohnheitsrecht angeregt hat. 
Doch soll natürlich im Folgenden jene besondere Frage 
keineswegs ausschliesslich und für sich allein zum Gegen- 
stand der Betrachtung gemacht werden. 

J. H. Böhmer sucht in dem oben angeführten Ab- 
schnitt seines Jus eccl. prot. „de consuetudine“ (Lib. I. 
Tit. 4) in den 88 27 ff. zunächst nachzuweisen, dass das 
kirchliche Gewohnheitsrecht Gesetzeskraft habe (was er aus 
dem in der Gewohnheit sich kundgebenden rechtserzeugenden 
Willen erklärt), und dass es ebenso auch das gemeine ge- 
schriebene Recht aufzuheben vermöge, was er den dawider 
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erhobenen Bedenken gegenüber folgendermassen begründet: 
Zwar hänge die Wirksamkeit der Gesetze nicht geradezu 
von dem Willen und der Verfügung der Untergebenen ab; 
doch lasse sich nicht läugnen, dass das Gesetz ohnmächtig 
sei und gewissermassen alle Kraft verliere, wenn es nicht 
zur Handhabung gelange oder ausser aller Uebung komme; 
es könne das aus verschiedenen Ursachen sich begeben, 
entweder weil es der Volkssitte nicht angepasst seig oder 
weil besondere alte Einrichtungen und eingewurzelte Ge- 
wohnheiten eine solche Annahme desselben nicht ertrügen, 
oder weil die äussern und Zeit-Umstände sich gänzlich ver- 
ändert hätten u. dgl., wornach das Gesetz nicht recipirt ge- 
nannt und folgeweise, wenn etwas Entgegengesetztes durch 
beständigen Gebrauch aufgekommen sei, dieser Gebrauch 
wider das allgemeine geschriebene Gesetz gelte. 

Man sieht, wie auch hier die Ahnung der Wahrheit 
durchblickt, ohne zu klarer Erkenntniss geworden zu sein. 
Es schwebt Böhmer vor, dass das gemeinsame Rechtsbe- 
wusstsein der Kirche oder einer bestimmten Theilkirche in 
seiner Abweichung von dem Inhalte des Gesetzes mächtig 
genug werden. kann, um dieses nicht zu wirklicher Geltung 
gelangen zu lassen, oder seiner Geltung ein Ziel zu setzen, 
und dass in der consuetudo contra legem jene Macht des 
gemeinsamen Bewusstseins in der Gewohnheit sich wirksam 
offenbaren kann; aber es schwebt ihm das eben nur vor, 
er deutet es nur durch eine äusserliche Erklärung solcher 
ihm entgegentretenden Fälle an, wo re Rechtsgewohnheit 
das Gesetz überwunden hat. 

Weiter fragt er nun aber, ob nur kirchliche Gewohn- 
heiten, welche piae und rationabiles seien, solche Kraft haben, 
 inhonestae und malae nicht (8. 34), und schickt der Beant- 
wortung dieser Frage sofort ($. 35) die Bemerkung voran, 
es sei dabei jedenfalls hauptsächlich zu erwägen 1) welche 
Kirchengewohnheit eine impia sei, und 2) ob eine fehler- 
hafte sogleich aller rechtlichen Wirksamkeit entbehre? Aus 
inneren Gründen, sagt er, müsste man alle Gewohnheiten 
für schlechte erklären, welche die Erbauung der Kirche 
hindern (aedificationem ecclesiae impediunt); aber weder der 
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die Verwerflichkeit von Gewohnheiten. Desgleichen ($. 36) 
sollten freilich schlechte Gewohnheiten nicht gelten; aber 
bei dem gegenwärtigen verderbten Zustand der Kirche be- 
stünden sie eben doch zu Recht, — wie schlechte Gesetze, 
die auch nicht gelten sollten. Die Regeln, welche bei jeder 
kirchlichen Gewohnheit Rationabilität forderten, seien also 
In der ‘That müssig; es sei nur ($. 37) Sache des Gesetz- 
geberg, verwerfliche Gewohnheiten ausser Kraft zu setzen; 
aber auch hierin sei — bei der Verderbtheit gr kirchlichen 
Sitte — mit Klugheit zu verfahren. 

Augenscheinlich ist es zunächst der pietistische Zug 
 Böhmer’s, der sich in diesen Aeusserungen verräth: die 
Verzweiflung am ganzen äussern Kirchenwesen der Gegen- 
wart und die auf dem sich Zurückziehen in die unsichtbare 
Kirche beruhende Resignation hinsichtlich des verderbten 
Zustands der sichtbaren Kirche. Dann folgt aber diese An- 
sicht, dass irrationale Kirchengewohnheiten gleiche Rechts- 
geltung mit schlechten Kirchengesetzen haben, auch logisch 

aus der Annahme, dass das kirchliche Gewohnheitsrecht auf 
 stillschweigender Uebereinkunft, also im Grund auf Willkür 
beruhe. Gilt es, weil die Glieder der Kirchengesellschaft 
seinen Inhalt wollen, so muss es auch gelten, wenn sie 
zufällig etwas Verwerfliches wollen, bis — wieder zufällig — 
der Gesetzgeber, dessen Wille ein besserer ist, es abschafft. 

Indem dann J. H.:Böhmer weiter von dem Beweis 
des kirchlichen Gewohnheitsrechts handelt, verlangt er dazu 
den Nachweis einer solchen Reihe von gleichförmigen Hand- 
lungen, dass sich daraus eine lange und beständige Praxis 
ergebe, welche eine zu Grund liegende stillschweigende 
Uebereinkunft glaublich mache. Die Handlungen müssten 
aber öffentliche sein (actus publice gesti) und auf der opinio 
necessitatis beruhen. Durch den Nachweis einzelner wider- 
sprechender Handlungen könne nicht sofort der Gegenbeweis 
geführt werden, insofern es möglich sei, dass sie auf Un- 
ordnung (dre&la) zurückzuführen seien. Das Erforderniss 
des kanonischen Rechts, dass eine consuetudo praescripta 
sein müsse, übergeht er mit völligem Stillschweigen. 

Er ist mit seinem Versuch, das protestantische Kirchen- 
recht hinsichtlich der praktischen Behandlung der Gewohn- 
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‘heiten von den Einschränkungen des kanonischen Rechts Bo 
zu sagen völlig zu emancipiren, nicht durchgedrungen. Sein 
eigner Sohn G. L. Böhmer, der übrigens in seinen Prin- 
cipia juris canonici $. 230 auch genau zwischen consuetudo 
und observantia unterscheidet, und für jene im $. 232 den 
Consensus superioris specialis oder generalis verlangt, lässt 
überdies ihre Geltung dadurch bedingt sein, dass sie Justa 
h. e. nec juri naturali, nec saluti ecelesige adversa und le- 
gitime praescripta sei, worunter er dreissig- beziehungs- 
weise vierzigjährige Dauer versteht. Wiese in seinem 
Handbuch des gemeinen Kirchenrechts spricht von den kirch- 
lichen Gewohnheiten nur bei den Quellen des katholischen 
Kirchenrechts (Theil 2. S. 14 ff.), hält sich hier an die Be- 
stimmungen des kanonischen Rechts, und behandelt sie still- 
schweigend als gleich anwendbar auf .das protestantische 
Kirchenrecht. | 

K. F. Eichhorn endlich in seinen Grundsätzen des 
Kirchenrechts (2. Bd. S. 36 ff.) behandelt ebenfalls die Be- 
stimmungen des kanonischen Rechts über die Erfordernisse 
des Gewohnheitsrechts als vollkommen anwendbar, wie in 
der katholischen Kirche der Gegenwart, so auch in der 
protestantischen (S. 65); nur bezieht er das Erforderniss der 
Präskription lediglich auf consuetudo im Sinne eines „fak- 
tischen“ Verhältnisses, bei welchem aber durch Verjährung 
Gerechtsame erworben werden können. 

Während übrigens Eichhorn gleich G. L. Böhmer 
streng zwischen kirchlichen Gewohnheiten und Observanzen 
unterscheidet, will Puchta gerade auch hinsichtlich der 
praktischen Behandlung festgehalten wissen, dass alle kirch- 
liche Gewohnheiten die Bedeutung von Observanzen haben, 
und nähert sich also insofern im Princip wieder J. H. Böh- 
mer, betrachtet aber die Bestimmungen des kanonischen 
Rechts im Wesentlichen als auch in der protestantischen 
Kirche gültig, indem er dieselben als Begränzungen des 
Rechts der kirchlichen Autonomie auffasst. 

Wie nun eben deshalb zwischen Puchta’s Theorie 
vom kirchlichen Gewohnheitsrecht und derjenigen, welche 
ich für die richtige halte, ein für das Rechtsleben be- 
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deutsamer Unterschied bestehe, das zu zeigen, ist es, worauf 
es mir hauptsächlich ankommt. 

Es handelt sich hier vornehmlich um das Erforderniss 
der Rationabilität. Es ist schon an sich schwierig, genau 
zu bestimmen, welchen Sinn das kanonische Recht damit 
verbinde. Für uns Protestanten fragt es sich dann aber 
. weiter, in wie weit dieser Sinn ein für uns annehmbarer sei. 
Und dabei kann es eben durchaus nicht gleichgültig sein, 
ob wir davon ausgehen, dass eine Gewohnheit rational sein 
müsse, weil sonst der in ihr sich kundgebende Wille ein 
die Grenzen autonomischer Befugniss überschreitender sein 
würde, oder ob wir davon ausgehen, dass die Irrationabilität 
einer kirchlichen Gewohnheit ein Beweis der Unmöglichkeit 
ihres Hervorgehens aus einem wahren kirchlichen Gesammt- 
rechtsbewusstsein sei, und zwar namentlich, wenn es sich 
um jene wichtige Frage handelt, ob ein allgemeines Landes- 
kirchengesetz durch eine allgemeine desuetudo, beziehungs- 
weise eine allgemeine, davon abweichende Praxis als auf- 
gehoben zu betrachten sei, oder nicht. 

Hängt dieses davon ab, dass die consuetudo contra 
legem hinreichend rational sei, um den ihr zu Grund lie- 
genden Willen der Landeskirche als einen in den Schranken 
ihrer autonomischen Befugniss gebliebenen betrachten zu 
können, so würden wir, um im Stande zu sein, dies zu be- 
urtheilen, vor Allem einen Rechtsgrundsatz vor- uns haben 
müssen, der uns sagte, dass und unter welchen Bedingungen 
eine Landeskirchengemeinde, d. h. die Gesammtheit der 
Glieder einer Landeskirche das Recht habe, ein Landes- 
kirchengesetz stillschweigend aufzuheben. Vor Allem sehe 
ich nun gar nicht ein, woher wir einen solchen Rechtsgrund- 
satz ableiten könnten, dass die Gesammtheit der Glieder 
einer Landeskirche überhaupt die autonomische Befug- 
niss habe, ein Landeskirchengesetz aufzuheben. Sell es 
aber gleichsam als ein Rechtsaxiom gelten, dass ihr diese 
Befugniss zustehe, so kann ich mir dann wieder nicht den- 
ken, woraus sich irgend eine andere Begrenzung dieser 
Befugniss ableiten liesse, als diejenige, welche für das kirch- 
liche Gesetzgebungsrecht besteht. 

Ganz anders verhält es sich, wenn wir von folgender 
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Betrachtungsweise auszugehen haben: die Bildung eines 
kirchlichen Gewohnheitsrechts ist eine solche, bei welcher | 
alle Willkür ausgeschlossen ist, welche auf einer gesetzmäs- 
eigen, d. h. durch innere Gesetze bestimmten Entwicklung 
des einheitlichen Rechtsbewusstseins der Kirche beruht. Dann 
ist eine kirchliche Gewohnheit irrational, wenn sie nach 
ihrem Inhalt unmöglich Erzeugniss einer solchen gesetzmäs- 
sigen Entwicklung des einheitlichen Rechtsbewusstseins der 
Kirche sein kann. Kann sie es dagegen nach ihrem Inhalt 
sen, so ınuss sie desshalb als rechtsverbindlich gelten (jus 
facere), auch wenn sie einem nicht gesetzlich aufgehobenen 
Kirchengesetz widerspricht, weil die Geltung des Kirchen- 
gesetzes selbst nur auf der Fiktion beruht, dass das ein- 
beitliche Rechtsbewusstsein der Kirche dadurch zum Aus- 
druck gekommen sei. Hier stehen wir, scheint mir, auf 
festem, bei Puchta’s Theorie auf einem sehr schlüpfrigen 
Boden. Im folgenden Artikel werde ich das an Beispielen 
deutlich zu machen und näher zu begriüinden suchen. Hier 
möchte ich nur noch im Allgemeinen es zum Bewusstsein 
bringen, wie wenig der gegenwärtige Zustand unserer Doktrin 
hinsichtlich der Erfordernisse des kirchlichen Gewohnheits- 
rechts geeignet ist, dem Bedürfnisse des Lebens zu genügen. 

Es besteht volle Einstimmigkeit darüber, dass ein grosser 
Theil des heutigen protestantischen Kirchenrechts auf Ge- 
wohnheitsrecht beruht; es werden auch sehr häufig in Lehr- 
büchern, in sonstigen theoretischen Schriften, in der Praxis 
Rechtssätze als in protestantischen kirchlichen Rechtsver- 
bältnissen geltend angeführt, nicht mit der Berufung auf 
Gesetze oder darauf, dass sie aus anerkannten Rechtsgrund- 
sitzen folgen, sondern mit .ausschliesslicher Berufung auf 
Praxis, Herkommen, lange und beständige Uebung. Wenn 
aber die Existenz solcher Rechtssätze bestritten wird, brauchte 
man doch anerkannte Grundsätze für die Prüfung der wi- 
dersprechenden Behauptungen. Zieht man nun zu diesem 
Behuf z. B. das mit Recht jetzt entschieden im grössten 
Ansehen stehende Lehrbuch des Kirchenrechts von Richter 
su Bathe, so findet man hier darüber im $ 84 wörtlich Fol- 
gendes: „Im evangelischen Kirchenrecht ist das Gewohn- 
heitsrecht „„meist““ unter denselben Bedingungen als eine 
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Rechtsquelle angesehen worden, unter denen ihm diese Eigen- 
schaft überhaupt (d. h. also wohl im Civilrecht) beigelegt 
wurde. Darunter befand sich auch die Bedingung des Ab- 
laufes der Verjährungszeit, welche die ältere Rechtslehre 
annahm.“ Richter’s eigene Ansicht erfährt man dadurch 
nicht. Es bleibt namentlich auch im Zweifel, ob nach derselben 
in der evangelischen Kirche der Satz gelten soll, oder nicht, 
den er vorher als einen Satz des katholischen Kirchenrechts 
hinstellt: „Vorausgesetzt wird (hinsichtlich der möglichen 
- Ueberwindung des positiven Rechts durch eine entgegen- 
gesetzte Uebung), dass die Gewohnheit eine consuetudo ra- 
tionabilis und legitime praescripta sei, d. h. dass sie nicht 
dem Geist und Wesen theils der Kirche, theils des Instituts, 
das sie betrifft, widerstreite, und dass sie die Verjährungszeit 
“hindurch gedauert habe.“ In Mejer’s Institutionen des 
gemeinen deutschen Kirchenrechts liest man im $.82: „die 
Gewohnheit hat im Kirchenrechte nicht geringere Kraft, als 
in andern Rechtstheilen, und kommt auch in ebendenselben 
Formen vor: als statutarisches Herkommen, ÖObservanz, 
Konsistorialpraxis u. 8. w. Nur muss sie, besonders wo sie 
derogatorisch wirken soll, rationabilis, d. h. quae canonicis *) 
‚non obviat institutis und legitime praescripta sein.“ Dagegen 
sagt ein anderer unserer anerkanntesten Kirchenrechtslehrer, 
Jacobson in der Zeitschrift für deutsches Recht (Bd. 19. 
Heft 1. S. 75): „Ein gemeines geschriebenes protestantisches 
Kirchenrecht, welches das Verhältniss des Gewohnheitsrechts 
zur Gesetzgebung und das Erforderniss der Rationabilität 
für jenes im kanonischen Sinne feststellt, giebt es nicht. Die 
Doktrin und Praxis, die Festsetzungen der einzelnen Lan- 
deskirchen, sowie der Geist der evangelischen Kirche müssen 
daher hier den Ausschlag geben. Achten wir hierauf, so 
finden wir, dass die kanonischen Regeln über Rationabilität 
evangelischer Seits verworfen sind.“ Sagt man zuviel mit 
der Behauptung, dass Praktiker bei diesem Stand unserer 
Doktrin hinsichtlich des fraglichen Punktes sich völlig rath- 
los fühlen müssen ? 
Am meisten wünschenswerth scheint es mir, dass eine 
*) Was bedeutet das aber im protestantischen Kirchenrecht? 
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völlige wissenschaftliche Ueberwindung der Ansicht gelingen 
möchte, wonach im evangelischen Kirchenrecht die Regeln 
des kanonischen Rechts über Rationabilität der Gewohn- 
heiten ohne alle Geltung sein sollen. Es heisst das nichts 
anderes, als: in der evangelischen Kirche soll der Umstand, 
dass ein — sei es auch noch so schreiender — Missbrauch 
lange Zeit sich behauptet hat, rechtserzeugende Kraft haben. 
Wie übel müsste es um die evangelische Kirche beschaffen 
sein, wenn sich behaupten liesse, dass sie wirklich diesen 
Grundsatz anerkenne! Es ist schon schlimm genug, wenn 
ein einzelnes Kirchenregiment entschiedene Missbräuche so 
lange duldet, dass sie den Schein eines wahren Gewohn- 
heitsrechts annehmen können. Aber das kann noch nicht 
der Kirche zum Vorwurf gereichen. Eine Kirche aber, von 
welcher man sagen dürfte, in ihr gelte der Rechtssatz, dass 
ein altes Herkommen Recht mache, gleichviel ob es ratio- 
nabel oder irrationabel sei, würde des Namens Kirche nicht 
werth sein. Es ist ja immerhin möglich, dass auch ein 
Kirchengesetz zu Stande und in Uebung komme, welches 
mit den Grundsätzen, auf welchen die bestimmte Kirche 
ruht, in Widerspruch steht. Aber das hält doch immer 
verhältnissmässig schwer. Dagegen, dass sich ein mit jenen 
Grundsätzen streitendes Herkommen- bilde und kraft der 
vis inertiae sich lange Zeit fortschleppe, kann jedenfalls weit 
leichter geschehen. Soll also auch ein solches von der Wis- 
senschaft und Praxis wie ein Gesetz anerkannt und geachtet 
werden müssen, bis es gesetzlich abgeschafft ist, so ist in 
der That dem Verfall der Kirche Thür und Thor geöffnet. 

Von verhältnissmässig viel geringerer Bedeutung ist die 
fortdauernde Uneinigkeit der heutigen Doktrin hinsichtlich 
des Erfordernisses der Präskription. Jedermann verlangt 
beim Beweis der Existenz eines kirchlichen Gewohnheits- 
rechts den Nachweis langer gleichmässiger Uebung derselben 
Regel, und andererseits wird nicht leicht ein Vertheidiger 
des Präskriptions-Erfordernisses es damit so genau nehmen, 
dass er den Beweis schon desshalb für verfehlt hielte, wenn 
eine neununddreissigjährige, nur nicht vierzigjährige con- 
suetudo contra legem ecclesiasticam dargethan werden könnte. 
Aber so ganz unwichtig ist doch auch diese Meinungsver- 

Zeitschr. £. Kirchenrecht. III. 1. 5 
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schiedenheit nicht, ob die consuetudo contra legem eccle- 
siasticam nur überhaupt lange Zeit, oder ob sie ohngefähr 
vierzig Jahre gedauert haben müsse, um als Beweismittel 
für ein wahres kirchliches Gewohnheitsrecht gelten zu können. 

Ich will hier auf den Streit über den Sinn des kano- 
nischen Rechts selbst nicht näher eingehen. Schulte’s 
mühsamer Versuch, nachzuweisen, dass auch das c. ult. 
X. h. t. nichts weiter sagen wolle, als der Quasibesitz von 
Rechten, welche das jus commune gegen sich haben, auch 
wenn er durch eine längere Uebung geschützt sei, führe 
nur dann zum Erwerbe des Rechts, wenn er ausser der 
bona fides als Grundlage der Rationabilität die in den Ge- 
setzen für die Präskription statuirte Zeit hindurch gedauert 
hat (a. a. O. S. 233), scheint mir nicht gelungen, und ich 
habe schon angedeutet, worin der (irrige) Grund seiner Be- 
fangenheit bei diesem Auslegungsversuche lag. Ich bin 
überzeugt, Gregor IX. wollte dem Aufkommen kirchlicher 
Gewohnheiten wider das gemeine Recht eine positive Schranke 
dadurch setzen, dass er bestimmte, das positive Recht solle 
gleichsam seinen Anspruch auf Beherrschung. des Rechtes- 
lebens nur durch erlöschende Verjährung binnen der ge- 
setzlichen Zeit verlieren können. Wenn nun aber diese 
Bestimmung des recipirten kanonischen Rechts als eine mit 
dem Geist der evangelischen Kirche unverträgliche angesehen 
wird, so scheint mir das ganz irrig, und kann ich nament- 
lich die Art, wie es Puchta zu begründen sucht (a. a. 
O. S. 286 ff.), durchaus nicht überzeugend finden. Er hält 
nämlich für den Grund jener Bestimmung den, dass die 
katholische Kirche ihrer eigenthümlichen Verfassung den 
Grundzügen nach dieselbe Unveränderlichkeit vindicire, welche 
dem Christenthum selbst zukommt. Ihr müsse also das 
Streben natürlich sein, auch in solchen Punkten, die sie als 
veränderlich anerkenne, eine Beständigkeit möglichst zu be- 
wahren, durch welche der Schein des Zufälligen und des 
Mangels an Einheit unter den verschiedenen Theilen der 
Verfassung entfernt werde. Die evangelische Lehre dagegen 
führe keine besondere Verfassung der äusseren Kirche auf 
einen unmittelbaren göttlichen Befehl zurück; die evange- 


lische Kirche bemesse daher die Vorzüglichkeit kirchlicher 
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Einrichtungen nicht nach dem Alter, sondern nach ihrem 
Ursprung aus gläubiger Gesinnung und wahrhaft christlichem 
Bewusstsein; darum könne in ihr die längere Uebung 
nicht als besonderes Erforderniss für die Geltung des 
Gewohnheitsrechts als solchen betrachtet werden. 

Es ist zuzugeben, dass dem Wesen des Protestantismus 
eine geringere Aengstlichkeit in Beziehung auf Veränderung 
der kirchlichen Einrichtungen entspricht. Doch erkennt 
darum die evangelische Kirche gewisse Grundlagen ihrer 
Einrichtungen nicht minder als unwandelbar an, weil sie 
dieselben nicht, wie die katholische, als durch göttliche Rechts- 
gebote vorgeschrieben betrachtet. Ferner ist dem Wesen 
der Kirche überhaupt, auch nach wahrhaft evangelischer 
Anschauung, eine besondere Stetigkeit der Entwicklung und 
eine grössere Unabhängigkeit von zeitlichen Verhältnissen 
eigen, so dass sehr wohl auch die evangelische Kirche es 
für zweckmässig finden kann, einer vom gemeinen Recht 
abweichenden Uebung nur bei etwa vierzigjähriger Dauer 

. . Beweiskraft dafür zuzugestehen, dass das gemeine Recht in 
dem bestimmten Punkt wirklich eine gewohnheitsrechtliche 
Aenderung erlitten habe. Das recipirte kanonische Recht, 
sofern es dieses bestimmt, scheint mir sonach jedenfalls nicht 
m dem Maass mit dem Wesen des Protestantismus unvereinbar, 
dass man desshalb seine Unanwendbarkeit in der evange- 


lschen Kirche behaupten dürfte. 
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Der Missbrauch der geistlichen Amtsgewalt und 
der Recurs an den Staat. 


Von 
Dr. Emil Friedberg, 


Docenten der Rechte an der Universität Berlin. 


Erster Artikel. 


I 
Frankreich. 


Kein Institut des Staatskirchenrechts wird von den 
französischen Publicisten und Rechtsgelehrten mehr gepriesen 
als der appel comme d’abus, keines hat seit Jahrhunderten 
zu mehr Beschwerden und Klagen der Geistlichkeit Anlass 
gegeben. 

Französische Staatsmänner haben wohl dem unbekannten 
Erfinder des appel comme d’abus Statuen votirt !), Feuret‘®) 
meinte, dass er ausrufen könne wie Archimedes evgrxe, 
eionxa, da Besseres der Art nicht erdacht werden könne, 
Pasquier°) nannte das Institut den Hauptnerv des franzö- 
sischen Staates. 

Und in der That ist die ganze französische Rechts- 
entwicklung, soweit sie das Verhältniss zwischen Staat und 
Kirche betrifft, wesentlich durch den appel comme d’abus 
bedingt worden, selbst die eigenthümliche Stellung der 
gallikanischen Kirche, die sich in. mancher Beziehung als 


) Dupin Manuel du droit publ. eccles. franc. (Paris 1845.) 8. 243. 

*) Trait& de l’abus (Paris 1654.) liv. 1.c. 1.8. 13. Vgl. Labou- 
laye Revue de legislat. 1845. S. 483. 

°) Recherches de la France liv. 8. c. 27. 
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ein vom grossen Körper der allgemeinen Kirche losgeris- 
senes Glied gebahrte, wäre ohne den appel comme d’abus 
unmöglich gewesen. — 

Man hat sich bemüht, und namentlich ist das von dem 
gelehrten Pariser Erzbischof Petrus von Marca*) ge 
schehen, schon in den ältesten christlichen Zeiten die Spuren 
des appel comme d’abus nachzuweisen. 

Das mag gegenüber von Anfeindungen des Institutes, 
die ebenfalls auf diese Zeiten recurriren, von einigem Werthe 
sein, kann aber für die Begründung und Erklärung des 
französischen appel comme d’abus zu erspriesslichen Re- 
sultaten nicht führen, da eine Continuität der Entwicklung 
zwischen den Zeiten Justinians und Franz I. von 
Frankreich nicht angenommen werden kann 5). 

Zu einer Zeit, wo die Existenz der Kirche mehr oder 
weniger von dem willkürlichen Belieben des jeweiligen Kaisers 
abhing, wo die grosse Machtbefugniss des weltlichen Re- 
genten auch die ganze Kirche mitumspannte ®), konnte von 
einer Competenzüberschreitung Seitens der letzteren kaum 
die Rede sein, und wenn eine solche jemals vorgekommen 
wäre, so würde sie auf dem Wege der Gewalt, und nicht 
vermittelst eines Rechtsinstitutes vom Staate zurickgewiesen 
worden sein’). 

Die Einwirkungen, die der Staat aber derzeit beständig 
auf die Kirche ausübte und denen sich dieselbe theils zu 
ihrem eigenen Besten nicht entziehen mochte, theils nicht 
entziehen konnte, wurden auch nicht durch ein Institut er- 


*, De concordia imperü et sacerdotü. lib. 4 c, 4 und passim. 
(Bambergae 1783.) 2, 190. ff. So auch in neuerer Zeit. Portalis’in 
seinem Rapport über die organischen Artikel. 

6) Auf die Ungleichartigkeit der Verhältnisse weist mit Recht hin 
Affre de l’appel comme d’abus. (Paris 1845.) 8. 10. ff. 

e) Vgl. darüber auch Hundeshagen, Entwicklung des Verbält- 
nisses zwischen Staat und Kirche in Dove, Ztschr. f. Kirchenrecht 
1, 249. f. 

7), Vgl. Novella 123. c. 2: »Omnibus. episcopis et presbyteris 
interdicimus segregare aliquem a sacra communione, antequam causa 
monstretur propter quam sanctae regulae hoc fieri jubeant; qui vero 
aliquem praeter haec a sancta communione segregare praesumpserit, 
modis omnibus a sacerdote sub quo constitutus est, separabitur a com- 
munione, quanto tempore ille prospexerit,« etc. 
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möglicht, welches dem appel comme d’abus in irgend einer 
Weise analog gewesen wäre °), wie ja dieser überhaupt nur 
eine Repressivmassregel des Staates und keine Aggressiv- 
waffe ist, wenn gleich er im letzteren Sinne während des 
17ten und 18ten Jahrhunderts oft genug in Frankreich ar- 
gewendet sein mag. 

Auch die fränkischen Zeiten werden mit Unrecht, meine 
ich, zur Erklärung des appel comme d’abus herangezogen °). 
Damals waren Staat und Kirche noch nicht getrennt als 
zwei grosse Lebensgemeinschaften, welche, dieselben Indi- 
viduen begreifend, sich doch nie durchdringen, deren Peri- 
pherien sich begränzen, aber nie durchschneiden sollten. 
Der weltliche Fürst vereinigte eine solche Fülle der Kirchen- 
hoheit in seiner Person, dass die Bischöfe wesentlich als 
seine Organe, als Staatsbeamte erschienen und auch ihre kirch- 
lichen Functionen diesen staatlichen Charakter annahmen '°). 

Freilich konnten sie den Bereich ihrer Befugnisse über- 
schreiten, ihre Amtsgewalt missbrauchen !?), aber der Recurs, 


°®, Es kamen aber auch in der Tbat Appellationen von geistlichen 
Urtheilssprüchen an den römischen Kaiser vor. Conc. v. Antiochia 
v. J. 341. c. 12: »Si quis a proprio episcopo presbyter aut diaconus, 
aut a synodo fuerit episcopus forte damnatus, et imperatoris auribus 
molestus extiterit, oportet ad majus episcoporum converti Concilium, 
et quae putaverint habere justa plurimis episcopis suggerant, eorumque 
discussiones ac judicia praestolentur. Si vero hoc parvipendentes, mo- 
lesti fuerint imperatori, hos nulla venia dignos esse, nec locum satis- 
factionis habere, nec spem futurae restitutionis penitus aperiri dijudi- 
camus. Bei Labb& Concil. 2, 577. Aehuliches verordnete der 29. 
Apostolische Canon. — Ueber den Athanasius, zu dem diese 
Bestimmung in einer gewissen Beziehung gestanden zu haben scheint 
(Hefele Conciliengeschichte 1, 497. Freiburg 1855.) und seine Ap 
pellation an den Kaiser handelt weitläufg Affre a. a. O. 8. 22. f. 

®) So z. B. von Portalis a. a. O. 

10) Vgl. Richter K.R. $ 24. So wurden die Bischöfe anstatt 
der alten Wahl durch Clerus und Volk durch den König ernannt, — Rett- 
berg Kirchengesch. Deutschlands (Göttingen 1848.) 2,605. Stauden- 
maier Gesch. d. Bischofswahlen (Tübingen 1830.) 8.80. ff., — die Synoden 
auf Befehl und mit Erlaubniss des Königs berufen, — Rettberg a.a. 0. 
2, 623.f. Waitz Deutsche Verfassungsgesch. 2, 465., — das Kirchengut 
fast wie Privatvermögen des Königs behandelt. ” Waitz a. a. 0. 
4, 180. fl. Rettberg a. a. O. 2, 724. ff. 

11) Vgl. Cap. Caroli M. Aquisgrani. 811. 
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der dagegen in der That an den weltlichen Fürsten ge- 
währt wurde !?2), erinnert doch wesentlich an die heuti- 
gen Competenzconflicte, wo auch zwei staatliche Ge- 
walten, die ihre Autorität aus derselben Quelle herleiten, 
von dieser die Gränze ihrer Wirksamkeit en er- 
halten. 

. Der appel comme d’abus beruht vielmehr hauptsächlich 
auf dem Verhältniss von Staat und Kirche, wie es die letztere 
das ganze Mittelalter hindurch predigte und erstrebte, die , 
Staaten beständig aber freilich mit verschiedenem und wech- 
selndem Erfolg bekämpften. 

Darauf müssen wir zuvor näher eingehen. 

Es ist eine eigenthümliche Erscheinung, dass die Ent- 
wicklung des Verhältnisses von Staat und Kirche im Ganzen 
mit der des Begriffs der geistlichen Würde gleichen Schritt hielt. 

So lange der Priester als Glied der Gemeinde die 
gottesdienstlichen Functionen verrichtete, so lange stand er 
weder persönlich über den anderen Gemeindegliedern, noch 


“ die Kirche über dem Staat. Sobald man sich aber den 


Priester als höheres Wesen dachte, dem durch das Sacra- 
ment des Ordo ein geistlicher, unverlöschbarer Charakter 
verliehen würde, durch dessen Vermittlung allein der sündigen 
Menschheit die Erlösung zu Theil werden könne, da erhob sich 
die Kirche in derselben Höhe über den Staat, wie der Kle- 
riker über den Laien. Ja diese Doctrinen von Staat - 
Kirche waren mit Nothwendigkeit gegeben, sind nicht — 

es eine verfehlte Geschichtschreibung des vorigen J Kehere 
lehren wollte — als ein Product einzelner besonders ehrgei- 
ziger Päpste anzusehen, und müssen auch heute noch der 
römischen Kirche imputirt werden, da sie die Basis des 
ganzen Gebäudes, den priesterlichen Ordo, auch heute noch 
festhält 1°). 


12) .Conventus ap. Pistas. 869. c. 7: »Üt si episcopi suis 
laicis injuste fecerint, et ipsi laici se ad nos inde reclamaverint, nostrae 
regiae potestati.... episcopi obediant, ut secundum sanctos canones, 
et juxta leges, quas ecclesia catholica probat et servat, et secundum 
capitula avi et patris nostri hoc emendare curent.« 

13) Ich bin in dieser Auffassung auch nicht irre gemacht worden 
durch die Ausführungen des Herrn Dr. Vering in den Heidel- 
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Die .Priester, so lehrt die Kirche, haben die Macht, 
den Leib Christi, der im Himmel Einer ist, auf Erden nach 
Belieben zu vervielfältigen '*), sie haben eine Gewalt, die 
den Engeln versagt ist '°), die sie über jene, ja sogar über 
die Jungfrau Maria erhebt '®), sie sind der „eristenheit mei- 
stere“ 1). Und in diesen Aussprüchen haben wir nicht 
' etwa Extravaganzen besonders clerical -gesinnter Gelehrter, 
von der Kirche verpönte Auswüchse der Lehre zu erblicken: 
noch im Catechismus Romanus !) werden die Priester für 
berechtigt erachtet, göttliche Würde für sich in Anspruch 
zu nehmen. | 

Wie kann nun solch’ ein höheres Wesen dem sündigen 
Staate auch nur in der geringsten Beziehung unterworfen 
sein? — Und was war denn der Staat? | 
Der Gegensatz zwischen Staat und Kirche, wie wir 


berger Jahrbüchern Jahrg. 1862. S. 446. ff. bei Gelegenheit der 
Besprechung meines Buches de finium inter ecclesiam et civitatem re- 
gundorum iudicio quid medis aevi doctores ei leges statuerint. Lipsiae 
1861 — vielmehr bin ich sowohl durch die mir dort als Muster einer 
vorurtheilsfreien Behandlung empfohlene Kettlersche Broschüre 
wie auch durch die Haltung des von Herrn Dr. Vering mitredigirten 
Archivs für das katholische Kirchenrecht in der- 
selben nur bestärkt worden. So kann ich denn nicht umhin meine 
Ansicht hier von Neuem auszusprechen, wenn ich auch der betrübenden 
Gefahr entgegengehen sollte, mir von einer Autorität wie Herrn Pro- 
fessor Dr. Vering das geschichtliche Verständniss des Mittelalters 
. wiederum abgesprochen zu sehen. 

1) Gnitmund de veritate eucharistiae p. 893. 

”*) Augustinus Triumphus summa de potestate papae 
(t 1328.) qu. 18. Vgl. über ihn und die Ausgaben seines Buches 
Pottbast Bibliotheca historica medii aevi. (Berlin 1862.) S. 558, 

ı*) Dass die von Huss bei zeitgenössischen Clerikern vielfach 
gehörte und von ihm getadelte Aeusserung: »Si virgo Maria est beata 
vel digna quia semel Christum genuit, beatior vel dignior est quilibet 
sacerdos, qui eum säepe creavit et potest eum greare quando yult.« 
sich auch in der Confessio novorum Catholicorum ad papatum perver- 
sorum in Hungaria bei Mohnicke zur Gesch. d. Ungar. Fluchformu- 
lare (Greifswald 1823.) 27. findet, habe ich schon in meiner Schrift 
de fin. etc. 8.7. bemerkt. s 

1 Sachsenspiegel Buch 2. Art. 66. 

'e) de ordinis sacramento: »Quare merito (d. h. episcopi et clerici) 
non 8olum angeli, sed Dii etiam, quod Dei immortalis vim et numen 
apud nos teneant, appellantur.«e Vgl. auch Dist. XVII. c. ı. 
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ihn heute zu formuliren pflegen, war in dieser Art im Mit- 
telalter eigentlich gar nicht vorhanden. Welt und Kirche 
stellte man einander gegenüber, die sündige Welt der hei- 
ligen Kirche, und der Staat, indeın er mit unter jenen Be- 
griff fiel, nahm an dessen Sündhaftigkeit Theil !?).. Der 
Staat war an und für sich keine sittliche Lebensordnung, 
er war ein todtes Wesen, dem erst durch die Kirche der 
Lebensodem eingehaucht wurde, er war, um mich eines der 
gebräuchlichsten Bilder des Mittelalters zu bedienen, das 
dunkle Gestirn, welches von der Sonne erleuchtet und er- 
wärmt?°), der Körper, der durch den Geist geleitet wurde ?'); 
nur in so fern er willig und bereit war, sich den Forde- 
rungen der Kirche zu fügen, hatte er einen göttlichen, einen 
sittlichen Charakter. — Und erst die Fürsten! vom Teufel 
leitet Gregor VI. ihren Ursprung her, in blinder Herrsch- 
begier sieht er das einzige Motiv zur weltlichen Herrschaft ??). 
‚Wollten sie von Gottes Gnaden sein, so mussten sie zuvor von 
der Kirche Gnaden werden, mussten gefügige Werkzeuge 
werden des Reiches Gottes auf Erden ?°). 


19, Vgl. meine angeführte Schrift 8. 7. f. 

20) c. 6. X. de maiorit. et obed. (1, 33.) Vgl. über den Ursprung 
und das häufige Vorkommen dieses Bildes meine angeführte Schrift 
S. 16. f. — Sogar weltliche Fürsten bedienten sich ohne Scheu des- 
selben; so Friedrich II bei Canciani leges Barbarorum 1, 308. 

) Gregor VII. epist. lib. 7. ep. 6: »Sicut ergo corpus per ani- 
mam habet esse, virtutem et operationem, ita et temporalis jurisdictio 
principum per spiritualem Petri et successorum eius.« 

») Gregor VII epist. lib. 8. ep. 21: »quos (sc. reges) quis nescit 
ab iis habuisse principium qui Deum ignorantes superbia, rapinis, per- 
fidia, homicidiis, postremo universis pene sceleribus, mundi principe, 
diabolo videlicet agitante, super pares, scilicet homines, dominium mundi, 
caeca cupiditate et intolerabili praesumptione affectaverunt.« Vgl. 
Petrus de Andlo de imperio lib. 1. c..1. Hugo Floria- 
censis tract. de sacerdot. potestate et vegali bei Baluzius Mis- 
cell. 4, 9. 

ss) Die Verantwortung der Fürsten ist grösser als die der übrigen 
Menschen, desshalb liegt ihnen aber auch nach Gregor VII. die 
Gefahr näher, das Scelenheil zu verscherzen. »Timeant reges« ruft der 
genannte Papst aus — epist. lib. 8. ep. 21 — »aliique principes, ne 
quanto se ceteris hominibus in hac vita praeferri gaudent, tanto amplius 
aeternis incendiis subjiciantur.« 
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Diese Anschauungen der Kirche blieben nicht blosse 
Theorie, sondern wurden in jeder möglichen Weise ins Leben 
geführt. 

Die Päpste, der Gipfelpunkt des kirchlichen Organismus 
übten die Herrschaft über alle Reiche der Erde, und der 
Spruch, den Seneca einst dem römischen Kaiser in den 
Mund gelegt hatte ?*), schien prophetisch die künftige Macht- 
vollkommenheit der Päpste anzudeuten 25). 

Ueber Krieg und Frieden entschied die Kirche, als völ- 
kerrechtliches Tribunal sprach der Papst seine Urtheile 2°), und 
mit Bann und Interdict sicherte er ihre Execution ?”); fast 
den ganzen europäischen Continent brachte er in Unter- 
thänigkeit, die dann der Zeitrichtung zu Folge den feudalen 
Charakter annahm. Deutschland, Sachsen, Sicilien, 
Calabrien, Corsica, Sardinien, die Provence, 
Frankreich, Spanien, Portugal, Arragonien, 


34) De clementia c. 1,: »Ego ex omnibus mortalibus placui, electusque 
sum, qui in tetris deorum vice fungerer. Ego vitae necisque gentibus 
arbiter: qualem quisque sortem statumque habeat in manu mea po- 
situm est.... quas nationes funditus excindi, quas transportari, quibus 
libertatem dari, quos reges mancipia fieri, quorumque capiti regium 
circumdari decus oporteat, quae ruant urbes quae oriantur, mea 
iurisdictio est.e 

», So wurde denn auch die Würde des Papstes von den mittel- 
alterlichen Schriftstellern mit den emphatischesten Ausdrücken gepriesen, 
und das nicht nur von schmeichlerischen Höflingen. Eine Zusammen- 
stellung derartiger Aeusserungen findet sich bei Pfeffinger Vi- 
triarius illustratus (Gothae 1739.) 1, 23., Febronius de statu ec- 
clesiae (Bullioni 1763.) 1, 181. und in meiner angeführten Schrift 
8.10. f. Vgl. auch die Glosse des Zenzelinus zu c. 4. 4 14. 
Extrav. Johann. XXLI. a. E.: »Credere autem, dominum Deum nostrum 
papam, conditorem dictae decretalis et istius sic non potuisse statuere, 
prout statuit haereticum censeretur.« 

36, Beispiele bei Friedberg a. a. O. S. 28. f. und S. 81. 

7) Ja er erklärte auch ohne Weiteres die Einwohner ihm feind- 
licher Städte für Unfreiee So Gregor XI. i. J. 1376. die Floren- 
tiner. Vgl. Raynaldus ad h. a. no. 1. ff.: »bona quorumcungue 
Florentinorum ubicunque consistentium, immobilia.... confiscamus et 
personas ipsorum omnium et singulorum absque tamen morte seu 
membri mutilatione exponimus fidelibus ut capientium fiant servi. 
Ebenso Clemens V. i. J. 1309. die Venetianer. Ebendas. ad 
h. 8, no. 6. 
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Russland, England, Schottland, Wales, Schwe- 
den und Norwegen, Dalmatien und Croatien kamen 
in wirkliche oder doch wenigstens beanspruchte Lehnsab- 
hängigkeit vom päpstlichen Stuhl °®). 

Dem entsprach dann auch die für den gesammten Clerus 
verlangte Stellung gegenüber. dem Staate. 

Frei sollte er sein, und wenn auch der Staat darüber 
zum Sklaven würde, frei seine Pfründenbesetzung ?°), seine 
Gerichte ®°), seine Wohnungen und Güter 81), frei schliesslich 
sein Verfügungsrecht über die weltliche Macht, über das welt- 
liche Schwert, welches „ad nutum sacerdotis“ die Scheide 
verlassen sollte =), 

Wahrlich Laurent hat Recht, wenn er die mittel- 
alterliche Kirchenfreiheit betrachtend ak: „la libert€ de 
leglise c’est la servitude de l’&tat“ 3°). 

Es war natürlich, dass sobald nur die Staaten erst 
zum Bewusstsein kamen, sobald die staatliche Gewalt hin- 
reichend gestärkt war, sie auch den Kampf gegen die Prä- 
tentionen der Kirche unternahm. Die Fürsten appellirten 
vom schlecht unterrichteten Papst an den besser zu unter- 
richtenden, vom Papst an das ökumenische Concil °*), von 
den Verdammungsurtheilen der Kirche an das eigene Volk. 
Sie benutzten die Wirren der Kirche, um ihre Befugnisse 
zu stärken, sie verkauften ihren Beistand und ihre Hülfe für 
Privilegien, die sie der päpstlichen Oberhoheit entzogen, 
und an denen sie unwandelbar festhielten. 


So durften weder in Frankreich noch in England 


’", Die quellenmässigen Beläge bei Friedberg a. a. O. S. 27. 

Vgl. ebendas. S. 12. 

” Vgl. Innoc. IH. epist. lib. 2. ep. 163. 

»n Vgl. meine angef. Schrift. S. 14. f. 

m, c. ]. de maiorit. et obed. in Extrav. comm. (1, 8.) Ueber den 
häufigen Gebrauch dieses Bildes siehe ebenfalls meine Schrift 
S. 2%. f. 46. fi. 

’) ]’etat et l’&glise Ie. partie (Bruxelles 1858.) S. 12. 

. %) Zahlreiche Beispiele hiezu sind gesammelt von Dupuis in 
den Preuves des libertes de l’eglise Gallicane (Paris 1651.) Kap. 13. 
Vgl. den.78. Artikel der libertes von Pithou und Durand 
de Maillane, les libertes de l’&glise Gallicane prouvees et commen- 
tees (Lyon 1771.) 2, 729. 
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päpstliche Gesandte ohne Erlaubniss des Königs in’s Land 
kommen °°), die päpstlichen Bullen bedurften des Placets °®), 
die Appellation nach Rom war behindert °”), die Lehnsab- 
hängigkeit wurde geläugnet °®). Die päpstlichen Steuer- 
pressungen fanden energischen Widerstand ®) und der 
Pfründenwucher endlich gesetzliche Schranken *°). 

Dasselbe geschah aber innerhalb der Verwaltung der 
einzelnen Staaten. Die Besetzung der geistlichen Bene- 
fiien wurde mehr oder weniger staatlich beeinflusst, die 
Steuerfreiheit fast illusorisch gemacht, die Competenz der 
Gerichte begränzt, die Wirksamkeit der Excommunicationen 
gehemmt. : 

So wurde beispielsweise in Frankreich, dem Lande, 
dessen Herrscher den frommen Titel des allerchristlichsten 
Königs, des ältesten Sohnes der Kirche führten*!), die 
Lehnsabhängigkeit der Bischöfe von der Krone ungeschwächt 
aufrecht eraalten, und diese leisteten vor ihrer Consecration 
in bestimmter Frist dem Könige den vorgeschriebenen Lehns- 
eid *2). Und wenn auch die freie Wahl der Prälaten wieder 
und wieder *°) und zuletzt noch in Ludwig des Heiligen 


8) Die Beläge bei Friedberg a. a. O. 8. 155. 

8) Ebendas. S. 155. Feuret a &.0O.c. 12. Van Erna 
de placeto regio 8. 71. (Colon. 1729.) 

#7) Friedberg a. a. O. 8. 152. Vgl. Burns ecclesiastical law 
8. v. >Appeale Dupuis a. a. 0.8.9. 

#8) Vgl. Urk. v. J. 1301. Bei Rymer foedera I, 2, 926. (Lon- 
dini 1816). Schon Richard I. in 16. Rich. II. c. 5. erklärte, dass 
die englischen Könige nie in Lebnsabhängigkeit vom Papste gewesen 
wären. Vgl. auch Burns a. a. O. 8. v. »Supremacy«e. — Ueber 
Frankreich siehe Dupuis a. a. O.c.7. Feureta 20. 
8. 84. 

89%) Libertes de Vegl. Gall. art. 14. Vgl. dazu Durand de Mail- 
lanea.a.0. 1, 195. fi. 

40%) LIibertes de Vegl. Gall. art. 54. f. 61. ff. Durand de Mail 
lane.a. a. O. 2, 243. ff. 362. ff. 

41) Libertes de egl. Gall. art. 7. 

2) Dass über die Natur dieses Eides sowohl du Cange =. v. 
»fidelitase wie Sugenheim Staatsleben des Clerus im Mittelalter 
S. 209. irren, habe ich mit Hülfe der von Brussel Nouvel examen de 
P’usage general des fiefs en France (Paris 1727.) 1, 29. beigebrachten 
Urkunden bewiesen in meiner angef. Schrift S. 173. 

#3) Ygl. Sugenheim a. a. 0. S. 200. f. 
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pragmatischer Sanction“*) der Kirche zugestanden 
und verheissen wurde, so bedurfte doch jede Wahl der 
königlichen Erlaubniss *#°) und Bestätigung *°), wenn wir 
ganz absehen wollen von den aus der Regalie #7) aus 
dem Recht der ersten Bitte, des joyeux avönement *®) und 
der Unterordnung der avignon’schen ur 49) abgeleiteten 
Befugnissen. 

Die Geistlichen wurden nicht nur zu staatlichen 5°), 
sondern auch zu städtischen °!) Lasten herangezogen und 
der König theilte sich .mit den kirchlichen Obern in die 
Beute der Spolien °®). 

- Auch in Deutschland erfolgte eine ähnliche unten dar- 
zustellende Reaction. Während aber diese einen gesetz- 
lichen Charakter höchst selten annahm, sondern sich fast 
immer auf dem Wege der Gewalt geltend machte, oder 
wenigstens der fürstlichen Eigenmacht, führte sie in Frank- 
reich zu der Gestaltung eines Institutes, welches noch heute 
in fast unveränderter Form fortbesteht, zum appel comme 
d’abus. 

Der appel comme d’abus war aber vorzüglich und zu- 
erst ein Gegengewicht gegen die Uebergriffe der geist- 
lichen Gerichte; über deren Competenz werden wir daher 
noch vorher zu handeln haben. 

Die geistliche Jurisdiction beruhte auf dem Unterschied 
von geistlichen und weltlichen Sachen, von denen die ersteren 
der geistlichen die letzteren der weltlichen Cognition unter- 


“)c 4, 

45) zconge d’Elire«e Schäffner Gesch. d. Rechtsverf. Frankreichs 
(Frankfurt 1849.) 2, 622. Beispiele bei Friedberg a. a. O. S. 175. 

46) Beispiele in Dupuis a. a. O. c. 15. n. 25. 28. 3. 88. etc. 
Vgl. auch Sugenheim a. a. O. 8. 209. 

#7) Der König als Inhaber der Regalien vacanter Beneficien be- 
setzte auch die zur Erledigung kommenden Pfründen, “deren Collation 
von dem vacanten Sitze abhing. Friedberg a. a. 0. S. 221. 

#) d’ Aguesseau oeuvres 5, 860. ff. (Paris 1717.) 

4) Vgl. Sugenheim.a..a. O. 8. 212. 

se) Brewer Gesch. der französ. Gerichtsverf. 2, XXVII. £. (Düs- 
seldorf 1837.). Friedberg a. a. O. S. 193. 

61) Olim 2, 722. no. 13. Sismondi hist. des Franc. 8, 92. 

63) Vgl. meinen Artikel »Spolienrecht« in Herzogs theolog. 
Encyclopädie und meine angef. Schrift 8. 220. ff. 
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liegen sollten 5°). Ausserdem sollte die Regel gelten: „actor 
sequitur forum rei“ °%). . 

Diese Grundprinzipien wurden aber von Seiten der 
Kirche vielfach durchbrochen, und wenn sie schon in ihrer 
vagen Gestalt dem Staat wenig Schutz gegen die geistliche 
Allmacht gewährt hatten, so stellten sie ihn wehrlos hin 
und machten seine Unterthanen ganz von der Kirche ab- 
hängig, als diese alle Sachen der Cleriker, und wären diese 
auch Kläger, vor ihr forum zog °°), als sie über alle Sünden 
zu richten begehrte 5°); und welcher Process liess sich 
denken, in dem nicht die causa litigandi vom ethischen 
Standpunkt aus auf .der Sünde einer Partei beruht hätte ? 

Es war natürlich, dass die Kirche auch diese ihre 
Prätentionen mit ganz verschiedenem Erfolg durchsetzte : in 
Frankreich gestaltete sich ihre Jurisdiction folgendermaassen. 

Vor allen Dingen gehörte eine gewisse Anzahl geistlicher 
Verbrechen vor ihr forum: So Ketzerei °”) mit Inbegriff 
der Magie 5°), Meineid, so weit er Eide betraf, die zur 
Bestärkung von Verträgen geleistet waren 5°), Wucher °9), 
Sacrilegium °*) und schliesslich die fleischlichen Verbrechen, 


es) Richter KR. $ 206. 

8) c. 5. X. de foro compet. (2, 2.) 

6) Vgl. c. 5. X. de foro compet. (2, 2.) Vgl. C. Herbipolense v. 
J. 1407. c. 11. bei Hartzheim Conc. German. 5, 6: >»item quando 
pars aliqua fuerit ecclesiastica, sive reus fuerit, sive actor, etiam Super 
re prophana, causa debet etiam a judice ecclesiastico terminari«. 

86) c. 13. X. de iudicis (2, 1.). 

. 52) Etabl de St. Louis. 1. c.128. Beaumanoir ch. IL 82. 
(ed. Beugnot 1, 157.). Assisses de J6rusalem 1, 522. Dove 
de iurisdict. eccl. ap. German. Gallosque progressu (Berol. 1855.) S. 
156. f. Friedberg a. a 0.8.90... - 

ee) Olim 2, 205. no. 8. Dove a. a. 0. 8. 157. Friedberg 
a. a. OÖ. S. 92. f. 

6% Nur mit dieser Beschränkung vermag ich Dove a. a. O0. S. 125 
beizustimmen. Näheres habe ich darüber beigebracht a. a. O. S. 97. 

°) Beaumanoir ch.68.85. Etabl. de St. Louis liv. 1.c. 86. 
Dove a a 0.8. 159. Friedberg a. a. O. 8. 101. Vgl. auch 
Du Cange 3. v. „Usurarii“. 

6) Beaumanoir ch. 11. 819. Dove a a O. 8. 161. f. 

Friedberg a.a 0.8. 110. 
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wenigstens die leichteren, denn Ehebruch °*) und Sodomie ®°) 
gehörten erweislich zur weltlichen Jurisdiction. 

Von nicht Criminalsachen sind als geistliche zu er- 
wähnen : Ehesachen ®*) mit Inbegriff der Legitimations- 95) 
und Dotalprozesse #°), Zehntsachen °°), Testamentssachen, 
diese freilich mit Concurrenz des weltlichen Gerichtes €®), 
wie es scheint Patronatssachen ®°), Prozesse der Kreuz- 
fahrer ?%) und Wittwen ?!) und schliesslich die Streitig- 
keiten‘ über die durch Eide bekräftigten Verträge, sobald 
das Object derselben schon an und für sich der geist- 
lichen Cognition unterlag ’?). Wasdie Prozesse der verbreche- 
rischen Cleriker anlangt ’?), so gehörten sie mit geringen 
Ausnahmen °*) zur geistlichen Jurisdiction und ebenso die 


er) Friedberg a.a. 0. S. 1085. 

*n) So wenigstens zu Ende des 14ten Jahrhunderts. Bouteiller 
Somne rural S. 173. 179. — Ueber die frühere Zeit: Dove a a. ©. 
9.171. Friedberga.a. O. S. 9. 

“ Beaumanoirc. 11.8 8. (Beugnot 1, 158) Ass. de J& 
rusalem 1, 522. Etabl. de St. Louisl.1.c. 4. 18.188. Dove 
a.a. 0. S. 144. Friedberg a. a. O. S. 120. 

*) Beaumanoirc. 11.8 24. Doveaa. O. 8. 144. Fried- 
berg a.a. O. 8. 121. 

%) Jedoch mit der Modification, dass die Wittwe wegen ihres Wit- 
thumes die Wahl hatte zwischen dem geistlichen Forum und der Lehns- 
Curie wo es infeudirt war. Etabl. de St. Louis. 1. c. 18. Vgl. 
Beaumanoir ch. 11. 89. Dovea.a 0.S. 173. Friedberg 
2.2.0. 8. 123. 

*) Beaumanoirc. 11. $ 38... .„exceptes aucunes dismes, qui 
especialment sont tenues en fief lai, car celes doivent estre justicides 
par les segneurs de qui eles sont tenues.“ Dove a. a. 0. 8. 149. fi. 
Friedberg a. a. O. $. 128. fi. 

ee, Beaumanoir ch. 11. $$ 10. 11..ch. 12. 8 60. Ord.de Phi- 
lippe IV. v. J. 1290. Ord. du Louvre 1, 319. Dove a. 8. 0. 
8.151. Friedberg a. a 0.8. 128. fi. 

”Dove.2.08S15.f - 

) Beaumanoirch.11.$ 8. Dovea. a. O. 8. 142. Fried- 
berg a.a. 0.8. 181. 

) Beaumanoirch. 11.89. Dovea a 0.8. 143. 

m) Friedberga. a0. 8. 131. 

’s) Beaumanoir ch. 11.8 40. Etabl de St. Louis lir. 1. 
e.8&. Dovea.a 0.8. 125. Friedberg aa. O. 8. 134. ff. 

'%) Näheres bei Friedberg a. a. 0. S. 188. 
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Civilsachen wo sie Beklagte waren ’5), mit Ausnahme der 
_ Realklagen '°) und derjenigen Klagen aus Verträgen, wo 
diese durch Schrift bestärkt waren ?”). — Der Excom- 
munication sollte auf Verlangen der geistlichen Gewalt auch 
die weltliche Strafe folgen ”®), mit Ausnahme jedoch der 
causae mixti fori ’°), deren Execution den geistlichen Be- 
hörden allein oblag. 

Diese ganze Grkurbestomung hatte aber sehr viel 
Schwankendes und bedurfte zu ihrer Durchführung einer 
freundlichen Uebereinstimmung der geistlichen und welt- 
lichen Richter, die meist nicht vorhanden war, sie beruhte 
auf einer Anerkennung der gegenüberstehenden Jurisdietion, 
die nur mit Unwillen von beiden Seiten gezollt wurde, sie 
benöthigte endlich, falls sie nicht zu unerträglichen Unge- 
hörigkeiten führen sollte, einer Integrität und Pflichttreue 
der Richter, die bei dem weltlichen nicht immer,. bei dem 
geistlichen noch seltener zu finden war. Es wurde bei- 
spielsweise ein Verbrecher eingefangen; er beanspruchte die 
Privilegien des geistlichen Gerichtsstandes ®°); woran war sein 
Anrecht darauf zu erkennen ? Die Kirche verlangte zwar von 
den Clerikern das Tragen einer Tonsur, aber jeder Haar- 
scheerer konnte dieselbe mit leichter Mühe schaffen, und es ist 
überliefert, dass Verbrecher in dieser Weise durch bestoehene 


”) Beaumanoir c. 11. $ 7. — Auch über bona spiritualia wurde 
mit gewissen Beschränkungen im geistlichen Gericht geurtheilt. Eben- 
das. ch. 11. 8 4-6. 

'", Ord. Carls V. v. J. 1377. in Ord. du Louvre 6, 295. 
Vgl. Aufrerius Tholosanus de potestate secul. eccles. etc. in 
Tractatus illustr. in utraque etc. jurisconsult. (Venetiis 1584. fol.) 11, 332. 

N) Aufrerius Tholosanus a. a. O. 333v. 

©) Etabl. de St. Louisl. 1. cc. 23. Nach den Worten Bea u- 
manoir’s ist das aber mehr ein Act der Gefälligkeit Seitens des welt- 
lichen Richters als der Pflicht: „Car de nule riens qui tougne cas de 
Justice temporel, le justice laie n’est tenue & obeir au commandement 
de le justice esperituel, selonc nostre costume, se n’est par grace. Mais 
le grace ne doit pas ötre refusee de l’une justice A l’autre quant ele 
requiert benignement.“ ch. 11. 8 11. 

”) Beaumanoir ch. 11. 8 32. 

°) Beaumanoir ch. 11.88 48. £. elrerıE Tholosanus 
8. & 0. 831. 


" 
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Helfershelfer der weltlichen Gerechtigkeit entzogen wurden ®'), 
Uebergab nun der weltliche Richter den Verbrecher dem 
geistlichen, so richtete dieser über ihn, sei es dass er Cleriker 
war, sei es dass er als Laie befunden ‚wurde, da er dem 
weltlichen Richter nicht hätte zurückgeschickt werden kön- 
nen, ohne dass der geistliche wegen der indirecten Theil- 
nahme an seiner Bestrafung irregulär geworden wäre ®?). 

Aus diesen Verhältnissen erwuchs ein grosses Misstrauen 
des weltlichen Richters gegen die, welche das Privileg des 
geistlichen Gerichtsstandes für sich beanspruchten, eine grosse 
Neigung, auch manchen Berechtigten zurückzubehalten, 
gleichsam als Repressalie für viele in ungerechter Weise der 
weltlichen Gerechtigkeit Entronnene ®?).,. Dazu kam nun 
noch, dass der Clerus als geschlossener Körper den Laien 
gegenüberstand, und was war natürlicher, als dass er die 
Verbrechen seiner Genossen, die doch gewissermaassen als 
Vorwurf auch auf den ganzen Stand zurückfielen, zu ver- 
heimlichen suchte und zu bestrafen scheute. 

Wenn derartige Uebelstände auch in guten Zeiten sich 
zahlreich geltend machen mussten, so war das noch viel 
mehr der Fall zu einer Zeit, wo die Corruption fast alle 
Institute der Kirche angefressen hatte ®*). Die Klagen dar- 
über ertönten denn auch laut genug, und fanden vor allen 
Dingen ihren Ausdruck in der Disputation, welche Pierre 
de Cugnitres im J. 1329. mit dem Bischof Bertrand 
von Autun hielt ®). Man hat jenem deshalb oft die Ur- 
heberschaft des appel comme d’abus vindicirt ®°), aber mit 
Unrecht, da in der ganzen Disputation Nichts davon vor- 


es) Bibliotheque de l’Ecole de Chartres UI. serie 
t. V. p. 845. Vgl. auch Olim 1, 529. no. 6. v. J. 1269. 

er) Beaumanoir ch. 11. $ 45. 

e:) Die Kirche klagte, dass gefangene Cleriker in den Gefängnissen 
kahl rasirt würden, um ihnen so das Abzeichen der Tonsur zu nehmen. 
Vgl. Conc. Narbon. v. J. 1374. c.11. bei Baluzius Concil. prorv. 
Narbon. 322. 

*+) Eine Schilderung bei Laurent a. a. O. 8. 80. ff. 87. ff. 

5) Sje findet sich in der MaximaBibliotheca Patrum XXV]J, 
pars 1. S. 112. ff. und in Goldast Monarchia tom. 2, 1361. ff. 

e) So Durand de Maillane a. a. O. 2, 792. Cheruel Hist. 
de l’administrat. monarchique en France (Paris 1855.) 1, 71. 

Zeitschr. f. Kirchenrecht. II. ı. 6 
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kommt ®°7). Auch war die Autorität des Clerus wohl noch 
zu fest begründet, als dass sie durch die auch noch so sehr 
berechtigten Einwürfe ®®) Cugnieres’ entwurzelt worden wäre. 
Wenigstens nannte man noch Jahrhunderte später nach dem 
Zeugniss von Bulaeus °°) einen thörichten Menschen: „un 
Cognet“ (Coignet). 

Es war aber auch der weltlichen Macht kaum zu ver- . 
argen, wenn sie häufig der geistlichen Sentenz die Execution 
verweigerte, zumal da mit den Excommunicationen notorisch 
der grösste Missbrauch getrieben wurde ®9. 2 

Joinville°') in seiner Geschichte des heil. Ludwig . 
berichtet von diesem, dass er alles Andringens der Bischöfe : 
ungeachtet, eine Excommunication zu vollziehen verweigert - . 
habe, bis er sich von ihrer Rechtmässigkeit überzeugt haben 
würde. 


87) Er behauptete in 66. Artikeln, dass die Geistlichen ihre Befug- 
nisse überschritten; der wesentliche Inhalt lässt sich mit Fleury 
Instit. au droit eccl. Ille. part. ch. 1. dahin angeben: »ils &tendoient ... 
le privil&ge clerical en plusieurs manieres, prenant connoissance des 
causes r6elles et mixtes, oü les Clercs avoient inter&t; revendiquant les 
criminels qui sont clercs, quoiqu’ils ne portassent ni l’habit ni la ton- 
sure, donnant la tonsure indifferemment pour s’acquerir plus de sujets; : 
ils s’attribuoient juridiction sur les laiques sous divers pretextes, & 
savoir ou le serment qu’on apposoit & la plupart des contrats; ou l’ex6- 
cution des testamens & cause des legs pieux, ce qui attiroit les scelles 
et les inventaires; ou les mariages (m&me quant aux effets civils) et les 
conventions matrimoniales; ou la protection des veuves et des orphe- 
lins; enfin ils abusoient de l’excommunication, P’employant A des causes 
p6cuniaires, faute de paiement; obligeant les juges laiques de contraindre 
les excommunies & se faire absoudre, sous peine aux juges d’etre ex- 
communies eux-m&mes: defendant de rien vendre aux excommunies, ni 
de travailler pour eux: mettant l&görement des lieux en interdit, quand 
les juges ne leur obeissoient pas; joignant aux censures les amendes 
pecuniaires.e — Dabei sagt er aber ausdrücklich im Art. 14: »... nullus 
a curia praelatorum appellat ad curiam Regiam« bei Goldast a.a.0. 
2, 1363. 

ee, Das erkennt auch Affre an a. a. O. S. 60. 

e°) Historia Universitatis Paris. (Paris 1665.) 4, 221. 

9) Beispiele bei Dupuis a.a. O. c. 6. und Durand de Mail- 
lane a. a. O. 1, 633. ff. 

?1) ed. DuCange p. 13. Dove a.a. 0.8.1386. Friedberg 
a. a. O. S. 157. 
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Auch dieses Factum hat dazu dienen müssen, die Ur- 
heberschaft des appel comme d’abus festzustellen °®). 

Dennoch können wir für den König diesen Ruhm nicht 
in Anspruch nehmen, vielmehr ist die Maxime, dass der 
Staat über die Missbräuche der geistlichen Gewalt zu richten 
habe, erst im Anfang des sechszehnten Jahrhunderts gesetz- 
lich festgestellt worden, wenngleich die Doctrin, welche dem 
appel comme d’abus zur Unterlage diente, dass nämlich der 
König Quelle der Gerechtigkeit sei und daraus seine Befug- 
niss zur Abstellung aller Missbräuche fliesse, schon lange vor- 
her vorhanden war °®), und wenngleich uns Recurse vom Ur- 
theil geistlicher Gerichte — „tamquam a pravo et falso dato“ — 
an die Gerichte des Königs schon seit dem 13ten Jahrhun- 
dert entgegentreten °*). Aber theils waren das Appellationen, 
die von der territorialen Gerichtsbarkeit der Bischöfe °°) an 
die Parlamente gingen, theils exceptionelle Erscheinungen °®), 
die mit dem bestehenden Recht nicht vereinbar, nur als ge- 
waltsame und ungesetzliche Reactionen gegen freilich ebenso 
ungesetzliche kirchliche Uebergriffe anzusehen sind °”). 

Schon Durantis erwähnt, dass in diesem Sinne die 
„abusus“ der geistlichen Jurisdietion von weltlicher Seite 
zurückgewiesen würden °®), und sehr bemerkenswerth ist 


2) So Beugnot Essai sur les institutions de St. Louis S. 182. f. 
Giraud les libertes de Pegl. gallicane in Revue de l£gislat. 
1845. 8. 360. 

9) Vgl. Urk. v. J. 1885. bei Dupuis.a.a. O. c. 4. n. 27. 

%) Eine grosse Zahl von Beispielen finden sich bei Dupuis a.a. 0. 
Vgl. dazu Durand de Maillane a. a. O. 2, 754. Mehrere bei 
Friedberga.a.0. S.152.f. H&ricourt les lois eccl. de France 
- (Paris 1719.) 8. 186. ff. | 

9) Darauf weist mit Recht Dove hin a. a. 0. 8.167. f. 

%) In dieser Beziehung d. h. dass die Parlamente schon damals 
dem Missbrauch der geistlichen Gewalt entgegentraten, hat Henrion 
de Pansey Recht, wenn er behauptet, dass das Institut des appel 
comme d’abus älter sei, als sein Name. ’Trait€ de l’autorit€ judiciaire 
c. 2. p. 88. 

#7) Dass eine eigentliche Appellation nicht existirte, behauptet auch 
der anonyme Verfasser des in dn M&moires du Clerge& (Paris 
1769.) 6, 1. ff. abgedruckten Aufsatzes: De la juridiction ecclesiastique 
en France. Darauf beruft sich vorzüglich Affre a. a, O. 8. 64. f. 

9) De modo conc. celebr. tit. 30. in der Mitte: »Item impediunt 

6* 
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die Appellation der Pariser Universität v. J. 1406. an 
das Parlament wegen der schamlosen Erpressungen , mit 
denen Papst Benedict XIII. die Kirche heimsuchte ??), 
bemerkenswerth besonders deswegen weil das Parlament die 
Sache an den König Carl VI. wies und erst auf dessen 
Befehl entschied. 

Ebenso ist die gegen den Bischof von Beauvais ge 
richtete Appellation v. J. 1376. wegen der „attentats et abus 
au prejudice de la jurisdietion temporelle“ von französischen 
Schriftstellern häufig erwähnt; jedoch scheint dies eine Ap- 
pellation von der ihm zustehenden weltlichen Gerichtsbarkeit 
gewesen zu sein; wenigstens wurde ihm als Strafe die zeit- 
weise Ausübung derselben untersagt 19°). — 


Das Baseler Concil hatte die grosse Arbeit unter- 
nommen, eine Reform der Kirche an Haupt und Gliedern 
durchzuführen; es scheiterte aber an dem zähen Widerstand 
der Kirche, die erst durch das grosse Schisma des 16. Jahr- 
hunderts gefügiger gemacht werden sollte, und an der In- 
dolenz der weltlichen Herrscher, die erst ein Menschenalter 
später mit der Reformation vorgingen. 

Anders aber inFrankreich. Carl VII. erliess i. J. 
1438. in Uebereinstimmung mit dem Clerus seines Landes 
die berühmte .pragmatische Sanction, speciell gerichtet 
gegen den von Rom aus getriebenen Pfründenwucher, die 
Steuerpressungen, die Verschleppung der geistlichen Sachen 
nach Rom und die missbräuchliche Anwendung der Excom- 
munication. Der schlechte Lebenswandel des Clerus sollte 
eine gründliche Besserung erfahren und die Versammlung 
von Concilien endlich zur Garantie aller getroffenen Maass- . 
nahmen in bestimmten regelmässigen Fristen stattfinden. 

Der König stellte sein Gesetz unter den Schutz der 
Parlamente, von denen das Pariser schon i. J. 1302. stän- 
dig geworden war, und die als eine aus Laien und Geist- 


dictam iurisdictionem ecclesiasticam, restringendo immunitatem eccle 
siarum, et ecclesiasticarum personarum et ecclesiasticoccum bonorum 
variig et diversis modis. Passim etiam actus judicum Scclenigeticorum 
dicunt esse abusus.« 

»9) Vgl. Fleury hist. de l’egl. gall. tom. 15. p. 121. 

100) Bei Dupuisa.a. O. c.36.n. 15. 
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lichen zusammengesetzte Behörde besonders geeignet schie- 
nen, über die Vollziehung einer Verordnung zu wachen, die 
Staat und Kirche in gleicher Wichtigkeit anging !°). 

„Enjoignons“, heisst es in der königl. Ordre, „estroic- 
tement, que toutes et chascunes les choses pr&mises ils 
tiennent, gardent et conservent en sa pleniere firmit6 de 
robur et de force, et que en toutes causes qui naistront ou 
sourdront doresnavant & loccasion des choses pr&mises, ils 
jugent, prononcent, sentencient selon les deliberations et 
conclusions cy-dessus escriptes; et les facent inviolablement 
et tout et partout observer par tous les subgects et habi- 
tants de nos royaulmes.“ 

Damit war dem Parlament die vesstaliche Befugniss 
gegeben, selbst in die inneren Angelegenheiten der Kirche 
einzugreifen, die es schon vorher aus eifersüchtigem Hass 
gegen die Jurisdiction der Kirche und gegen die ganze 
Hierarchie oft erstrebt, und die es wohl nur selten im 
gerechten Zweifel an seiner gesetzmässigen Competenz, wie 
das Pariser Parlament in dem oben angeführten. Beispiel, 
von sich zurückgewiesen hatte. 

So gross aber auch der Kreis seiner Befugnisse gezogen 
war, das Parlament erweiterte ihn beständig, und schon im 
J. 1453. sah sich König Car] VII. genöthigt, noch einmal auf 
die Gränzen hinzuweisen, die er durch die pragmatische Sanc- 
tion der parlamentarischen Gerichtsbarkeit gesteckt hatte '9%), 


101) Vgl. libertes de l’&Eglise gallicane art. 81: »Et est 
encores tres-remarquable la singuliere prudence de nos majeurs, en ce 
que telles appellations se jugent, non par personnes pures layes seule- 
ment, mais par la grande chambre du parlement, qui est le lict et le 
si6ge de justice du royaume, composee de nombre Egal de personnes, 
tant ecclesiastiques que non ecclesiastiques, mesme pour les personnes 
des pairs de la couronne.« 

102) Die Verordnung ist abgedruckt in den M&moires du 
Clerge& 6, 59; — aus der Erläuterung dieser Stelle durch Aufre- 
rius (in add. resp. Clem. I. de off. Ord. Reg. 2. n. 30. [in den M&- 
moires duClerg& 6, 61.]) ergiebt sich, dass auch derartige Appella- 
tionen an bestimmte Formen gebunden sein sollten. Es heisst dort: 
»In hoc regno ubi potestas ecclesiastica abutitur notorie sua jurisdi- 
ctione vel potestate etiam contra clericos concedi solent per Cancellarium 
literae, in casu appellandi ab abusu notorio vulgariter nuncupatae.« — 
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Eben so wenig aber wie diese Maassregel fruchtete die 
von dem bigotten Ludwig XI. verfügte Aufhebung der 
pragmatischen Sanction, da das Parlament die Einregistrirung 
der bezüglichen königlichen Ordre weigerte, und nach wie 
vor alle Verletzungen der pragmatischen Sanction vor sein 
Forum zog !°°). 

Franz I. hob jedoch i. J. 1516. in der That die prag- 
matische Sanction auf, und damit verloren die Parlamente 
den gesetzlichen Boden ihrer Jurisdiction. Als aber Papst 
Leo X. i. J. 1518. das mit: dem Könige geschlossene Con- 
cordat unter dessen Schutz stellte, und dieser die Parlamente 
zu seinen Stellvertretern in dieser Beziehung ernannte — 
„leur enjoignant de defendre par entiere tuition et protection 
les personnes ecclesiastiques et seculieres, et chascune d’icelles 
en toutes et chascune des choses dessus esprime&es de toutes 
turbations, violences, impression, molestation, vexation, dom- 
mages et empeschements en punissant toutes et chascunes 
personnes de quelque condition ou estat qu’ils soient, venants 
ou faisants au contraire* — da erhielten sie von Neuem die 
gesetzlichen Befugnisse zurück, die sie factisch übrigens auch 
in der Zwischenzeit nicht aufgegeben hatten, und noch in 
viel ausgedehnterem Maasse. Das Concordat ordnete alle 
Verhältnisse der Kirche zum Staat und der französischen 
zur römischen Kirche im Sinne der in Frankreich herrschen- 
den territorialistischen Strömung, und wenn auch die frühere 
kirchliche Willkür der französischen Könige durch diesen 
schon von Ludwig XI. angebahnten Vertrag eine Be- 
schränkung erlitt 10%), so war diese doch derartig, dass die 
Behauptung Vidaillan’s 05) gerechtfertigt erscheint, wenn 
er von Franz I. sagt: „L’ordre religieux lui etait desormais 
soumis, comme l’ordre politique; la royaute devenait de 


108) Guymier (Präsident des Parlamentes zu Paris) schrieb gegen 
1490: »Cum autem rex Franciae sit pugil ecclesiae, et inter omnes chri- 
stianos Christianissimus, debet custodire jurisdietionem et libertatem 
ecclesiae; sed officiarii ejus in multis hodie turbant ita quod nisi Deus 
provideat tandem, jurisdictio et libertates ecclesiae evanescunt.« (praefat. 
Pragm. sanct. 8. Cum ttaque in verbo Libertatis.) 

104) Das hebt besonders hervor Pradt les quatre concordats 1. 
285. fi. (Paris 1818.). 

’6) Hist. des conseils du roi 1, 412. (Paris 1856.) 
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suzeraime, omnipotente.* Diese Obergewalt über die Kirche, 
diese geistliche Allmachkt eing jetzt gesetzlich auf die Par- 
lamente tiber. 

Die berühmte Ordonnanz von Villers-Cotterets v. 
J. 1539. ordnete zuerst die verwickelte Materie des appel 
comme d’abus und ihr folgten eine Unzahl königlicher Ver- 
ordnungen, jedesmal durch Klagen der Geistlichkeit hervor- 
gerufen, und bestimmt, der Alles überfluthenden Parlaments- 
willkür neue und neue Dämme entgegenzubauen. 

So setzte die erwähnte Ordonnanz v. J. 1539. im Ar- 
tikel 5. fest: „les appellations comme d’abus interjetees par 
les prestres et autres personnes ecclesiastiques, &s matieres 
de discipline et correction, ou autres pures personnelles, et 
non dependantes de realitE n’auront aucun effet suspensif. 
Ains nonobstant lesdites appellations et sans prejudice d’icelles 
pourront les juges d’Eglise passer outre contre lesdites per- 
sonnes eccel&siastiques.“ \ 

Nach dem Edict v. J. 1695. 10%) gehörten aber dazu die 
Sachen, welche den Gottesdienst, Feierlichkeiten in Kirchen 
u. dgl. betrafen, ferner Approbation der Beneficiaten, und 
Regularität der Cleriker. Nur der im öffentlichen Interesse 
vom Staatsprocurator eingebrachte appel sollte, so wollte es 
wenigstens die Praxis der Parlamente, immer und auch in 
diesen Fällen Suspensiveffect haben, was freilich von der 
Kirche nie zugegeben und anerkannt wurde 197), 

Schon i. J. 1571. im 5. Artikel des Edictes v. 16. April 
bedurfte diese Bestimmung, welche aus den Principien des 
canonischen Rechts geflossen war !08), einer erneuten Ein- 


106) Art. 86. »Les appellations comme d’abus qui seront interjett&es 
des ordonnances et jugements rendus par les archev&ques, eväques et 
juges d’&glise pour la c6löbration du service divin, r&paration des Eglises, 
achat des ornemens, subsistance des cur6s et autres eccl&esiastiques qui 
desservent les cures, retablissement ou conservation de la clöture des 
religieuses, correction des moeurs des personnes ecel&siastiques, et toutes 
sutres choses concernant la discipline ecclösiastique, et celles qui seront 
interjettges des röglements faits et ordonnances rendues par lesdits 
prelats dans le course de leur visites, n’auront effet suspensif, mais seu- 
lement devolutif. . 

in Vgl Dalicz Repert. de legislat. (Paris 1853.) 14, 782. 

ı08) Vgl. Feuret a. a O. liv.I. ch. 2. n. 14. 
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schärfung, und ihre beständige Wiederholung während einer 
langen Reihe von Jahren !°®) zeigt, wie sehr die Parlamente 
geneigt waren, die Disciplinarbefugnisse der Bischöfe brach 
zu legen, und wie wenig das formale Recht ihnen als Schranke 
ihrer Befugnisse galt ''9). 

Die Declarationen v. J. 1657. (Art. 17.) und v. J. 1666. 
(Art. 18.), welche in Gemässheit der in der Ordonnanz von 
Blois (Art. 60.) und dem Edict von .Melun (Art. 23.) ver- 
kündeten Grundsätze die dem canonischen Recht immer 
noch widersprechende !!!) Forderung aufstellten, dass die 
Parlamente nur „en connaissance de cause et les parties 
ouies“ die Execution der geistlichen Urtheile sistiren sollten, 
wurden alle beide von den Parlamenten nicht registrirt. 

Von vorn herein wurde darauf hingewiesen, dass allein 
in der Verletzung der Ordonnanzen die Materie der appels 
comme d’abus liegen könne, und wieder und wieder musste 
verordnet werden, dass die Cognition über Sacramente und 
geistliche Sachen allein der Kirche und nicht dem Parla- 
mente gebühre !12), 

Die Ordonnanz von Blois v. J. 1579. (Art. 59.) verbot, 
wie das schon Carl VII. im J. 1453. gethan hatte, den 
appel comme d’abus direct beim Parlamente einzubringen, 
sondern verlangte die Vermittlung des Kanzlers, die dieser 
wieder nur in den durch die Ordonnanzen vorgesehenen Fällen 


ertheilen sollte 11%); das Edict v. J. 1606. (Art. 2.) fügte noch 


10°, So beispielsweise durch das Edict von Blois v. 1579, von 
Melun v. J. 1588. Vgl. Feureta.a. O. liv.I. ch. 2. n. 16. 

110) Parlamentsentscheidungen, wo der aufgestellte Grundsatz maass- 
gebend war, bei Feuret liv. I. ch. 2. n. 14. 

111) Darüber unter Berufung auf c. 13. X. de off. iud. ord. 
, 81), « 3.X. de appellat. (2, 28.) und die Bestimmungen des 
Concils von Trient die Mem. du Clerge 7, 1579. f. — auch 
Affreaa. O0. S. 236. f. 

112) So in dem Edict Karls IX. vom 16. April 1571. Art. 5; im 
Art. 59. der Ordonnanz von Blois — Feureta.a. O. liv. I. ch. 2. 
n. 17. 

18) Die Parlamente liessen aber auch ausserdem Appellationen zu 
»par arr&t«e — »Cet arröt est rendu sur une requäte, dans laquelle on 
explique l’abus et la contravention aux ordonnances.«e M&moires 
du Clerge& 7, 1559. 
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die Forderung hinzu, dass zwei Advocaten das genau speci- 
ficirte Appellationslibell unterzeichnet haben sollten, welches 
dann je nach der Wichtigkeit der Sache mit dem grossen 
oder kleinen Staatssiegel versehen werden musste. 

Die Ordonnanz v. J. 1539. und die Declarationen v. J. 
1657. (Art. 13.) und 1666. (Art. 16.) — welche beide freilich 
nicht registrirt wurden — stellten die Bedingung, . dass der 
Missbrauch ein notorischer sein müsse: „abusus apertissimus 
esse debet“, wie Marca sagt !!, . 

Die Ordonnanz v. J. 1539. (Art. 6.), welcher die v. J. 
1606. (Art. 2.) folgte, setzte schwere Strafen fest für die miss- 
bräuchliche Appellation — „fol appel“ — die nach der Hart- 
näckigkeit der Appellanten gesteigert 11°) und unter keiner 
Bedingung von den Parlamenten erlassen werden sollten !!8), 

Aller dieser unendlich oft eingeschärften Beschränkungen 
ungeachtet wuchsen aber die Befugnisse der Parlamente be- 
ständig, und als erst Pierre Pithou im J. 1594. die Li- 
bertes de l’eglise gallicane zusammengestellt hatte, die wenn 
auch ein Privatwerk sehr bald sich oflicielles Ansehen er- 
warben, da war mit dieser Codification des französischen 
Staatskirchenrechts auch dem Parlamente die lange gesuchte 
Gelegenheit gegeben, seine Schirmvogtei über die Kirche an 
feste Bestimmungen anzuknüpfen, deren territorialisirender 
Character nicht zu verkennen war, und die nicht nur das 
ganze Material des Ordonnanzenrelhts zusammenfassten, son- 
dern auch durch das gewohnheitsmässig gebildete Recht er- 
weiterten, da war ihm vergönnt, seine Befugnisse mit den 
jetzt unzweifelhaften des Staates zu identificiren. 

Pithou hatte als Garantie der gallicanischen Freiheiten, 
die eben nicht nur eine Schutzwehr des Staates gegen kirch- 
liche Tebergriffe sein sollten, sondern zugleich auch die Norm 


0 a 2 0. lib. 4 c. 20. n.2. 

18) Das fiel später und schon durch die Ord. vom J. 1606. fort; 
vielmehr wurde durch die Ord. vom J. 1695. (art. 37.) die Strafsumme 
auf ;5. livres fixirt. Mem. du Clerge& 7, 1531. 

6, Statt dessen verurtheilten die Parlamente den geistlichen Richter 
zu Kosten und Strafe, was, wie das Edict v. J. 1625. bestimmte — 
dies wurde freilich in keinem Parlamentshof registrirt — nur im Fall 
der »calomnie manifeste« geschehen sollte. 
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bilden für viele rein kirchliche Verhältnisse und namentlich 
für die Gränzscheidung der römischen und gallicanischen 
Kirche, eigens den appel comme d’abus hingestellt, und er 
hatte, indem er die Parlamente speciell erwähnte, und sie 
zur Erreichung seiner Zwecke als vorzügliches Organ pries, 
bewirkt, dass die dem Könige derzeit vindicirte Befugniss, 
Wächter der kirchlichen Canones zu sein, Rächer jedes auch 
von .der Kirche begangenen formalen oder materiellen Un- 
rechts, vollständig auf diese Behörden überging. Er hatte 
‚die Fälle des Missbrauchs der geistlichen Amtsgewalt einzeln 
aufgezählt, aber in einer so vagen, so unbestimmten Weise, 
dass den Parlamenten nicht bloss der Schutz des Staates, 
sondern auch der Schutz der Kirche gegen sich selber über- 
tragen wurde. 

Was war das für eine Schranke der parlamentarischen 
Willkür, dass Pithou die Bestimmung des früheren Rechtes 
im 80sten seiner Artikel formulirte, die sich als nicht allzu 
brauchbar erweisen musste !!), dass auch die Geistlichen 
wegen Missbrauchs der staatlichen Gewalt den Weg des 
recursus beschreiten könnten, wenn dieser Recurs an das- 
selbe Parlament gebracht werden musste, dessen Kirchen- 
gewalt so eben erst in so ungemessener Weise gehoben und 
befestigt worden war, und das aus Elementen bestand, deren 
Rechtgläubigkeit derzeit der reformirten Lehre gegenüber 
ebenso zweifelhaft war, wie’später gegenüber dem Jansenismus! 

Der Appel comme d’abus sollte aber nach dem 79ten 
Artikel der Libertes stattfinden: „quand il y a entreprise 
de jurisdiction ou attentat contre les saincts decrets et canons 
receuz en ce royaume, droicts, franchises, libertes et pri- 
vilöges de l’Eglise gallicane, concordats, &dits et ordonnances 
du roy, arrest de son parlement !!®): bref, contre ce qui 
est non seulement de droict commun, divin ou naturel, 


117) Zwei derartige vom Parlament zu Dijon entschiedene Fälle 
bei Dupuisa. a. 0. c. 36. n. 39. 40. (1587.) 

118) Dadurch waren die Beschlüsse des Parlaments auf gleiche Linie 
gestellt mit den Gesetzen des Königreiches, was schon 1605. durch 
Heinrich IV. bestätigt wurde Vgl. auch Feuret a. a O. liv. L 
ch. 7. n. 5. 
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mais aussi des prerogatives de ce royaume et de l’Eglise 
d’iceluy.* — 

‘Vergeblich remonstrirte der Clerus gegen diese von 
den Parlamenten angenommene der That nach auch durch- 
geführte Begränzung ihrer Competenz, die alles Göttliche 
und Menschliche, Kirchliche und Weltliche umspannte und 
ihrer Cognition unterwarf. — „Plaise a Votre Majeste, bat 
er i. J. 1605., Sire, en reprenant les articles 59. et 60. de 
’ordonnance de Blois, deputer tels personnages notables de 
votre Conseil et Cours souveraines, pour, par la conference 
que les Prelats et autres deputes assembles en cette ville 
de Paris feront avec eux, regler et eclaireir, tant les formes 
de prononcer sur lesdites appellations, que les cas &squels 
vos dites Cours souveraines devront icelles recevoir ou re- 
jeter‘ — 119). König Heinrich IV. wiederholte zwar die 
früheren gesetzlichen Beschränkungen des appel comme 
d’abus, ja fügte noch einige neue hinzu, dann aber bezeich- 
nete er den Umfang des Rechtsmittels in einer Weise, die 
an Unbestimmtheit der Pithouschen Bestimmung nichts nach- 
gab, und erklärte schliesslich, indem er die Vorschläge des 
Clerus ablehnte, eine genauere Feststellung für unmöglich. 
„Les Appellations comme d’abus, sagte er, ont toujours 
et6 regues, quand il y a contravention aux saints Decrets, 
Conciles, et Constitutions canoniques, ou bien entreprises 
sur l’autorite de Sa Majeste, les lois du royaume, droits, 
libertes de l’Eglise Gallicane, ordonnances et arr&ts des 
Parlements donnes en cons&quence d’icelles; et pour ce, 
nest pas possible de regler et definir plus particulierement 
ce qui provient de causes si generales® —. 

Die schädlichen Folgen einer solchen, doch wieder nicht 
zu umgehenden Behandlungsweise konnten denn auch nicht 
ausbleiben, und selbst gemässigte Cleriker, wie Fleury '*9), 
Juristen, denen Parteilichkeit für die Kirche nicht zum Vor- 
wurf gemacht werden kann, wie d’Aguesseau!?!), be- 
kennen, dass die Kirche in unerträglicher Weise vermittelst des 
appel comme d’abus geknechtet worden sei. Nicht aber 


— — 


119) M&m. du Clerg& 7. 1516. art. 10. 
'20) Instit. au droit eccles. p. 3. ch. 1. 
'"!, Bei Affre a, a. O. S. 106. 
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durch das bekannte noch heute gangbare Schlagwort Fe&- 
n&lons, der von dem abus enorme des appels comme d’abus 
sprach !?2), wird das so bewiesen, wie durch die Vorstel- 
lung des französischen Clerus an die Regentin Maria von 
Medicis !?®) v. J. 1610., wie durch die zahlreichen Be- 
schwerden des Clerus überhaupt und durch deren Veran- 
lassung, die Decrete der Parlamente. 

Mit kurzen Zügen will ich das darstellen. 

Schon i. J. 1605. verband der Clerus mit der oben er- 
wähnten Bitte, die Fälle des appel «d’abus einzeln festzu- 
stellen, die schwere Klage über die Leichtfertigkeit, mit 
der dies Rechtsmittel von den Parlamenten behandelt und 
durch welche das Ansehen der Kirche gänzlich unter- 
graben würde. 

„La jurisdiction spirituelle etablie en l’Eglise, heisst es 1?*), 
est tellement necessaire au regime des ames, que sans elle 
le gouvernement et maintien d’icelle ne peut subsister. Cette 
jurisdiction, Sire, est tellement encloude aujourdhui par les 
appellations comme d’abus, que si lesdites appellations &toient 
ramenees & tel ordre que sans usurpation et menage des 
choses susdites divines et humaines, l’eglise püt faire sa 
charge sürement, elle auroit occasion de veiller d’autant 
plus soigneusement sur la jurisdietion spirituelle, quelle 
sauroit que ses jugements seroient confortes par l’autorite 
de vos officiers; mais au lieu de cela, Sire, les appellations 
de sa jurisdietion, sous couleur d’abus, sont si fr&quentes, 


139) Qeuvres 22, 556. 

9) ,... Peglise est... afflligee de la paralisie, qui rend ses mem- 
bres du tout inutils et sans action ny exercice. Ce mal procede des 
entreprises des Juges seculiers sur la iurisdietion Ecclesiastique, et des 
appellations comme d’abus, qu’on recoit indifferemment en tous cas 
aux Parlaments; de sorte, que si nous voulous auiourd’huy corriger 
quelque Prestre vitieux et de mauvaise vie, si nous entreprenons A 
nos visites de reformer quelque abus et desordre en un Monastere; 
aussi tost on nous arreste avec une appellation comme d’abus..... 
tellement qu’un Evesque qui auiourd’huy voudra bien faire sa charge 
est en hasard, faisant sa visite, de se former autant de procds qu’il 
y a de Curez et de Prestres en son Diocese. In Recueil des Re- 
monstrances (Paris 1626.) 1, 169. £. 

12) M&m. du clerge& 7, 1515. £. 
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legeres, &tendues & tant de cas, et traitdes avec telle licence, 
meme en public, que le mepris et l’aversion de la discipline 
et jurisdiction sacree apporte un tres-grand desordre en 
l’eglise, d’autant que cette liberte trop ‚vague d’etendre l’appel 
comme d’abus & tantes sortes de cas ruine la discipline, 
fomente le vice, confond l’administration des choses saintes, 
charge les consciences de vos cours souveraines, et donne 
occasion & vos sujets d’user de mepris. | 

Wie ungenügend auch die Antwort des Königs auf diese 
Beschwerde ausfiel !?5), es erfolgte doch wenigstens eine 
Wiederholung der früheren Ordonnanzen, während auf die 
bei Ludwig XIIl. vorgebrachten vollständig gleichartigen 
Klagen vom J. 1614. 1?%) gar kein Bescheid gegeben wurde. 

Aehnliche Beschwerden brachte der französische Clerus 
dann wieder i. J. 1635. vor !?”), die eine eingehende aber 
theilweise ablehnende Antwort des Königs erhielten, und 
ganz ausführlich endlich, um von den vielen „remonstrances“ 
noch die bedeutendste anzuführen, war die von dem zu 
Pontoise versammelten Clerus i. Js1665. an Ludwig XIV. 
gerichtete. Hier heisst es !?®): „Les appellations comme d’abus 
apportent bien encore un plus grand d&sordre et une plus grande 
confusion. C’estune nouvelle chicane inconnue en France avant 
les derniers siecles, et dont le venin n’a point infecte& les autres 
nations chretiennes. Nous savons que les trönes des Monarques 
et nommement ceux de nos Rois Tres-Chrätiens, ont &t& de 
tant temps le refuge des malheureux; que tous les opprimes 
y ont eu un acces favorable, et que ces augustes Princes 
ont toujours &t& les protecteurs zeles des canons et des 
personnes ecclesiastiques. Mais il y a bien de la difference 
entre le recours des sujets & leurs princes et les appellations 
comme d’abus. Les Empereurs et les Rois recevoient les 
plaintes de ceux qui souffroient quelque oppression, ils fais- 
oient quelque-fois revoir leurs proc&s, mais par des evöques, 
et non par des laiques.“ 

Der Clerus gesteht zu, dass die Recurse wegen Miss- 


125) Das ist oben erwähnt worden. 8. 91. 
126) M&m. du Clerg& 7, 1518. | 
127) ebendas. 7, 1519. ff. 

116) ebendas. 7, 1528. ff. 
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brauch gegen Ende des 15ten Jahrhunderts begonnen hätten; 
aber zum Schutz der gallicanischen Kirche gegen päpstliche 
Uebergriffe, nicht zur Unterdrückung der Kirche selbst. 
Erst mit dem Calvinismus hätte sich der Gemüther eine 
derartige Verwirrung bemächtigt, dass jetzt die Straflosigkeit 
einer zügellosen Geistlichkeit, die Machtlosigkeit der Kirchen- 
fürsten das beklagenswerthe Resultat sei. 

Es lässt sich diesen Beschwerden im Allgemeinen, wie ich 
schon oben angedeutet habe, eine Berechtigung nicht abspre- 
chen ; aber die Reaction der Kirche, die übrigens nicht gegen 
das Institut des appel comme d’abus, sondern allein gegen 
dessen wissbräuchliche und ungesetzliche Handhabung ge- 
richtet war !?°), blieb ohnmächtig gegenüber dem einmüthigen 
Widerstand des Königs, der Parlamente, des Volks und des 
niederen Clerus. 

Wenn wir jetzt uns zu den einzelnen Fällen wenden, in denen 
ein appel comme d’abus für vorhanden erklärt wurde, so steht 
obenan: die Excommunication des Königs von Frankreich !°°). 
Freilich kam eine solche .in den Zeiten, welche uns jetzt 
beschäftigen, nicht mehr vor. Damit verband sich aber na- 
turgemäss der Grundsatz, dass dem Papste auch im Allge- 
meinen die Befugniss abgesprochen wurde, in die weltlichen 
Angelegenheiten des Königreichs einzugreifen !?!), und dass 
im Falle des Zuwiderhandelus ein abus stattfand. 

So legte als i. J. 1591. der Papst Gregor XIV. einen 
Nuntius nach Frankreich geschickt hatte, welcher sich mit 
den Rebellen in Verbindung setzen und Uensuren gegen 
die Anhänger des Königs erlassen sollte, der Procurator 
den appel comme d’abus ein, und es ist bemerkenswerth 
und mag an diesem einen Beispiel gezeigt werden, mit 
welcher nachdrücklichen Schärfe das Parlament von Tours 
— dessen Beschluss mir vorliegt — verfuhr. 

Nicht allein dass die Bullen des Papstes erklärt wurden 
für: „nulles, abusives, seditieuses, damnables, pleines d’im- 
piete et d’impostures, contraires aux saincts Decrets, Droicts, 
franchises, et libertez de l’Eglise gallicane“, dass befohlen 


120. Vgl. Memoires du Clerg6 2, 479. #. 1058. £. 7, 1545. 
180), Feuret a. a. O. liv. 1. ch. 6. ; 
‚1, Vgl. Libertes de l’egl. gall. art. 15. 
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wurde, die beglaubigten und besiegelten” Copien derselben 
sollten durch Henkershand verbrannt werden, dass den Prä- 
laten und Priestern, die sich an der Publication betheiligen 
würden, mit der Strafe des Hochverrathes gedroht wurde: 
das Parlament erklärte den Papst „Gregoire, soy disant 
Pape XIV, de ce nom, ennemy de la paix et de Punion 
de PEglise Catholique, Apostolique, Romaine, du Roy, de 
son Estat, adherant & la conjuration dEsparne: et fauteur 
des Rebelles, coupable du tres-cruel, tres-inhumain, et tr&s- 
detestable parricide, proditoirement commis en la personne 
de Henry III...“ Das Parlament verbot allen Bankwechslern 
bei Strafe des Hochverrathes in irgend einer Weise den 
Geldverkehr mit Rom zur Erlangung von Bullen, Provi- 
sionen oder Dispensen zu vermitteln, und erliess endlich 
einen Haftbefehl gegen den Nuntius um ihn zur Verasnt- 
wortung zu ziehen !??). 

Der Papst sollte ferner weder den französischen Staat, 
noch einzelne Städte, Oerter und Flecken mit dem Inter- 
dicte belegen dürfen !??), und ebensowenig Staatsbeamte 
wegen amtlicher Handlungen excommuniciren !?*), 

So erklärte Beispielsweise das Parlament von Tou- 
louse i. J. 1599. die von dem Bischof von Castres gegen 
zwei Parlamentsräthe verhängte Excommunication, — die 
dem Befehl des Parlaments gemäss den Bischof zur Repa- 
ratur einiger Baulichkeiten anhalten sollten — für nichtig 
und verurtheilte ihn zu 6000. Livres Strafe, die er unter 
Androhung der Entziehung der Temporalien zu zahlen ge- 
halten sein sollte, und deren Verwendung zu dem gedachten 
Zweck befohlen wurde !?°). 

Es durfte ohne Erlaubniss des Königs weder ein päpst- 
licher Nuntius das Königreich betreten !?®), noch auch ohne 
Placet eine päpstliche Bulle veröffentlicht werden '??). 


159) Bei Dupuis a. a. O. ch. 4. n. 31. 

188) Feuret a. a. O. liv. 1. ch. 5. n. 8. 9. 

134) Libert6s de l’egl. gall. art. XVI. Feuret .8. 0. n. 10. 

136) Feuret a. a. O. Viele Beispiele solcher appels comme d’abus 
bei Durand de Maillane a. a. O. zu art. 16. der Libert&s. 

136) Libert&s de l’Egl. gall. art. 11. 

187) obendas. art. 41. Zahlreiche Missbrauchserklärungen aus 
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Doch wurde im letzteren Falle, aus Achtung gegen 
den Papst, der appel nicht gegen ihn, sondern allein gegen 
die Publication der Bulle eingelegt !*®). 

Der Papst durfte ohne Bewilligung des Königs keinerlei 
Auflagen in Frankreich erheben !?®), und seine Macht sollte 
noch ausserdem mannigfache Beschränkungen erleiden !*9). 

Wenn wir nach diesen wichtigsten Fällen, wo in Be- 
ziehungen der römischen zur französischen Kirche oder zum 
französischen Staate Appellationen Platz greifen konnten, 
uns zu den inneren Verhältnissen Frankreichs wenden, so 
ist vor allen Dingen zu bemerken, dass die Gegenwirkung 
gegen Uebergriffe der geistlichen Gerichte auch hier lange 
nicht mehr: den Hauptgegenstand der appels comme d’abus 
ausmachte. Ueberhaupt war die geistliche Gerichtsbarkeit 
im Laufe der Zeiten immer mehr eingeengt worden, bis 
sie durch die Revolution, wie so viele Institute des Mittel- 
alters, ihr Ende fand. 

Zwar war die Beschränkung der geistlichen Gerichte, 
dass ein Staatsprocurator ihren Sitzungen beiwohnen, oder 
je wöchentlich von ihren Papieren Einsicht nehmen sollte !*1), 
schon seit dem J. 1573. ausser Gebrauch gekommen, und 
ebenso wenn auch später — nach Art. 44. des Edicts v. April 
des J. 1695. — dass die geistlichen Urtheile erst auf einen Be- 
fehl des weltlichen Richters (pareatis) zu vollstrecken wären; 
allein wenn wir die Gränzen betrachten, die der geistlichen 
Gerichtsbarkeit gesteckt waren, so bestimmte freilich der 
Art. 1. der Ordonnanz von Villers-Cotterets v. J. 1539., dass 
bei allen persönlichen Klagen das Forum des Beklagten 
maassgebend sein sollte, aber die Ordonnanz von Roussillon 
v. J. 1563. (Art. 21.) und die von Moulins v. J. 1566. (Art. 
40.) setzten fest: „que nul de nos sujets soi-disant clerc, ne 
pourra jouir du dit privilege..... sil n’est constitue &s 


diesen beiden Gründen bei Durand de Maillane a. a. O. zu den 
betreffenden angef. Artikeln der Libert&s. 

188) Feuret a. a. O. liv. 1. ch. 2. n. 15. 

180) Libert&s de P’&gl. gall. art. 14. Vgl. dazu Durand de 
Maillane a.a. O0. 

140) Ebendas. art. 21—26. 33. 42. 50. 57. u. =. f. 

#1) Das hatte Franz I. i. J. 1585. zu Yz-sur-Tille (Cap. 12. Art. 
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ordres sacres et pour le moins sous-diacre ou clerc actuelle- 
ment resident et servant aux offices, ministeres et benefices 
qu’il tient en l’eglise“, und das Gesetz v. J. 1539. selbst hatte 
die Entscheidung über Immobilien, Possessorien- und Pfand- 
klagen ganz und gar den geistlichen Gerichten entzogen. 

Auch bei den Verbrechen der Geistlichen fand eine 
sich bis zur Revolutionszeit hinziehende Scheidung der Co- 
gnition statt, je nachdem das Vergehen ein leichtes — delit 
commun — war, wo dann der geistliche Richter allein ent- 
schied, oder ein schweres — delit privilegie — zo der 
Prozess sowohl bei dem geistlichen als weltlichen Richter, 
und zwar der eine unabhängig von dem anderen geführt 
wurde und wo dann der geistliche Richter die geistlichen, 
der weltliche die weltlichen Strafen aussprach !*?). Dagegen 
stand dem geistlichen Richter in Criminalsachen keine Ge- 
richtsbarkeit gegen Laien mehr zu !°); nur einige wenige 
Verbrechen hatte die Kirche ihrer Competenz erhalten, 
doch auch das mit vielen Beschränkungen. So Ketzerei !*t), 
die aber in den letzten Zeiten nur wegen des etwa damit 
verbundenen Aufruhrs oder der Störung der öffentlichen 
Ordnung gestraft wurde, und in ähnlicher Weise die Stö- 
rung des öffentlichen Gottesdienstes; dagegen waren cas 
Gotteslästerungen !*5), und Wucher 146) „cas royaux“, 

Die Civiljurisdietion hatte die Kirche schon im 17. 
Jahrhundert fast vollständig mit Ausnahme der Sachen, 
welche Sacramente !*9, vota, Gottesdienst, Disciplin, geist- 
liche Zehnten und reine Spiritualia betrafen, an die welt- 
lichen Gerichte verloren 48). 


27.) für die Provence bestimmt. — Allein im Gegensatz dazu hatte auch 
der Official das Recht, den Sitzungen der weltlichen Gerichte beizu- 
wohnen. Brewer a. a. 0. 2, 786. 

147) Näheres bei Brewer a.a. 0. 2, 810. ff. Feureta.a. 0. liv. 8. 

145) Brewer a. & 0. 2, 816. fl. 

14) ebendas. 2, 817. f. 

145) ebendas. 2, 818. 

146) ebendas. 2. 819. 

7) Dotalsachen gehörten jedoch vor das weltliche Gericht und 
eben desswegen wurden auch die Scheidungsklagen meist dort ver- 
handelt. H£ricourt a. a. O. Part. 3. ch. 6. art. 4. n. 29. 8. 471. 

148) Vgl. Ed. v. J. 1695. art. 84. 

Zeitschr. f. Kirchenrecht. II. ı. 7 
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Die Parlamente nahmen aber, wenn auch in ungesetz- 
licher Weise beständig appels comme d’abus an, falls selbst 
bei unzweifelhafter Competenz des geistlichen Gerichtes ein 
materiell unrichtiges Urtheil gefällt worden war, oder viel- 
mehr klammerten sie sich an jede Formverletzung, nur um 
auch über das Materielle der Sache Entscheidung treffen 
zu können !*°). 

Besonders häufig griffen sie in die Disciplinarbefugnisse 
der Bischöfe ein !5°%), und noch häufiger fast waren die 
Appeltationen, welche sie wegen Sacramentsverweigerung 
annahmen; denn der König von Frankreich, das war die 
auch noch heute geltende Anschauung, ist verpflichtet da- 
rüber zu wachen, dass seinen Unterthanen der Genuss der 
Sacramente grundlos nicht verkümmert werde. 

Die Parlamente sahen eine Sacramentsverweigerung 
ohne genügenden Grund als schwere Injurie an, und zogen 
deren Cognition als cas privilegie vor ihr Forum. Dabei 
sollte die Regel: „abusus apertissimus esse debet“ die Um- 
kehr erleiden : „crimen apertissimum esse debet“, wegen des- 
sen nämlich das Sacrament verweigert würde !°1). 

Ich. will hier nur einen Fall anführen, der durch die 
daran geknüpften Beschwerden des Parlaments gegen den 
Clerus eine gewisse Berühmtheit erlangt hat, und den auch 
Affre !°?) berichtet. 

Am 12. December 1752. hatte der Pfarrer von Saint- 
Me&dard zweien Nonnen die Sacramente verweigert. Es 
wurde der appel comme d’abus eingelegt, und als sich fand, 
dass der Pfarrer nur auf Befehl des Erzbischofs von Paris 
gehandelt hatte, diesem Auge geben, sein Verbot zurück- 
zunehmen. 


149%) Das geht aus den oben angeführten Beschwerden und gesetz- 
lichen Bestimmungen hinreichend hervor. 

150) Ein Beispiel bei Durand de Maillane aa O0. 2, 761. 

151) Dalloz a. a. O. 14, 781. Dieser führt viele Beispiele solcher 
sppels an. Besonders bemerkenswerth ist das berühmte arr&t des 
Pariser Parlaments v. 18. April 1752., welches Verweigerung der 
Sacramente auf Grund der Nichtannahme der Bulle Unigenitus verbot. 

18) 2.9. 0. S. 114. ff 
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Der Erzbischof von Paris weigerte sich indessen die 
Autorität des Parlaments in dieser „Angelegenheit anzuer- 
kennen und liess sich weder durch die angedrohte Confis- 
cation der Temporalien schrecken, noch-durch die zu seiner 
Verurtheilung erfolgte Zusammenberufung der Pairs 153), 
Das Parlament ordnete darauf die Gefangennehmung des 
Pfarrers von Saint-Medard an, sperrte dem Erzbischof die 
Temporalien und befahl einem anderen Priester von Saint- 
Medard die in Rede stehenden Sacramente zu reichen. 

Jetzt aber trat der König dazwischen, cassirte die beiden 
Parlamentsbeschlüsse und verbot den Pairs sich zu ver- 
sammeln. Das Parlament jedoch, dadurch unbehindert, ge- 
stattete nicht die Lesung der königlichen Ordres und be- 
schloss eine neue Berufung der Pairs, was wieder ein Verbot 
des Königs zur Folge hatte. Unter dem 22. Februar 1753. 
erliess dann der König eine mit den gehörigen Förmlich- 
keiten versehene Ordre, welche dem Parlament überhaupt 
die Cognition über Sacramentsverweigerungen entzog. Das 
Parlament weigerte jedoch die Registrirung und richtete 
Gegenvorstellungen an den König, die mit harten Anklagen 
gegen den Clerus verbunden waren, vom Könige aber nicht 
angenommen sondern mit dem erneuten Befehl, die könig- 
liche Ordre zu registriren erwidert wurden. Vergebens: 
das Parlament erklärte sich am 5. Mai für permanent, ob- 
gleich alle laufenden Geschäfte erledigt waren, und liess 
sich auch durch einen königlichen Befehl von demselben 
Tage, der harte Strafen des Ungehorsams und den Un- 
willen des Königs androhte, nicht abhalten, neue Fälle, wo 
Sacramentsverweigerungen vorgekommen waren, zu seiner 
Cognition zu ziehen. Selbst die darauf erfolgte Exilirung 
einzelner Mitglieder machte die grosse Kammer, die anzu- 
greifen der König sich scheute, in ihren Maassnahmen nicht 


Irre 192). 


155) Die Bischöfe gestützt auf eine nicht registrirte Ordonnanz 
Ludwigs XIV. v. 26. April 1667. verlangten von einem Provinzial- 
concil gerichtet zu werden. — Dass das jedoch nur die Ausnahme war, 
und sie regelmässig den gewöhnlichen Gerichten unterworfen waren, 
bewies ausführlich d’ A guesseau Oeuvres 5, 199. 

#0) „La D&claration du roi du 10. sept. 1756. qui forme le 

7% 
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Ausserdem aber fanden Appellationen statt, falls die 
Vorschriften über Errichtung neuer Kirchen, Klöster und 
Orden, Bisthümer und Erzbisthümer verletzt waren ?5°), falls 
gesetzwidrige Translationen, Unionen, Sectionen vorgenommen 
wurden 15°), falls sich über den unrechtmässigen Bezug von 
Revenuen der Beneficien Streit erhob !5°7) und noch mehr über 
deren Besetzung '°®), falls endlich bei Eheschliessungen !°°) 
und bei Zehntforderungen Unregelmässigkeiten vorkamen 16°): 
man kann mit Feuret ein Buch schreiben, welches das 
ganze französische Kirchenrecht begreift, und man: kann 
mit ihm, ohne nur irgendwie fehl zu greifen, überall als Ga- 
rantie der Durchführung den appel comme d’abus hinstellen. — 

Wenn wir jetzt von der Zulässigkeit der appels comme 
d’abus absehend die Art des Verfahrens betrachten, so er- 
giebt sich Folgendes !®), 

-Die Appellationen wurden an das Parlament gerichtet, zu 
dessen Sprengel die Diöcese, in welcher der abus vorgefallen 
war, gehörte. Desshalb musste jeder Bischof, dessen Diöcese 
in mehrere Parlamentsbezirke eingriff, an jedem dieser Par- 
lamente einen Official halten. Von grossem Nutzen war 
dabei aber den Bischöfen die Bestimmung Ludwigs XII. 
v. J. 1625. 16%), die durch den zwischen König und Clerus 
geschlossenen Vertrag von Fontenay-le-Comte v. J. 1628. 


dernier acte legislatif sur cette matitre, tout en consacrant le droit de 
se plaindre pour raison de refus de sacrements aux juges ayant con- 
naissance des cas royaux, sauf le renvei devant les juges d’Eglise, 
pour raison de delit commun, defend expressement aux cours et juges 
royaux d’ordonner en dnelane manidre et sous quelque expression que 
ce soit, que les sacrements seront administres.« Dalloz a. a 0. 
14, 782. 

186) Feuret.a. a. O. liv. 2. ch. 1. 2. 

166) ebendas. ch. 3. 

ı0nn ebendas. ch. 4. 

156) obendas. ch. 5. 6. 

159) das. liv. 5. 

160) das. liv. 6. 

161) Verschiedenes, was schon oben bemerkt worden ist, bedarf 
hier keiner Wiederholung. 

167) Wenn gleich dieselbe nicht registrirt war, so wurden doch 
ihre Bestimmungen als geltendes Recht angenommen, aber freilich sehr 
häufig verletzt. — Affre a. a. O. 231. ff. 
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bestätigt wurde, dass sie, ihre Vicare und Officiale oder 
andere geistliche Richter nieht genöthigt werden sollten 
persönlich vor dem Parlament zu erscheinen ?°°). 

Die Parlamente beriethen über die appels comme d’abus 
ın der grossen Kammer !°t), wo dieselben fast regelmässig 
in öffentlicher. Sitzung mündlich verhandelt wurden !°°), 
Den Parteien war nach Einbringung der Appellation, die 
auch noch nach drei gleichlautenden Sentenzen gestattet 
war 166), jede Transaction !°7), selbst das Fallenlassen der 
"Beschwerde ?#®) verboten, da jedesmal ein öffentliches In- . 
teresse für verletzt erachtet wurde. Ebenso wenig sollte eine 
Verjährung, die „exception de laps de tems ou de la desertion“ 
einer Appellation entgegengestellt werden können 1°°). 

Das Parlament hatte dann das Urtheil. zu fällen, wel- 
ches nach dem Edict Heinrichs IV. v. J. 1606. (Art. 2.) 
entweder den abus für vorhanden erklären musste — „qu’il 
a et& mal et abusivement juge“ — womit eine Cassation 
der missbräuchlichen Handlung und selbst (wie aus den 
obigen . Beispielen hervorgeht) Strafen verbunden waren, 
oder die Appellation als unbegründet zurückweisen — 
‚qu'il n’y a pas d’abus“ oder „l’appelant non recevable en 
son appel“ —. Dagegen wurde den Parlamenten verboten, 
sich des Ausdruckes „mettre ’appel au n&ant“ zu bedienen, 


!#5) Nur bei den promoteurs sollte das anders sein; auch sollten 
diese im Falle der calomnie manifeste zu den Kosten verurtheilt werden 
können, was durch das;Edict vom April 1695. zum Nachtheil des Clerus 
eine Erweiterung erführ. M&m. du Clerg& 7, 1584 ff. Vgl. oben 
Anmerk. 116. 

#4) Feuret a. a. O. liv. 1. ch. 2. n. 22. — M&m. du Clerge6 
7,1561. ff. Doch machte die Declaration v..Februar 1657. Art. 
13. möglich, dass auch in der chambre de la tournelle verfahren 
wurde, was beim Pariser Parlament in Criminalsachen immer statt- 
fand M&m. du Clerg& 7, 1562. f. Ueber die Geschäftsordnung der 
verschiedenen Parlamentskammern überhaupt vgl. Brewer a. a, 0. 
21. f. 

ss, Brewer.a.a 0.2, 41. f. 

we), Feuret.a. a. 0. liv. 1. ch. 2. n. 14. 

17, das. liv. 1. ch. 2. n. 285. 

es, das. liv. 1. ch. 2. n. 13. 

14%, Brewera a. 0. 2, 42. 
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womit sie die nr der Geldstrafen an die Appel- 
lanten zu umgehen suchten 179). 

Ausserdem konnte das Parlament den appel qualifie in 
einen appel simple verwandeln, d. h. die Sache an die 
höhere geistliche Behörde senden !7}). 

Hatte das Parlament sich ®iner missbräuchlichen Abus- 
erklärung schuldig gemacht, so ging der Recurs an den 
Conseil des Königs, der das Urtheil cassiren konnte 172), 

Das war das Recht der appels comme d’abus im 16. 

und 17. bis Ende des 18. Jahrhunderts. — — 
» Das Dekret vom November 1790. !73), welches die Be- 
zirksgerichte zur Annahme der Appellationen ermächtigte 
und die Verletzungen der Constitution civile du clerge zu 
ihrem Gegenstand machte, unterbrach nur auf kurze Zeit 
. den Gang der historischen Entwicklung. 

Schon die organischen Artikel vom 18. Germinal 
des Jahres X. (8. April 1802.) stellten das frühere Recht 
wieder her, ja erweiterten es noch gewissermaassen. 

Nur sollten jetzt, da die Parlamente auch nicht als 
Gerichte, sondern als politische Körperschaften Richter der 
appels gewesen waren, die Appellationen an den Staatsrath 
gerichtet werden, was auch mit einer kurzen Unterbrechung, 
die durch die Verordnung vom 25. März 1813.17) hervorgerufen 
wurde, welche eine Uebertragung dieser Jurisdiction auf 
die Gerichte herbeiführen wollte, bis heute geltendes franzö- 
sisches Recht geblieben ist. 

- Die bezüglichen Bestimmungen der organischen Artikel, 
welche sowohl die Reaction der Concordate von Fontaine- 


170) Vgl. M&m. du Clerge 7, 1564. ff. 

11) Brewera.a. 0. 2, 42. 

172) Ein Beispiel in den M&m. du Clerge& 7, 1593. ff. 

's) Vgl. darüber Dalloz a. a. O. 14, 782., wo auch ein Beispiel 
eines solchen Recurses angemerkt ist. 

') Es wurde dies von Napoleon I. über die Vollstreckung 
des Concordats von Fontainebleau erlassene Decret, ebensowenig 
praktisch wie das ganze Concordat, und überdiess durch die Ordonnanz 
v. 29. Juni 1814. (Art. 8.) aufgehoben. 
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bleau !75) und der Jahre 1817.!17%), 1848. und 1849. 177) 
überstanden haben, lauten: 

6. „Il y aura recours au conseil d’ Etat dans tous les 
cas d’ bus de la part des superieurs et autres personnes 
ecclesiastiques. 

Les cas d’abus sont: l’usurpation ou l’exe&s de pouvoir, 
la contravention aux lois et r&öglements de la r&publique, 
linfraction des r&gles consacrees par les canons regus en 
France, l’attentat aux libertes, franchises et coutumes de 
l’Eglise gallicane, et toute entreprise ou tout proc&de qui 
dans l’exercice du culte, peut compromettre !’honneur des 
citoyens, troubler arbitrairement leur conscience, degenerer 
contre eux en oppression ou en injure, ou en scandale 
public.“ 

Der erste Theil des Gesetzes umfasst gewissermaassen 
den ganzen Kreis der Fälle, in welchen ein appel comme 
d’abus möglich ist. Danach ist es i. J. 1824. für einen 
Missbrauch erklärt worden, als der Erzbischof von Tou- 
louse in einem Hirtenbriefe Vorschläge zur Verbesserung 
des Cultuswesens gemacht hatte, die dem Könige vorzu- 
bringen den Bischöfen zwar durchaus gestattet sei, die aber 
in Hirtenbriefen nicht zulässig wären, „puis-qu’elles ne sont 
adressdes qu’aux fideles de leur diocese, et ne doivent avoir 
pour objet que de les instruire des devoirs religieux qui 
leur sont prescrits“. Daher und weil der besagte Hirten- 
brief Verstösse gegen das öffentliche Recht und die Gesetze 
des Königreichs enthalte, erklärte der König ''?) auf den 
Bericht des Justizministers und nach Ansicht des Staatsrathes: 
„Il y a abus dans la lettre pastorale de notre cousin le car- 
dinal-archeväque de Toulouse, en consequence ladite lettre 
est et demeure supprimede“ 119) Ä 


175) Siehe Anmerk, 174. Vgl. de Pradt a.a. 0.8, 1. f. 

176) Der Concordatsversuch dieses Jahres scheiterte. Vgl. de 
Pradt aa. a. 0. 8, 74. ff. 

177) Die darauf bezüglichen Actenstücke bei Ginzel Arch. £. 
Kirchengesch. u. Kirchenrecht 3, 34. ff. (Regensburg 1852.). 

17) Es ist zu bemerken, dass der abus immer in einem vom Herr- 
scher ausgehenden Decret publicirt wird. | 

19) Dalloz a. a. O. 14, 783. 


! 
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Es wurde für emen abus erklärt, als i. J. 1834. der 
Bischof von Moulins eine Denkschrift an die Bischöfe 
Frankreichs richtete, worin er ein verdammendes Urtheil 
über das Decret vom 6. November 1813. aussprach, welches 
eine neue Administration der Seminarien einführte. 

„Considerant que, si les &väques de notre royaume 
sont admis comme tous les citoyens & recourir aupres de 
nous contre les actes &manes de nos ministres, il n’est point 
permis & un &vöque, dans un m&moire imprime et adresse 
aux &vöques du royaume, de provoquer de leur part un 
concert pour s’associer & ses demarches, et de chercher 
ainsi & donner & ses declarations ou & ses actes un caractere 
qui les rendrait communs & l’episcopat tout entier....“ 18% 

Dagegen ist anerkannt, dass wegen eines Disciplinar- 
verfahrens, sobald es nur eine Interdietion der geistlichen 
Functionen zur Folge hat, sowohl Priester (prötres) wie 
Pfarrer (cures) den Recurs an den Staatsrath nur dann er- 
greifen können, falls sie den kirchlichen Instanzenzug er- 
schöpft haben und eine Formverletzung vorgekommen ist 1°). 
Aber auch diese muss nach dem Zeugniss von Cormenin !°°) 
und Dalloz !#°) wesentlich sein, wenn der Staatsrath sie 
berücksichtigen soll. 

Der zweite im Gesetz vorgesehene Fall betrifft die 
Verletzung der französischen Gesetze, denn wie Portalis 
in seinem Bericht an den ersten Consul ausführte: kein 
Mensch hört, indem er Priester wird, auf, Staatsbürger zu 
sein, und Priester sind den Staatsgesetzen in derselben Weise 
unterworfen, wie alle anderen Bürger. | 

Natürlich handelt es sich hier nur um die Uebertretungen, 
welche von den Priestern in amtlicher Eigenschaft vorge- 
nommen werden, aber da nicht bloss um die durch Straf- 


180) ebendas. 14, 783. 

161) ebendas. 14, 784. Vuillefroy Trait& de l’administration 
du culte catholique (Paris 1842.). S. 50. Falls der Bischof aber einen 
Pfarrer ohne Genehmigung der Staatsbehörde seines Amtes entsetzt, 
so findet appel comme d’abus statt. Dalloz a. a. O. 14, 7885. 

18?) Droit administratif s. v. appel comme d’abus no. 18, note 2. 

189) a. a. 0.14, 785. — d. h.,das Verfabren muss gehörig instruirt, 
die Vertheidigung frei, das Urtheil reiflich erwogen sein. 
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gesetze verpönten 1?) — bekanntlich stellt der Code penal 
eigene für die Geistlichkeit auf — !?°) sondern vor allen Dingen 
um die Cultusgesetze, die organischen Artikel und andere 
bürgerliche Anordnungen. So wurde es i. J. 1810. für einen 
abus erklärt '°°%), als der Papst auf Ansuchen des kläge- 
rischen Theils in einem Eheprozess dem Bischof von Sa- 
vone und drei Clerikern die Instruction der Sache über- 
trug, weil er hier, gegen die Grundsätze der gallikani- 
schen Freiheiten in erster Instanz in einem Falle ent- 
scheide, der zur Civiljurisdietion !87) gehöre, und weil sein: 
Rescript nicht das Placet des Staatsrathes erlangt habe !®3), 

Im Jahre 1820. wurde der Bischof von Poitiers des 
abus für schuldig erklärt 1°), weil er, freilich aus Unacht- 
samkeit (par inadvertance) und ohne die Absicht, die Gesetze 
des Königreichs zu verletzen, ein Breve des Papstes ohne 
vorgängige Einholung des Placets veröffentlicht hatte „.... 
considerant ... que c’est une des regles les plus anciennes 
et les plus importantes de notre royaume, que sous aucun 
pretexte que ce soit, les bulles, brefs, rescrits, constitutions, 


14. Ob da jedesmal eine vorgängige Abuserklärung des Staats- 
rathes nöthig sei, ist in der französischen Jurisprudenz zweifelhaft — Vuil- 
lefroy a.a.O. S. 45. ff. — und so auch der vielfach aufgestellte Unter- 
schied — Dalloz a. a. O. 14, 799. — dass die Verbrechen gegen die 
Staatsgesetze keinen Gegenstand des appel bilden sollen, sondern nur 
die gegen Privatpersonen. Vgl. auch Batbie doctrine et jurisprud. 
en matiere d’appel comme d’abus (Paris 1851.) S. 51. ff. 

125) Dieselben handeln 1) des contraventions propres & Ccompro-. 
mettre l’etat civil des personnes (art. 199. 200). 2) des critiques, censures 
ca provocations dirigees contre l’autorit& publique dans un discours 
pastoral prononc& publiquement (art. 201. 202. 203). 3) des critiques, 
censures ou provocations dirigees contre l’autorit6 -publigne dans un 
ecrit pastoral (art. 204. 205. 206). 4) de la correspondance des mini- 
stres des cultes avec des cours ou des puissances 6&trangeres sur des 
matieres de religion (art. 207. 208). 

ı#9) Dalloz.a a. O. 14, 786. 

#7) Die geistliche Gerichtsbarkeit ist jetzt auf Disciplinarsachen 
beschränkt; die s. g. jurisdictio contentiosa hat die Kirche in Frank- 
reich nicht mehr. Vuillefroy a. a. O. S. 402. ff. 

’®, Das Placet wird in Frankreich strenge aufrecht erhalten. 
Vuillefroy aa 0.S.67. f. Cormenina. a. O. 1, 236. f. 

we, Dalloz a.a. O. 14, 787. 
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decrets et autres expeditions de la cour de Rome, & l’ex- 
ception de ceux concernant le for interieur et les dispenses 
de mariage, ne puissent ötre regus ni publies sans avoir 
6t6 prealablement vus et v£erifies par le gouvernement“. 

Es wird in Gemässheit der angeführten Bestimmung ferner 
für einen Missbrauch erachtet, falls ein Priester eine kirchliche 
Eheschliessung vornimmt, bevor dieselbe in bürgerlich rechts- 
gültiger Weise geschlossen ist, und ebenso falls ein Geist- 
licher aufrührische Kanzelreden hält !?9). 

Der dritte Theil des Gesetzes begreift die Verletzung 
der in Frankreich geltenden Canones. Mit Recht weist 
Dalloz !°!) darauf hin, dass es nicht in der Absicht des 
Gesetzgebers gelegen haben könne, den Staatsrath zum In- 
terpreten rein kirchlicher Bestimmungen zu machen, dass 
vielmehr nur diejenigen canonischen Regeln gemeint seien, 
welche durch Gesetze oder in sonst einer. Weise Theile des 
französischen Rechts geworden seien und in dieser Beziehung 
allerdings zur Competenz des Staatsrathes gehören. 

Auch der vierte Passus des Gesetzes, der die gallikanischen 
Freiheiten schützt, hätte ähnlich dem ersten fehlen können, da 
diese Freiheiten in den organischen Artikeln und sonstigen 
Gesetzen hinreichende Garantie empfangen haben, jede Ver- 
letzung derselben eine Uebertretung dieser Gesetze involvirt, 
und mithin schon aus diesem Grunde dem appel comme 
d’abus Platz gegeben ist !??). 

Der Schluss des Gesetzes endlich hat von jeher zu den 
meisten Recursen Anlass gegeben. 

Es soll demnach der abus stattfinden, wenn durch irgend 
eine öffentliche Handlung der Geistlichen bei der Ausübung 
des Oultus !?®), die Ehre der Bürger verletzt, ihr Gewissen 
willkürlich beunruhigt, sie unterdrückt und beleidigt, oder 
ein öffentliches Aergerniss gegeben wird. 

Es ist nach diesen Bedingungen für einen abus erklärt 


190) Dalloz a. a. O. 14, 787. 788. 

101) a. a. O. 14, 789. 

192) Danach ist der Cardinal Bonald, der den Manuel du droit ecclesia- 
stiquevon Dupin verdammte, des abus i. J. 1845.für schuldig erklärt worden. 

105, Dazu gehören Predigt, Sacramentverwaltung, Catechisati.n 
u. 8. w. vgl. Dalloz a. a. O. 14, 7%. 
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worden, falls ein Priester die Taufe eines Kindes verweigert, 
weil die Pathen oder andere bei der Feierlichkeit betheiligte 
Personen sein wenn auch gerechtes Missfallen erregen ??%), 
wenn er das Abendmahl, die letzte Oelung oder das Be- 
gräbniss unter Umständen versagt, die eine Beleidigung 
der dadurch betroffenen Person enthalten, zum öffentlichen 
Aergerniss gereichen, oder durch die in Frankreich gelten- 
den Canones nicht gerechtfertigt sind !°°). 

So ın dem berühmten Fall des Grafen Montlosier, 
wo ı J. 1837. das kirchliche Begräbniss verweigert wurde, 
weil der Graf auf dem Todtenbette seine Schriften nicht 
hatte widerrufen wollen !9®), und ähnlich i. J. 1827., wo ein 
Priester Namens Calmel einen alten in seiner Pfarre 
lebenden Geistlichen, der die Verirrungen des Revolutions- 
zeitalters mit durchgemacht hatte, nur unter der Bedingung 
des schriftlichen Widerrufes seiner vor dem Concordat von 
1802. vollführten Handlungen zur Beichte zulassen wollte, 
und dann dessen in der That erfolgte Retrotraction öffentlich 
von der Kanzel herab verkündete ??7), 

Was das heutige Verfahren bei Appels comme d’abus 
nnd die Berechtigung zu denselben anlangt, so verordnet 
der Artikel 8. des organischen Gesetzes: | 

„Le recours competera & toute personne interessee. A 
defaut de plainte particuliere, il sera exerc& d’office par les 
prefets. 

Le fonctionnaire public, lecclesiastique ou la personne 
qui voudra exercer ce recours, adressera un me&moire de-- 
taille et sign& au conseiller tat charge de toutes les af- 
faires concernant les cultes, lequel sera tenu de prendre 
dans le plus court delai tous les renseignements convenables, 
et sur son rapport l’affaire sera suivie et definitivement ter- 
minee dans la forme.administrative, ou renvoyee, selon l’exi- 
gence des cas aux autorites competentes.* — 


0) Dalloz a a O0. 14, 791. Nicht dagegen die Zurückweisung 
von Pathen. Vuillefroy a.a. 0.8.55. Batbie.a.a. O. 112 ff. 

”s, Vuillefroy a.a0.8S.55. ff. Dalloz a. a 0. 14, ı%. 
Einfache Sacramentsverweigerung ist kein Gegenstand des Recursus. 

ss, Dalloz aa. 0. 14, 792. Batbiea.a. O. 114. 

"’, Dalloz a a. O. 14, 793. Batbiea. a. O. 119. 
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Da das Verfahren hier, wie angegeben, ein administra- 
tives ist, also in geheimer Sitzung, ohne Plaidoyer von An- 
wälten verhandelt wird, so findet auch keine Kostenverur- 
theilung statt, wie denn auch die Strafe des fol appel fort- 
gefallen ist. In Bezug auf Verjährung und die Berechtigung 
der Partei, einen einmal eingebrachten appel zurückzuziehen, 
gilt noch das frühere oben dargestellte Recht aus der Zeit 
der Parlamente. 

Dagegen stehen die Befugnisse des Staatsrathes, was 
die Beurtheilung der Recurse betrifft, denen der Parlamente 
nach. Er kann nämlich nur folgende Decrete erlassen !?®): 

1) einfache Erklärung, dass Missbrauch der geistlichen 
Gewalt stattgefunden habe (Il y a d’abus). 

2) Erklärung von Missbrauch und Unterdrückung des 
missbräuchlichen Schriftstückes. 

3) dieselbe Erklärung und Befehl an den Priester, das 
in Rede stehende Sacrament nicht zu verweigern. 

-4) Missbrauchserklärung und Verweisung an das Straf- 
gericht. 

5) Dieselbe Erklärung und Verweisung an das Civilgericht. 

'6) Dieselbe Erklärung, jedoch wegen gültig befundener 
Entschuldigung ohne Verweisung an die Gerichte. 

7) Erklärung, dass kein Missbrauch. 

8) Erklärung, dass weder Verweisung an die Gerichte, 
noch ein Ausspruch über angeblichen Missbrauch statt- 
zufinden habe. 

9) Verwerfung der Beschwerde unter Zurückweisung an 
die höhere Behörde. 

10) Zurückweisung der Beschwerde angebrachter Maassen. 
11) Theilweise Zurückweisung und theilweise Zulassung 
der Beschwerde. 

Das ‘von den Parlamenten so eifrig wahrgenommene 
Recht, gegen die Geistlichen Strafen zu verhängen, ist also 
jetzt fortgefallen und auf die Unterdrückung missbräuchlicher 
Schriftstücke beschränkt worden !?°),. „Changement remar- 


108) Nach Cormenin.a. a. O. 1, 230. 

199) Das Decret vom 25. Märs 1818. kündigte « ein Gesetz an, 
welches die Strafen des abus festsetzen würde. Jedoch erschien dies 
Gesetz nicht. Vuillefroy a. a. O. S. 60. 
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quable!“ ruft Cormenin aus, der hierauf hindeutet, „ces 
appels d’innovations, ces turbulences d’entreprises, contre 
lesquelles on tira jadis le glaive et que l’on punissait dans 
des äges plus civilises par l’exil des personnes et la saisie 
du temporel, une simple declaration d’abus et la suppression 
d’un Ecrit suffisent aujourd’hui pour en faire justice.“ 

Ueberhaupt bedient sich die neuere Zeit dieses Rechts- 
mittels mit der jedenfalls nöthigen Vorsicht und Behutsam- 
keit, und Klagen, dass die Disciplinarbefugnisse der Bischöfe 
gehemmt würden, müssen vor dem Factum verstummen, 
dass unter dem Kaiserreich nur ein, in der Restaurationszeit 
sechs, von 1830—37. allerdings neun appels comme d’abus 
wegen Ueberschreitung der Disciplinarbefugnisse eingebracht, 
diese jedoch sämmtlich zurückgewiesen worden sind. Noch 
seltener sind natürlich die von der Regierung eingelegten 
Recurse. Unter dem Kaiserreich Napoleons I. war es nur 
einer, bis 1830. vier ?°9), 

Auch die Regierung Napoleons III. hat schon mehrfach 
zu dem Mittel des appel comme d’abus ihre Zuflucht nehmen 
müssen. So gegen den Bischof von Moulins durch das 
Decret vom 6. April 1857. 2°1), 1) weil er eine ungesetzliche 
Vorsichtsmaassregel ergriffen habe dadurch, dass er von den 
Pfarrern seiner Diöcese bei ihrer Anstellung sich eine even- 
tuelle Verzichtserklärung auf die Rechtswohlthat der staat- 
lichen Unabsetzbarkeit (inamovibilite civile) ausstellen liess; 
2) weil er ein Synodalstatut de non appellando ad pote- 
statern saecularem erlassen, 3) weil er ohne Ermächtigung 
oder Genehmigung des Staates die Statuten seines. Kapitels 
modificirt habe. — 

Im Jahre 1861. wurde in dem Hirtenbrief des Bischofs 
von Poitiers ein Missbrauch gefunden ?9%). — 


00) Vuillefroya a. O. 8. 57. 

201) Dargestellt in Moy Archiv f. kathol. Kirchenrecht 1, 311. ff. 
410. ff. 

03) Wenn der anonyme Verfasser des Artikels: »Ueber das 
wüärttembergische Gesetz vom 30.Januar 1862« in Moy 
u. Vering, Archiv f. kathol. Kirchenrecht N. F. 2, 386. an die 
Relation dieser Facta die Bemerkung knüpft: »Napoleon III. hat be- 
kanntlich den längst verschollenen recursus ab abusu wieder auf’s Neue 
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, Schliesslich ist noch zu erwähnen, dass gegen protestan- 
tische und jüdische Geistliche, d. h. also gegen Diener der 
staatlich anerkannten Religionagssellschäften ebenfalls ein 
appel comme d’abus zulässig ist ?°°). 

Die Articles organiques des cultes protestantes vom 
18. germinal des Jahres X. bestimmen in Beziehung auf die 


Protestanten im Art. 6: 
„Le conseil d’etat connaitra de toutes les entreprises 


des ministres du culte et de toutes dissensions qui pourront 
s’elever entre ces ministres. . . .“ 39%) 

Dass nach den Bestimmungen der Srganischen Artikel 
(Art.7.) auch den Geistlichen ein Recurs gegen Staatsbeamte 
gewährt ist, wenn diese „portent atteinte & l’exercice publie 
du culte et & la liberte que les lois et les reglements garan- 
tissent & ses ministres“, entspricht völlig der Billigkeit und 
dem früher geltenden Recht ?°°), 


in’s Gedächtniss zurückgerufen und in Anwendung gebracht«, und von 
der Schule »Napoleons III. und seiner Satelliten« spricht, so liegt dem 
mindestens eine tadelnswerthe Unwissenheit zu Grunde. Der appel comme 
d’abus ist in Frankreich in continuirlichem Fortgang seit dem 16ten 
Jahrhundert bis auf unsere Tage angewendet worden, und selbst unter 
der Regierung des so streng kirchlichen Karl X. finde ich nDupins 
Manuel S. 256. allein 23. Fälle angemerkt. Ein Institut aber, welches 
wie eben der appel comme d’abus, schon seit dreihundert Jahren 
Anwendung gefunden hat, geräth nicht in dem kleinen Zeitraum von 
zwölf Jahren (1845—1857.) in Vergessenheit. Dieselbe Unkenntniss 
offenbart sich auch in der Bemerkung, die auf ein Lob der früheren 
Zustände abzielt, dass der jetzige Staatsrath als mit Protestanten und 
Juden vermischt, sich sehr vom alten Parlamente unterscheide, denn 
wie wir oben gezeigt handelt der Staatsrath mit einer Mässigung, die 
bei den Parlamenten nie zu finden war. 

#0®), Nach Cormenina. a. O. 1, 231. ist factisch eine derartige 
abus-Erklärung noch nicht vorgekommen. 

304) Ausserdem aber findet hier auch eine analoge Anwendung der 
für die Katholiken geltenden Vorschriften statt. Vgl. Buob Manuel 
d’un Code eccles. (Paris 1855.) S. 14. £. 

306) Vgl. Dalloz a. a. O. 14, 801. f£. — Von Litteratur über den 
appel comme d’abus sind ausser den benutzten noch folgende mir un- 
zugänglich gewesene Schriften zu bemerken: Le Maistre Trait& des 
appellations comme d’abus in dessen Deuvres (Paris 1653). Richer 
Traite des appels comme d’abus (Paris 1764.). 
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I. 


Unsere Zeitschrift und das Archiv für katholisches Kirchen- 
recht. 


Dass unsere Zeitschrift gewissen Leuten unbequem ist, wird 
unsere geehrten Leser nicht eben mit Verwunderung erfüllen. Die- 
selbe liefert den thatsächlichen Beweis, dass die ultramontanen 
Bestrebungen, wie sie sich in dem von Herrn Freiherrn v. Moy 
de Sons und Herrn Dr. Vering (jetzt Professor) herausgege- 
benen Archiv für katholisches Kirchenrecht und anderwärts breit 
machen, in staatskirchenrechtlichen Fragen nicht mehr allein das 
Wort zu führen haben. Wir wissen sehr wohl, dass auch an dem’ 
Archiv Männer mitarbeiten, deren bedeutende Verdienste um die 
Wissenschaft des Kirchenrechts stets auch der Anerkennung Der- 
jenigen sicher sind, welche ihren streng katholischen Standpunkt 
nicht theilen. Es genügt Namen, wie Schulte, Walter, Hüf- 
fer, Phillips zu nennen. Die Achtung, welche wir diesen Mit- 
arbeitern des Archivs zollen, auch wo sie unsere wissenschaftlichen 
Gegner sind, durfte uns jedoch nicht abhalten, dem Archiv da mit 
Entschiedenheit entgegenzutreten, wo es sich (überdies zum Theil 
in anonymen Artikeln) von dem Gebiet der wissenschaftlichen Be- 
kämpfung entgegenstehender Ansichten auf das Feld persönlicher 
Verdächtigungen oder politischer !) Anschuldigungen begab., Unsere 


1) Das Archiv wirft uns seinerseits vor, statt der wissenschaftlichen 
Ziele politische Tendenzen zu verfolgen. Dazu ist Folgendes zu bemerken: 
Kirchenrechtliche Fragen sind in neuerer Zeit vielfach auch in den Vorder- 
grund des politischen Interesse getreten. Nicht also das kann mit Grund 
einer kirchenrechtlichen Zeitschrift zum Vorwurf gemacht werden, dass 
sie Fragen in den Bereich der Erörterung zieht, welche auch in der poli- 
tischen Presse von verschiedenen Standpuncten aus besprochen werden. 
Dies Recht müssen wir freilich auch für ung in Anspruch nehmen, so gut 
wie das Moy’sche Archiv von ihm deri ausgedehntesten Gebrauch macht, . 
ohne dass ihm dies zum Vorwurf angerechnet werden dürfte. Heisst das 
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Abneigung gegen persönliche Polemik bewog uns jedoch, nur äus- 
serst selten den zahlreichen Ausfällen des Archivs eine Entgegnung 
zu Theil werden zu lassen. Der Umstand jedoch, dass wir (Zeit- 
schrift, Band I. S. 412. fg. u. S. 438. Anm. 1) Gelegenheit nah- 
men, einige nicht uns sondern der Württembergischen 
Staatsregierung entgegengeschleuderte Anklagen in ihrer Nich- 
tigkeit darzulegen, hat Herrn v. Moy im Archiv N. F. Bd. II. 
H. 1. S. 175. fg. zu einem Wuthausbruch Anlass gegeben, der an 
Kraftausdrücken selbst von der Wiener katholischen Literaturzei- 
tung wohl kaum übertroffen werden kann. Wir werden beschuldigt, 
unter den Waffen der Wissenschaft, mit denen wir für das Recht 
des Staates eintreten zu wollen in unserem Programm verhiessen, 
»ein System von Verdächtigungen, ein Gespinnst böser Gedanken 
und schlechter Absichten verstanden zu haben, welche wir ersinnen, 
um sie dann unsern Gegnern in die Schuhe zu schieben.« =-Ab- 
geschmacktheit«, »Gedankenlosigkeit, um nicht zu sagen Unver- 
schämtheit«, »Besinnungslosigkeit« sind dann einige der freund- 
lichen Wendungen, mit denen wir überhäuft werden, und welche 
schliesslich in die classische Frage auslaufen: »Armer Herr Dove, 
was wollen Sie denn? Besinnen Sie sich doch!« 

Es hiesse unsere Leser beleidigen, wenn wir Herrn v. Moy 
mit gleicher Münze heimzahlen wollten. Das aber wollen wir den- 
selben zur Erheiterung nicht vorenthalten, dass unserer Zeitschrift 
schliesslich zum Vorwurf angerechnet wird, »in einer Stadt zu er- 
scheinen, wo ein Gesandter des Königs von Italien residirt.« Dieser 
niederschmetternden Anklage konnten wir allerdings wohl nicht 
anders begegnen, als wenn wir uns beeilten, Verlag und Druck 
der Zeitschrift nach Tübingen zu verlegen. Auch das mag als 
Zeugniss der naiven Anschauungen des Herrn v. Moy angeführt 
werden, dass in demselben Athem, in welchem er die Beschuldi- 


etwa >den Boden der Wissenschaft entweihen ?« Was man aber von 
einer wissenschaftlichen Zeitschrift verlangen muss, das ist, dass sie 
bei der Besprechung wissenschaftlicher Fragen bei der Sache bleibe, 
und nicht der Erörterung derselben ganz fremde, der Tagespolitik ent- 
nommene Rücksichten einmische. Wie sich das Archiv in einer Reihe 
von Aufsätzen zu dieser Forderung verhält, davon können sich 
unsere Leser selbst überzeugen, wenn sie z. B. den Aufsatz: »Der 
österreichische Reichsrath und das Concordat« (Arch. N. F. Bd. H. 
 Hft. 2. S. 234—293.) oder die Referate über die Württembergischen 
Kammerverhandlungen u. s. f. im Archiv nachlesen wollen. Vgl. auch 
die in der Zeitschrift Band II, S. 412. ff. aus dem Archiv mitgetheilte 
Stelle. 
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gung unverhohlener Sympathien für die polnische Agitation als 
»abgeschmackte Verdächtigung« ?) zurückweist, derselbe Herr v. Moy 
auch für das bisher so maassvolle Verhalten der im Stande der Noth- 
wehr befindlichen jetzigen Russischen Regierung gegenüber dieser — 
von einem Theil der polnischen Geistlichkeit leider auch mit kirchlichen 
Mitteln genährten — Agitation nur den Ausdruck »tyrannische Ge- 
waltschritte gegen die Kirche« findet. Dass wir übrigens die Härte 
früherer russischer Maassregeln in kirchlichen Dingen, unter 
welchen auch die katholische Kirche in den ehemals polnischen 
Provinzen schwer zu leiden gehabt hat, unsererseits nicht gutge- 
heissen haben, dafür können wir uns auf das Urtheil beziehen, 
welches wir selbst in dem Artikel »Griechische Kirche« im Deut- 
schen Staatswörterbuch Band IV. S. 420. fg. über das Verfahren 
des Kaisers Nicolaus gegenüber der römischen Kirche gefällt haben. 

Eine Unwahrheit ist es ferner, wenn Herr v. Moy uns be- 
schuldigt, dass wir den Vorwurf revolutionärer Sympathien und 
Bestrebungen der »ganzen katholischen Kirche, ihren Bischöfen und 
ihren Orden« entgegengeschleudert hätten. Wir haben nur von 


») Vgl. damit Archiv N. F. Bd. I. H. 1. S. 145: »Wir wollen hier 
nur das Motiv hervorheben, welches nach den Wahrnehmungen des 
Grafen (von Montalembert), so wie nach anderweitigen Kundgebungen 
die Polen zu ihrem politischen Befreiungskampfe hauptsächlich 
antreibt, ohne übrigens noch manche Motive anderer Art ausschliessen 
zu wollen. Dieses hauptsächliche Motiv ist ein religiöses, nämlich 
die Knechtung und Unterdrückung ihres katholischen 
Glaubens von Seiten der russischen Regierung, so dass es 
wie Montalembert meint nur ein Akt der Nothwehr sei, wenn 
die Polen ihre politische Unabhängigkeit anstrebten, 
ohne welche ihre heiligsten Güter, ihr Glaube und ihre 
katholische Sitte vernichtet würden. Dass in diesem 
Punkt Montalembert nicht falsch gesehen, zeigen folgende 
Thatsachen« u. s. w. Folgt eine Uebersicht früherer Bedrückungen der 
katholischen Kirche in Polen und eine aus ultramontanen Blättern zu- 
sammengestellte Darstellung der neuesten polnischen Bewegung bis zur 
Verurtheilung und Begnadigung (!) des Bisthumsverwesers Bialobrzeski. 
Die Leser mögen hiernach ermessen, ob wir Unrecht hatten, wenn wir 
das Archiv unverhohlener Sympathien mit der polnischen Agitation be- 
schuldigten, was Freiherr v. Moy jetzt mit so edler Dreistigkeit zurück- 
weis. Wir wären allerdings begierig zu erfahren, mit welchen »ty- 
rannischen Gewaltschritten gegen die Kirche«e derselbe die Agitation 
im Grossherzogthum Posen zu rechtfertigen vermöehte, bei welcher 
doch auch eine nicht BEDSOUEERDE Anzahl katholischer Geistlicher 
compromittirt ist. 

Zeitschr. f. Kirchenrecht. III. 1. 8 
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der Richtung des Herrn v. Moy gesprochen, und wissen nichts 
davon, dass diese Richtung ein Recht hat, Namens der ganzen 
katholischen Kirche zu reden. Ausserdem haben wir nur davon 
gesprochen, dass die kirchliche Freiheit zu politischen Zwecken 
von einzelnen Geistlichen gemissbraucht werde, und die zahl- 
reichen verurtheilenden Erkenntnisse unabhängiger preussischer Ge- 
richte gegen katholische Geistliche polnischer Nationalität im Gross- 
herzogthum Posen stellen wohl ausser Zweifel, dass in der That 
Ausschreitungen vorgekommen sind, welche selbst von einem, von 
uns für unzureichend erachteten Strafgesetz erreicht werden konn- 
ten. Dass wir ferner die Ausschliessung des Jesuitenordens, besonders 
in confessionell gemischten Staaten für vereinbar mit der kirch- 
lichen Autonomie, ja für empfehlenswerth halten, stellen wir nicht 
in Abrede, aber wer möchte diesen Orden mit der katholischen 
Kirche identificiren? Wegen unserer, an einem andern Ort ent- 
wickelten Ansichten über die Principien des Jesuitenordens (vgl. 
den Artikel »Orden, geistliche« im Deutschen Staatswörterbuch 
Bd. VII.) können wir allerdings auch die Vertreibung des Ordens 
aus Sicilien nicht beklagen, und müssen es uns gefallen lassen, 
wenn uns Herr v. Moy desshalb der Sympathien mit der italieni- 
schen Bewegung beschuldigt. Auch sehen wir vom kirchlichen 
Standpunkt, welchen wir hier allein zu vertreten haben, insofern 
wenigstens in den in Italien eingetretenen Veränderungen eine 
heilsame Wendung, als die evangelische Predigt jetzt auch dort 
eine Stätte findet, wo sie früher durch eine unduldsame Staats- 
gesetzgebung zum Verbrechen gestempelt wurd. Diese Sym- 
pathien hindern uns jedoch nicht, andererseits die Schritte, welche 
Oesterreich in den letzten Jahren zur Abstellung der gerechten 
Beschwerden seiner evangelischen Angehörigen und zur Durchfüh- 
rung einer rückhaltslosen Gleichstellung der Confessionen gethan 
hat, mit aufrichtiger Freude auch um deswillen zu begrüssen, weil 
dies die Bahn ist, welche Deutschland und Oesterreich zusammen- 
führt. Herrn v. Moy, der — wenn Oesterreichische Zeitungen uns 
nicht falsch berichtet haben — für die »Glaubenseinheit« Tyrol’s 
eifrig gekämpft hat, mögen freilich auch diese »Österreichischen 
Sympathien« Enbeauenn sein. 

Wir aber glauben überall für die Gleichberechtigung der Con- 
fessionen eintreten zu sollen, und werden das auch da thun, wo 
man, wie in Mecklenburg, durch die Unterdrückung der katho- 
lischen Kirche die protestantischen Confessionen oder eine derselben 
fördern zu können meint. Wir werden aber auch, unbeirrt durch 
alle persönlichen Verdächtigungen, fortfahren, in Beziehung auf das 
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Verhältniss von Staat und Kirche für die Aufrechterhaltung des 
staatlichen Aufsichts- und Schutzrechts — in seinen richtigen Gren- 
zen — einzutreten, so wenig wir andererseits dem Staat die einem 
überwundenen System angehörige Mitleitung der kirchenregiment- 
lichen Functionen vindieiren, welche von der früheren (falschen) 
Theorie auf den Titel der Kirchenhoheit gegründet. wurde. — Die 
nene Württembergische Gesetzgebung ist durch die Hauber’sche 
Abhandlung (Zeitschrift Band II, S. 357. ff.), mit welcher wir uns 
in allen wesentlichen Punkten in Uebereinstimmung befinden, so 
eingehend besprochen worden, dass wir hoffen, die Zustimmung 
unserer Leser zu finden, wenn wir uns bei dieser Gelegenheit mit 
Herrn v. Moy in keine weitere Erörterung darüber einlassen. 
Wenn wir es ferner beklagt haben, dass es der Bethmann-Hollweg’- 
schen Verwaltung nicht gelungen ist, die nachtheiligen Folgen der 
von dem Ministerium Raumer in Preussen in Beziehung auf die 
stätlichen Hoheitsrechte gegenüber der katholischen Kirche ge- 
machten übergrossen Einräumungen auf gesetzlichem Wege zu be- 
seitigen, so sind wir weit entfernt gewesen, »die heftigsten Invec- 
tiven gegen einen Mann zu richten, dessen hohe kirchliche Ver- 
dienste wir stets hervorgehoben haben, ja wir haben .nicht einmal 
ein Urtheil darüber ausgesprochen, ob es bei den auch uns be- 
kannten Schwierigkeiten einer gesetzlichen Regelung der Verhült- 
nisse der katholischen Kirche in Preussen seiner Verwaltung den- 
hoch möglich gewesen wäre, ein derartiges gesetzgeberisches Werk 
zu Stande zu bringen. 

Wenn sich Herr v. Moy schliesslich sehr besorgt um unsern 
vissenschaftlichen Ruf zeigt,.so bedauern wir.jede derartige Für- 
rge mit Entschiedenheit zurückweisen zu müssen. Wir wenigstens 
überlassen den Herausgebern des Archivs gern die Sorge um den 
rigen. Schliesslich bitten wir unsere Leser um Entschuldigung, 
dass wir einen so unerquicklichen Gegenstand, wie Herrn v. Moy’s 
Artikel, überhaupt einer so eingehenden Besprechung gewürdigt 
haben, s0 wie, wenn wir uns in Abwehr seiner Schmähungen und 
m Beweis ice wir ihm nicht Unrecht gethan haben, zu weit auf 
das Gebiet der Politik verirrt haben sollten. Jedenfalls werden wir 
für die Zukunft derartigen Moy’schen Insinuationen mit der ver- 
dienten schweigenden Verachtung zu begegnen wissen. 

Anfang Januar 1863. R. W. Dove. 


x 
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E 1. 
Beiträge zum Schwedischen Kirchenrecht. 


Civilehe — Synodalverfassung. 


In Schweden werden in diesem Jahre von der Staatsregie- 
rung mehrere gesetzliche Reformen beabsichtigt, die auch die Auf- 
merksamkeit des Auslandes verdienen dürften. 


I. 


Zuvörderst ist den Ständen ein Gesetzentwurf über Civil- 
ehe vorgelegt worden, welcher die Ehe zwischen Juden und Mit- 
gliedern der christlichen Religionsparteien zu ermöglichen bestimmt 
ist und welcher die ständische Genehmigung bereits erhalten hat. 
| Das Reglement vom 27. Mai 1782., welches den Juden in 
Schweden verbot, mit anderen als glaubensverwandten Personen 
eine Ehe einzugehen, war zwar durch die Verordnung vom 30. 
Juni 1838. aufgehoben worden. Dennoch aber, obgleich den Juden 
durch diesen Erlass im Allgemeinen die gleichen Rechte mit den 
übrigen schwedischen Unterthanen gewährt waren, wurde ange- 
nommen, dass weil unter den ihnen ertheilten Befugnissen das 
Recht zur Ehe mit Christen nicht ausdrücklich erwähnt, und das- 
selbe ebensowenig durch spätere Gesetze zugestanden sei, derartige 
Ehen, schon wegen der mangelnden Eingehungsform nicht zu ver- 
statten seien. 

Wenigstens wurde diese Ansicht in einem kürzlich vorge- 
kommenen Fall, der vielfach in der Tagespresse besprochen wurde, 
sowohl von dem Erzbischof wie von dem Ober-Rabbiner aufgestellt 
und vom Könige getheilt. 

Die Regierung hat darin den Arie zu dem folgenden Ge- 
setzentwurf gefunden, ohne die von dem höchsten Gerichtshof am 
16. Juli 1862. ausgesprochene Behauptung zu berücksichtigen, dass 
die Bestimmungen des Erlasses vom 23. October 1860. über die 
Ehen fremder Glaubensgenossen im Allgemeinen auch auf die Ehen 
zwischen Juden und Christen Anwendung finden müssten. 

Der Entwurf lautet in deutscher Uebersetzung: 

Sr. Königl. Majestät Proposition an die Reichs- 
stände betreffend die Ehe zwischen Christen und 
Bekennern der mosaischen Religion vom 21. October 
1862. 

Bezüglich der Ehen zwischen christlichen und mosaischen 
Glaubensgenossen wird verordnet: 


L 2 
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8. 1. 
Es soll Mitgliedern der schwedischen Kirche nicht verwehrt 
sein, eine Ehe mit Juden einzugehen. 


8. 2. 

Hinsichtlich des Aufgebotes zu einer solchen Ehe, so wie auch 

zu einer Ehe zwischen Juden und Mitgliedern einer anderen frem- 

den im Reiche geduldeten Religionsgesellschaft, sollen die Bestim- 

mungen der Königlichen Bekanntmachung vom 19. Januar 1847. 

und des $.9. der Königlichen Verordnung vom 23. October 1860. 

betreffend fremde Glaubensgenossen und deren Religionsübung in 
Kraft treten. 


8. 3. | 

Die in Rede stehende Ehe soll in Gegenwart von Verwandten 
und anderen Zeugen in den Städten vor dem Magistrat, auf dem 
Lande vor dem Königlichen Distriktsbeamten geschlossen werden. 

Diesen Beamten liegt hinsichtlich der Erforschung der Ledig- 
keit beider Contrahenten dieselbe Pflicht ob, welche die trauenden 
Prediger gesetzlich zu erfüllen haben. Danach wird sowohl von 
dem Manne wie von dem Weibe deren freiwilliges «Ja» und ihre 
Einwilligung zur Ehe gefordert, worauf sie für rechtmässige Ehe- 
leute erklärt werden. Ueber das Geschehene soll ein Protokoll 
aufgenommen werden, und dasselbe, falls die Ehe vor dem Di- 
striktsbeamten geschlossen worden ist, auch durch die Zeugen 
unterschrieben werden. Eine so geschlossene Ehe soll eben so 
gültig sein, wie wenn sie durch kirchliche Trauung eingegangen wäre. 

Dem Magistrat oder Distriktsbeamten liegt es ob, die von 
ihnen geschlossenen Ehen dem betreffenden Geistlichen in der 
Weise anzumelden, wie das für die Trauungsanzeige dem die Trauung 
Vollziehenden gesetzlich vorgeschrieben ist. 


8. 4. 

In Hinsicht auf die Religion, in der die aus solchen Ehen 
erzeugten Kinder zn erziehen sind, sollen die Bestimmungen des 
$. 10. der Königlichen Verordnung vom 23. October 1860., be- 
‚ treffend fremde Glaubensgenossen und deren Religionsübung Gel- 
tung erhalten '). 

gez. Carl. gez. Louis de Geer. 


') Der früher geltende Rechtssatz, dass alle in Schweden Woh- 
nenden oder sich Aufbaltenden, welche nicht der Landeskirche ange- 
hörten, ihre Kinder nach dem Ritus dieser Kirche und durch deren 
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N. 


Seit der Kirchenversammlung von Upsala v. J.. 1593. sind in 
Schweden wohl augememe FE N UNEER nicht abgehalten 
worden. 

In neuerer Zeit hat sich das Bedürfniss dazu fühlbar - gemacht, 
welchem eben durch die Kirchensynoden der einzelnen bischöf- 
lichen Sprengel nicht genügt zu sein scheint. 

Schon als das Committee für kirchliche Gesetze i. J. 1846. seine 
Arbeiten beschloss, machte es einen Vorschlag zur Berufung von 
Synoden, indem es von der Meinung ausging, dass weder der 
Reichstag noch ein Committee zu Beschlüssen über liturgische An- 
gelegenheiten competent wäre, und kirchliche Spaltungen noch mehr 
das Bedürfniss solcher Synoden hervorrufen könnten. 

. In Folge eines in der Reichstagssession 1853—54. gestellten 
Antrages arbeitete der Gesetzesausschuss einen Entwurf über Sy- 
noden aus, der von dem Adel und dem geistlichen Stande ange- 
nommen, von den beiden anderen Ständen aber verworfen wurde. 
Allein schon im folgenden Jahre nahmen die Stände den Gesetz- 
entwurf wieder auf, und gelangten auch zu einem Beschluss; da 
aber verweigerte der König, nachdem alle Domkapitel und der 
höchste Gerichtshof ihr Gutachten abgegeben hatten, der stän- 
dischen Vorlage die Vollziehung. 

Jetzt scheint besonders die Veränderung der staatlichen 
Verfassung, welche die Standschaft der Geistlichen beseitigt, 
zur SEISNIEUNE der kirchlichen Verfassungsfrage gedrängt zu 
haben. 

Der Gesetzentwurf lautet: 

Seiner Königl. Majestät gnädige Proposition an die 


Geistliche taufen lassen mussten, war schon durch die Verordnung 
vom 24. Januar 1781. wesentlich modificirt und nach deren Bestätigung 
durch das Gesetz vom 23. October 1860. dahin abgeändert worden, dass 
die Kinder nur in dem Fall, wo der Vater der schwedischen Staats- 
kirche angehört, in der reinen evangelischen Lehre erzogen werden 
müssen. 

In Norwegen, wo den Juden durch das Gesetz vom 24. September 
1851. die Erlaubniss zur Betretung des Landes ertheilt worden ist, 
wurde zugleich damit das Gesetz vom 16. Juli 1845. über die Anders- 
gläubigen auf sie ausgedehnt. Dies schreibt aber in keinem Falle die 
Erziehung der Kinder in der Religion der Staatskirche als nothwendig vor, 
sondern gestattet vielmehr den Eltern, selbst wenn einer derselben Mitglied 
der Staatskirche ist, die freie Erklärung über die Religion der Kinder. 
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Reichsstände, betreffend allgemeine Kirchensynoden 
vom 11. November 1862. 


8. 1. 

Zur allgemeinen Synode treten jedes fünfte Jahr Abgeordnete 
der schwedischen Kirche an dem vom Könige zu bestimmenden 
Ort wıd Tage zusammen. Jedoch bleibt es dem König unbe- 
nommen, die Synoden öfter zu berufen. 


8. 2. 

Abgeordnete der schwedischen Kirche sollen sein: Sämmtliche 
Bischöfe der Stifter, oder im Fall deren Behinderung, ein vom 
Domkapitel gewähltes Mitglied desselben. Der Pastor primarius 
von Stockholm, oder wenn dieser behindert ist, ein von dem Con- 
sistorium dieser Stadt zu wählendes Mitglied desselben; vier Pro- 
fessoren oder ordentliche Adjuncte der theologischen Facultät, und 
zwar zwei von jeder Universität des Reichs. Ein mit Bestallung 
für Amt oder Dienst ?) versehener Geistlicher aus jedem Stift und 
einer aus der Stadt Stockholm. Dreissig aus dem Laienstande 
gewählte Abgeordnete, einer aus Stockholm und je einer aus 
jedem Lehen; ausserdem noch fünf aus einem beliebigen Wahl- 
bezirk, welche der König mit Berücksichtigung der daselbst vor- 
handenen Verhältnisse bestimmt. Der Chef des Departements des 
Unterrichts kann den Verhandlungen der Synode beiwohnen und 
an ihren Berathungen theilnehmen, ohne jedoch Stimmrecht zu 
haben. 


8. 3. 

An jeder Universität des Landes wählen die oben genannten 
zur theologischen Facultät gehörigen Lehrer, nach freier Ueberein- 
kunft unter sich die Abgeordneten, welche die Facultät auf der 
Synode vertreten sollen. 


8. 4. 

An den Wahlen der geistlichen Abgeordneten für die Stifter 
und die Stadt Stockholm nehmen alle Geistlichen Theil, welche 
innerhalb des Distrikts zu Amt oder Dienst bestallt sind, oder 
auch Amt oder Dienst verwalten. Die Wahl wird nach Vorschrift ‘ 
des Domkapitels abgehalten. 


8. 5. 
Innerhalb jeder Pfarrgemeinde haben sämmtliche in der Ge- 
meindeversammlung stimmberechtigte Laien, wenn sie unter dem 


*), Zum Amt beruft der König, zum Dienst der Patron der Kirche. 
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Vorsitz des Wortführers zusammentreten, das Recht unter sich 
einen Wähler zu bestimmen. 

Für die Berufung zu dieser ven sowie für den Ort 
derselben gelten die besondern Bestimmungen, welche in Bezug 
auf die Gemeindeversammlung festgesetzt sind. 

Mit Rücksicht darauf, dass jede Pfarrgemeinde als zu dem- 
jenigen Lehen gehörig angesehen wird, in welchem die Haupt- 
kirche ®) belegen ist, dürfen zwei oder mehrere Pfarrgemeinden 
innerhalb desselben Lehens sich über einen gemeinsamen Wähler 
vereinbaren. 

Sämmtliche in dieser Weise innerhalb eines Lehens auser- 
korenen Wähler sollen auf Berufung des Königlichen Distrikts- 
beamten zur Wahl eines Abgeordneten zusammentreten. Die 
Wähler sollen durch geschlossene Zettel, jeder für sich ein stimm- 
berechtigtes Mitglied der Gemeindeversammlung zum Abgeordneten 
vorschlagen. Fallen dabei über die Hälfte der Stimmen auf einen, 
so ist dieser rechtmässig gewählt. Sind aber die Stimmen so 
zwischen Mehreren zersplittert, dass keine solche Majorität statt- 
findet, so wird die Abstimmung erneut zur Annahme dessen, wel- 
cher die meisten Stimmen erhalten hat, oder falls derselbe nicht 
angenommen wird, desjenigen der nach ihm durch die meisten 
Stimmen berufen worden ist, u. 8, w. Sollte, nachdem alle Ab- 
stimmungen in dieser Weise geschehen sind, dennoch Keiner die 
Majorität erhalten, so findet eine neue Abstimmung über alle die- 
jenigen statt, welche bei der ersten Abstimmung in Frage gewesen 
sind, und soll der, welcher die Stimmenmehrheit erhält, als recht- 
mässig gewählt angesehen werden. Haben Zwei oder Mehrere bei 
irgend einer dieser Abstimmungen die meisten und eine gleiche 
Zahl Stimmen, so entscheidet das Loos unter ihnen. 

Für jeden Abgeordneten wird in derselben Weise auch ein 
Stellvertreter gewählt, um im Fall der Behinderung des Abgeord- 
neten, denselben auf der Synode zu vertreten. 

Die Wahl für die Stadt Stockholm geschieht in der oben 
vorgeschriebenen Weise vor dem Oberstatthalter. 


8. 6. 

Bei den Abstimmungen zur Wahl der Abgeordneten der Sy- 

node oder der Wähler, durch welche solche Abgeordnete bestimmt 

werden, sollen alle Stimmen gleich gerechnet und in verschlossenen 
Zetteln abgegeben werden. 


: " ®) Hauptkirche, Hauptgemeinde steht im Gegensatz zu Filialen. 
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8. 7. 
Klagen über die Wahl zum Abgeordneten der Synode werden 
beim Könige vorgebracht durch eine unterthänige Beschwerde, welche 
innerhalb dreissig Tagen nach der Wahl an Seiner Königl. Majestät 
Revisionsbureau eingesendet sein muss, um in dem Königlichen 
höchsten Gerichtshof schleunigst vorgetragen und entschieden zu 
werden. 


- - 


8. 8. 5 
Auf der Synode hat der Erzbischof, oder im Falle er behindert 
ist, ein von dem König unter den übrigen Bischöfen in Gnaden 
Auserwählter den Vorsitz. 


89. 

Der allgemeinen Synode steht es zu, kirchliche Angelegen- 
heiten, welche entweder der König ihr überweist, oder ein Mit- 
glied vorschlägt, zu verhandeln. Doch hat die Synode nicht das 
Recht über das hinaus, was im Grundgesetz zugestanden sein kann, 
Anderes oder mehr zu beschliessen, als unterthänige Aeusserungen, 
Vorstellungen und Wünsche an den König gelangen zu lassen. 


8. 10. 


Die vom König vorgelegten Fragen müssen zuerst entschieden 
werden. 

Handelt es sich um Annahme eines neuen Gesang-, Evange- 
lien-, Kirchenhandbuches oder Katechismus, so müssen die dem geist- 
lichen Stande angehörenden Mitglieder der Synode vor der be- 
treffenden Schlussverhandlung der Synode Gutachten über die 
Frage abgeben. Im Uebrigen hat die Synode die Ordnung der 
Arbeit selbst zu bestimmen. 


$. 11. 

Jedes Mitglied der Synode hat in allen Fragen Eine Stimme. 
Wird Abstimmung verlangt, so muss dieselbe vermittelst geschlos- 
sener Zettel geschehen. Vor der Aufzählung der Stimmen, wird 
ein Stimmzettel fortgenommen und versiegelt bei Seite gelegt. 
Findet sich nun bei Summirung der übrigen Stimmen Stimmen- 
gleichheit, so darf dieser Zettel geöffnet werden und giebt den 
Ausschlag. Ist aber Stimmenmehrheit schon vorhanden, so muss 
der bei Seite gelegte Zettel sogleich unerbroehen vernichtet werden. 


8. 12. 
Sind die Verhandlungen der Synode innerhalb eines Monats 
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nicht beendet, so hat der König dennoch das Recht, die Synode 
nach dieser Zeit aufzulösen. 


8. 13. 


Der Gehalt für die gewählten Mitglieder der Synode, so wie 
die übrigen Kosten derselben, sollen aus allgemeinen Mitteln ge- 
deckt werden. 

Sr. Königliche Majestät verbleibt den Reichsständen mit aller 
Königlichen Gnade und Gunst stets gewogen. 

Datum ut supra. 
gez. Carl. "gez. Louis de Geer. 


Dr. Emil Friedberg, 
Docent der Rechte a. d. Universität zu Berlin. 


IL. 


Veber Pseudo-Isidor-Handschriften und Kanonensammlungen 
| in Spanischen Bibliotheken. 


Walter in seinem Kirchenrecht $. 97. behauptet’ unter Be- 
rufung auf die Autorität von C. de la Serna Santander (prae- 
fatio historica critica in veram et genuinam collectionem veterum 
canonum ecclesiae Hisp. Bruxell. a. VIII. S$. 144. und 145.), dass 


sich in Spanien keine Handschriften der Pseudo-Isidorischen 


Sammlung finden. Ihm ist neuerdings Wasserschleben in dem 
‘von ihm verfassten Artikel: «Pseudo-Isidor» der Herzog'schen 
Real-Encyclopädie für protestantische Theologie und Kirche (Bd. 
12. S. 347. ff.) entgegentreten, indem er drei Handschriften ar 
führt, nämlich eine zu Madrid, eine im Escorial und eine ia 
Toledo, deren Existenz er durch die Angaben von Hänel ((&- 
talogi librorum manuscriptorum S. 969. 945. 985.) für erwiesen 
erachtet. 

Die von mir in den Bibliotheken von Madrid, vom Er 
corial, von Toledo, Sevilla, Valencia und Barcelon3 
während des Herbstes 1860 und des Winters 18601861 ange 
stellten Nachforschungen haben folgendes Resultat ergeben: 

Ich habe abgesehen von dem, in dem bekannten Codex Al- 
veldensis oder Vigilanus (jetzt d. TI. 2. Estante d. Plut. I.) der Bib- 
liothek von S. Lorenzo im Eskorial sich vorfindenden, bei Pseudo 
Isidor mit Auslassungen aufgenommenen ordo de celebrando coM- 
cilio (vgl. Collectio canonum ecclesiae Hispanae. Matriti 1808. 
praefatio Bl. 6., und auch Mansi, collect. coneil. I. S. 10.) nu 
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eine einzige Pseudo-Isidor. Handschrift, nämlich 
den von Wasserschleben angeführten Codex Ff. 8 der könig- 
lichen Bibliothek (biblioteca nacional) zu Madrid gefunden. Der- 
selbe ist auf Papier geschrieben und gehört frühestens dem 16. 
Jahrhundert an, ist also völlig bedeutungslos.. Obwehl er mit einer 
unserer heutigen lateinischen Cursive sehr ähnlichen Schrift ge- 
schrieben ist, mithin sicher nicht über die angegebene Zeit hinauf- 
reicht, so giebt doch der bereits von den Ballerinii (de anti- 
quis collection. et collector. canon. Tractatus. P. II. c. 6. $. 30) 
und auch von Arevalo (S. Isidori Hispal. opp. Tom. II, S. 207) 
erwähnte Cod. Vatic. 4873 — von Arevalo irrig als Cod. Vat. 3873 
bezeichnet — einen Anhalt für die Zeitbestimmung. Letzterer 
steht nicht nur seinem Inhalt und der Gestaltung der Sammlung 
nach mit der Madrider Handschrift in einem sehr genauen Zu- 
sammenhang, sondern ist auch von einer sehr ähnlichen Hand, wie 
dieser, vielleicht, sofern mich mein Gedächtniss über den in Rom 
gesehenen Codex in Madrid nicht getäuscht, von derselben Hand 
geschrieben. Der Vatikan-Codex trägt am Schlusse der letzten 
Seite den Vermerk: 

«MDLXVI. 
Vincentius Navarra bibliothecae Vaticanae Sanctissimi Scriptor,> 
und mit Rücksicht hierauf wird man nicht fehlgehen, wenn man 
die Madrider Handschrift ebenfalls in das Eude des 16. Jahr-, 
hunderts versetzt. 

Auf dem ersten Blatt beginnt die Handschrift mit: «Epistola 
preceptorum sancti Clementis papae missa Jacobo fratri domini», 
dem zweiten Brief des Clemens (in der Migne’schen Ausgabe 
8. 37) und es folgt dann die Reihe der Dekretalen bis herab auf 
Melchiades, jedoch mit einer Auslassung. Der Brief des Anni- 
cius geht nur bis zu den Worten: «venient illusores secundum 
deside»... (Migne 8.116. C.) und in derselben Zeile folgen dann 
ohne Unterscheidung die Worte: «scitote eam communi utilitate etc.», 
welche dem Brief des Papstes Anter (Migne S. 145. D.) ange- 
hören und dann der Rest des Briefes, so dass also fehlen der 
Schluss von Annicius und die Dekretalen von Sother, Eleu- 
ther, Victor, Zepherin, Calist, Urban, Pontian, sowie 
der Anfang von Anter'?). 

Auf Melchiades folgt der Aufsatz: «de primitiva ecclesia 
et synodo Nycena» und dann: «Incipit exemplar constituti domni 
Constantini imperatoris>, welches ebenso wie im Vatic. 4873 nicht 


. ') In dem vorhingedachten Vatikan-Codex, der ebenfalls mit dem 
zweiten Brief des Clemens beginnt, findet sich diese Lücke nicht, 
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vollständig ist, sondern mit den Worten schliesst: «beati Petri 
integre me sanitati comperi redditum». 

Die Coneilien fehlen, vielmehr beginnen gleich hinter der 
Constantinischen Schenkungsurkunde die Auszüge aus den Gesten 
des Silvester mit der Ueberschrift: «Incipiunt excerpta quaedam 
ex synodalibus gestis sancti Silvestri papae». 

Hinter Silvester kommt die zweite Reihe der falschen De- 
kretalen bis auf Damasus herab. Jedoch mit folgenden Eigen- 
thümlichkeiten: 

1) Der bei’ Migne hinter den auf Felix II. bezüglichen 
Stücken stehende Brief des Liber, welcher die Ueberschrift hat: 
«Incipit epistola Liberii papae ad omnes generaliter episcopos ut 
nullus quibuslibet dum durare poterit perturbationibaus suam re- 
linquat ecclesiam ut quietem magis eligat quam pro populo sibi 
commisso laborare intendat», schliesst nicht wie in der Merlin’ 
und Migne’schen Ausgabe, sondern hinter den letzten Worten: 
«et quae a nobis et a praedecessoribus nostris sunt provide et 
salubriter decreta intemerata permaneant in futuro» folgt noch 
ein langes Stück, beginnend: «ut tradit quaedam eloquentiae per- 
sona sublimis» und endigend mit den Worten: «pectoris non celas», 
welches der vollständige Brief des Ennodius Ticinensis an 
Olybrius ist (Ennodii episcopi Ticinensis opp. ed. Sirmond. Paris. 1611. 
lib. U. ep. 13. p. 56). Dahinter steht dann noch ein sich nicht 
bei Ennodius findendes Datum: «data Kal. Marc. Beato et Ju- 
liano virum (?) vv. cc.» 

2) Bei den Briefen des Damasus finden sich ebenfalls eigen- 
thümliche Abweichungen von den jetzt vorhandenen Ausgaben des 
Pseudo-Isidor. Die Handschrift enthält nämlich von diesem Papste 
und von den sich auf denselben beziehenden Stücken Folgendes: 

a) «Incipit epistola Damasi ad. Paulinum Antiocenum quod in- 
tegrum hominem susceperit Christus sine peccato, quod unus 
sit Christus ante saecula ex patre natus et in tempore 
ex virgine editus» (es ist diess der erste Brief dieses Papstes 
bei Migne, der bekanntlich auch schon in der Hispana 
vorkommt). 

b) «Epistola Damasi papae ad Hieronimum presbiterum» (das 
dritte Stück bei Migne S. 658). 

c) «Rescriptum Iheronimi ad Damasum papam». Der Schluss 

‚stimmt hier ebenfalls nicht mit dem Texte der Ausgaben 

(Vgl. Migne. S. 659).. Er lautet nämlich «... inter dierum 


spatia propter novitatem sancti paschae ut vox ista canatur - 


laudis canatur in aleph quod est alleluia laus tibi soli.» Da- 
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hinter steht noch folgendes: «Dupla quotiens ex his unum 
alterum duplo vincat sexcupla est quotiens unum alterum 
sexcuplo superat, in simpla enim eius parte unus plus in- 
venitur in dupla unus minus habetur sexcupla enim dimidium 
dicitur triplum est quando maior pars continet totum minus 
id est tria et unum epitritum est quando minus continet & 
maiora et eius tercia pars ceditur.» 

d) «Item eiusdem papa Damaso ad eundem Paulinum de damp- 
tione quorundam hereticorum» (das bei Migne S. 657. «sy- 
nodus Romana sub papa Damaso» überschriebene Stück). 

e) «Epistola Stephani archiepiscopi et trium conciliorum ad Da- 
masum papam ad episcoporum et summorum negotiorum ec- 
clesiasticorum cause semper ad apostolicam sedem sint refe- 
rende. (Bei Migne S. 659). 

f) «Item epistola Damasi ad eundem Stephanum et ad concilia 
Africe quod episcoporum iudicia et maiores causae non aliter 
quam auctoritate sedis apostolice interminande» (bei Migne 
3. 660). 

Damit hören die Stücke des Damasus auf, alles Uebrige der Mig- 
ne’schen Ausgabe, namentlich der Brief über die Chorbischöfe fehlt. 

Ohne weitere Ueberschrift folgt dann eine Reihe von Briefen 
Gregor’s des Grossen, nämlich die Briefe, die bei Jaffe, regesta 
Romanorum pontificum unter folgenden Nummern aufgeführt sind: 
n11., 717., 721., 727., 728., 737., 738., 746., 757., 772., 782., 
784., 788., 806., 812. nr 

Während aber hiermit der Vatikan-Codex, der in den vorhin 
gedachten Eigenthümlichkeiten völlig mit dem Madrider überein- 
stimmt, schliesst, folgt in dem letzteren noch der Brief des Papstes 
Zacharias an Theodor von Pavia (Jaffe a. a. O. Nr. 1758). 
Ist somit der Codex und die ihm eng verwandte Vatikan-Hand- 
schrift sehr jung, so gehören sie doch zu einer Klasse von Pseudo- 
Isidor-Codices, welche sich bis in das 9te Jahrhundert selbst hinein- 
verfolgen lässt, nämlich zu einer Klasse, die sich u. A. dadurch 
charakterisirt, dass die ihr angehörigen Handschriften eine Ka- 
piteleintheilung der einzelnen Dekretalen mit Kapitelrubriken haben 
und zwar in der Weise, dass wie in der Dionysiana, die Kapitel 
durch sämmtliche Dekretalen desselben Papstes fortlaufend durch- 
gezällt sind, zu einer Klasse, welcher der von Wasserschleben 
a. a. 0. S. 339 gedachte Codex der Grossherzoglichen Hofbibliothek 
zu Darmstadt Nro. 114. saec. XI. und die Handschrift der öflent- 
lichen Bibliothek zu Bamberg) angehört. Der Vatikan-Codex 


?) Rosshirt, zu den kirchenrechtlichen Quellen des ersten Jahr- 


- 
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sowohl wie der Madrider haben aber die eben erwähnte Kapitel- 
‘eintheilung und Kapitelrubriken fortgelassen. 


tausends $. 49. ff. setzt diese Handschrift — sie führt die Signatur 
C. 47. (P. I. 8.) — in das neunte Jahrhundert und giebt als Vaterland 
unter Berufung auf die fränkischen Schriftzüge das Frankenreich ar. 
Ich muss diesen beiden Behauptungen widersprechen. Schon Jäck, 
ausführliche Beschreibung der öffentlichen Bibliothek zu Bamberg. 
Bd. I. (1831) S. 1038 bezeichnet die Handschrift als cod. s. X und in den 
Pertz’schen Leges (2, 28) ist sie in das 10. und 11. Jahrhundert ge- 
‚ setzt. Alter und Vaterland der Handschrift lassen sich aber nach 
- vielen in derselben selbst gegebenen Anhaltspunkten mit grosser Genauig- 
keit bestimmen. Den Hauptbestandtheil bilden die Blätter 17—145 
des Codex, welche die Pseudo-Isidurischen Dekretalen und den von 
Rosshirt in dem citirten Werke angeblich als unbekannt edirten 
liber des Auxilius de ordinationibus enthalten. Alles diess ist von 
derselben Hand geschrieben und diese gehört dem 10. Jahrhundert an. 
Die ersten 16 Blätter von einer ähnlichen Hand enthalten u. A. den 
von Rosshirt erwähnten Papstkatalog.e Dieser schliesst folgender- 
massen: Leo sed. VIII. m. III. d. V. (Leo IV. 847—855), Benedictus 
sed. ann. II. m. VI, d. VI. (Benedikt III. 855—858), dann folgen noch 
Paulus sed. ann. X. m. I. et cessavit episcopatus ann. I. m. I., Stephanus 
sed. ann. IV. m. V. dies XXVIL et cessavit episcopatus dies VI. 
Dass diese nur Paul (757—767) und Stephan IV. (768-772) sein können, 
ergiebt sich daraus, dass sie vorher hinter Stephan III. (753—757) und 
vor Hadrian I. (772-795) ausgelassen sind. Der Schreiber hat sie also 
hinten nachgetragen und ein Einschaltungszeichen an der betreffenden 
Stelle vergessen. Dieser Papstkatalog kann aber für die Bestimmung 
des Alters der Handschrift gar nicht maassgebend sein, denn von der- 
selben Hanu findet sich auf Blatt 7 und 8ein Katalog der Mailänder Erz- 
bischöfe und dieser ist geführt bis auf: »Landulfus sedit ann. XVIN. 
obiit X Kal. april. sepultus est ad sanctum Celsum (979-998), Arnulfus 
sed. ann. XVIIII. m. VIII. d. VI. die VI Kal. mart. sepultus est ad sanc- 
tum Victorem« (998—1018) (vgl. Monum. Script. 10, 102 ff). Hieraus 
und mit Rücksicht auf die Aehnlichkeit der Hände ergiebt sich, dass 
der Hauptbestandtheil des Codex Ende des 10. oder Anfang des 11. 
Jahrhunderts, der erste Theil von 16 Blättern aber nach 1018 ge- 
schrieben ist. Auch für den spätesten Vollendungstermin der Hand- 
schrift giebt dieselbe einen Anhalt. Auf Blatt 17 am Rande finden 
sich nämlich die Worte: »Istum librum sibi acquisivit Anselmus epis- 
copus« von einer Hand, die dem 11. Jahrhundert angehört. Vermuth- 
lich ist diess ebenfalls ein Mailänder Erzbischof gewesen und wir 
finden Ende des 11. Jahrhunderts 2 Erzbischöfe dieses Namens, von denen 
der eine von 1086—1093 und der andere von 1097—1101 regierte. — 
Der Mailänder Bischofskatalog weist aber auch zugleich darauf hin, 
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Die übrigen spanischen bisher für Pseudo-Isidor-Handschriften 
geltenden Codices enthalten diese Sammlung nicht. 

Was zunächst den Cod. bibl. Matrit. A. 151. betrifft, der in 
Pertz, Archiv Bd. VIII. S. 771 noch als Pseudo-Isidor bezeichnet 
ist, so findet sich die Pseudo-Isidorische Sammlung in ihm nicht, 
ebensowenig enthält er aber auch, wie Wasserschleben — ich 
weiss nicht, auf welche Autorität gestützt — behauptet, die col- 
lectio canonum Hibernensium. Das Resultat meiner Untersuchung 
ist vielmehr folgendes gewesen: 

Die Handschrift gehört dem 11. Jahrhundert an, ist in Octav 
und auf Pergament geschrieben. Auf dem ersten Blatt findet sich 
von einer Hand des 15. Jahrhunderts folgende Uebersicht des 
Inhalts: In hoc volumine continentur: I. Compilatio canonum beati 
ysidori. fol. 2v. — II. Alcuinus de virtutibus ad guidonem 
comitem. fol. 68. — III. Hieronimus de vita vel obitu anti- 
quorum sanctorum. fol. 121. — IV. Isidorus iunior de origine 
officiorum ecclesiasticorum. fol. 126v. — V. Hieronimus de 
resurrectione mortuorum ex Pauli itinerario. fol. 131%. — VI. De 
VU nominibus quibus vocatur deus apud hebreos. fol. 135. — 
VI. De VO nominibus ex officiis anime. fol. 135v. — VII. De 


dass Mailand das Vaterland des Codex ist, denn nur dort konnte man 
ein Interesse an dem Bischofskatalog haben. Dafür spricht ferner noch fol- 
gender Umstand: Blatt 146v findet sich von einer andern, dem Ende des 
11. Jahrhunderts angehörigen Hand der im Dekret des Ivo (lib. II. c. 84.) 
dem Papst Paschalis zugeschriebene Brief: »Fraternae mortis etc.« 
(auch abgedruckt bei Mansi 14, 378. Vgl. Jaffe Nr. 1941... Er trägt 
die Ueberschrift: »epistola Paschasii papae ad archiepiscopum Medio- 
lanensem«. Mit Ausnahme des ersten Wortes ist diese aber von an- 
derer Hand als der Text gesclirieben und darunter liess sich noch von 
der ursprünglichen, jetzt überschriebenen Adresse Folgendes lesen: 
w. d (mit einem Strich durch), dann die Hälfte eines M., dahinter ein 
Raum von einem Buchstaben, dann ein N. mit einem Strich darüber 
und demnächst: »ad harib ... . hp.«e Hiernach las also der Bamberger 
Codex ähnlich wie ein Pariser Codex (vgl. Baluze, Miscellanea. Tom. IL 
Par. 1678. S. 412 ff.): epistola Widi monachi ad Haribertum archiepis- 
copum (von Cöln). Wenn nun in dem ursprünglich von Guido von 
Arezzo an den Cölner Erzbischof gerichteten Briefe (vgl. Richter, 
Beiträge zur Kenntniss der Quellen des Kanon. Rechtes. 8. 26 ff.) die 
Adresse in der gedachten Weise verändert wurde, so deutet diess auch 
darauf hin, dass der Codex mailänder Ursprungs ist. Die Berufung 
Rosshirt’s auf fränkische Schriftzüge lässt jede Kenntniss der Pa- 
läographie vermissen, denn eine besondere fränkische Schriftart giebt 
es nicht. 
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propriis nominibus antiquorum veteris testamenti. — IX. Al- 
cuinus de trinitate ad Karolum imperatorem magnum. fol. 137. 
— X. Ambrosius de conflietu virtutum et viciorum. fol. 154. — 
XI. Augustinus de sancte trinitatis ad Petrum diaconum fol. 
163°”. Dem entsprechend ist der Inhalt dieses Sammelcodex: das 
letzte Werk endigt auf fol. 184, mit welchem die Handschrift schliesst. 
Die den Codex beginnende bis fol. 67 gehende Kanonensammlung 
steht in einer gewissen Verwandtschaft mit der im Codex Vati- 
canus 1339 enthaltenen (vgl. Ballerinii, a. a0. P. IV. c. 18. 
No. 4) und scheint ein Auszug aus derselben zu sein. Sie beginnt 
mit Incipit praefacio Isidori episcopi. Compellor a multis tam 
episcopis — sapientissimo concilio iudicaverint, dem Anfange der 
pseudo-isidorischen Vorrede, ein Umstand, der offenbar zu der 
irrthümlichen Bezeichnung der Handschrift, als Pseudo-Isidor Ver- 
anlassung gegeben hat. Dahinter folgt dann ein Rubrikenver- 
zeichniss mit 43 (aus Verzählung bis 44 geführten Nummern): 1. 
De confirmatione canones apostolorum. — II. De origine vel or- 
dines clericorum. — III. De ministerio clericorum. — IV. De no- 
mine episcopi. — V. De nomine presbiteri. — VI. De quattuor 
generibus ordinatio. — VII. De eo quod ante debet esse discipulus 
qui principari vult. — VIII. Sinodus Cartaginensis. — IX. Qualis 
esse debeat qui episcopus eligitur. — X. Quales vel qualiter docti 
debeant ordinari. — XI. De ordinatione episcopi et vocatione 
episcopi et contradictione. — XIl. De praecavendis malis princi- 
pibus principatum mercantibus. — XII. Quod non debeant officia 
ecclesiastica pecuniis optineri. — XIV. Ut nullum praemium ante 
ordinationem episcopi exigatur. — XV. Quod grave facinus sit 
qui dei dono uel uendere vel comparare uult. — XVI. Eius qui 
adipiscendis ordinibus ecclesiasticis aliquid dare praesumat. — 
XVI. Ut pueri ad sacrum ordinem non admittantur. — XVII. 
Quod semel ordinatus et laesum ordinari non debeant. — XIX. De 
his qui in egritudine baptisma consecuntur. — XX. De conver- 
satione ecclesiastica qui ab infantia se deo voverint. — XXI. Ut 
si de religioso proposito a monasterialibus eruditus ad clericaleın 
munus accedit vitam et etatem inquiratur et sie spacio officia dis- 
pensandum. — XXII. Presbiterorum et diaconorum ordinationes 
certis debere celebrare temporibus. — XXIII. De providentia et 
ordinatione clericorum. — XXIX. Penitens si usus exegerit inter 
ostiarios deputetur vel de quibus penitentibus dieitur. — XXV. 
Excerpta Martini. — XXVI. Qui duas nuptias contraxit ad gradum 
non provehitur ecclesiasticum. — XXVIU. (sic) Concilium Aga- 
tense. — XXIX. De ordinatione illicita prohibenda. — XXX. Ut 
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qui semetipsum abscidat non fiat clericus. — XXXI. Concilium Nice- 
pum. — XXXII. De episcopo qui alienum seruum clericum fecerit. 
— XXXIU. De discretione libertorum qui ad ecclesiasticos ordines 
provenire possunt uel qui prouehi non possunt. — XXXIII. De 
eo qui studiossimi clerici ordinandi sunt. — XXXV. De non 
ordinandis episcopis per vicos et modicas civitates. — XXXVI. De 
episcopo qui pro egritudine qua patiatur preciperit sibi esse suc- 
cessorem vite. — XXXVI. Ut nullus ad episcopatum pro se con- 
stituat promovendum etiam ad exitum eius. — XXXVIH. De me- 
dicina penitentie qui donum dei studet precio mercari. — XXXIX. 
Ut sacerdotes non querant precium ministeri su. — XL. Ut 
nullus clericus pro iudiciis munera accipiat. — XLI. Ut pro con- 
secratione basilice nil exigat episcopus. — XLI. Quod non opor- 
teat sanctuarium consecrare ubi corpus constat humatum. — 
XLIII. Quod clerici advocatum habere debent. — XLIII. Clericum 
ideiussorem esse non oportet. — Nach diesem Verzeichniss folgt 
der Text bis fol. 28v, und dann ein neues Verzeichniss über die 
Stücke bis fol. 43. in 57 Rubriken, von denen aber nur die ersten 
19 numerirt sind. Das Verzeichniss beginnt: I. Quod nulli sacer- 
doti canones liceat ignorare. — O. Bis in anno concilia celebrentur. 
— III. Concilium Calcidonense. — IV. Quae mulieres cum episcopo 
presbitero diacono debeant commorari. — V. Ut nullus ex clero 
cam mulieribus habitare praesumat. — VI. Ut clericus non solus 
visitet feminam etiam infirmam. — VII. Quod episcopi presbiteri 
diaconi subdiaconi etiam ab uxoribus se abstineant. — VII. Cuius- 
camque ordinis clericis nuptiali convivia evitent ne sacer auditus 
aut optutus pollui possit. — 1X. Contra presbiteros qui in pres- 
biterio filios procreati sunt. — X. Concilium Neoceratiense. — 
XI. De his qui sacro ordine positi sunt, si pro commixtione carnis 
maculantur. — XI. De facile fornicatione. — XIU. De grave 
fornicatione. — XLUI. De concupiscentia non consummata. — XV. 
De diversis forme viciorum. — XVI. Iudicium Theodori. — XV. 
De clericis qui post conversionem vel honore cum uxoribus se 


fornicaverit. — XVIH. De clerico qui post leviticam benedictionem ° 


praesumnserit quasi uxorem ducere vel fornicatus fuerit. — XVII. 
ludicium de femina que in formem (sic. fornicatione?) reprehensa 
&t cum episcopo aut presbitero vel diacono aut quasi coniugio 
cspulata. — Qui cum uxore pro deo relicto fornicayerit. — De 
eo quuod scriptum est, sacerdos si peccaverit quis orabit pro illo. 
— De gravioribus culpis in quibus clericis ceciderint. — Iudicium 
@nonicam. — Quantum remedium habeat confessio peccatoris et 


quale mereatur occultatio dolosa supplicium. — De ordine qua 
Zeitschr. f. Kirchenrecht. III. 1. : 9 
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depositi iniuste iterum ordinentur. — De eo quiincertus sit, utrum 
priorem gradum post lapsum accipiat. — Rescripta b. gregorü 
ad Secundinum servum dei inclusum. — De restauratione honoris 
post penitentiam. — Quod cleriei lapsu corporali restaurandi ho- 
noris sunt, gradus alii nequaguam. — De monacho profugo. — 
Ut monasterium puellarum longe collocetur a virorum. — Die 
weiteren Rubriken bis zum Schluss beziehen sich auf die Verhält- 
nisse der Mönche und Nonnen. — Das dritte Buch, dem 67 Ru- 
briken fol. 43. vorangehen, handelt von der Taufe, der Sonntags- 
feier, der Veräusserung der Kirchengüter, den Oblationen, der 
Messe, dem Leben der Cleriker und dem Begräbniss. — Das vierte 
Buch, dem 171 Rubriken fol. 53”. vorangeschickt sind, behandelt 
nach denselben die Busse, die verschiedenen Vergehen (Todtschlag, 
Fleischesverbrechen, falsches Zeugniss, Diebstahl, Brandstiftung, 
Meineid, Körperverletzung, Völlerei und Wucher), Fasten und 
Almosen: es bricht mitten im 58. Kapitel ab, so dass nicht er- 
sichtlich ist, ob. die Sammlung auch Auszüge aus dem 5. Buch der 
erwähnten Vatikanischen Collection enthalten hat. 

Der bei Hänel S. 945 verzeichnete Codex O. Z. 19. «Col- 
leetio canonum Pseudo-Isidoriana», jetzt Z. HI. 19. Estante 104. 
Plut. 3 der Bibliothek S. Lorenzo im Escorial hat sich ebenfalls 
bei näherer Untersuchung als ein Pseudo-Pseudo-Isidor erwiesen, 
denn die Handschrift enthält eine ziemlich planlose Kanonensamm- 
lung, welche allerdings den Pseudo-Isidor sehr stark benutzt hat. 

Der dem 11. Jahrhundert angehörige, auf Pergament mit 
Longobardischer Schrift geschriebene Codex in IV von 115 Blät- 
tern enthält einen Theil der von den Ballerinii im Codex 
Vaticanus 3852 (vgl. a. a. O. P. IV. c. 18. No. 3.) vorgefundenen 
Sammlung, soweit sich nach deren dürftigen Notizen urtheilen 
lässt. Die Sammlung hat bis fol. 66. eine doppelte Capitelein- 
theilung, nämlich einmal sind die einzelnen Stücke als Capitel 
numerirt, dann aber wieder mebrere Capitel zu grösseren Gruppen, 
welche Ueberschriften tragen und wieder als besondere grössere (#- 
'pitel gezählt sind, vereinigt. Während die Concilien sehr wenig 
benutzt sind, besteht der Hauptheil der Sammlung aus Auszügen 
aus den pseudo-isidorischen Dekretalen, daneben sind 
auch andere päpstliche Briefe, namentlich die von Innocenz 
und Leo, diese nach der Dionysiana-Hadriana, dann aber 
vor allem Gregor der Grosse benutzt: auch Stellen aus den 
Kirchenvätern kommen vor. Die Benutzung der Dionysiano-Ha- 
driana und ein Brief des Hinkmar von Rheims, sowie.c. XVL 
‚De auctoritate Arelatensis episcopi deuten auf fränkischen Ursprung 
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der Sammlung, während gegen die Annahme einer etwaigen Ent- 
stehung in Spanien auch der Umstand spricht, dass das decretum 
de libris recipiendis nicht, wie in der Hispana dem Papst Hor- 
misda, sondern dem Gelasius zugeschrieben wird. Die Samm- 
lung hat folgende Rubriken: I. De primatu ecclesiae (eine Rubrik, 
deren Text mit dem bei Wendelstin in seiner Ausgabe der 
Hadriana, Canones apostolorum, veterum conciliorum constitutiones, 
decreta pontificum Romanorum antiquiora, Moguntiae 1525. p. 
291—301., auch bei Mansi, I. p. 71. mitgetheilten Tractat über- 
einstimmt, und ebenso wie dieser beginnt: »Si difficile et ambi- 
guum« u. Ss. w., nur dass sich hier noch der Zusatz: in decreto 
nomi (wohl für deuteronomii) findet. Diese erste Rubrik umfasst 
23 kleinere Capitel. Die übrigen Rubriken sind: II. De privile- 
giorum auctoritate (c. 24.— c. 38.). — III. (No. IH. fehlt). De 


monachorum monasteriorumque libertate (c. 39.— c. 43.). — IV. De 
ordine accusationis deque accusatorum (c. 44. — 61.). — V: Ut 
infra provinciam accusatio terminetur (c. 62.— c. 64.). — VII. 
Que est certa provincia (c. 65.). — V::: Quod ordiries inferiores 
non possint accusare superiores (c. 66. — 69.). — IX. Quod eccle- 
siarum pastores prius sunt ammonendi (c. 70.—.c. 73... — X. 


Quod non possent oves accusare pastores (c. 74.—c. 81.). — 
XI. De iudicio et examinacione episcoporum (c. 82.— c. 90.). — 
XII. De episcopis sine romana auctoritate depositis (c. 91. — c. 96.). 
— XIJ. De numero et qualitate iudicum (c. 97.— c. 102.). — 
X:::: Ut nemo absens iudicetur (c. 103.— c. 110.). — XV. De 
praelatis imperitis, indignis, neophitis, symoniacis (c. 111. — c. 137.). 
— XVl. Ex libro Augustini de gradibus ecclesiasticis (c. 138.). — 
XVII. Quibus sacri ordines sint tribuendi quibusque denegandi 
fe. 139.— c. 157.). — XVII. Ne ignotis sacerdotibus tribuantur 
ordines (c. 158.— c. 160.). — XVI::: De consecratione epis- 
coporum et archiepiscoporum (c. 161.— c. 163.). — X (XJ: De ordi- 
natione presbiterorum diaconorum et ceterorum (c. 164. — c. 167.). 
— XXI. Ne episcopi secuin testes habeant (c. 168. — c. 170.). — 
XXI. De mundicitia sacerdotum et continentia clericorum (c. 171. 
— c. 174.). — XXI (D).: De Romano pontificatu (c. 175. 176.). 
— XX (IV). De observantia decretorum pontificum Romanorum 
(e. 177.— c. 184.). — X (XV). Ne universalis quisquam (nämlich 
patriarcha) vocetur (c. 185. 186.) — XXVI. De episcoporum 
mutatione (c. 187.—c. 191... — XXVI. Ut unusquisque con- 
temptus sit terminis (c. 192.— c. 197.). — XXVIII. De vana su- 
persticione corepiscoporum (c. 198. 199.). — XXIX. De reparatione 
sacerdotum post lapsum (c. 200.— 203... — XXX. Quod non 
9* 
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debeat missa celebrari nisi in sacratis locis ab episcopis (c. 204. 
205... — XXX (N). De sacramentorum oblationibus (c. 206. — 
c. 209.). — XXXI. De ecelesiarum consecrationibus (c. 210.). — 
XXXIH. De ecclesiarum sacerdotumque sollempnitatibus (c. 211.). 
— XXX (IV). De benedictione salis et aquae (c. 212.). — XXX 
(V). Utevangelium stando audiatur (c. 213.). — XXXVI. De chris- 
matis confectione (c. 214.). — (XXXVII). De sacramento manus 
impositionis et baptismatis (c. 215. — c. 221.). — XXXVU (I). Ne 
baptismus iteretur (c. 222.). — XXXVI (U). De his qui ab he- 
reticis ordinantur (c. 223.). — XL. De clericis in heresis lapsis et 
et post conversis (c. 224.). — XLI. De sedibus episcoporum et 
potestate eorum (c. 225. 226.). — XL (U). De auctoritate sacer- 
dotali et potestate regali (c. 227.— c. 229.). — XLUOI. Ne prae- 
sumat quis clericus servum tenere alienum (c. 230.— c. 233.). — 
XLIV. De cantoribus Romanae ecclesiae (c. 234.). — XLV. Ne 
feretrum Romani pontificis veletur (c. 235.). — XLVI. De aucto- 
ritate Arelatensis episcopi (c. 236.). — XLVII. De pastores Iu- 
porum laude gloriantibus (c. 237.).. — XLVII. Ne clerici sacer- 
dotii sint cupidi vel feneratores (c. 238. 239.). — XLIX. De ieiuniis 
clericorum (c. 240.). — L. Quod sacerdotes debent sacfamentum 
facere (c. 241.). — LI. De auctoritate praedicationis (c. 242. 243.). 
— LI. De vestimentis ecclesiae vel altaris (c. 244. — c. 246.). 
— (L) OI. De cubiculariis pontificum (c. 247.). — LIV. Ut de- 
struatur quod inlicite commissum est (c. 248.). — (LV). De con- 
secratione virginum (c. 249.). — LVI. De correptione praelatorum 
in subditos (c. 250. 251.). — L (VII). Qualis. debet esse modus 
penitentie (c. 252.— c. 255.). — LVIl. De illatione criminis (c. 
256. 257.) — LIX. Ut homo literatus a causis vacet secularibus 
(c. 258.). — LX. Ut singula ecclesiarum officia singulis. commit- 
tantur personis (c. 259. — c. 263.). — LXI (sic). De damnatione 
invasorum eccelesiasticorum praediorum (c. 264.—c. 271.). — LXIII. 
De legitimis coniugiis (c. 272... — LXIV. De coniugiis aliqua 
necessitate divisis (c. 273.). — LXV. Quod religionis causa non 
sint solvenda coniugia (c. 274. 275.). — Hiermit hört die regel- 
mässige Zählung auf, nachher kommen zwar noch einzelne Zahlen, 
aber sehr wirr durcheinander vor. Auf die Rubrik LXV folgt: 
Haec capitula sparsim collecta sunt et Angilranno Mediomatrice 
urbis episcopo Rome a beato Adriano papa tradita quando pro 
sui negotii causa agebatur. (Es sind aber nur 17 Kapitel: c. I. 
= c. 38 bei Mansi. — ce I. = c.39, — ce Ul.= c. 4. — c. 
IV. = c 35. — c.V.=c%3 —c V.= c. 49. — c VI.= 
c.50.— c. VIL = c.54. — ce. IR. = c. 57. — ce. X. =. 62 — 
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e xl. = c. 63. 64. — c. XI. = c. 65. — c. XII. = c. 66. — 
ce XIH. = c. 61. c. XVI: »Qui iudicis optinet personam non ut 
accusator quicquam debet prosequi«, keiner Stelle bei Angilram 
entsprechend. — c. XVII. = c. 80.). Dahinter folgen noch die 
Rubriken: De inventione sanctae crucis. — Quod cum excommuni- 
watis non est communicandum. — Ne iudeis ullum inferendum 
praeindicium. — De clericis monachorum appetentibus propositum 
(Ist die erste Stelle aus den Coneilien und zwar c. 50. conc. To« 
let. IV... — Ne quisquam sacerdotum libros legat gentilium. — 
Üt propria iniuria nullus excommunicare praesumat. — De pasto- 
ribus iniuste subditos excommunicantibus. Damit. hören (auf fol. 
69) auch die Rubriken auf. Es folgt das Nicenum (in hispa- 
nischer Fassung), der Brief Leo’s »ad mauros episcopos bis «haec 
ultione plectatur» (c. 49. in der Dionysiana), epistola Augustini ad 
Bonefacium de Novatistis, die angeblich zur Bestätigung des Nicae- 
nischen Concils gehaltene Römische Synode (vgl. Hefele, Con- 
aliengeschichte. Bd. I. Freiburg 1855. 8. 242. ff.) ”) beginnend: 
»-Congregatum concilium in urbe Roma a Siluestro episcopo et 
Constantino augusto in thermis Domitianis, sacerdotes sancti epis- 
api numero CULXX. Dahinter dann noch Auszüge aus dem 
Concl von Ancyra, Neocäsarea, Gangra, Antiochien, 
Chalcedon, sowie aus Gregor dem- Grossen über die Lebens- 
weise der Cleriker, die Befugnisse der: Bischöfe,-Ordination, Busse 
und Mönchswesen. Das Ganze schliesst auf fol. 115Y mit: »In- 
dpit decretum de recipiendis et abiciendis libris quod factum est 
a Gelasio papa et a LXX eruditissimis viris episcopis in sede 
apostolica urbe Roma. Ordo veteris testamenti — confitemur esse 
dampnatum<«. Dahinter folgt dann noch von einer Hand des 12. 
Jahrhunderts die c. 31. Cod. Theod. de episcopis, ecclesiis et 
derieis (XV1. 2.). 

Ebensowenig findet sich zu Toledo ein Pseudo-Isidor-Codex. 
Hänel S. 985 bezeichnet zwar als solchen eine Handschrift der 
Bibliothek des Domkapitels (biblioteca de la iglesia mayor), welche _ 
die Bezeichnung trägt Cajon XV. No. 16., indessen hat sich auch 
hier wieder herausgestellt, dass dieser Codex nicht den Pseudo- 
liidor, sondern die ächte spanische Sammlung enthält und dass er 
wit der sowohl bei Serna Santander a.a. O0. $. 29 und zwar 
mit Angabe derselben Signatur beschriebenen und in der Ma- 
dnder Ausgabe der Hispana benutzten ersten Toletaner Handschrift 
wWentisch ist. Der Irrthum Hänel’s ist um so auffallender, als auch 


— 


* Hardouin, I. p. 527. — Mansi, I. p. 1081. 
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der in der Bibliothek ausliegende geschriebene, von ihm selbst er- 
wähnte (S. 983. 984.) Katalog den Codex richtig bezeichnet. Mög- 
lich ist allerdings, dass nichts destoweniger gerade dieses Verzeichniss 
die Veranlassung zur Verwechselung gegeben hat. Dasselbe — 
in spanischer Sprache geschrieben — verbreitet sich nämlich sehr 
weitläufig über diese Handschrift und geht nach einer Bemer- 
kung, dass der »mascerado Isidoro« (der verkappte Isidor, also 
Pseudo-Isidor) diese Sammlung zur Anfertigung der seinigen be- 
nutzt hat, zur Beschreibung der letzteren über. Daraus ist 
wahrscheinlich der Irrıthum entstanden, welcher aber durch Ein- 
sicht der Handschrift hätte vermieden werden können. 


Es mag mir gestattet sein, dem Vorstehenden noch einige 
Bemerkungen über den Zustand des Bibliothekswesens in Spanien 
hinzuzufügen und dabei noch kurz einiger anderer Handschriften, 
namentlich solcher, welche unter der bequemen, aber den Kano- 
nisten zur Verzweiflung bringenden Bezeichnung: »collectio canonum« 
bisher bekannt sind, zu erwähnen. 

Der Umstand, dass Spanien bisher wenig bereist ist, hat die 
Veranlassung zu der sehr gangbaren Vorstellung gegeben, dass die 
in den spanischen Bibliotheken sich findenden Schätze von sehr 
bedeutendem Werth sind. * Was speziell das kanonistische Fach 
und auch überhaupt juristische Handschriften betrifft — über andere 
Codices und namentlich über’ die orientalischen muss ich mich 
selbstverständlich des Urtheils enthalten — so ist, wenn man von 
den speziell Spanien betreffenden Sachen absieht, dort im allge- 
meinen wenig Ausbeute zu machen. Was Hänel (S. 923) von 
der Bibliothek des Escorial sagt: »Itaque haec bibliotheca, quamvis 
magni aestimanda neque librorum numero neque codicum aetate 
quorum pauci tantum saeculum X. superant, regiae bibliothecae 
Parisiensi vel Italiae, Angliae et Germaniae maioribus bibliothecis 
par erit habenda«, gilt überhaupt von allen Bibliotheken, und. diess 
erklärt sich zum Theil daraus, dass von den Franzosen viel mit 
nach Frankreich genommen, ferner aber eine Menge Sachen in 
Folge der Bürgerkriege und bei der damit zusammenhängenden 
Aufhebung und Zerstörung der Klöster verloren gegangen sind. 

Was die Benutzung der Bibliotheken betrifft, so ist dieselbe 
im Ganzen selır schwierig, namentlich gilt diess aber von denjenigen, 
welche noch in den Händen der Geistlichen sind. ‘Man ist hier 
behufs vorheriger Information immer noch auf die unzuverlässigen 
Angaben von Hänel und einzelne gelegentliche Bemerkungen in 
Pertz Arcliv angewiesen. Neuerdings ist zwar ein darauf bezüg- 


Miscellen. 135 


liches Werk: »Memoria descriptiva de los cödices notables con- 
serrados en los archivos eclesiästicos de Espaüa escrita por D. 
Jose Maria de Eguren. Madrid 1859.« erschienen, das aber so gut 
wie unbrauchbar ist. Ich kann mir es nicht versagen kurz auf 
dass Buch einzugehen; wenn gleich überall schlechte Bücher ge- 
schrieben werden, so kann doch das vorliegende zur Charakte- 
ristik des heutigen wissenschaftlichen Standpunktes in Spanien 
darum dienen, weil es sich auf dem Titel selbst ankündigt als: 
»Obra premiada por la biblioteca nacional en el concurso publico 
de enero de 1859 & impresa & expensas del gobierno« *). In einem 
ersten Theil, welchem der Verfasser das wunderliche und jeden- 
alls in Anbetracht der Bildungsstufe der spanischen Geistlichkeit 
unwahre Motto vorangestellt hat: »la iglesia ultrajada por los 
flösofos del siglo XVIU. ha sido vengada por los adelantos de 
ls ciencia« °), handelt er von der Entstehung der geistlichen Ar- 
cive und Bibliotheken und von den Bemühungen der spanischen 
Geistlicen um Anlegung derselben. Charakteristisch ist der 
Schlussparagraph dieses Theils, welcher ausführlich von der Noth- 
wendigkeit des Studiums der Paläographie handelt. Der zweite 
Theil giebt die Aufzählung und Beschreibung der einzelnen Co- 
dices und zwar in folgenden Sektionen: 1) cödices biblicos, 2) co- 
dies litürgicos, 3) candnicos (auch conciliares genannt), 4) de 
obras de los antiguos padres de la iglesia, 5) de jurisprudencia 
al, 6) de literatura profana, 7) de ciencas exactas, fisicas y 
miurales, 8) histöricos, 9) tumbos, becerros ®) y cartularios, indem 
dabei nicht nur die heute noch in den geistlichen Archiven sich 
vorfindenden, sondern auch die ehemals in denselben befindlich gewe- 
senen Codices berücksichtigt werden. Unter diese Rubriken sind 
die einzelnen Handschriften geordnet, innerhalb der einzelnen Ru- 
brik ist aber nicht das geringste Princip beobachtet, vielmehr finden 
uch die Handschriften aus den verschiedensten Bibliotheken wirr 
darcheinander aufgeführt, ebenso sind die jetzt noch vorhandenen 
und die jetzt verloren gegangenen nicht gesondert. Darüber, wo 
der Verfasser seine Notizen über die einzelnen Handschriften her 
kat, findet sich nichts bemerkt. Bei keinem einzigen Codex ist die 


%»Von der National-Bibliothek bei der öffentlichen Bewerbung 
vom Januar 1859 gekrönte und auf Kosten der Regierung gedruckte 
Preisschrift.« j 

" »Die durch die Philosophen des 18. Jahrhunderts beschimpfte 
Kirche ist durch die Fortschritte der Wissenschaft gerächt worden.« 

*) Beide Worte bedeuten: die Register und Verzeichnisse der Be- 
Stzungen und Rechte von geistlichen Instituten. 
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Signatur angegeben und die Beschreibungen sind überaus dürftig. 
Bei einzelnen Handschriften wird über das Alter nur gesagt: muy 
antiguo (sehr alt) (vgl. z. B. S. 74), über den Inhalt finden sich 
Angaben, wie z. B. die folgende: «Er enthält 12 Toletaner, ein 
gallisches Concil und 103 päpstliche Briefe,» (vgl. z. B. S. 70) 
u. 8. w. 

Charakteristisch ist die Vorrede zu dem Abschnitt über die 
cödices conciliares oder canönicos. Dieselbe beginnt folgender- 
massen: 

»Goza con justicia universal fama y es por cierto una singula- 
ridad que da realce sumo ä los archivos eclesiästicos de Espana, 
la coleccion de cödices de concilios en aquellos diseminada. Es- 
cribieronse dichos cödices en los siglos IX, X, XI y XI sin que 
hallasen lugar en ellos los falsos cänones que sin el menor reparo 
pasaban como autenticos en otros reinos. Timbre honorifico de la 
nacion espaüola y gloria peculiar suya es por cierto la de haber 
conservado ilesa y de toda cizana libre la coleccion canönica al 
mismo tiempo que circulaba por Europa con aplauso inmerecido 
la que alterö y llenö de ficciones en el noveno siglo un supuesto 
Isidorus Pecator (sic) 6 Mercator, como por corruptela pro- 
nunciaban y & quien siguieron Ibon, Graciano y otros Compi- 
ladores« °). 

Wunder nehmen kann es nach allem vorstehend Mitgetheilten 
nicht, dass der Verfasser dem H. Isidor von Sevilla ohne An- 
gabe irgend: welcher Gründe an der Gestaltung der spanischen 
Sammlung einen wesentlichen Antheil zuschreibt und dass er von 
der lateinischen Version der in der Hispana enthaltenen griechi- 

© 


7) »Es geniesst mit Recht eines allgemeinen Rufes und es ist eine 
den spanischen geistlichen Archiven den höchsten Glanz gebende Ei- 
genthümlichkeit die in ihnen zerstreute Sammlung von Concilien- 
Handschriften (damit ist einfach die Hispana gemeint). Solcher Codices 
wurden im 9., 10., 11. und 12. Jahrhundert geschrieben, ohne dass in 
sie die falschen, ohne die geringste Schwierigkeit in andern Ländern 
als ächt geltenden Canones (richtiger: Dekretalen) Aufnahme fanden. 
Sicherlich ist es eine ehrenvolle und glorreiche That der spanischen 
Nation und ihr besonderer Ruhm, unverletzt und frei von jedem Un- 
kraut die kanonische Sammlung (das ist wieder die Hispana) bewahrt 
zu haben, während derselben Zeit, wo sie mit unverdientem Beifall 
durch Europa ihren Lauf nahm, nachdem sie im neunten Jahrhundert 
durch den sog. Isidorus Peccator oder Mercator, wie man ihn aus 
Corruptel aussprach (!), und welchem Ivo, Gratian und andere Compilatoren 
folgten, verändert und mit Erdichtungen angefüllt war.« 
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schen Concilien behauptet, dass sie entweder von Isidor herrühre 
oder doch mindestens von ihm um- und überarbeitet worden ist, 
aus dem einzigen Grund, dass der Heilige eine tiefe Kenntniss der 
griechischen Sprache besass. — 

So ist die vorherige Information über den Inhalt der einzelnen 
Bibliotheken schon sehr erschwert. Ausserdem werden dem Frem- 
den auch noch alle möglichen Schwierigkeiten in den Weg gelegt. 
In Toledo, wo ich mit vielfachen Empfehlungen, u. A. mit einer 
des päpstlichen Nuntius in Madrid an das Domkapitel hinkam, 


‘ wurde mir zunächst der Einlass in die Bibliothek rundweg verwei- 
: gert; einer der Hauptgründe dafür war der, dass das Domka- 


pitel keinen eigenen Bibliothekar hielte, und man keinem andern 
zumuthen könne, mich in die Bibliothek zu führen. Dann verlangte 
man von mir eine Empfehlung der spanischen Regierung; diese 
hatte ich zwar allerdings schon beinah 2 Monate vorher nach- 
gesucht, aber man wusste dort ebenso gut, wie ich, dass ich bei 
dem langsamen Geschäftsgang mindestens noch ebenso lange auf 
dieselbe warten konnte. Erst als ich in einem Schreiben an den 
Erzbischof ihm vorstellte, dass mich möglicherweise meine Angaben 
über die in der Bibliothek befindlichen Handschriften täuschen 
könnten und dass man mir wenigstens auf 5 Minuten die Einsicht 
derselben gestatten möchte, um überlegen zu können, ob- es der 
Mühe werth wäre, die verlangte Empfehlung abzuwarten, erhielt 
ein Domherr die Erlaubniss, mich auf die gedachte Zeit hinein- 
zuführen. Es gelang mir dann, meinen Begleiter in der Bibliothek 
auf 3 Stunden festzuhalten, aber unter beständiger Aufsicht konnte 


- ich nicht mehr dort thun, als die oben gedachte Handschrift unter- 


suchen, ferner feststellen, dass auch in andern, namentlich- in den 
bei Hänel (S. 985) verzeichneten 3 Codices »Caj. XV. 18., XV. 
19., XV. 20. Collectiones canonum« sich die Pseudo-Isidorische 
Sammlung nicht findet und dass die zuletzt genannten spätere 
Papier-Codices der Hispana sind. 

Aehnlich erging es mir auf der erzbischöflichen Bibliothek 
in Valencia; hier wurde mir die Existenz jeglicher Handschriften 
in Abrede gestellt. 

Eine Ausnahme in dieser Behandlung erfuhr ich in der bib- 
lioteca Columbina zu Sevilla, welche dem Domkapitel gehört; 
hier konnte ich sogar während der Weihnachtswoche arbeiten, 
freilich hat dieselbe aber auch hier einen‘ eigenen Bibliothekar, 
der kein Geistlicher ist. 

Was die Bibliothek des Escorial betrifft, so befand sich 
dieselbe gerade während der Zeit, wo ich in Spanien war, ebenfalls 
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in geistlichen Händen. Trotzdem dass die Mönchsorden verfas- 
sungsmässig in Spanien verboten sind, existirte in der That dort 
eine Mönchscongregation, allerdings unter dem Namen von capel- 
lanos de la reina an der Kirche S. Lorenzo im Escorial. Dieser 
Congregation wurde im Jahre 1859 die Bibliothek seitens des 
Staates zurückgegeben. Behufs der Restitution ist auch damals 
ein Inventar (nämlich vom 17. August bis 22. October 1859) an- 
gefertigt worden. Dasselbe weist im Ganzen 4604, darunter 2039 
lateinische und 583 griechische Handschriften nach, dessen Num- 
mern vielfach mit den Bezeichnungen, wie sie Hänel giebt, nicht 
mehr stimmen. Nachdem ich Spanien verlassen hatte, ist aber 
die Bibliothek — und zwar noch im Jahr 1861 wieder in die 
Hände des Staates zurückgegangen. Dass damals das neue Ver- 
zeichniss nicht gezeigt wurde, war eine für Spanien ziemlich selbst- 
verständliche Sache, andrerseits verlangte, man aber genaue Angabe 
der. Signaturen der Handschriften, und wenn ich hier zu meinem 
Ziele kam, so hatte ich diess einmal dem Umstande zu danken, 
dass ich vorher unter der Hand Einsicht von einem andern, nicht 
im Escorial befindlichen Exemplar des Inventars nehmen und 
dasselbe excerpiren konnte, dann aber auch dem weiteren, dass 
sich während meines 6tägigen Aufenthaltes im Escorial keiner der 
Geistlichen in der Bibliothek blicken liess, sondern zur Herbei- 
schaffung der Codices und zu meiner Bewachung nur ein 850g. 
Portier der Bibliothek anwesend war. 

Ueber die Bereitwilligkeit der Bibliothekare der in den Hän- 
den des Staates befindlichen Bibliotheken kann ich nicht klagen, 
indessen tritt Einem hier wieder die höchst ungenügende und 
mangelnde Catalogisirung erschwerend entgegen. 

Zwar rühmt man sich in Spanien, wie mit so Vielem, dass 
man jetzt auch in dieser Beziehung vorgeschritten ist, indessen 
die Ausführung aller wissenschaftlichen Unternehmungen scheitert 
dort zum Theil an der Indolenz und wo eine solche nicht vor- 
handen ist, doch an der höchst ungenügenden Elementarbildung, 
welche auch solchen Männern, die wirklich redlichen Eifer für die 
Sache haben, bindernd in den Weg tritt, ein Mangel, der u. A. 
auch dazu führt, dass Männern, die in Spanien des Rufes von aus- 
gezeichneten Gelehrten geniessen, Dinge passiren, welche in 
Deutschland kaum einem Gymnasiasten der höheren Classen be- 
gegnen würden ®.. In Madrid hat man vor einer Reihe von 


®) Mit der Art des Studiums der Jurisprudenz, wie wir es in 
Deutschland treiben, hat man dort noch nicht einmal angefangen. D.us 
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Jahren die Anfertigung eines neuen Cataloges begonnen. Der 
betreffende Beamte starb aber vor mehreren Jahren und in Folge 
dessen rulıt die Sache seit dieser Zeit. Aehnlich geht es in der 
Universitätsbibliothek von Valencia, und in Barcelona sah 
ich in der Universitätsbibliothek noch grosse Haufen von Büchern 
in den Silen auf der Erde aufgeschichtet liegen, welche aus den 
Bibliotheken der im Jahre 1835 aufgehobenen Klöster, die Hänel, 
S. 919. 920. noch als bestehend aufführt, herrübrten und noch 
nicht einrangivt waren. | | i 

Von den zu Sevilla, Valencia, Barcelona genommenen 
Notizen will ich hier nichts veröffentlichen, weil die Gegenstände 
derselben zu wenig Zusammenhang mit dem oben näher bespro- 
chenen Punkt haben. Es mag mir nur gestattet sein, noch die 
folgenden Bemerkungen über einige Codices, welche bisher nur 
unter der Inhaltsbezeichnung collectiones canonum bekannt waren 
und sich in der Nationalbibliothek zu Madrid befinden, zu 
machen: . 

Cod. Matrit. C. 40. membr. 4. s. XII. exeunt. (bei Hänel 
8. 968 bezeichnet als codex canonum ex quatuor primis conciliis). 

Die Handschrift enthält eine Kanonensammlung in 3 Büchern, 
deren Rubrikenverzeichnisse sich fol. 4 ff. befinden (die ersten 
Folien sind nur Vorlegeblätter). Das erste Buch handelt in 189 
Capiteln (c. 1. Quod oporteat sacerdotes ceteris populis fore do- 
ctiores — c. 189. De reproborum miraculis) von der Befolgung 
der Kirchengesetze und den Anklagen der Bischöfe ‘und enthält 
bauptsächlich Pseudo-Isidorische Stücke. — Das zweite Buch in 
181 Kapiteln (c. 1. d. electione episcopi — c. 181. Ut consuetu- 
dines ecclesiastice per legem sint tenende) betrifft die Wahl des 
Bischofs, die Ordination und Anstellung der Cleriker, die Simonie, 
die Fasten und wieder die Anklagen der Geistlichen. — Das dritte 
Buch in 192 Kapiteln (c. 1. Quod decime ab omnibus christianis 
ex debito reposci debeant — c. 192. De eodem. Unde dicantur 
ceremoniae). 

Die Bezeichnung bei Hänel ist offenbar aus dem Anfange 
des c. 1. lib. I. entstanden, der lautet: 

e 

Römische Recht wird z. B. auf den meisten Universitäten noch heute 
nach einer spanischen Ueberarbeitung von Heineccii antiquitates 
juris Romani docirt und der Romanist der Universität zu Barcelona 
glaubte mir sehr zu imponiren, als er sich damit rühmte, dass er nach 
Mühlenbruchs doctrina pandectarum läse und auch einige Schriften 
von Savigny, natürlich nur aus französischen Uebersetzungen, kenne. 
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»Hec sunt quattuor concilia principalia Nicena synodus, Con- 
stantinopolitana sub Theodosio seniore principe, Ephesina I cui 
Cyrillus Alexandrinus ex auctoritate Celestini pape praefuit, Cal- 
cidonensis sub Martiano imperatore cui papa Leo per legatos suos 
presedit. 

Clemens Jacobo domno et episcopo episcoporum regenti He- 
bereorum etc. Petrus apostolus sacerdotes doctiores etc.« 

Die Sammlung hat hauptsächlich aus dem Dekrete des Bur- 
chard von Worms geschöpft. Es finden sich nämlich nicht nur 
einzelne Stellen, welche, soviel sich nach dem jetzt gedruckt vor- 
liegenden Material beurtheilen lässt, nur bei Burchard vorkommen 
(z. B. Burchard DO. 51. im c. 131. lib. II.), sondern auch Capitel, 
die dieselben Inscriptionen wie Burchard haben, so z. B. 1lib. I. 
c. 117. »Quod non sit faciendum sanguinis iudicium sacerdotibus. 
Ex concilio magonensi. — His a quibus domini — propter domini ni- 
sericordiam«, eine Stelle, die dem 11. Concil von Toledo (c. 6.) an- 
gehört, und sich bei Burchard (I. 201.) mit der Ueberschrift: ex 
concilio Mogunt. c. 6. wiederfindet, und die Reihenfolge der Capitel im 
2. Buch entspricht derjenigen bei Burchard vollkommen, so z. B. 


DI. c. 132 = Burch. I. 41. 

IH. c. 133 = Burch. II. 49. 

I. ec. 134 = Burch. I. 51. 

I. c. 136 = Burch. II. 52. 

Il. c. 137 = Burch. II. 109. 

und. u 

II. c. 146 = Burch. II. 187. 

IH. c. 147 = Burch. II. 188. 

I. ec. 150 = Burch. II. 202. 

II. ec. 151 = Burch. DO. 205. 

D. c. 152 = Burch. OH. 207. 

Il. c. 153 = Burch. II. 220. 

I. c. 154 = Burch. D. 227. (letzteres Capitel die Formata 


des Burchard an Walter von Speier enthaltend). 
‘Namentlich hat ihn das 2te Buch sehr stark benützt. Im 3ten 
Buch scheint der Verfasser einen Theil der Stellen aus der An- 
selmo dedicata genommen zu haben. Daneben hat der Verfasser 
aber auch die Dionysiana und die Hispana vor sich gehabt, denn 
es kommen Stellen vor, welche soviel sich bis jetzt übersehen lässt, 
sich in keiner andern Sammlung finden, z. B. 
. III. c. 104. »Ex concilio Valentino c. IV. De male ordinatis. 
Nec illud fratres scribere — dederat si habetur«; und 
III. c. 129. »Ex concilio Constantinopolitano c. 3. Placuit negre 
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Maximum — deducta esse videantur« (= c. 3. conc. Const. in 

. der Dionysiana). i 

II. c. 131. »Ex concilio Calcedon. cap. 1. Regulas sanctorum 

patrum per singula nunc usque concilia constitutas proprium 
robur obtinere decernimus.« | 

Die Benutzung des Ansegisus (vgl. lib. III. c. 132.) 

»Item in lib. I. capitulorum sinodalium Karoli imperatoris cp. VII. 

Hec vero per singulas — sicut et damnatus« = Anseg. lib. I. c. 7., 
sowie die Mittheilung eines vollständigen Briefes des Hincmar 
von Rheims 

(lb. III. c. 164. »Haec epistola per XVI titulos dividitur de 

nuptiis. Hincmarus nomine non merito Romanorum (für Rhe- 
moram) episcopus ac plebis dei famulus reverentissimo Bituri- 
censium archiepiscopo et karissimo fratri Rodulfo et Frontario 
amabili fratri et honorabili Burdegalensium archiepiscopo« etc. 
— Op. Hincmari T. U. p. 647.) 

lassen wohl auf fränkischen Ursprung der Sammlung schliessen. 

Cod. Mutrit. C. 144. membr. 8. s. XII. Von neuerer Hand 
bezeichnet: »decreta pontificum ac conciliorum diversorumque ecclesie 
doctorum.« Er enthält eine höchst planlose Kanonensammlung, in 
welcher namentlich sehr viele Stücke aus Kirchenvätern (Augustin, 
Ambrosius, Hieronymus, Gregor) vorkommen. Eine Zählung der 
Kapitel findet sich nicht. Der Inhalt ist folgender: 

Es beginnt mit Stücken über die Natur Gottes, Christi, das 
Paradies, die ersten Menschen, den Teufel, die Taufe, das Abend- 
mahl, die Priesterweihe, die Ehe, dann folgen Rubriken de clericis _ 
et pastoribus aegrotantibus, de salis et aquae benedictione, de ec- 
clesiasticis vestimentis, ut singulis ecclesie personis singula ecclesie 
committantur officia, de ecclesiarum possessionibus, de excommu- 
nicatione, ne de incertis aut occultis iudicetur, de praelatis qui se 
subtrahunt ab auxilio subditorum, de clericis arma portantibus. 
Dann folgt das bekannte und oft vorkommende Stück de IV. con- 
ciliis generalibus, und dann in hispanischer Fassung das Nicänische, 
Constantinopolitanische, Ephesische und Chalcedonensische Concil. 
Letzteres ist nicht vollständig, es scheinen aber hier (hinter fol. 64”) 
einige Blätter zu fehlen. Auf fol. 65 folgen dann Stücke, die 
handeln von der Ehe, der Busse, den Almosen, verschiedenen La- 
stern (Abgötterei, Wucher, Völlerei und Aehnlichem), und über 
den Eid. Daran schliesst sich an die Formate des Attikus und 
hinter dieser finden sich noch folgende Rubriken mit entsprechen- 
dem Text: de potestatibus et resurrectione, plurimorum sententiae 
de primatu Romane ecclesie, de ordine accusationis, de consecra- 
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tione praesulum et ordinatione presbiterorum, de praelatis imperitis 
indignis symoniacis neophitis, quibus sacri ordinis sint tribuendi, 
ne sacerdotes sint feneratores, de ecclesiarum consecratione, de 
sacerdotum titulatione, de episcoporum reparatione, de clericorum 
ministratione. Auf fol. 155 scheint die Sammlung aufzuhören, die 
nach dem vorstehend Mitgetheilten von sehr untergeordneter Be- 
deutung ist. B 

Fol. 1557 findet sich von neuerer Hand die Notiz: »Anno 
incarn. dni nri Jsu Chr. mill. C. vicesimo sexto nono die intrante 
mense maias indictione III. ego Urso Termulanus episcopus sacra- 
tus fui.« °) 

Blatt 156, 157, 158 sind angefüllt mit verschiedenen Excerp- 
ten, die das Mönchsleben betreffen und Auszüge aus den Digesten- 
titeln »de noxalibus actionibus« und »si quadrupes pauperiem fe- 
cerit.«< Möglicherweise könnten diese letzteren Stücke noch zu 
der Kanonensammlung gehören, denn sie sind von derselben Hand, 
wie diese, geschrieben. 

Auf den letzten Blättern finden sich noch von verschiedenen 
Händen mehrere Dekretalen, von denen ich eine dem Papst Pa- 
schalis Il. angehörige, bisher nicht bekannte folgen lasse !°). Sie 
ist von einer Hand des 12. Jahrhunderts nicht sehr correct ge- 
schrieben und lautet: 

»P. episcopus servorum dei venerabilis fratribus A. Cathaniense 
episcopo, H. abbati sancte Euphemie et domino L. priori Heremi 
salutem et. apostolicam benedictionem. Frater noster G. Panormi- 
tanus episcopus, sicut vos scitis de symoniaca impetitus est., Ce- 
terum quia non sufficientes in eum testes producti sunt, fratrum 
nostrorum iuditio constitutum est, ut ipse V manu sui ordinis se 
debeat expurgare. Et quidem ratio episcoporum comprovintialium 
testimonia exigebat, sed propter difficultatum imminentiam quas 
praetendit ei finitimos vel eos qui eius electioni interfuerint habere 
concessam. Porro expurgacionis tenor erit huiusmodi: quia propter 
adipiscendo episcopatu Panormitano neque ipse ipse (sic) per se 
vel per summissam personam neque aliu: pro eo se sciente dederit 


% Diese Notiz ist insofern interessant, als für diese Zeit nämlich 
von 1075— 1179 die Bischöfe von Termoli unbekannt sind. Vgl. 
Ughelli, Italia sacra. Tom. VIII. p. 374. 

10) Gerade von diesem Papst sind merkwürdiger Weise manche 
Dekretalen unbekannt geblieben; mehrere solcher habe ich schon aus 
italienischen Handschriften in der Zeitschrift für Rechtsgeschichte, 
Bd. 2. publicirt. 


eg 
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ve] promiserit; testes autem assever@bunt, quod verum se scien- 
tibus dixerit. Nos itaque cause huius seriem prudentie vestre per 
litteras nostras mandamus. Quoniam quidem in ea vobis vices 
nostras commisimus, volumus ergo ut vos apud Regium convenire 
curetis et unam cum fratre nostro R. Regitano episcopo et aliis 
quos poteritis adhibere ita causam illam praestante domino termi- 
netis, quatenus et omnis questionis scrupulum auferatis, de cetero 
et utrique parti sua iustitia conservetur. Si qua vero de vobis 
tribus persona infirmitate praepedita non potuerit interesse vos 
qui adesse poteritis negotium adimplete. Quod si praedictus frater 
noster G. purgationem fecerit, vos eum per apostolice sedis aucto- 
ritatem Panormitane ecclesie restituite.e Huic autem purgationis 
terminum initium proxime quadragesime dedimus. 
dat. Laterani ipso die Kal. Jan.« 

Gleich dahinter steht die folgende, für die Bestimmung des 
Jahres der Dekretale wichtige Urkunde: 

»Notum sit omnibus tam praesentibus quam futuris, quod ego 
L. prior Heremi et ego H. abbas sanctae Euphemie una cum 
domno R. archiepiscopo Regitano, quemadmodum -ex praecepto 
domni pape nobis iniunctum fuerat, adibitis nobiscum XII episcopis 
fratris nostri G. Panormitani episcopi purgationem suscepturi, initio 
qnadragesime apud Regium convenerimus. Initio enim quadrage- 
sime domnus papa hoc fieri mandaverat. Cumque praefatus vir 
G. prima feria et secunda et tertia domni pape sententiam exple- 
torus nobis se cum suis testibus praesentaverat et nos contra vo- 
Iontatem omnium qui aderant quia eis iniuriam facere videbamus, 
domni A. Cathaniensis episcopi adventum expectantes usque ad 
quartam feriaın, festivitatem scilicet sancti Petri eius purgationem 
suxipere distulimus eumque interim, sicut praecipuum in Causa, 
per nuntios et per litteras nostras, ut iniuncto sibi et nobis negotio 
interesset, cotidie, confar (wohl zu lesen: cum Farum) tranquillum 
esset requirentes, quia tamen, ut eius verbis utamur, iter sibi pe- 
Acal.sum videbatur, se minime venturum et si purgationem prae- 
dicti fratris reciperemus, in nullo se contradicturum rescripsit; sus- 
cepta itaque consilio omnium episcoporum qui aderant, fratris 
Dostri purgatione, eum per textum evangeliorum supra quod iura- 
rerunt, dignitate revestivimus eosque qui eum iniuste tam nefando 
erimine impetiverant, infames omni ecclesiastico officio et beneficio 
donec resipiscant et ad dignam satisfactionem veniant, indignos 
esse judicavimus. Deinde secundum domni papae auctoritatem qui, 
st ijam diximus, nobis vices suas in hoc negotio cummiserat, omni- 
mod» sibi potestate et episcopali dignitate tradita tam super clerum 
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quam super populum et ecciesie possessiones, eum ibidem magna 
cleri et pupuli frequentia honorifice susceptum ut pastorem. legiti- 
mun: Panormitanae ecclesie restituimus. Quod si aliquis de clero 
vel populo ei deinceps inobedientes extiterint, ut rebelles et in- 
obedientes atque sanctae Romanae sedis contradictores secundum 
sancita canonum excommunicari decernimus. Anno dominice in- 
carnationis MCXI. indictione IV. Non. Marcia, feria tercia. luna 
XXIII. et frater Lanuinus manibus suis sigillum impressit.« 

Mit Rücksicht auf die in der Dekretale zur Ableistung des 
Reinigungseides bestimmte Frist, ist die Dekretale auf den 1. Ja- 
nuar 1111 zu setzen; die Indiction und der Ort: Laterani 
stimmt mit einer andern Dekretale desselben Papstes vom 
2. Januar vollkommen. (Vgl. Jaffe, Nr. 4658.) Die Urkunde da- 
gegen ist Dienstag, den 7. März 1111 ausgestellt, und damit stimmt 
auch die Angabe des Mondesalters. Die 4 im Eingange der Lr- 
kunde bezeichneten Tage würden der 19., 20., 21. und 22. Februar 
111l sein. Wie in den chronologischen Angaben eine seltene Ge- 
nauigkeit herrscht, stimmt auch die Bezeichnung der Personen 
vollkommen. Der Bischof A. von Catania ist der Bischof Ansgar 
1091—1126 (vgl. Pirri, Sicilia sacra. Tom. I. p. 520), der prior 
heremi L., der in der Urkunde unten als Lanuinus bezeichnet 
wird, ist der vielfach vorkommende Karthäuser-Prior, der 1101 
gewählt und am 11. April 1120 gestorben ist. (Vgl. Tromby. 
Storia .... del patriarca S. Brunone e del suo ordine Cartusiano. 
Napoli 1785. p. 4. 23. app. p. CXVU ff., p. CXXII., p. CXXV, 
p. CXXXVI., p. CLXVIL., p. CLXX., Regii Neapolitani archivi 
monumenta Tom. V. p. 363., Jaff&e Nr. 4455., 4471., 4872., 4873.) 
Der Angeklagte ist der Bischof Gualterus von Palermo, der von 
1112—1117 vorkommt (vgl. Pirri a. a. O. S. 81). Der Bischof 
R. von Reggio lässt sich nicht ganz sicher bestimmen, es komnt 
nämlich ein Erzbischof Rangerius während der Zeit von 1092— 
1106 und ein anderer Rodulfus um 1122 vor (vgl. Trombi. 
a. a. O. S. CXXXVI und Ughelli, a.a. 0. Tom. I. S. 324. 325.). 
Wer der Abt H. des Klosters der h. Euphemia (in der Diöcese 
Squillace) ist, habe ich nicht ermitteln können. 

Eine weitere von einer andern Hand des 12ten Jahrhunderts 
hinter diesen Stücken befindliche Notiz, einen andern Bischof von 
Termoli betreffend: »Anno incarn. domini nri Iesu Chr. MCL. 
decimo die intrante mense Septembris indict. XIII ego Petrus 
Termolanus episcopus sacratus fui« in Verbindung mit dem früher 
Bemerkten rechtfertigen die Annahme, dass der Codex jedenfalls 
aus Süd-Italien nach Spanien gekommen ist. 


Miscellen. - 145 


Cod. Matrit. C. 81. Hänel p. 968 bezeichnet ihn als Cod. 
membr. canones veterum conciliorum, und dann nochmals unter 
derselben Signatur als Canones apostolorum. In der That ist der 
Codex eine frühestens dem 16ten Jahrhundert angehörige Papier- 
bandschrift von 180 Blättern. Fol. 1. beginnt mit einem Aufsatz: 
in laudem Martini Dumiensis episcopi, dann folgt fol. 2—51 fol- 
gendes: Incip. lib. b. Martini episcopi (Dumiensis) pro repellenda 
, iactantia, de superbia, exortatio humilitatis, formula honestae vitae, 
de pascha, dann inc. titulus bibliotecae a domno Isidoro editum, 
‚ dann nochmals die formula honestae vitae und de pascha. — Fol. 
54. Incip. deereta Didaci ecclesiae B. Jacobi II episcopi ad pro- 
tegendos pauperes. — Fol. 57v. Das Concil v. Palencia von 1400. 
— Fol. 61. de concilio apud Legionem celebrando. — Fol. 63V. 
de concilio Compostellae celebrato. — Fol. 64V. Incip. literae To- 
letani ad Compostolelanum de interdictione concilii und die Ant- 
wort darauf. Dann das Concil von Compostella selbst v. 1177. — 
Fol. 73. Concil. Carionense. — Fol. 75v. Die Briefe des Pascha- 
lis I. bei Jaffe Nr. 4400, 4468, 4506. 

Fol. 81. folgen die Gallischen Concilien aus der Hispana 
som Concil von Carpentras bis zum zweiten Concil von Clermont 
(in Auvergne), dann die spanischen Concilien bis zum Concil von 
Valencia; das 3te und 2te Concil von Zaragoza, die hinter dem 
ersten ausgelassen sind, stehen nach dem Concil von Valencia. 
Demnächst folgen die Concilien von Barcelona bis zum Concil von 
Egara, dann der Anfang des 3ten Coneils von Toledo, das Concil 
von Telepte, die confirmatio concilii V Toletani: »Quum boni prin- 
äpis etc.« — Fol. 131. folgen die Canones apostolorum; ein Kata- 
log de provinciis Hispaniae; vita et gesta sancti Ildefonsi; das 
Dekret König Gundemar’s und die constitutio Carthaginensium 
sacerdotum in Toletana urbe aus dem 12ten Concil von Toledo, 
de Capitel Martin’s von Braga, die hier nicht vollständig sind, 
deren Fortsetzung sich aber am Schluss Bl. 166—180 findet, end- 
lich das 2te und erste Concil von Toledo. 

Cod. Matrit. C. 82. (bei Hänel p. 968 bezeichnet als Collectio 
Gnsnum; saec. XIV. membr. fol... Die Handschrift ist ein Mis- 

“ellan-Codex. Bl. 1—42 (Pergament) enthalten einen Canon de 
ecclesia acdificanda, eine Anweisung über die beim Bau und bei 
der Einweihung einer Kirche vorzunehmenden geistlichen Hand- 
lungen (von einer Hand des 12ten Jahrh.). — Fol. 43—51 sind 
leere Papierblätter. — Auf fol. 52—71 (Pergamentblätter) folgt: 
ordo Romanus, qualiter concilium agatur generale (Hand des 12. 
Jar). — Fol. 75—85 (ebenfalls Pergament, andere Hand des 
Zeitschr. £ Kirchenrecht. III. 1. 10 
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12. Jahrh.) enthalten einen Aufsatz mit der Ueberschrift: »Ista est 

ordinatio de sollempnitate coronationis regis.« Bisher ist das For- 

mat Folio; den Schluss bilden Blatt 87—95 in kl. Quart (Perg 

ment), auf denen sich ein Aufsatz über die Priesterkleidung von 

einer Hand des 13. Jahrhunderts befindet. 
Dr. Paul Hinschius. 


IV. 
Berichtigung. 


Zu unserm Bedauern sind im zweiten Jahrgang der Zeitschrift in 
der Abhandlung des Herrn Vicekanzlers F. Haass bei der Correctur, 
welche der Herausgeber während seines Umzuges nach Tübingen zu 
besorgen hatte, einige störende Druckfehler übersehen worden, welche 
die geehrten Leser der Zeitschrift verbessern wollen: 

S. 296 Zeile 2 von unten statt »andere« ]. serstere«. 
S. 300 Zeile 1 von oben statt »wechselnden« ]. swachsenden«. 
8. 317 Zeile 16 von oben statt »(Kirchensachenherrlichkeit)« lies 
»Kirchenlehenherrlichkeit)«. 
S. 818 Zeile 13 von oben statt »hatte« |. »hat«. 
S. 319 Zeile 15 ff. von unten mass der Schlusssatz des Abschnitts 
folgendermaassen lauten: 

»Der Bund mit der Kirche ist hier in eine scharfe Trennung 
umgeschlagen — der Staat ignorirt von nun an die kirchlichen 
Ehegesetze als solche; — was früher nur ausnahmsweise mit 
besonderer Genehmigung des Regenten gestattet wurde — die 
Eheschliessung gegen den Willen der Kirche — ist nun gemeines 
Recht geworden.« 

S. 330 Zeile 9 von unten statt RmIEmIEEDTANENe? l. »>Amtsmiss 
brauch«. 
S. 332 Zeile 22 von oben statt ‚des letzteren« l. »der ersteren«. 


IV. 


Zur Geschichte der Eheschliessung. 


Von 


| Dr. Emil Friedberg, 
Docenten der Rechte an der Universität Berlin. 


Zweiter Artikel. 


Die Mängel eines Eherechts, welches wie das vortri- 
dentinische einer festen, unumgänglich nöthigen Eheschlies- 
sungsform entbehrte, mussten sich in mehr als einer Be- 
ziehung fühlbar machen. 

Nicht allein, dass die Ehehindernisse der Blutsverwandt- 
schaft und Schwägerschaft beständig unbertücksichtigt blieben 
— was besonders den Widerstand der Kirche gegen heim- 
liche Ehen hervorrief —, auch Doppelehen wurden möglich ?), 
und jede Art geschlechtlicher Zügellosigkeit erhielt eine ge- 


) Vgl. Pallavicini Hist. Conc. Trid. 8, 216. (Antwerp. 1673.) — 
Die Verwirrung in Ehesachen, welche Döllinger Reformat. Gesch. 
2, 442. ff. (Regensburg 1846.) allein dem Einfluss der Reformation zu- 
schreibt, war, wie sehr sie auch durch dieselbe vergrössert sein mag, 
zum guten Theil schon vorher vorhanden. So lassen sich allein in 
Breslau in den wenigen Jahren 1474—81. mehrere Fälle der Bigamie 
und eine Trigamie nachweisen. Vgl. Klose Darstell. d. inner. Verhält. 
d. Stadt Breslau bei Stenzel Script. rer. Silesiac. 3, 68. 72. (Breslau 
1847.). Vgl. auch die vielen gegen Bigamie erlassenen Gesetze (Jarcke 
Handb. d. Strafr. (Berlin 1830.) 3, 65. kennt gar keine), die ich zu- 
sammengestellt habe in meiner Schrift de finium inter ecclesiam et 
civitatem regundorum iudicio (Lipsiae 1861.) 8. 107. f£. — Dass übrigens 
im 16ten Jahrhundert die katholischen Territorien an Unsittlichkeit 
den protestantischen nichts nachgeben, erweist Sugenheim Baierns 
Kirchen- und Volkszustände im 16. Jahrh. 532. ff. (Giessen 1842.) 

Zeitschr. f. Kirchenrecht. III. 2. 1l 
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wisse legale Form, die mit dem Deckmantel der sponsalia 
de praesenti alles Ungesetzliche und Rohe barg ?). 

Dazu kam, dass die Leichtigkeit, mit der die Ehen 
eingegangen werden konnten, und die Erasmus in so 
treffender Weise kennzeichnete °), des nöthigen. Correctiva 
in der Möglichkeit der Scheidung entbehrte *), und dass der 
sacramentale Character der Ehe, welcher, wenn wir von 
den späteren Theorien des Melchior Canus absehen 5), 
derzeit beständig in. der Consenserklärung der Ehegatten 
gefunden wurde, selbst den Mangel der elterlichen Einwilli- 
gung rechtlich irrelevant machte ®). 

Das erstere traf zwar nur den Frieden der einzelnen 
Ehen, aber das doch in der härtesten Weise, und wirkte 
somit wenigstens mittelbar schädlich auf das Gemeinwesen 
ein, die andere Consequenz aber, welche die Kirche in den 
. tridentinischen Schlüssen den reformatorischen Lehren gegen- 


?2) Vgl. Erasmus de matrimonio S. 69. (Lugd. 1650.) Luther 
Tischreden in Werke (Erlang. Ausg.) 62, 280. 

2) 2.2.0. S.67.f.: »Quaesitum est, an etiam solo nutu possit con- 
trahi matrimonium, et responsum est posse. Quaesitum, an literis 
scriptis co&at matrimonium, responsum est coire. Quaesitum est, an 
signo, veluti si quis nummi fracti dimidium det puellae, responsum est 
coisse matrimonium. Quaesitum est, an per procuratores inter absentes 
co&at matrimonium, responsum est coire, si procurator & certa persona 
de contrahendo cum certa mandatum acceperit. Quaesitum est, an 
facto fiat ratum matrimonium, veluti si iuvenis dicat: Si me habes pro 
coniuge da basium; responsum est coire. Quaesitum est, an silentio 
coeat matrimonium, veluti si puellae pater dicat patri iuvenis: Do fillam 
meam uxorem filio tuo: rursum proci pater respondeat: Et ego filium 
meum do maritum filiae tuae, si nec iuvenis nec puella contradicat, sed 
tantum obticescat uterque, ratum erit matrimonium.« 

4) Daher erklärte sich auch Erasmus in dem Commentar zum 
ersten Corintherbriefe (Annot. in Nov. Test. Basil. 1515.) gegen die 
Unauflöslichkeit der Ehe. Vgl. Richter Beitr. z. Gesch. d. Eheschei- 
dungsr. S. 8. f. (Berlin 1858.) , 

6, Uebrigens ist dieser nicht, wie Phillips Lehrb. d. KR. S. 449. 
(Regensb. 1862.) behauptet, Urheber der Lehre, dass der Priester mi- 
nister sacramenti bei der Ehe sei; dieselbe findet sich vielmehr schon 
bei Hildebert von Tours (} 1134.) Sermon. de diversis 45. — opPp- 
(ed. Paris. 1708.) p. 856. 

©) Vgl. Richter KR. $. 267. (Leipz. 1858.) — Schwabenspie- 
gel art. 55. (Lassberg.) 
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über scharf zuspitzte ”), war mit den Anschauungen der 
germanischen Völker, mit ihrem ganzen Recht der Ehe- 
schliessung in schneidendem Widerspruch. Dies war denn 
auch der fast einzige Punkt ®), wo die weltlichen Fürsten 
und Behörden das kirchliche Recht durch Strafbestimmungen 
zu ergänzen suchten, während sonst die Ehegesetzgebung 
als unzweifelhafte Domäne allein der Kirche zufiel ?). Es lag 
aber klar zu Tage, dass dergleichen indirecte Maassnahmen, 
sei es, dass sie wie die Freiburger Statuten v. J. 1339. 1°) 
die eine solche Ehe schliessenden Personen mitsammt dem 
trauenden Pfarrer für strafbar erklärten, sei es dass sie, wie 
die Hamburger'!!), Bamberger?) Celler?) in der 
Heimlichkeit der Verbindung einen genügenden Enterbungs- 
grund anerkannten, den Uebeln kaum Abhülfe gewähren 
konnten. 

In der Regelung der Eheschliessungsforn lag das ein- 
zige Mittel zur Besserung. 

So kam es denn, dass nicht allein Männer wie Eras- 
mus !*), die überhaupt die Waffen der Kritik und des 
Spottes gegen die Lehren der Kirche kehrten, auch die Ehe- 


?) Sess. 24. c. 1. de reform. matr. 

®) Ueber andere Reactionen des Staates klagt die Freisingische 
Synode v.J. 1480. bei Hartzheim Conc. Germ. 5, 517. (Colon. 1761.) 
und das Costnitzer Concil bei v. d. Hardt Conc. Constant. I, 11, 
735. ‚Lips. et Berol. 1697—1700.). Beispiele bei Förstemann Neue 
Mittheil. I, 2, 78. (Halle u. Nordhausen 1843. ff). Westphalen Mo- 
num. ined. rer. Germ. (1730—45.) 4, 3078. Seibertz Urkb. z. Land. 
u. Rechtsgesch. des Herzogth. Westphal. 2, 405. (Arnsberg 1839—54.). 
Jäger Jurist. Magaz. f. d. deutsch. Reichsstädte 5, 278. (Ulm 1790. ff.). 

% Vgl. Schwabenspiegel art. 201. (Lassberg) Vgl. Culmer 
R. lib. 5. c. 43. herausg. von C. K. Leman S. 153. (Berlin 1838.)._ 
Wiener Stadtr. bei Rauch Rer. Austr. Scr. 3, 57. (Vindobon. 1794.). 
Friedberg a.a. O. S. 106. 

1) bei Schreiber Urkdb. der Stadt Freiburg 1, 842. (Freiburg 
1828.) 

11) Stadtr. v. J. 1276. VI. 7. X. 8. bei Lappenberg ns 
Rechtsalterth. Bd. I. (Hamburg 1845.) 

1% Zöpfl.d. alte Bamberg. R. Urkb. 155. (Heidelberg 1839.) 

15) bei Leibnitz Ser. Rer. Brunsvic. (Hannov. 1707— 11.) 3, 483, 
Vgl. auch Pufendorf observ. iur. univ. II. Appdx. 19. (Hannov. 
1744. ff.) 

1) 9.0.0. S. 66. 

11° 
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doctrin zum Gegenstand ihrer reformatorischen Vorschläge 
machten — wenn auch hier mit bemerkenswerther Schüch- 
ternheit und Unsicherheit 1°) — sondern auch streng kirch- 
lich gesinnte, einsichtige Cleriker wie Bischof Berthold 
von Chiemsee'!°) auf die Nothwendigkeit durchgreifender 
Maassregeln hinwiesen. 

Das tridentinische Concil endlich trug den vielfachen 
Vorschlägen Rechnung, brachte diesen wie den anderen in 
der Ehedoctrin aufgetauchten Missständen Abhülfe, und setzte 
eine bindende bei Strafe der Nichtigkeit der ehelichen Ver- 
bindung zu befolgende Form der Eheschliessung fest 17), die 
mit geringen von der Kirche ausgegangenen Modificationen, 
‘mit durchgreifenden vom Staate vorgenommenen, von der 
Kirche nur geduldeten Aenderungen den Kern des heutigen 
katholischen Eheschliessungsrechtes bildet. 

Die protestantische Kirche gelangte nicht zu solch’ festem 
Abschluss ihrer Doctrin ; vielmehr lässt sich durch die Jahr- 
hunderte hindurch ein Schwanken der Ansichten verfolgen, 
welches für das praktische Recht höchst bedeutungsvoll 
wurde, und an dessen Nachwehen die heutige Zeit mit ihren 
Trauungsweigerungen und ihrer in Ehesachen herrschenden 
Unklarheit mühselig genug zu tragen hat. 

Da ist es die bis jetzt noch nicht einmal in Angriff 
genommene Aufgabe der Wissenschaft, auf den Principien 
der reformatorischen Doctrinen das protestantische Ehe- 
schliessungsrecht aufzubauen !®). 


1b) a a. 0. 8. 67. 

16) Tewtsche Theologey ed. Reithmeier 8. 685. (München 1852.) 

ı7) sesg. XXIV. de reform. matr. c. 1.: »Qui aliter quam praesente 
parocho vel alio sacerdote de ipsius parochi zeu ordinarii licentis et 
duobus vel tribus testibus matrimonium contrahere attentabunt, eos 
sancta synodus ad sic contrahendum omnino inhabiles reddit, et huius- 
modi contractus irritos et nullos esse decernit, prout eos praesenti de- 
creto irritos facit et annullat.« 

18) Die Natur dieser Zeitschrift und der mir zugemessene Raum 
machen es mir unmöglich, eine vollständige, genau eingehende Dogmen- 
geschichte zu geben. Ich bemerke aber, dass ich eine solche schon 
fast vollständig ausgearbeitet habe, und zusammen mit anderen Unter- 
suchungen über das Recht der Eheschliessung in nicht allzu langer 
Frist veröffentlichen zu können hoffe. 


u 
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Der Hauptgegensatz, in den die reformatorische Ehe- 
lehre zu der katholischen trat, lag nicht so sehr in der 
Leugnung des Sacramentsbegriffes der Ehe — das war viel- 
mehr die Anfangs noch dazu zweifelhafte !?) Summe mehrer 
anderer Factoren — wie in der Bekämpfung der geistlichen 
Ehejurisdietion und des Cölibats. 

Die Kirche hatte die Ehegerichtsbarkeit das ganze Mittel- 
alter hindurch fast unbestritten ausgeübt; wenn irgend eine 
Materie, so schien diese zu ihrer eigensten Competenz zu 
gehören 2%). Aber all’ die zahllosen Missbräuche, an denen . 
die kirchliche Gerichtsbarkeit überhaupt krankte, waren auch 
hier zu Tage getreten, und die beispiellose Unwissenheit der 
Richter, die Verschleppung der Sachen nach Rom, das aus- 
saugende Erpressungssystem waren Mängel, die sich überall 
zur Genüge, am Meisten, am Grellsten und am Unerträg- 
lichsten aber in Ehesachen geltend machen mussten, wo es 
sich eben nicht um blosse, mehr oder minder wesentliche, 
vermögensrechtliche Fragen, sondern um das Wohl und Wehe 
von Familien, um sittliche Interessen handelte. 

So formulirten denn auch im J. 1522 die von katholi- 
schen Fürsten ?!) ausgehenden Beschwerden der deutschen 
Nation eigene die Ehejurisdiction betreffende „gravamina“ ??). 

Nicht besser stand es mit den Cölibatsvorschriften. 

Von gränzenloser Verachtung war der Ülerus gegen 
den Ehestand durchdrungen, den er, wenngleich für ein Sa- 
crament, doch in seltsamen Widerspruch damit, für unheilig, 
für unrein, für des Priesters unwürdig erachtete. Luther °°) 


19) So zuerst bei Luther im Sermon vom ehelichen Stand v. J. 
1519. bei von Strampff Dr. Mart. Luther über die Ehe S. 205. (Berlin 
1857.) — bei Zwingli in de vera et falsa religione — Schriften im 
Auszuge v. Usteri u. Vögelin II, 1, 186. (Zürich 1820.) 

20) Vgl. Friedberga.a. O. S. 104. ft. 

#1) Darauf macht mit Recht aufmerksam Laurent FeBee et l’etat 
8. 215. (Bruxelles 1858.) 

32) c. 69. bei Schilter de libertate eccl. Germ. (Jenae 1683.) 
S. 906. f. c. 76. ebendas. S. 911., 

25) Tischreden in Werke (Erlang. Ausg.) 61, 301. Vgl. auch 
Zimmermann, Lommler etc. Concordanz zu Luthers Werken 
1, 648. (Darmstadt 1828. ff.) 
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und Melanchthon ?*) berichten beide, dass zu ihrer Jugend- 
zeit dergleichen Anschauungen überall verbreitet, und von 
der Geistlichkeit durch Wort und Schrift gepredigt worden 
wären. 

Freilich contrastirte mit diesen idealen Vorschriften das 
Leben der Geistlichkeit in Schrecken erregendem Grade. 
Die Unsittlichkeit des Clerus überstieg alles Glaubliche, und 
trat mit frecher, selbstbewusster, in keiner Weise zu ent- 
schuldigender Offenheit und Schamlosigkeit auf: sein Leben 
war die Persiflage seiner Theorien ®°). 

Dennoch aber trug die Kirche Bedenken, durch Auf- 
hebung des Cölibats den Rathschlägen Einsichtiger ?°) nach- 
zukommen, und selbst ein .Gerson, der die Laster der 
zeitgenössischen Geistlichkeit offen genug rügte ?”), scheute 
sich vor diesem Heilmittel 28), — dennoch blieb der auffallende, 
von Calvin ®°) so scharf hervorgehobene Widerspruch be- 
stehen zwischen dem Cölibat und der Sacramentalität der Ehe. 

Die Opposition gegen diese beiden innerhalb der katho- 
lischen Kirche hervorgetretenen Consequenzen des Sacraments- 
begriffes der Ehe und des Ordo musste aber der Reforma- 
tion eine Theorie der Ehe aufdrängen, die mit sich selbst 
uneins war. 

Um die geistliche Ehejurisdiction an der Wurzel zu 
treffen, musste die Sacramentalität der Ehe ganz und gar 
geleugnet werden, wenn nicht die Bestrebungen des sechs- 


24) Apologie zur Augsburg. Confess. Art. 23. 

3) Eine Anzahl Schriften darüber habe ich angeführt in meiner 
cit. Schrift S. 38. Vgl. überhaupt Theiner die Einführ. d. erzwung. 
Ehelosigk. (Altenburg 1828. [1845.]), Carove Vollständ. Samml. d. 
Cölibatges. (Frankf. 1833.) 

*%) So Wycliffe Of wedded men and wives and their children 
bei Vaughan tracts and treatises of J. de Wycliffe (London 1845.) 
S.58. Franc. Zabarella bei v. d. Hardt aa 0.I, 9, 254. 
Andere bei Carove&a.a. O. S. 365. fi. 

#7) Die Schrift de modis uniendi et reformandi ecclesiam bei v. d. 
Hardta.a. 0. I, 5, 68—142. hat jedoch, wie Schwab Joh. Gerson 
S. 483. ff. (Würzb. 1858.) m. E. richtig dargethan hat, Gerson nicht 
zum Verfasser. 3 

22) Dialog. Sophiae et Sapientiae super coelibatu sive castitate ec- 
clesiasticor. Opp. 2, 617—34. 

**) Institut. tot. christ. religion. 8. 635. f. (Genevae 1550.) 
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zehnten Jahrhunderts an demselben Felsen der Inconsequenz 
scheitern sollten, an dem schon Occams °P) Theorien zu 
Ludwigs des Baiern Zeiten Schiffbruch gelitten hatten; 
es musste die Ehe für ein weltlich Ding erklärt werden, 
das ausserhalb des Bereichs der Kirche der weltlichen Obrig- 
keit zur Ordnung gebühre. 

Um die Ehe andrerseits dem hohlen Idealismus des 
Cölibats gegenüber zu heben, war es geboten, auf ihre Hei- 
ligkeit, auf ihre göttliche Einsetzung, auf ihre Würde hin- 
zuweisen, wäre es fast nöthig gewesen, sie zu einem Sacra- 
mente zu stempeln. 

Dieser Zwiespalt findet sich denn auch in der That in 
den Schriften Luthers und der übrigen Reformatoren vor, 
und wir haben das eigenthümliche Schauspiel erleben müssen, 
dass die extremsten Parteien sich beständig auf das Wort 
der Reformation stützten, dass die Einen gut lutherisch lehr- 
ten: „der Ehestand sei der allergeistlichste Stand und dass 
man fälschlich und mit Unrecht etliche Stände hab geistliche 
Orden und die Ehe weltlichen Stand genennet“ ?!), und dass 
die Anderen nicht minder lutherisch dem entgegneten, dass 
ja Niemand leugnen könne, „dass die Ehe ein äusserlich 
weltlich Ding ist, wie Kleider und Speise, Haus und Hof 
weltlicher Oberkeit unterworfen“ ?®), dass Luther gegen 
Luther in das Feld geführt wurde. 

Freilich hat man auch eine Motivirung dieser verschie- 
denartigen lutherischen Aeusserungen über die Ehe ver- 
sucht *?), aber man verfuhr dabei in einseitiger Weise, in- 
dem man nur die Stellen, welche die Ehe als äusserliches, 
staatliches Verhältniss hinstellen, durch den Gegensatz zur 
geistlichen Jurisdietion unschädlich zu machen suchte, wäh- | 
rend doch bei mehreren dieser Stellen geradezu nur von 


®, De iurisdict. imperat. in caus. matrimonial. bei Goldast Mo- 
barchia 1, 21. ff. (Francof. 1614.) — Vgl. Marsilius Patavinus 
de iurisd. imper. in caus. matr. ebendas. 2, 1883. f. 

*!, Das siebend Capitel St. Pauli zu den Corinthern ausgelegt v. J. 
153. bei Strampffa.a. O. S. 41. 

") Von Ehesachen v. J. 1530. bei Strampffa..a. O. S. 423. 

®, Vgl. Richter Gesch. d. evang. Kirchenverf. in Deutschland 
3. 64. ff. (Leipz. 1851.) . 
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der Eheschliessung die Rede ist, und man ignorirte — absicht- 
lich oder unabsichtlich — die deutlich genug hervortretenden 
Motive, welche Luther veranlassten, ein besonderes Gewicht 
auf die Hochstellung und Heilighaltung der Ehe zu legen. 

Diese aber sind nicht allein, wie ich oben angedeutet 
habe, in dem Gegensatz zu der Geringschätzung der Ehe 
zu finden, welche sich im Gefolge der Cölibatstheorien aus- 
gebildet hatte °*), sondern auch in der Abwehr gegen die 
rohe Zügellosigkeit der Zeit. 

Die Reformation hatte manche morsch gewordenen 
Schranken des Mittelalters, deren göttliche Einsetzung die 
Kirche gelehrt und beansprucht, als eitel Menschenwerk bei 
Seite geworfen, sie hatte die kanonischen Fesseln der Tra- 
dition abstreifend das Princip der christlichen Freiheit auf- 
gestellt. Das musste auf alle Lebensverhältnisse einwirken, 
und die missverstandene Freiheit führte nicht allein auf po- 
litischem Gebiete zu den Consequenzen des Bauernkrieges, 
denen die Reformatoren selbst entgegenzutreten für gut er- 
achteten, sondern gab auch in Bezug auf die Ehe der ge- 
schlechtlichen Zügellosigkeit den unverständigen Vorwand. 

„Wedderuemme“, heisst es in der Lübecker Kirchen- 
ordnung vom J. 1531.°°), „moth me ock dem freuele veler 
luede wedderstaen, de under dem schyne der christlichen 
fryheit ... . gantz aller ehren unde redelick vorgeten.“ 

Dieser Widerstand liess sich aber nicht besser geltend 
machen und nicht wirksamer durchführen als indem die Ehe 


°*) Das übersieht Wilda der reichsgräfl. Bentincksche Erbfolge- 
streit in Ztschr. f. deutsch. R. 4, 212. bei Anführung der Stelle 
aus der Vorrede zu Luthers Traubüchlein: »Weil man denn bisher 
mit den München und Nonnen so trefflich gross Gepränge getrieben 
hat in ihrem Einsegnen, so doch ihr Stand und Wesen ein ungöttlich 
und lauter Menschengedicht ist, das keinen Grund in der Schrift hat; 
wie viel mehr sollen wir diesen göttlichen Stand (d. h. den Ehestand) 
ehren und mit viel herrlicher Weise segnen, beten und zieren.« 

») Richter Kirchenordn. (Weimar 1846.) 1, 148. Vgl. Unter- 
richt d. Visitator. an die Pfarrherrn d. Churfürsten- 
thums Sachsen v. J. 1528. das. 1, 94. Goslar. Cons.O. v.). 
1555. das. 2, 168. Chursächs. KO. v. J. 1580. das. 2, 407. Lu- 


thers Brief v.J.1586. bei de Wette Luthers Briefe 5, 25. (Berlin 
1825. ff.) 2 
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als göttliches Institut mit unwandelbaren göttlichen 
Anordnungen aufgestellt wurde, die sie eben dem Bereiche 
des freien Beliebens, der schrankenlosen Willkür enthoben °®), 

Wenn ich aber jetzt als Resultat der widersprechenden 
Ansichten der Reformatoren doch die Weltlichkeit der Ehe 
hervorkehren muss ®?) — schon weil das in Stellen behauptet 
wird, die eine Erklärung aus bestimmten Motiven in keiner 
Weise zulassen 9°), und weil allein darin die volle Negation 
des Sacramentsbegriffes der Ehe liegt — so muss ich mich 
doch vor dem Missverständniss wahren, als ob ich damit 
behaupten wollte, dass nach den reformatorischen Lehren 
die Ehe des ethischen Gehaltes hätte entbehren sollen. 

Der Gegensatz zwischen Kirche und Staat, wie ihn 
das Mittelalter aufgestellt hatte, war, Dank der fortschrei- 
tenden Entwicklung, in den Theorien auch der kirchlich 
gesinnten Protestanten nicht mehr vorhanden, und wenn 
früher der Staat einen sündlichen Character gehabt hatte, 
weil er unter den Begriff der unheiligen Welt fiel ®°), so erhielt 
jetzt gewissermaassen das weltliche Element einen sittlichen 
Anstrich, weil auch der Staat, die Anstalt, welche in nicht 
minderer Weise als die Kirche die Sittlichkeit zur Darstel- 
lung bringen sollte, dem Weltlichen angehörte. Kirchlich, 


#\ Das ist auch bei vielen Kirchenordnungen das aus dem 
Zusammenhang sich deutlich ergebende Motiv. So in der Schwäb. 
Haller KO. v.J. 1548. bei Richter a.a. 0. 2, 16. in der Berge- 
dorfer KO. v. J. 1544. das. 2, 77. in der Brandenb. Cons.O. 
v. J. 1673. das. 2, 375. — Auf den Gegensatz zum Cölibat ist zu 
achten bei der Württemberg. KO. v. J. 1556. das. 2, 139. 

?) Vgl. Melanchthon de coniugio (Wittebergae 1551.) 8. 2. 
22.40. f. Zu erklären aus der in der Vorrede angegebenen didak- 
tischen Tendenz des Buches. — Sarcerius vom heil. Ehestand (Eis- 
leben 1556.) Vorredee Basil. Monner de clandest. matrim. libell. 
(Erford. 1594.) 19v. 52. | | 

39) z. B. Vorrede zum Traubüchlein: »So manchs Land, so 
manche Sitte, sagt das gemeine Sprüchwort; demnach weil die Hochzeit 
und Ehestand ein weltlich Geschäft ist, gebührt uns Geistlichen oder 
Kirchendienern nichts darin zu ordnen oder regieren, sondern lassen 
einer iglichen Stadt und Land hierin ihren Brauch und Gewonheit wie 
sie gehen.« 

#®, Darüber vgl. meing Abhandl. Der Missbrauch der geistlichen 
Amtsgewalt u. s. w. in Dove Ztschr. II, 1. 8. 78, 
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sofern es, wie im Mittelalter, das Vertreten ethischer Prin- 
cipien bedeutet, und weltlich, wie die Reformation den Be- 
griff auffasst, sind keine absoluten Gegensätze mehr: das 
Eine ist integrirender Bestandtheil des Anderen. — 

Die Anschauung von dem Wesen der Ehe musste auch 
auf die Lehre von der Eheschliessung von nicht zu ver- 
kennendem Einfluss sein. 

Die Ehe war ein weltlich Ding: also hatte der Staat 
ihre Regelung vorzunehmen 4°), die Bedingungen ihrer Ein- 
gehung, die Form ihrer Schliessung zu bestimmen; die Ehe 
war ein sittliches Institut: also überliess der Staat ihre Pflege 
und ihre Weihe der Kirche, die ja eben nicht mehr ein 
eigner dem staatlichen fremder Lebenskreis war, sondern 
die verkörperte ethische Seite des Staates. 

So stellt denn auch Luther in seiner Vorrede zum 
Traubüchlein die kirchliche Eheform, für wie löblich und 
angemessen er sie auch hält *!), nicht als ein Gebot der 
Kirche auf, sondern als eine von Aussen her an dieselbe 
gerichtete Forderung, der sie sich nicht entziehen dürfe *?). 

Ebenso gut hätte freilich dem von Erasmus ausge 
gangenen Vorschlag, der eigentlich auf Civilehe hinauslief *°), 


0) Das geschah durch die Kirchenordnungen, die nur eine un- 
historische Anschauung für rein kirchliche Gesetze halten, und zu 
obrigkeitlichen Verordnungen in einen Gegensatz stellen konnte. 

€) Vgl. Zwei Predigt. d. erste v. ReicheChristia d. 
vVIIl. Psalm; d.andere v. Ehestandead. Ep. a. d. Ebräer 
43, 4. v. Jd. 1545. bei Strampff a.a. O0. S. 844. Gründl u. er 
baul. Ausleg. d. I. B. Mos. v. J. 1536—45. zu Cap. 41. v. 16. 
das. 344. | 

#2) Den Anfang der Stelle siehe Anmkg. 38. Es heisst dann 
weiter: »Etliche führen die Braut zweimal zur Kirchen, beide des 
Abends und des Morgens, Etliche nur einmal; Etliche verkündigen’s 
und bieten sie auf der Kanzel, zwo oder drei Wochen zuvor: solchs 
alles und dergleichen lass ich Herrn und Rath schaffen und machen, 
wie sie wollen; es gehet mich nichts an. Aber so man von uns be- 
gehret, für der Kirchen oder in der Kirchen sie zu segenen uber sie 
. zu beten, oder gie auch zu trauen, sind wir schuldig dasselbige zu 
thun.« 

2) 2.8.0. S.77.: »Quod igitur controversiarum nascitur ex verbis 
praesentibus et futuris, ex matrimonio rato et consummato, ex signis, 
nutibus et scriptis, magna ex parte tolletur, si dignarentur Ecclesiae 
proceres statuere, nullum matrimonium prius esse ratum, quam apud 


ra. 
iR 


N 


Zur Geschichte der Eheschliessung. 157 


Folge geleistet werden können, es hätten, wie das die Wür- 
tenberger KO. v. J. 1553. ausdrückte **), auch auf dem 
Rathhause die Ehen geschlossen werden können, aber es 
sprachen doch gewichtige Gründe für und fast keiner gegen. 
die kirchliche Eheschliessungsform, zumal da diese nicht 
neu eingeführt, sondern nur beibehalten werden sollte. 

Das Volk hatte sich gemach än die kirchliche Eheein- 
gehung gewöhnt, und der Widerstand, ja schon das Miss- 
behagen, das eine neue Eheschliessungsform bei einem grossen 
Theil der Bevölkerung unzweifelhaft hervorgerufen haben 
würde, war besonders zu einer Zeit zu vermeiden, wo es 
räthlicher erschien, die schon im Uebermaass in Ehesachen 
herrschende Verwirrung zu vermindern, als ihr neue Nah- 
rung zu geben. 

Dann aber — wenn wir noch ganz von dem äusser- 
lichen Motiv absehen, dass die Oeffentlichkeit der Ehe- 
schliessung derzeit nirgends besser durchgeführt werden 
konnte als indem die Ehen in der Kirche verkündet und 
geschlossen wurden *), welche die Gemeinde mit sicherer 
Regelmässigkeit versammelte #%) — war die Unterscheidung 
von Staat und Kirche nicht vorhanden, welche heute, von der 
Kirche gefordert, von dem Staate wenigstens der Theorie 
nach gewährt, eine Gebietsauseinandersetzung auch des Ehe- 
rechts erfordert. 

Man muss dabei nur in Erwägung ziehen, dass die 


magistratus ad hoc designatos, adhibitis testibus clare conceptis verbis, 
uterque sobrius ac liber alteri condicat coniugium, eaque verba scripto 
serventur.« 

“) von Brenz verfasst, bei Richter KO. 2, 139.: »Es ist wol 
und Christlich bedacht, das die neüwen Eeleüt in der Kirchen vor der 
gemein verkündiget und eingesegnet werden, dann wiewol der Eelich 
contract, gleich wie sonst andere weltliche contract, möcht auch wol 
auff den Ratsheüsern oder andern gemeinen offenlichen, ehrlichen unnd 
burgerlichen orten verrichtet werden.« etc. 

*) Die Kirchen vertraten überhaupt in mancher Beziehung die 
Stelle der heutigen Intelligenz- und öffentlichen Verordnungsblätter. 
Vgl. Strassburg. KO. v. J. 1534. bei Richter KO. 1, 237. 

“ 46) Der Kirchenbesuch war bei Strafe geboten. Vgl. beispielsweise 
Preuss. LandesO. v. J. 1525. bei Richter KO. 1, 34. Lieg- 
nitz. KO. v. J. 1642. das. 1, 861. — Vgl. auch Giraud Essai sur 
/’hist. d. droit franc. au moy. Age 2, 33. (Paris 1846.) 


x 
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auch von den Reformatoren zuweilen angebahnte Beschrän- 
kung des Laienelementes auf den Staat *’) der Macht der 
Thatsachen gegenüber nicht Stand hielt. Die Fürsten, von 
deren gutem Willen das ganze grosse Werk der Reformation 
doch mehr oder weniger abhing, welche ihre Pflichten gegen 
die Kirche, die sie schon im fünfzehnten Jahrhundert geltend 
gemacht hatten 4%), denen gegen den Staat voransetzten, und 
eine Theokratie zu verkörpern strebten *°), liessen sich nicht 
ohne Weiteres aus der von ihnen begründeten, von ihnen 
zu erhaltenden Kirche herausdrängen. 

Was war mithin dem Landesherrn daran gelegen, ob 
der Pfarrer oder der Amtmann die Eheleute zusammensprach, 
von denen der eine ihm dem höchsten Bischof, der andere 
ihm dem weltlichen Herrscher zu gehorsamen hatte, was 
war daran gelegen, ob die Kirche oder der Staat die öffent- 
lichen Interessen. bei der Eheschliessung wahrte, da die 
Macht des Landesherrn und somit auch des Staates i in jedem 
Fall anerkannt wurde? 

Dass die kirchliche Eheschliessung aber von Gott ge- 
boten sei — eine Behauptung, die in dem Munde heutiger 
Theologen so geläufig ist — wurde als Motiv ihrer Beibe 
haltung nirgends aufgestellt und konnte auch bei nur eini- 
germaassen gründlicher Schriftkenntniss kaum behauptet wer- 
den. Luther °°) selbst entging es nicht, dass die einzige 
dafür anzuführende Schriftstelle, der Segen, den Gott in der 
Schöpfungsgeschichte über Adam und Eva ausspricht — „et 
benedixit eis“ — auch über alle Thiere gespendet wird, dem- 
nach auch für diese die Nothwendigkeit der kirchlichen Ehe- 


schliessung beweisen würde. 


4 Vgl. Luther Brief v. J. 1543. bei de Wette a.a. O. 5, 59% 

48, Die Aeusserung: »Ich bin Papst in meinem Lande« findet sich 
nicht nur bei Clevischen Fürsten vor — Jacobson Gesch. d 
Quell. d. evang. KR. d. Prov. Rheinl. u. Westphal. 12. (Königsberg 
1844.) — sondern auch bei Desterreichischen — Kurz Oester- 
reich unter Herz. Rudolph IV. 113. 317. (Linz 1821.) — und Säch- 
sischen — Stryk de iure papali prineip. evang. c. 1.8.10. _ 

4) Vgl. Ausschreib. d. Herz. v. Liegnitz v. J. 1527. bei 
Richter KO.1,73. Vorrede z. Würtemb. summar. Be 
griffv. J. 1559. das. 2, 198. 

50) Tischreden in Werke (Erlang. Ausg.) 61, 168. 
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Vielmehr wirkte hier der sonst von der protestantischen 
Kirche so verpönte Factor der Tradition, und all’ die 
Ignaze, Tertulliane, Evariste, oder wie die Katho- 
lischerseits für die kirchliche Eheschliessung beigebrachten 
Autoritäten heissen mochten, wurden auch Protestantischer- 
seits in’s Feld geführt. 
| Dann aber, und wir dürfen das nicht mit Stillschweigen 
_ übergehen, musste auch die ethische Seite der Ehe, ihre 
göttliche Einsetzung, die eben der herrschenden Unzucht 
gegenüber und im Gegensatz zu den an den Cölibat sich 
anknüpfenden Ansichten so beständig und so eifrig betont 
wurde, und die eine Beziehung der Ehe zur Kirche be- 
_ gründete, auch für die Eheschliessung eine Form wünschens- 
werth machen, der ethische, kirchliche Elemente innewohn- 
ten. Und hätte man, falls man eine solche schon vorhan- 
dene Eheform verworfen hätte, um einem blossen Princip 
zu Liebe die bürgerliche Eheschliessung einzuführen, nicht 
al’ den Theorien Nahrung und neues Leben verliehen, welche 
die Ehe als unheilige Sache darstellten, und die man als 
mönchische und papistische so eifrig bekämpfte ? °') 

Wenn wir aber jetzt den Kern der reformatorischen 
Lehre über Eheschliessung darstellen wollen, so lässt sich 
mit kurzen Worten sagen, dass das vortridentinische Recht 
mit einer und freilich sehr wesentlichen Modification voll- 
ständig bestehen blieb. Diese ist aber nicht, ‚wie fast all- 
gemein irrthümlich geglaubt wird, in der Hervorkehrung der 
kirchlichen Trauung zu finden — vielmehr blieb gerade in 
dieser Beziehung das alte Recht in fast befremdender Weise 
maassgebend — sondern in der Lehre von den Verlöbnissen. 

Das katholische Kirchenrecht 5?) hatte die Sponsalia in 
solche de praesenti und de futuro getheilt, von denen die 
ersteren, den auf die gegenwärtige Vollziehung der Ehe ge- 
richteten Consens enthaltend, wahre Ehen sein sollten, die 
anderen nichts als Verlöbnisse, da sie nur den Consensaus- 
tausch zu einer künftigen ehelichen Verbindung enthielten: 


51) Vgl, zu diesen Bemerkungen die Worte der Württemb. KO. 
v. J. 1563. bei Richter KO. 2, 139. 
2, Vgl. c. 31. X. de sponsal. et matr. (4, 1.) 
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Doch wurde die Beziehung auf die Gegenwart auch in 
der hinzugetretenen fleischlichen, Vereinigung der Verlobten 
gefunden, und sponsalia de futuro durch die copula carnalis 
ohne Weiteres zu sponsalia de praesenti. 

Luther war nun zwar mit dieser Lehre der Canonisten 
nicht sonderlich zufrieden, aber seine Ausstellungen zeigten 
doch deutlich, dass er ihren wahren Kern nicht recht erfasst 
hatte, und dass er in einem wandelbaren Formalismus ihr 
Wesen suchte, welches vielmehr in dessen materiellem In- 
halt zu finden war °°). 

Er hielt den ganzen Unterschied für einen im deutschen 
Sprachgebrauch nicht begründeten. „Ja ich wüsste selbs 
nicht wol“, sagt er ®*), „wie ein Knecht oder Magd sollten 
oder kunnten in deutscher Sprache per verba de futuro sich 
verloben; denn wie man sich verlobet, so laut’s per verba 
de praesenti und sonderlich weiss der Pobel von solcher 
behender Grammatica nichts, dass accipio und accipiam 
zweierlei sei; er fähret daher nach unserer Sprachen Art 
und spricht: Ich will dich haben, ich will dich nehmen, du 
sollt mein sein etc. Da ist die Stunde Ja gesagt, ohn weiter 
Aufzug und Bedenken. Dass liess ich wohl verba de futuro 
heissen, wenn ein condicio, Anhang oder Auszug dabei ge- 
setzt würde“... 

Die Sponsalia de praesenti und de futuro, d. h. also die 
unbedingten und bedingten, schied Luther aber in durch- 
greifender Weise: die letzteren sollten blosse Verträge sein, 
die nicht allein bei der Deficienz der gestellten Bedingung 
ihr Ende finden sollten, sondern auch „wenn anders .. 
grosse wichtige redliche Ursachen dazwischen fallen, dass 
man mit Gott und Recht den Glauben nicht halten kunnte“ 55), 
die anderen aber — und es ist das vorzüglich MIENNg — 
vollkommene Ehen. 

So sind, wie es in der Schrift von Ehesachen heisst, 
die, welche and zwei Personen Verlöbnisse eingehen, Ehe- 
brechen und an einer anderen Stelle desselben Werkes heisst 


°®, Darauf macht schon Just Henning Böhmer aufmerksam 
J. E. Pr. lib. IV. tit. 1. $. 25. (Halae 1747.) 

°4, Von Ehesachen v. J. 1530. bei Strampffa.a. O. 318. 

65) Bei Strampffa.a O. S. 319. 
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es: „Wenn’s bei schlechtem Verlöbniss bleibt, so ist bald 
geurtheilt, dass hernach kein ander Verlöbniss gelten soll, 
denn es ist eine rechte Ehe für Gott und der Welt“ 56). — 

Er verlangte nun zwar ferner auch, schon um das 
Postulat der elterlichen Einwilligung aufrecht zu erhalten, 
Öeffentlichkeit der Verlöbnisse °°), allem auch diese Con- 
sequenz konnte er nicht festhalten. 

In der Schrift Von der Babylonischen Gefengniss der 
Kirchen vom J. 1520. tadelte er freilich noch die katho- 
sche Lehre, welche „die Werke des Fleischs (copulam 
varnis) mehr angesehen haben, dann Gottes Gebot“ 5°), in 
der Schrift Von Ehesachen aber v. J. 1530. zog er selbst 
ein heimliches Verlöbniss mit Beilager einem nachfolgenden 
ifentlichen, also sogar „der Ehe“, vor und rechtfertigte diese 
Inconsequenz mit der Rücksicht auf die weibliche Ehre °°). 

Luther stand also — wenn wir hier von der ihm 
absolut nöthig erscheinenden elterlichen Einwilligung in die 
Ehen der Kinder absehen ®%) — fast ganz auf dem Boden 
der vortridentinischen Doctrin, aber freilich mit einer sehr 
wesentlichen Modification, die aus einem zwar unpractischen 
aber nicht geradezu unbilligen Recht ein unpractisches und 
ünbilliges machte. 

Auch er sah in dem Consensaustausch der Ehegatten 
das ehewirkende Moment ®!), aber auch er kam nicht über 
die Formlosigkeit der ehelichen Verbindung heraus, deren 
Lebelstände er doch selbst mit so grellen Farben gezeichnet 
hatte; auch er stellte die kirchliche Eheschliessungsform nicht 
is absolut nöthiges Erforderniss auf, ja er erreichte nicht 
enmal den von dem Tridentinum nachher festgehaltenen 
Standpunkt, dass er wenigstens — von der Benediction abs- 
trahirend — die Gegenwart des Pfarrers bei der Consens- 


erklärung verlangt hätte. 


® das. 8. 331. 

:) VgL Strampffa a. O0. S. 326. ff. 

*) das. S. 328. 

", das. S. 331. f. 

“, Vgl. Strampffa.a 0. 8. 814. 

*ı) Das geht auch aus dem von ihm aufgestellten Trauritual her- 
oe. Siehe übrigens unten Anm. 77. 


pP 
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Während jedoch die katholische Doctrin die sponsalia de 
praesenti für unauflöslich erachtet hatte, die de futuro für 
lösbar, stellte Luther formal ganz denselben Satz auf: 
aber seine sponsalia de praesenti waren eben wesentlich ale, 
welche bisher den Namen de futuro geführt hatten, waren 
fast alle Verlöbnisse. 

Was für ein Wunder, wenn diese Lehre zu demselben 
Heer von Uebelständen Anlass geben musste, zu welchem 
die Unauflöslichkeit der katholischen sponsalia de praesenti 
geführt hatte — nur freilich in doppelt vermehrtem Maasse? 

Wir werden uns aber jetzt die Frage aufwerfen müssen, 
was für eine rechtliche Kraft nach dieser Theorie dem kirch- 
lichen Eheschliessungsact, der Consenserklärung und Bene- 
diction, beiwohnen konnte. Begründete er die Ehe? Keines- 
wegs! denn diese war ja schon vorher vorhanden, war 
schon durch das Verlöbniss in unauflöslicher Weise einge- 
gangen. Er bestärkte, er bekräftigte also nur die Ehe, er 
bezeugte sie vor der Gemeinde, drückte ihr öffentlich den 
Stempel der Gesetzmässigkeit auf im Gegensatz zu heim- 
lichen und unerlaubten Verbindungen. 

Daher kam es denn auch, dass man ohne Zaudern die 
Praxis der Zwangstrauungen annahm, denn wie z. B. Bi- 
dembach das ganz direct ausführte, zwang man ja nicht 
zur Eheschliessung, sondern allein zur Ehebestäti- 
gung, zur Ehevollziehung °?). — 

In diesen Bahnen, welche Luther der Ehedoctrin wies, 
bewegten sich Theorie und Praxis bis in’s achtzehnte Jahr- 
hundert hinein. _ 

Es würde zu weit führen, wenn ich hier eine genaue 
dogmengeschichtliche Darstellung der Lehren der einzelnen 
Reformatoren und zeitgenössischen Juristen geben würde. 
Es genüge die Bemerkung, deren Beweis mir die der Litera- 
tur Kundigen gerne erlassen werden, und den ich für die 
Ungläubigen an einem anderen Orte zu führen gedenke, 
dass sowohl Melanchthon®®) wie Brenz °*), Mauser‘) 


„. 
“ 


3) Tractatus de caus. matrimon. (Lips. 1621.) S. 289. 
e3) Vgl. das Gutachten bei Dedeken thesaur. lib. 3. sect. 2. 2.4 
de coniugio (ed. cit.) S. 18. f. 16. f£. 
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wie Schneidewin®®%), Joachim von Beust’) wie 
Basilius Monner®®), Bidembach®), Kling '®), und 
wie die Autoritäten des sechszehnten Jahrhunderts alle heissen 
mögen, mit den lutherischen Doctrinen übereinstimmen, dass 
sie Ehen und unbedingte Verlöbnisse identificiren, dass sie 
— und das zuweilen mit scharfen und prägnanten Aus- 
drücken — darauf hinweisen, wie die kirchliche Eheschlies- 
sung nur zur Umgehung der Missbräuche — „ut infinitis.... 
fraudibus occurratur“ ?!) — aus äusserlichen Gründen von 
den Menschen erfunden sei und durch ihr Alter geheiligt ??). 

Die kanonische Theorie von dem matrimonium inchoa- 
tum und consummatum wurde auf das protestantische Ehe- 
recht übertragen, und im merkwürdigen Missverständniss 
die Consummation nicht so in der fleischlichen Vereinigung 
der Ehegatten, in der copula carnalis gefunden, wie in der 
„Hierologie“, der copula sacerdotalis ??). 

Auch die Kirchenordnungen schreiben zwar — 
darin von den Bekenntnissschriften abweichend ’*) — häufig 


%) Wie yn Ehesachen ... zu handeln sey (Wittenberg 1531.) Bg. C. 
4. Vgl. Bg. J. 3v/. C. 3. 

66) Explicat. erudita et utilis X. tit. Inst. de nupt. (Jenae 1606.) 
8. 319. 326. . 

66) de nuptiis (Jenae 1606.) S. 431. 

er, Tractatus connubior. (Jenae. 1606.) 8. 11. 13. 17 u. 8. £. 

68, de matrimon. (Francof. 1561.) S. 82. ü | 

6%) a.a.0. 8.289. Vgl. auch Hauber, Recht u. Brauch d. evang. 
hıth. Kirche in Württemb. Th. II. Ehesachen. $S. 209. (Stuttgart 1856.) 

70%) tractat. matrimonial. causar. 7V/. 68Y/. 72. 72V]. 

1) Molrad de matrim. (Francof. 1592.) S. 35. 

’2) Sogar die vermögensrechtlichen Wirkungen der Ehe lassen 


‘Mehrere nach dem Verlöbniss eintreten. So Molrad a. a.0. 8. 27. fi. 


Ambros-Schurer de haereditat. quae ab intest. defer. (Lipsiae 1595.) 
8. 285. Vgl. unten Anmerkg. 155. 

72) 2. B.-bei Bidembach a. a. O. S. 289. 

) Von den lutherischen handelt nur das dem Catechismus 
angehängte Traubüchlein von der Eheschliessung, ohne jedoch eine 
allgemeine Geltung seiner rituellen Vorschriften zu beanspruchen. Von 
den reformirten Bekenntnissschriften, haben das erste helve- 
tische (Art. 27.) und das zweite helvetische Glaubens- 
bekenntniss (Art. 29.) kirchliche Eheschliessung ; doch wird sie 
nicht für ein Dogma erklärt, sondern in dem einen mit der im Ge- 
gensatz zum Cölibat hervorgehobenen Heiligkeit der Ehe verknüpft, 

Zeitschr. f. Kirchenrecht. III. 2. 12 
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und vielfach kirchliche Eheschliessung vor ’°). Aber wenn 
wir schon ganz von der Natur dieser Gebote absehen wollen, 
die sehr oft eben nur als leges imperfectae auftraten, » 
ergiebt sich meist auch aus der von vielen Kirchenordnungen 
aufgestellten Trauform, dass der Consens der Ehegatten als 
das zur Ehe Wesentliche aufgefasst wurde. 

Es wird überhaupt gut sein, Kliefoth ’6) gegenüber 
darauf hinzuweisen, dass die kirchliche Eheschliessungsform 
in den ersten Zeiten gar nicht so aus einem Gusse war, 
_ wie der gedachte Theologe es darstellt. Im Gegentheil 
scheidet sich in Lutherischen Trauformular 77) die Con- 
senserklärung der Brautleute von der priesterlichen Bene 
diction schon äusserlich dadurch ab, dass die eine innerhalb, 
die andere ausserhalb der Kirche vorgenommen wurde. 

Den hier zu Grunde liegenden Rechtsgedanken erkennen 
wir aber noch deutlicher in den Kirchenordnungen, welche 
dieselbe Zwietheilung der kirchlichen Handlung aufgenom- 
men haben, die Benediction aber erst am folgenden Tage 
‘oder gar noch später vornehmen lassen. 

Da zeigt sich eben deutlich — wie z.B. in den Pon- 


und erscheint in dem anderen als Consequenz der durch die Nothwen- 
digkeit der elterlichen Einwilligung gebotenen Oeffentlichkeit. — Ueber 
Beza vgl. seinen tractatus de repud. et divort. (Genevae 1587.); er 
unterscheidet sich einigermaassen von der oben dargestellten Lehre, 
doch ist auch ihm die kirchliche Trauung blosse Solennität. Ueber 
Calvin siehe Ordonn. de Gen&ve v. J. 1541. bei Richter KO. 
1, 347. 350. 

75) Ich beschränke mich hier darauf, auf Göschen doctr. de 
matr. (Hal. 1848.) S. 51. f. Meier ius quod de forma matr. ineund. 
valet (Berol. 1856.) 8. 44. ff. zu verweisen. 

’e) Liturg. Abh. 1, 88. (Schwerin u. Rostock 1854.) 

’””) Es lautet dies im Traubüchlein: »Für der Kirchen trauen 
mit solchen Worten: Hans wilt du Greten zum ehelichen Gemahel 
haben? Dicat: Ja. Greta, wilt du Hansen zum ehelichen Gemahel 
haben? Dicat: Ja. Hie lasse sich die Trauringe einander geben, und 
füge ihre beide rechte Hand zusammen, und spreche: Was Gott zu- 
sammen füget, soll kein Mensch scheiden. Darnach spreche er für 
Allen ingemein: Weil denn Hans N. und Greta N. einander zur Ehe 
begehren, und solches hie öffentlich für Gott und der Welt bekennen, 
darauf sie die Hände und Trauringe einander gegeben haben, so spreche 
ich sie ehelich zusammen, im Namen des Vaters und des Sohnes und 
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merschenK.-O. v.J. 1535. und 1563.°®), dass die Bene- 
diction für rechtlich ganz indifferent gehalten wurde, und 
dass die Consenserklärung die Ehen, wenn auch nicht machte, 
so doch bestätigte. Dabei ist freilich zu bemerken, dass 
diese Scheidung in der kirchlichen Handlung früh genug 
dem Bewusstsein des Volkes fremd wurde, wie sie auch von 
vorne herein nicht überall bestand, und dass später allgemein 
gerade in dem Segen des trauenden Geistlichen der wesent- 
liche Theil des Trauactes erblickt wurde. 

In so fern ist jener Kliefoth’sche Ausspruch für heute 
eben so richtig, wie er für die Reformationszeit falsch ist. 

Die Identificirung aber zwischen Ehe und Verlöbniss 
tritt uns, und nicht bloss dem Worte nach 9), in mehreren 
Kirchenordnungen entgegen, oder ist wenigstens, da Er- 
örterungen über den Unterschied zwischen sponsalia de prae- 
senti und de futuro in den -Kirchenordnungen fast ganz 
fehlen ‚ als Resultat .der gesammten Anschauung ersichtlich. 

So lassen, um mich hier im Hinblick auf meine spätere 
Publication und Göschen’s Doctrina de matrimonio mit 
der Anführung einzelner Beispiele zu begnügen, die Acta 
synodi Wesaliensis v. J. 1568. ®°) die Namen der Verlobten 
schon vor der kirchlichen Trauung als Eheleute in das 
Kirchenbuch eintragen. Die Goslarische Cons. O. v. 
J. 1555. 2) und die Brandenburgische v. J. 1573. ®2) 
wollen den Treubruch der Verlobten für Ehebruch bestraft 
wissen und in der letzteren heisst es®®): „Was aber 
öffentlich mit vorwissen und bewilligung derjenigen, so die 
überhandt haben, als Vater, Mutter, und was an jhrer statt 
des heiligen Geistes. Amen! Für den Altar: über den Bräutigam und 
Braut lese er Gottes Wort. 

’e) Richter KO. 1, 250. 2, 242. " So auch in der Osnabrück. 
KO. v. J. 1548. das. 2, 26., der Brandenburg. v. J. 1540. das. 1, 
3%. KO. für Calenberg u. Göttingen v.J. 1542. das. 1, 365. u. 8. w. 

"9% So z. B. in der Zürich. KO. v. J. 1529. bei Richter KO. 
1, 185. Brandenb. Cons.-O. v. J. 1573. das, 2, 381. Vgl. duch die 
Kassel. K.O. v. J. 1539. das. 1, 304. 

%®) bei Richter KO. 2, 326. 

1) bei Richter KO. 2, 166. 

®) bei Richter KO. 2, 381. 


®) bei Richter KO. 2, 881. 
12 * 
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sein mag, oder in beysein Ehelicher Leute fürgenommen 
und geschlossen wirdet, das hat Gott zusammen gefügt, und 
solchs soll kein Mensch aufllösen noch scheiden.“ - Beson- 
ders ist in dieser Hinsicht interessant das von Lavater 
verfasste Zürcherische Trauceremoniell ®*%), in dem die 
wo möglich kirchlich eingegangenen Sponsalien ebenfalls 
schon die Ehe begründen und darauf eingesegnet werden 
sollen. 

So war es denn auch nicht die Sorge, den sittlichen 
Character des Verlöbnisses hervorzuheben, wie Kliefoth®°) 
irrthümlich meint, welche die Kirchenordnungen bewog, auch 
für Verlöbnisse eine bindende, wo möglich öffentliche 8°) oder 
gar kirchliche Form ®°) vorzuschreiben, sondern allein Sorge 
für die Ehe, die mit dem Verlöbniss gleichgestellt wurde; 
es war auch nicht Opposition gegen den „Leichtsinn und 
die Schlechtigkeit des subjectiven Gelüstes und Beliebens, 
dem das Gebiet der Eheberedungen und Eheversprechungen 
zum ewigen und zeitlichen Schaden vieler Tausende zum 
Opfer geworden ist“, wie derselbe Schriftsteller tendenziös 
hervorhebt ®®), welche die Kirchenordnungen bewog, dem 
Verlöhniss die bindende Kraft der Ehe zuzusprechen, son- 
dern es war eben eine Reproduction des kanonischen Rechts, 
wie es bis zum Trienter Concil gegolten hatte, und wie es 
Kliefoth freilich’ ganz unbekannt zu sein scheint °°). 


°«) de ritibus et institutis ecclesiae Tigurinae. fol. 15. auch abge- 
druckt in Daniel Cod. liturg. 

85) a. a. O. 1, 39. 

ee) Brandenb. Cons.-O. v. J. 1573. bei Richter KO, 2, 376. 
Mecklenb. KO. v. J. 1584. ebendas. 2, 465. u. s. w. 

*”) Das führte aber zu grossen Missständen. - Vgl. Lauenburg. 
KO. fol. 249: »Eg sollen die Pastoren Niemand vertrauen, wie 
bisher geschehen ist, auf den Verlöbnissen , daraus grosse Uebelstand 
und ärgerliches Wesen erfolgt ist, dass die Personen sich zusammen 
gefunden, ehelich mit einander gelebt, die Braut gleichwohl in den 
Haaren umgegangen und oft Kindbette gehalten, ehe die Hochzeit ge- 
worden, und sie dem Bräutigam ins Ehebette geworfen ist worden.e — 
Beispiel: Emdner Synodalschl. bei Richter KO. 2, 341. 

ee, a. a. O. 1, 40. 

°°) Vgl. meinen Aufsatz zur Gesch. d. Eheschliess. Erst. Art. in 
Dove Ztschr, 1, 374. 
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Noch mehr aber lässt sich der Rechtszustand des sechs- 
zehnten Jahrhunderts aus der Praxis der Gerichte und Con- 
sistorien erkennen, welche die lückenhafte Gesetzgebung 
der Kirchenordnungen ergänzte: freilich zuweilen in einer 
Weise, die zu den reformatorischen Anschauungen in ge- 
radem "Widerspruche stand °°). 

Ich führe aus der grossen Menge des mm vorlissenilen 
Materials nur einige wenige besonders bemerkenswerthe Er- 
kenntnisse auf j 

Das Consistorium zu Stuttgart Kätte: i. J. 1595. die 
Frage zu entscheiden: „Ob ein Evangelischer an Bäpstlichem 
Orte durch einen Messpfaffen in Ehestand sich müge trawen 
lassen“? und bejahte sie unter gewissen für uns hier gleich- 
gültigen Bedingungen, geleitet dabei vorzüglich ‘durch die 
Erwägung, dass ja jeder — „privatus quispiam“ — eine Ehe 
eonfirmiren könne, denn: „Contractus matrimonü politicus 
magis est, quam ecclesiasticus“ ?). 

In einem Wittenberger Erkenntniss v. J. 1597. 
wird die Trennung eines Verlöbnisses nur aus den Grün- 
den für zulässig erklärt, welche eine Ehescheidung recht- 
fertigen, da „es also vor Gott und der Welt eine rechte 
verbindliche Ehe zwischen jhnen beyden geschlossen, unge- 
achtet, ob sie gleich Christlichem brauch und Gewonheit 
nach, durch den Priester Ehelichen nicht getrawet und ge- 
segnet, noch mit ehelichem beylager solch -Ehegelübde voll- 
zogen haben. Nuptias enim seu matrimonium non concubi- 
tus sed consensus facit“ °?). 

Noch merkwürdiger ist die Entscheidung des Leipzi- 
ger Schöffenstuhles v. J. 1590., wo Verlobte auf Lebens- 
zeit von Tisch und Bett geschieden werden®?); und am 


" Luthers Opposition gegen die Juristen vorzüglich wegen Gel-- 
wndmachung des kanonischen Rechts in der Frage der heimlichen Ehen 
(d h. bier der ohne elterliche Einwilligung eingegangenen) ist bekannt 
genug. Vgl. Seckendorff hist. Luther. lib. 3. sect. 32. $. 126. c. a. 
1545. (Lipsiae 1644.) 

", bei Dedekeh a. a. O. 3, 431. 

”) bei Georg. Beatus sentent. defin. saxon. de caus. matrimon. 
'Gerse 1668.) 8. 7. 2 

") Beatusa. a. O. 8, 117. 
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Auffallendsten endlich die Consequenz, welche in Bezug auf 
die fleischliche Gemeinschaft der Verlobten die Consistorien 
aus der Identificirung der Ehe mit dem Verlöbniss zogen, 
und gegen die sich doch Kirchenordnungen °*) wie Refor- 
matoren °°) so scharf gewehrt hatten. 

Im J. 1567. beklagte sich der Rath zuP. bei den Wit- 
tenbergerny eg: wolle in seiner Stadt „sehr gemein ein- 
reissen“, dass die Verlobten vor der Trauung zusammen- 
zögen und lebten, ünd fragte an, ob es nichtthynlich wäre, 
mit Strafen dagegen einzuschreiten;, er erhielt zur Antwort, 
dass dies in keiner Weise zu stapfchlen sei, ja leicht zur 
Verwirrung der Gemüther dienen, und den aus solchen Ver- 
bindungen entsprossenen Kindern zum widerrechtlichen Prä- 
judiz ihrer Legitimität erwachsen könne. Das einzige an- 
wendbare Mittel sei die Verwarnung von der Kanzel herab: 
„sintemal nach beschehener. verlöbnuss ‘zwischen jnen ein 
rechte ehe ist, und sie vor eheleut zuhalten“ °®). 

Die Sitte des Volkes endlich, um das Bild der Rechts- 
übung des sechszehnten Jahrhunderts zu vervollständigen, 
war für kirchliche Eheschliessung. Wenigstens hat mir 
keiner der zeitgenössischen Schriftsteller Material zur ent- 
gegengesetzten Behauptung an die Hand gegeben. 

Dennoch kamen aber — wenn wir von der höchst 
zweifelhaften Art, wie Luther’s’Ehe geschlossen wurde °”), 
absehen, und die bigamische Ehe Philipp’s des Gross- 
müthigen, die nicht kirchlich eingesegnet wurde, als ex- 
ceptionell übergehen °®) — selbst noch in der. letzten Hälfte 
des sechszehnten Jahrhunderts unkirchliche Ehen nach altem 
Recht vor. 


%) Vgl. Genfer Ord. v. J. 1541. bei Richter KO. 1, 348. 
Württemb. KO. v. J.,1537. das. 1, 281. u. s. w. 

%) Luther in Tischreden, Werke (Erlang. Ausg.) 61, 173. 
Bullinger Vom christl. Ehest. c. 16. 

”) Beatus a. a. O. 8. 51. f. Ein ganz ähnliches Erkenntniss 
ebendas. 8. 134. " 

®”) Vgl. einstweilen Meier a. a. O. S. 64. Dagegen Walch 
Wahrh. Gesch. d. seel. Frau Kath. v. Bora (Balle 1762.) S. 97. ff. 
Beste Gesch. Kath. v. Bora (Halle 1843.) 9. 38. 

°»*) Vgl. Rommel Philipp d. Grossmüthige. 2, 411. (Giessen 1830.) 
— Karl Ludwig von der Pfalz liess sich dagegen mit der Maria 


un ö 
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Bartholomaeus Sastrow verlobte sich am 5. Januar 
1551. zu Greifswald feierlich in Gegenwart von Bürger- 
meister und Rathsherrn. Am 2. Februar hielt er Hochzeit, 
die er in seiner Selbstbiographie folgendermaassen be- 
schreibt °°): 

„Auff den Nachmittag nach dreyen, als auf den Abendt 
die Hochzeit angön solte, versamlten sich, die geladen undd 
dem Breutigam Beistandt leisten wölten, zu jhme; gingen 
nach dem Marchete nach der Seiten der Schuestrassen, der 
Brautmann zwischen zwen Burgermeistern... In der Tühren 
auf der Schwellen des Hauses, recht auf der Schuestrassen 
Ortte, lag ein vierkantig Ehlstein; dar gingk' der Braut- 
man allein hinauf, die andern alle blieben ungefehr 50 Schritt 
zurukk in ordine, wie sie gangen. Da stund der Brautman 
gar alleine, unnd die Spielleute midt jren Pfeiffen, unnd 
hoffirten jhme, etwan ein Pater noster lang; kam alsdann 
der Brautman wider herunter, zwuschen den beiden Burger- 
meistern, unnd gingen also samptlich nach dem Hause, darin 
die Hochzeit sein solte; da wurden Braut und Breutigam 
zuwammen gegeben.“ 

Von einer kirchlichen Ehefeierlichkeit erwähnt er gar 
nichts, wohl aber, dass er „fast der letzteste Breutigam“ 
gewesen sei, der in der alten Weise copulirt worden sei; 
nicht lange darauf sei „das Steingant abgestellt, und dasselb 
m ein besser Ordnung vorwendett.“ | 

Selbst Laiencopulationen, wie sie uns im Mittelalter 
entgegengetreten .sind 1°0), kamen noch im sechszehnten Jahr- 
hundert wie in der katholischen !°!), so auch in der pro- 
testantischen Kirche vor, und mussten durch eigene Bestim- 
mungen einzelner Kirchenordnungen verboten werden 1°?). 


Ludorica von Degenfeld kirchlich trauen. Vgl. Struve Juris- 
prud. heroica. (Jenae 1745.) 3, 446. Ebenso Bernhard von Sach- 
sen Jena mit der Maria Elisabeth von Kospoth. das. 8.448. 

 Barthol. Sastrowen Herkommen, Geburt und Lauff seines 
gantzen Lebens, von ihm selbst beschriben (Her. v. Mohnike. Greifs- 
wald 1824.) 8, 8. f. 

o, Vgl meinen angef. Aufsatz oben Bd. 1, 373. 

10) Vgl. z. B. die Bestimmungen der Toulouser Synode v. J. 
1515. bei Lannoy regia in matr. potestas S. 417. (Parisiis 1674). 

 Bergedorfer KO. v. J. 1644. bei Richter KO. 2, 77. 
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Ueberhaupt aber hing das Volk fest an seiner alten 
Sitte, und wenn diese Zähigkeit vielleicht. der Grund ge- 
wesen ist, dass die priesterliche Trauung nicht bei Seite ge- 
lassen wurde, so gab sie doch auch Veranlassung, die 
anderen aus der katholischen Zeit überkommenen Gebräuche 
ebenso festzuhalten, gegen welche die protestantische Kirche 
sich bei Weitem intoleranter bezeigte, als bisher die katho- 
lische’ gethan hatte, die im Gegentheil in der Verschmelzung 
derartiger Volksgebräuche mit der kirchlichen Feierlichkeit 
einen nicht unwesentlichen Factor für die Einführung der 
kirchlichen Eheschliessung selbst erblickt und benutzt hatte. 

Dabei gab vor allen Dingen die Oeffentlichkeit der Ver- 
lobungen, deren Eingehung dem Bewusstsein des Volkes 
für Schliessung der Ehe galt, den Anhaltepunkt. 

So schildert uns die kursächsische K.-O. v. J. 1580. 
Gebräuche, in denen der Kenner des mittelalterlichen Rechts 
den Kern desselben wiederfindet, in denen gewissermaassen 
das alte Zusammensprechen der Brautleute im „Ring“ an- 
klingt. Es heisst dort!°®): „Nachdem auff den Dörffern ge- 
meiniglich ausgaben gehalten, daraus grosse unordnung er- 
folgen, das ehe man auff den Hochzeiten zur Kirchen gehet, 
der Breutigam seine freundschafft zu sich nimpt, und sich 
in der Jungfrawen vaters hause verfüget, welcher gleicher 
gestalt seine freundschafft bey sich versamlet, und lasset den 
Breutigam auffs newe umb die Braut werben, dem sie auch 
von newem wieder zugesagt... darauff auch gleich wieder 
ein gefress angestellet, welches der Brautvatter geben muss, 
dadurch der Pfarrer und das versamlete volck in der Kirchen 
so lange auffgehalten, bis sie jhr ergerlich gefrese verrichtet“. 

Das Trinken bei Verlöbnissen findet in derselben Art 
statt, wie wir es im Mittelalter gefunden haben !%*), und 


L ; 


Schlesw.-Holst. KO. v. J. 1542. das. 1, 356. Hadel. KO. v.)J. 
1544. das. 2, 74. 

08) Bei Richter KO. 2, 443. Vgl. Lüneburger KO. v. ). 
1543. das. 2, 56. 

14) Lüneb. KO. v. J. 1548. a.a.0. Hoyasche KO. v.). 
1573. bei Richter KO. 2, 357. Genfer Ordon. v. J. 1541. das. 
1, 347. Vgl. Neocorus Chron. d. Land. Dithmars. (ed. Dahlmann 
Kiel 1827.) 1, 106. Siehe meine angef. Abhandl. oben 1, 373. 
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dass das Beilager meist der kirchlichen Trauung voranging, 
: ‘wird von Theologen und Kirchenordnungen bitter genug 
: beklagt !°°). 


Das siebzehnte Jahrhundert in seiner ersten Hälfte 
brachte weder in Theorie noch in Praxis eine Abweichung 
von den bisher dargestellten Doctrinen. 

Freilich wurde auch die Trauung vielfach Gegenstand 
theologischer Speculationen, und überhaupt brach sich eine 
Anschauung von der Ehe Bahn, die im sechszehnten Jahr- 
hundert nur leise Ansätze gezeigt hatte, aber das führte . 
doch nicht dahin, dass man die kirchliche Eheschliessung 
für absolut nöthig erachtet hätte, sondern diente höchstens 
dazu, den Widerspruch zwischen den dadurch hervorge- 
brachten Theorien und der sich fortschleppenden kanonischen 
Doctrin noch klaffender zu machen. 

So theilte Chemnitz 1%), Danhauer!P), Hol- 
laz !08), Quenstedt!"), Kitzel!!%), Mevius!!!) und 
eine nicht geringe Zahl Anderer die Verlöbnisse nach wie 
vor, dem lutherischen Vorbilde getreu, in sponsalia de prae- 
senti und de futuro ?'2), und erblickte in den ersteren, den 
unbedingten, wahre Ehen. 

Die priesterliche Trauung, wie sehr ihr spiritualer Cha- 
racter auch betont wurde, blieb mithin' nach wie vor, ein 
löbliches Beiwerk, eine zu erzwingende Form der Ehebe- 
stätigung, kein Institut des Eheschliessungsrechtes. 

Selbst die veränderte Auffassung der Ehe, deren Ent- 
stehung wir so eben erwähnt haben, und auf deren Ursachen 


106) Vgl. Hess. Reform. v. J. 1572. bei Richter K.O. 2, 351. 
Vgl oben Anmkgg. 94. 95. 

10°, Loci theologici (Witteb. 1623.) 3, 218. f. 

ı07) Theolog. conscient. (Argentorati 1679.) 3. 818. ff. 

108) Fixamen theologic. (1741.) 1371. 

109%) Theolog. didactico-polemica sive systema theolog. (Lips. 1715.) 
2, 1579. 1582. | | 

110) Synopsis matrimon. (Giessae 1620.) 172. 157. 

111) Comm. in ius Lubec. lib. 1. art. 14. no. 1. ff. (Francof. 1664.) 
S. 240. 

112) Lyncker inAnal. adD. tit. de sponsal. th. 10. (Jenae 1690.) 
suchte diesen Unterschied sogar aus dem römischen Recht zu beweisen. 
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und Folgen wir hier kurz eingehen wollen, brachte kaum 
Aenderungen hervor. 

Die Hauptmotive aber dieser in ihren ee 
uns heute noch fühlbaren Umwälzung lagen noch innerhalb 
des sechszehnten Jahrhunderts. 

Die geistliche Ehegerichtsbarkeit war von der prote- 
stantischen Religionspartei in ihrer göttlichen katholischer- 
seits behaupteten Anordnung geläugnet worden !!?); so wie 
die ganze Ehe, sollte auch ihre Jurisdiction weltlich sein, 
das war der consequente Schluss, der freilich zuerst in der 
umgekehrten Form sich Bahn brach, dass, weil die Ehege- 
richtsbarkeit weltlich sei, die Ehe kein Sacrament sein könne. 

Es traten nun aber mehrere Umstände ein, welche 
gegen eine einseitige weltliche Behandlung der Eheprozesse 
sprachen. 

Ganz abgesehen nämlich davon, dass der weltliche 
Richter, der sich weder auf theologische, noch auf ethische 
Deductionen einlassen mochte, zu dem fertigen Rechtsstoffe 
des ihm in alter Hochachtung überlieferten Corpus juris 
canonici griff 1’), unbektimmert, ob er damit zu den refor- 
matorischen Lehrsätzen in geraden Widerspruch trete, und 
unbehindert durch die von Luther ausgesprochene Verur- 
theilung des kanonischen Rechtsbuches: so schien auch die 
ethische Seite der Ehe, das „de conscientie bedrapende, und 
woer verlicheit der selen is“, wie die Kirchenordnungen sich 
ausdrückten !5), in den weltlichen Gerichten nicht die Be- 
rücksichtigung zu finden, die für nöthig erachtet wurde, und 
die man bei geistlichen Richtern nicht suchen zu 
können hoffte 118), 


118) Vgl. Art. Schmalcald. bei Müller d. symbol. Bach d. 
ev. luth. Kirche, $. 343. (Stuttgart 1860.) 

116) Vgl. Melchior Kling in der Vorrede und Dedication sei- 
nes tractatus de caus. matrimonial. Ueber Georg Major in seinem 
Buch de consanguinitate et affinitate vgl. Fichardi Consil. (Francof. 
1687.) 2, 278. ff. Vgl. auch Berlich. Conclus. pract. pars 4. concl. 28. 
n. 66. ff. (Arnhem. 1644.) 

115) Vgl. Braunschweig. KO. v. J. 1528. bei Richter KO. 
1, 112. 

116) Vgl. die Melanchthonsche Reformationsformel im Cor- 
pus Reform. 5,606. 
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So kam denn in fast überall gleichmässiger Entwick- 
lang - die Ehegerichtsbarkeit an die Consistorien 117), die 
zwar landesherrliche, aber trotz ihrer gemischten Zusammen- 

ıg 118) doch überwiegend geistliche Behörden waren !!?), 

’ Dadurch griff aber die umgekehrte Erscheinung Platz, 
welche sich in der katholischen Kirche gezeigt hatte. 
In dieser war die Ehegerichtsbarkeit der Kirche vindieirt 
worden, weil die Ehe ein Sacrament sei: hier wurde die 
Ehe beinahe ein Sacrament, weil ihre Gerichtsbarkeit von 
der Kirche ausgeübt wurde. | 

Dazu kam nun noch und wirkte zur Stärkung dieser 
Anschauung mit, dass die Ehegesetzgebung in den Kirchen- 
ordnungen enthalten war, welche, zwar rein obrigkeitliche 
Verordnungen, doch mehr oder weniger den kirchlichen 
Stempel zu tragen schienen; und schliesslich fiel auch der 
Umstand nicht unbeträchtlich in’s Gewicht, dass die Ehen 
kirchlich eingegangen wurden, mithin auch darin ihre Be- 
ziehung zur Kirche zu bethätigen schienen. 

Diese ganze Anschauung, deren Factor die kirchliche 
Trauung ‘eben mit war, verfehlte aber nicht, gerade auf 
diese selbst wieder diret einzuwirken, und brachte eine 
spirituale Auffassung derselben hervor, die z. B. bei Carp- 
z0w120%), dem Hauptrepräsentanten dieser Richtung, zu 
Tage tritt. 

Dennoch kam aber selbst Carpzow mit all’ seiner 
Verehrung der kirchlichen Trauung nicht über das alte 
Sponsalienrecht hinaus und verwickelte sich in Widersprüche, 
deren Lösung zu finden — sie lag in der absoluten Noth- 
wendigkeit der kirchlichen Eheschliessung — er dange nicht 
consequent genug war 121). 


117) Theile mit besonderer Erinnerung an die Weltlichkeit der Ebe- 
sachen, theils mit Aufstellung des gemeinen und particulären weltlichen 
Rechtes als Norm in materieller und processualischer Beziehung. Vgl. 


‚im Ganzen Göschen doctrina S. 70. ff. 


s) Vgl. Lippesche KO. v. J. 1571. bei Richter KO. 2, 338. 

) Vgl. Richter Gesch. d. ev. K.-Verf. 8. 97. 

") gl. Jurisprad. cons. lib. II. tit: 1. def. 21. n. 7. 

“28.0. lb. 2. tit.-8. def. 142. verglichen mit lib. 2. tit. 2. 
def. 17. 88 7. 5. def. 21. 8 7. 
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Auch die Praxis blieb in dem ruhigen Geleise des vori- 
gen Jahrhunderts, und wie die Helmstädtische Facultät 
i. J. 1630., die ohne Aufgebot und priesterliche Copulation 


von dem Sohn des dortigen Bürgermeisters mit einem wie 


dertäuferischen Mädchen eingegangene Verbindung für eine 
Ehe erklärte '*??), so deducirte die Wittenberger theo- 
logische Facultät !?°), dass, „so jemand an solchem ort 
lebete, da er die benedictionem sacerdotalem nicht haben 
noch in benachbarten Kirchen erlangen konte, möchte jhm 
derselbe Mangel in seinem gewissen nicht irren.“ 

Zahlreiche Beispiele derselben Art liegen mir aus den 
Consiliensammlungen von Harprecht 2%), Ludewig!?®), 
Ritterhusius??2®), Gerdesius!?”), Mevius!?®) u.a. vor. 

Und wenn auch Theorie !??) und Praxis !°°) einig darin 
waren, dass der fleischliche Umgang der Verlobten nicht zu 
billigen, sondern mit kirchlicher Busse zu ahnden sei, so 
waren sie doch ebenso einig, dass ein Grund zur Aus- 
schliessung aus den Zünften darin nicht gefunden werden 
könne !°1), und dass die Praufkuder für eheliche zu halten 
seien 12), 

Auf der anderen Seite machte sich aber auch schon 
im siebzehnten Jahrhundert in der Theorie eine Auffassung 
der kirchlichen Trauung geltend, die doch anfing, deren 


112) Bei Willenberg Selecta iur. matrim. (Halae 1720.) S. 327. 

128) Bei Dedeken a. a. O. 3, 426. 

12€) Consil. Tubingens. (Tüb. 1695.) 2, 475. 

135) Consil. Hallens. (Halae 1738.) tom. 1. lib. 2. cons. 6. vgl. auch 
ebendas. ], 111. 

126) Consil. et Resp. Altdorfina (Noribergae 1702.) 1, 247. 549. 

137) Sesquicenturia praecip. differ. iur. comm. a Lubec. n. 126. 

136, Decis. pars 2, no. 81. 

12%) Danhauer a. a. O. S. 818.. Philippi Observat. iur. pract. 
(Lipsiae 1661.) lib. 1. eclog. 61. 2.13. Mentzer: Quaest. theol.: Num 
sponsis ante solenn. in eccl. copulat. et benedict. concumbentib. publ. 
poenitent. iuste imponatur. (Giessae 1710.) 

ı50) Vgl. Homberg Consil. sive Resp. Helmstad. (Francof. et Lips. 
1723.) S. 60. Müller de hierologia sect. 1. th. 9. (Jenae 1708.) 

181) Sam. Stryk de dissensu sponsal. sect. 4. c. 1.828. Mevius 
dec. pars 3. dec. 39. z 

182) Vgl. Brunnemann decis. centur. V. (Francof. 1704.) IV. dec. 
47. 8. 241. 
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rechtliche Bedeutung zu prüfen, und sie in das System ein- 
zureihen versuchte. 

Auch den wenigen Schriftstellern dieser Richtung, zu 
denen beispielsweise Schilter!?®) gehörte, war der Unter- 
schied zwischen sponsalia de praesenti und de futuro nicht 
fremd, aber noch mehr hoben sie die Verschiedenheit des 
„Consensus matrimonialis und sponsalitius“ hervor, und zogen 
endlich aus der Zwiespältigkeit der Sponsalien kein anderes 
Resultat, als eine verhältnissmässig erschwerte Auflösungs- 
fähigkeit der unkedingten Verlöbnisse. 

Den Uebergang zu dieser Theorie, ‘die aber in der 
Praxis noch weniger Anhang fand, als in der Wissenschaft 
— das Leipziger Erkenntniss bei Carpzov ist daraus 
geflossen 1%%) — bildeten aber Männer, wie Cypraeus !°°) 
oder Johannes Gerhard '!?®), die zwar den Unterschied 
zwischen Verlöbniss und Ehe anerkannten und bis in’s Ein- 
zelne durchführten, doch aber dann schliesslich den ihre 
früheren Behauptungen wenigstens theilweise paralysirenden 
Satz aufstellten, dass Verlöbnisse mit copula carnalis für 
consummirte Ehen zu erachten, und nachfolgenden, selbst 
kirchlich eingesegneten Verbindungen vorzuziehen seien !?7). 

Das aber war doeh, mit der geringen Ausnahme derer, 
welche den durch Carpzow vertretenen spiritualen Stand- 
punkt einnahmen '?®), allgemein anerkannt, dass die kirch, 
liche Trauung eine göttliche Berechtigung nicht beanspruchen 


155, Institut. iur. canon. (Francof. et Lips. 1721.) lib. II. tit. 10. 8 3. 
tie. 11. 8 2. 8. 381. 

14) a a. O. lib. 2. tit. 8. def. 142. 8 19. Vgl. auch das Erk. v. 
1628. bei Besold Consil. 2, 328. 

12%, de connub. iure (Francof. 1605.) S. 418. ff. vgl. S. 451. 

186) Loci theolog. (Tubing. 1776.) tom. XV. loc. 26. c. 6. S. 895 ff. — 


«3.8, 47. c. 9. 8. 466. fl. u. 8. w. 


127) So auch Havemann Gamologia synoptica (Stadae 1656.) 
8. 358. ff. 

138) Zur Carpzowschen Richtung gehörten z. B. Hildebrand 
de nupt. veter. Christian. (Helmstad. 1661.) Bg.M. 2. Calvor Rituale 
eccles. (Jenae 1705.) 1, 124. Brochmand System. unirv. theol. (Lips. 
1648.) 2, 6014. vgl. 2, 5070. Aber auch diese alle leiteten zwar meist 
die Trauung von göttlichem Ursprung ab, ohne sie jedoch desswegen 


für an sich zur christlichen Ehe nothwendig zu erachten. 
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könne, und selbst jene theologisirende Richtung nahm 
keinen Anstand, die Civilehen der Holländer, deren Kennt 
niss durch das weit verbreitete und vielfach berutels Brou- 
wersche !°°?) Buch in Deutschland allgemein war, als 
christliche anzuerkennen, den kirchlichen Ehen als völlig 
gleichberechtigt an die Seite zu stellen 1*9). 

War doch selbst ein frommer gewissenhafter Theologe, 
wie Johannes Gerhard, von der Ueberzeugung durch- 
drungen, dass die weltliche Seite der Ehe bei der Ehe 
schliessung eben so gut eine Repräsentation erfordere, wie 
sie die kirchliche in der Trauung finde, wenngleich er jene 
eigenthümlich genug, in dem von ihm für nothwendig er- 
achteten Hochzeitsmahl suchte !*!). 

Die Sitte des Volkes kümmerte sich aber nicht um die 
Schulfragen der Wissenschaft, und eben so gewiss, wie diese 
die kirchliche Mitwirkung zur Eheschliessung für unnöthig 
erashtete, eben so gewiss erblickte die gemeine Ansicht allein 
in der kirchlichen Weihe den Stempel, der einer Verbindung 
den ehelichen Character aufdrücken könne. 

Das Volk mit seinem gesunden Instinct hatte eben das 
Ziel schon längst erreicht, welchem Wissenschaft und Praxi 
auf weiten Umwegen sich kaum zu mähern vermochten. 


„ _ Man darf übrigens, wenn wir uns jetzt zu dem Lehren 
des achtzehnten Jahrhunderts wenden, nicht glauben, 
dass die Nothwendigkeit der kirchlichen Trauung in der 
Theorie allgemein durchgedrungen wäre. 

Im Gegentheil brachte schon das hohe Ansehn, welches 
Carpzgw in Ehesachen genoss, seinen zahlreichen Nach- 
tretern zwar die vorzügliche Betonung der kirchlichen Ehe 
form, aber ebenso die dem widersprechende Theorie der 
Sponsalien und als Resultat die Lehre, dass die Ehen durch 
den Consens beim Verlöbniss geschlossen oder vielmehr 
angefangen, durch die Trauung und den Beischlaf nur vol- 


189) de iure connubior. ap. Batavos recepto (Amst. 1665.) 

140) Vgl. z. B. Danhauer a. a. O. S. 818 fl. Spener Theokg. 
Bedenk. (Halle 1713.) 8. 567. c. 4. sect. -12. 

11) 2 a. OÖ. loc. 26. c. 9. S. 466. ff. 


aan 
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zogen würden, wie wir sie oben, mit nicht allzuviel Aus- 


‚ nahmen als die geltende angetroffen haben. 


So dachte beispielsweise Samuel von Cocceji'!*2), 
so Scopp '*°). 

Auf der anderen Seite aber erfolgte gegen die Ver- 
kirchlichung der Ehe eine Reaction, die in einer Zeit, welche 


, die Axt der nüchternsten Kritik an alle überlieferten Be- 


griffe von Staat und Kirche legte, tief genug eingreifen 


» Musste. 


So einseitig diese Reaction aber auch war, so sehr sie 


zu dem Untergang der geistlichen Ehegerichtsbarkeit bei- 


Se 


rı 


tragen mochte, so führte sie doch für das Eheschliessungs- 
recht nur zu unklaren und wirkungslosen Aeusserungen. 
Vor allen Dingen ist die Behauptung falsch, die als 
Resultat dieser Richtung schon für die damalige Zeit die 
Civilehe hinstellt. Freilich wurde die Frage vielfach er- 
wogen und in theologischen und juristischen Schriften eifrig 


‚ erörtert, ob die priesterliche Trauung zum Wesen der Ehe 


gehöre oder nicht, wenn aber Thomasius !**) das läugnete, 


„ 50 stand er nur auf dem Boden, auf dem auch die ganze 
Theologie des vorigen Jahrhunderts und der Reformations- 


zeit gestanden hatte, so war das die einzige Weise, in der 
er das holländische Recht mit dem evangelischen Kirchen- 


; recht vereinbaren konnte, so schärfte er doch schliesslich 


den Fürsten, deren Befugnisse in Kirchensachen er so maass- 


“ los erweitert hatte, ernstlich ein, dass sie nicht aus blossem 


Belieben, ohne genügende Gründe eine Eheschliessungsform 
ändern sollten, die schon durch ihr Alter eine gewisse 
Weihe empfangen hätte. Dass sie aber überhaupt geändert 
werden könne, war keinem zweifelhaft. 

Erst das Ende des achtzehnten Jahrhunderts erzeugte 
eine Frivolität, welche mit frevelndem Uebermuthe und un- 
glaublicher Seichtigkeit, Alles was im Laufe der Zeiten er- 


142) Jus civile controvers. (Francof. 1727.) 124. 120. 

143) tract. de iure sponsal. (Nürnb. 1758.) 8. 88. ff. 139. 

14) in not. ad Huber tract. de iure civ. 1. 1. sect. dB. c. 4. n. 3. 
lit, c. Ebenso Robert Rechtl. Gedanken üb. d. Begr. d. Ehe. (Frankf. 
u. Leipz. 1787.) 8.151. Naevius ius coniug. (Chemnitz 1716.) 8. 446. 
48. Glück Ausfährl. Erläut. d. Pandekt. 24, 859. u. s. f. 
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standen und gefallen war, als beabsichtigtes Product der 
„Pfaffen“ hinstellte, welche Hommel antrieb, von dem 
„arbitrarius modus“ 145) der kirchlichen Trauung zu sprechen, 
den die Geistlichen eingeführt hätten, um eben in allen 
Lebensverhältnissen ihre Hände haben zu können-!*°), und 
welche Vorschläge zur Einführung der Civilehe hervor- 
rief 4%), die an Flachheit und Abgeschmacktheit vielleicht 
nur durch die damit verbundene Bitte um Einführung des 
gesetzlichen Concubinates übertroffen wurden !#8). 

Aber alle diese Theorien hatten und konnten erweis- 
liche Nachwirkungen auf die Praxis nicht haben: im Gegen- 
theil machten sie bald einer würdigen Auffassung der Ehe 
Platz, wie wir sie heute als die herrschende zu bezeichnen 
haben. I 

Die rechtliche Nothwendigkeit der kirchlichen Trauung 
drang denn aber doch, wie in der Gesetzgebung, so auch 
in der Theorie schliesslich durch, und wenn die früheren 
gesetzlichen Bestimmungen, welche klar genug kirchliche 
Eheschliessung vorgeschrieben hatten, an der Theorie der 
Verlöbnisse meist gescheitert waren, so wurde jetzt, wo den 
Consistorien die Ehejurisdiction genommen wurde, zugleich 
die Anwendung des kanonischen Rechtes unmöglich gemacht, 
und Dank den tieferen Forschungen eines Böhmer auch 
hier endlich einer geläuterteren Ansicht Bahn gebrochen. 
Dennoch aber setzte selbst noch dieser grosse Gelehrte 
— der tibrigens die früher geäusserte Meinung von der 
absoluten Nothwendigkeit der kirchlichen Trauung später 
wieder zurücknahm !*?) — die Verlöbnisse mit der copula car- 


146) epitome iur. sacri c. 53. $ 21. 

146) Rhapsod. quaest. forens. 6, 28. ff. 

147) Schon 1782. war eine darauf bezügliche Abhandlung von Diez 
in den Berichten der Dessauer gelehrten Buchhandlung er- 
schienen. Vgl. Berliner Monatschrift (Gedicke u. Biester) 
1783. Bd. 2. S. 265. ff. Hagemann u. Günther Arch. f. theer. u. 
prakt. Rechtsgelehrsamk. (Braunschweig 1789.) 4, 140. fl. Schröter 
Verm. jur. Abhandl. (Halle 1786.) 2, 279. 

148) Berliner Monatschr.a.a. O. 

14%) de iure princ. protest. circa solennia (v. J. 1718.) auch aufge- 
nommen in J. E. Pr. lib. IV. tit. 3 — die andere Meinung in de 
sublimi princip. ac statuum evang. dispene. iure (Halae 1722.) 
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nalis den Ehen gleich. „Hic unicus casus est, qui inter 
protestantes referri poterit ad sponsalia de praesenti in sensu 
iuris canonici“ 1°). Hier statuirt er also Zwang zur Trauung, 
und diese Ansicht, die im Ganzen in freilich noch be- 
schränkterer Fassung auch von Georg Ludwig Böh- 
mer!5!) angenommen wurde, fand auch bei bewährten Civi- 
listen, wie Hellfeld !°2), Berger '°°), Lauterbach '!°%), 
Anklang. 

Also noch nicht einmal um die Mitte des vorigen Jahr- 
hunderts war in der Theorie — geschweige denn in der 
Praxis — der Satz in allen seinen Consequenzen fest- 
stehend, und das noch dazu bei den bedeutendsten Rechts- 
lehrern *°°), dass die Trauung und diese allein die Ehe be- 
gründe. 

Erst später gegen Ende des Jahrhunderts sprach sich 
die Wissenschaft einstimmig für die absolute Nothwendig- 
keit der kirchlichen Trauung zur Eheschliessung aus, welche 
die Ehe nicht bestätige, sondern begründe, nicht aber durch 
göttliches Recht oder die heilige Schrift geboten, sondern 
vom Staate eingeführt sei, im Interesse der Rechtssicherheit 
und auch der Sittlichkeit. 

Aber auch dann noch und selbst in unserem Jahrhun- 
dert hielten einzelne Schriftsteller an der alten Sponsalien- 
theorie fest, die sie jedoch mit den gesetzlichen Bestim- 
mungen auf leichte Weise in Einklang brachten, indem sie 


»», J. E. Pr. (ed. cit.) S. 1120. Die darüber existirende Schrift 
von Bauer de concubitu matrimonii perfectione ante benedictionem 
sacerdotalem (Lips. 1725. 1747.) ist mir unzugänglich geblieben. 

151) princ. iur. can. lib. 1. sect. 2. tit. 2. 88 349. 352. 

ı5?) Jurisprud. forens. (Jenae 1746.) $ 1220. S. 452. $ 1202. S. 443. 

135, Oeconom. iur. (ed. VII. Lips. 1771.) lib. 1. tit. 2. $ 2. 

13) Colleg. theoret. pract. (Tubing. 1706.) lib. 23. tit. 1. $ 33. — 
2, 351. 

22) Vgl. noch dazu Justi, Von d. Ehen, die an u. vor sich selbst 
urgült. u. nichtig sind (Leipz. 1757.) S.56. Harprecht diss. de iure 
Liber. a desponsat. ante bened. sacerd. nec ex post subsec. nator. c. 2. 
$6 — Hommel Rhaps. quaest. 6, 28. f. gestattet den Verlobten die 
erbrechtliche Succession unde vir et uxor, nicht freilich wie Berger 
Oecon. iur. lib. 2. tit. 4. th. 42. art. 2 — das thut, ohne Hinzutreten 
des Beischlafs. 

Zatschr. f. Kirchenrecht. Ill. 3. 13 
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den Sponsalien die ehewirkende Kraft nur dann zuschrieben, 
falls dieselben vor dem Geistlichen eingegangen und von 
der Benediction unmittelbar gefolgt wären 15°), 

Es war das nur ein etwas künstlicher Versuch, de 
kirchlichen Trauact in seinem Wesen zu verdeutlichen, und 
das rechtlich Bedeutsame — die Consenserklärung — von 
dem rechtlich Indifferenten — der Benediction — zu sche- 
den, ein Versuch, der eben wegen dieser Scheidung nn 
mehrere Handlungen, die längst schon in: eine Handlung 
aus einem ÜGusse zusammengeflossen waren, auch in seinen 
Resultaten verwerfbar ist. — 

Auch von Seiten der Publieisten Deutschlands erhielt 
im vorigen Jahrhundert die Frage nach der Nothwendigkei 
der kirchlichen Trauung bei Gelegenheit der Untersuchunge 
über Gewissensehe eine häufige Bearbeitung, und noch n 
unseren Tagen gab der Bentincksche Erbfolgefall me- 
reren Schriftstellern Veranlassung, auf dies Thema zurück- 

zukommen !5?), 

Um so mehr aber kann diese ganze Frage hier mit 
Stillschweigen übergangen werden. Nur so viel möge Er- 
wähnung finden, dass die Majorität der Schriftsteller sich 
für die Dispensabilität der kirchlichen Trauung ausgespreo- 
chen hat, und dass nur Wenige den entgegengesetzten Stand- 
punkt einnehmen. Zu jenen gehörte Griebner !5®), Neu- 
mann 5°), Schloer!®®), Lobethan !#}), Richter '*), 
Walter !‘®), Zachariä !%), Zöpfl!%), Klüber'‘“, 


166) So Schott Einleit. in d. Eher. $ 144. Titius Eine Probe 
des teutsch. geistl. Rechts. 8.600. Schnaubert Grundsätze d. Kirchear. 
& 252. Schmalz Handb. d. kanon. R. (Berlin 1834.) $ 289. 

157) Vor allen Dingen Heffter die Erbfolgerechte d. Mantelkin- 
der, Kinder aus Gewissensehen u. putativ Ehen u. d. Brautkinder (Ber- 
lin 1836.) Dieck Gewissensehe, Legitimat. d. nachfolg. Ehe u. Miss- 
heirath (Halle 1838.) Wilda d. reichsgräfl. Bent. Erbfolgestreit is 
Ztschr. f. deutsch. R. 8, 197. ff. 4, 148. ff. 

158) Bei Moser deutsch. Staatsr. 18, 493. f. wo noch Mehrere. 

169%) de matr. princip. tit. 10. $ 149. 

160) Vindic. legit. natal. S. R. J. princip. etc. (Mogunt. 1782.) 

61) Einl. z. theor. Eherechtsgelehrsamk. (Halle 1775.) S. 67. 

162%), KR. 8 278. 

15) KR. 8 300. 


Zur Geschichte der Eheschliessung. 181 


Dieck !#7), und auch Moser !°%) und Böhmer), die . 
früher dagegen gewesen waren, zu diesen Gatzert !’®), 
Häberlin 3), Schnaubert'??), Wiese !7°) und aus 
neueren Zeiten Heffter BE Wilda !75) und Eich- 
horn !7®), 

Wenn wir jetzt uns zur Betrachtung der Praxis des 
schtzehnten Jahrhunderts wenden, so fand der Satz, dass 
die priesterliche Trauung an und für sich zur Eheschliessung 
nicht nöthig sei, häufig und in der prägnantesten Weise 


. Anerkennung. So in dem bemerkenswerthen Gutachten der 


Hallenser theologischen Facultät v. J. 1713 177), weiches 


. lautete: 


„Hat Caia sich vor ungefehr 3 Jahren in Leipzig mit 
Titio, einen Kauffmanne in Holland, ehrlich und rechts be- 


‚ ständiger weise verlobet, und nachdem nunmehr die Zeit, 


die Ehe zu vollziehen heran nahet, itzt gedachter Titius 
Bedenken getragen, sich mit der Caia hiesiger Landes Ge- 
wohnheit nach, copuliren zu lassen, unter dem Vorwand, 


, dass die priesterliche Copulation überflüssig, und dagegen 


. in Holland eingeführt sey, dass die Verlobte bloss in Gegen- 


wart der Raths Personen ihre Nahmen in das Ehe-Buch 


.. einschreiben müssen, und wird daher gefraget: 


Ob die priesterliche Copulation ein nothwendiges 
Stück der Ehe sey, und ob ohne dieselbe an Oertern, 


184) Staatsr. 8 67. 

166) Staatsr. $ 219. 

166) Rechtl. Ausführ. (Varel 1880.) 

Nngae.0. 

168) Staatsr. 18, 493. — vgl. 18, 494. f. 19, 457. 

160) Siehe oben Anm. 149. 

‘) de S. R. J. princip. comitumve lib. ex matr. conscient. illegit. 


j (Giessae 1773.) 


1) H.G.Scheidemantel Repert. d. deutsch. Staats- u. Lehur. 


8, 497. f. 
h 


179) Grunds. d. KR. $ 253. (Jena 18086. f.) 

175, Handb. d. KR. s 422. (Leipz. 1802.) 

1) aa 0. 

222) 2. 2. O. 

176%) KR. 2, 8. 820. f. 829. f. 

177) Bei Böhmer Consult. et decis. DI, 1, 384. ff. (Halae 1788. ft.) 
d. E. Pr. tom. 3. lib. 4 tit. 8. 8 42. 

18° 
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wo das Ehebuch eingeführet, Braut und Bräutigam die 

Ehe zu vollziehen und cehelich beysammen zu wohnen, 

ohne Sünde zu begehen, befugt seyen kann? 

Ob nun wohl die Einsegnung ein sehr alter löblicher 
Gebrauch ist, die bey Einsetzung der Ehe selbst von Gott 
gebrauchet worden, dass daher es das Ansehen gewinnet, 
als wenn Gott selbst durch sein Exempel zur priesterlichen 
Copulation und Einsegnung den Weg gebahnet, 

Hildebrand de nupt. vet. Christ. 
wie denn auch bey den Juden im alten Testamente die Ehe 
mit öffentlicher Einsegnung vollzogen, worden, 

" Gerhard de Conjug. $ 594. 
und noch heute zu Tage also vollzogen wird, welchem alten 
löblichen Exempel die ersten Christen gefolget zu seyn 
scheinen, als welche davor gehalten, aliter legitimum non esse 
Conjugium, nisi sacerdotaliter, ut mos est, cum precibus et 
oblationibus a sacerdote benedicatur, 
c. 1. C. 30. q. 5. 

folglich es als ein allgemeiner Kirchen-Gebrauch anzuschen; 
welcher umb guter Zucht und Ordnung beyzubehalten, nicht 
- wohl unterlassen, noch ohne Sünde hindangesetzt werden 
kan, welches in gegenwärtigen Fall um destomehr zu sta- 
tuiren, da die sponsalia in Leipzig geschlossen und die Ehe 
ordentlicher Weise daselbst vollzogen werden muss, wo die 
Braut ihr domicilium hat. 

Schilter instit. iur. can. lıb. 2. tit. 11. $ 9. in fin. 
Weilen aber dennoch aus den angeführten rationibus von 
selbsten erhellet, dass die priesterliche Copulation 
ein blosser Kirchen-Gebrauch und nicht Juris 
divini sey, 
Hildebrand cit. circa fin. 
also wo die Ehe an solchen Orten vollzogen wird, allwo 
dieser ritus eingeführet, es allerdings nöthig und billig ist, 
dass die priesterliche Trauung adhibiret werde, 

etc. 
also daraus erhellet, dass dies ein solcher ritus sey, der per 
leges civiles et ecclesiasticas gehoben werden könne, woraus 
denn sowohl die Theologi als JCti schliessen, dass die priester- 
liche Trauung kein nothwendig Stück des Ehestandes sey, 
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Hildebr. 1. cit. Dedeken p. 3. Cons. Theol. lib. 2. de 
spone. sect. 1. no. 41. Struv. ex. 10. th. 26. Carpz. 
lib. 2. iurispr. ecel. def.144.n.4. Müllerad Struy. cit.1. 

. lit.z. Stryk. ad ius ecel. Brunnem. lib. 2. c.16. 8 6. 
sondern die Ehen, welche in Holland nach dasigem Gebrauch 
geschlossen und vollzogen werden, auch von unsern Theo- 
logis selbsten vor bündig gehalten werden. 

Gerhard de eonjug. th. 468. - 
und obwohl regulariter die Ehe an dem Ort, wo die Braut 
wohnet, vollzogen wird, dieses dennoch noch keine absolute 
Nothwendigkeit ist, sondern mit der Braut Bewilligung auch 
in foro domicilii sponsi consummirt werden mag. 

So halten wir davor, dass die priesterliche Trauung 
kein wesentliches Stück des Ehestandes sey, mithin, wenn 
die Ehe an dem Ort vollzogen wird, wo das Ehe-Buch ein- 
geführet, solche mit Recht und gutem Gewissen unterlassen 
werden kan. 

| V. R W.“ 

Ebenso in dem Erkenntniss der Helmstädter Juristen- 

facultät v. J. 1721 178). Auch führte wohl die fast überall 
. geltende Lehre von den Brautkindern den erkennenden Rich- 
ter oft zu Deductionen, welche die kirchliche Trauung für 
ein unwesentliches Stück der Eheschliessung erklärten 179), 
wie denn überhaupt — selbst als geschlechtlichen Verbin- 
dungen, denen die kirchliche Einsegnung fehlte, allgemein 
der eheliche Character aberkannt wurde 13%) — Ueberreste 
der alten Sponsalientheorie in den Consistorial-Erkenntnissen 
nicht selten anzutreffen sind; und vor allen Dingen die 
Böhmersche Ansicht, die noch später von Schott ver- 
treten wurde, dass Verlöbnisse durch die copula carnalis 
ebenso gut consummirte Ehen würden, wie durch die copula 
sacerdotalis, fast allgemeine Anerkennung fand '?'). 


179) Bei Leyser Medit. ad Pandect. Spec. 298. med. 4. (Lipsiae 
1772. ££.) 

19) Vgl. Cramer Observ. iur. univ. Obs. 514. — 2, 181. (Ulm 
1768. ff) Engavius decis. et resp. (Jenae 1761.) dec. 38. — 1, 38. f. 

100) Vgl. Leyser a. a. O. spec. 298. med. 10. 

ıs1) Vgl. Weber sächs. KR. 8. 1163. Jurist. Oracul. 6, 122. 
Berger a. a. O. lib. 1. tit. 3. th. 7. 
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Waren dogh in dem früher schwedischen, jetzt preussi- 
schen Neu-Vorpommern die Zwangstrauungen bis in 
unsere Tage hinein üblich !®?), während sie in Sachsen, 
wo sie durch Consistorialverordnung v. J. 1607. eingeführt 
waren, nur bis Anfang unseres Jahrhunderts vorkamen, so 
dass ihre Beseitigung auf dem Wege der Gesetzgebung für 
unnöthig erachtet werden konnte. 

Höchst bemerkenswerth aber ist, dass in diesem Jahr- 
hundert uns zum ersten Male das Beispiel einer in Deutsch- 
land geschlossenen Civilehe entgegentritt!#®). Friedrich II. Kö- 
nig von Preussen hatte i. J. 1748. einer gewissen Elisabeth 
Heyn zu Kuttlau durch Dispensation die Erlaubnis ertheilt, 
sich mit ihres verstorbenen Mannes Bruder Sohn von Neuem zu 
verheirathen, während das Consistorium ihr die Genehmigung 
zu solcher Ehe, die dem Worte Gottes zuwider wäre, versagt 
hatte. Die Regierung meldete das der vorgesetzten Behörde 
“ und bat um Zurücknahme der Dispensation, bemerkte auch 
dabei, dass der König in einem ähnlichen Falle schon ein- 
mal auf Gesuch der Regierung die Genehmigung zu einer 
solchen Ehe zurückgezogen habe, weil eine Trauungsweige- 
rung Seitens der Geistlichkeit Statt gefunden hätte. 

“ Darauf bestimmte denn der König, nachdem die Regie- 
rung noch einen Immediatbericht an ihn gerichtet hatte, in 
einer Kabinetsordre vom 8. Februar 1749. an die Glo- 
gauische Regierung, dass die Ehe auf dem Rathhause in 
Glogau zu schliessen sei. Die Kabinetsordre !°*) lautet: 
| „Friedrich König etc. etc. 

Da Wir aus Eurem gehorsambsten Bericht vom 22. 
nächstverwichnen Jan: vernehmen, dass die dortige Geist- 
lichkeit Schwierigkeit machen ohnerachtet Unserer darüber 
ertheilten Dispensation, die Elisabeth Heynin mit Ihres ver- 
storbenen Mannes Bruders Sohn zu trauen, so befehlen Wir 


189, Sogar noch in den Jahren 1842. und 1845. Vgl. Altmann 
Prax. d. Preuss. Ger. (Leipz. 1861.) S. 613. ff. 

#3) Vgl. Schles. Zustände im erst. Jahrh. d. preuss. 
Herrsch. (Breslau 1840.) Meier a. a. O. 8. 73. 

184) Sie befindet sich im Besitz der vaterländischen Gesellschaft zu 
Breslau und ist abgedruckt bei Preuss Gesch. Friedr. d. Grossen 
(Berlin 1834.) 4, 474. 
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Euch hiermit in Gnaden, erwehnte Verlobte dahin anzuweisen, 
. dass Sie Ihre Verlobung auf dem dortigen Rathhause declariren 
sollen: welche Declaration Wir dann als eine würcklich vollen- 
zogene Ehe, folglich die daraus erzeugte Kinder als eheliche 
Kinder geachtet und angesehen wissen wollen, wobey Ihr 
Sie dann auch bedürffenden Falles gegen Jedermanns Wie- 
derspruch nachdrücklich zu schützen und zu handhaben. 

Seyend etc. Berlin den 8. Febr. 1749.“ 

Eine gleichzeitige Kabinets-Ordre desselben Inhalts er- 
liess der König an den Magistrat von Glogau, welchem 
er ausserdem noch die Aufnahme eines Protocolls über den 
Eheschliessungsact anbefahl, von welchem den Brautleuten 
eine vidimirte Copie anstatt des Trauscheines ausgefertigt 
werden sollte. — 


Neuerdings hat sich wieder eine Richtung bemerkbar 
gemacht, die auf Carpzow und seine Gesinnungsgenossen 
zurückgriff, die aber nicht das kanonische Recht, sondern 
die alten Kirchenordnungen hochbhielt und sich zu einer 
Auffassung der Ehe bekannte, die katholische Canonisten 
mit Recht für nur in Worten von dem katholischen’ Dogma 
verschieden erachten konnten 1°), | 

Dagegen muss sich die protestantische Wissenschaft 
mit aller Energie erklären, und als Princip den Satz Lu- 
thers aufrecht erhalten, wie wir ihn vorhin angeführt und 
gedeutet haben: „Die Ehe ist ein weltlich Ding.“ 

Ebenso unprotestantisch aber und mit derselben Ent 
schiedenheit zu verwerfen ist die aus jener Theorie fliessende 
Behauptung, dass eine christliche Ehe ohne kirchliche Trauung 
nicht gedacht werden könne ?36). Es steht das mit der ganzen 
historischen Entwicklung des Rechts der Eheschliessung in 
Widerspruch !?7), — — 


is) Vgl. Walter KR. $ 294. (Bonn 1861.) 

186) Schon Pahl d. öffentl. Recht d. evang. Luth. Kirche in Teutschl. 
(Tübing. 1827.) betont sehr den religiösen Character der Ehe; ebenso 
Ziehnert Prakt. evang. KR. (Meissen 1826.) 1, 248. 

87) In nenerer Zeit vertreten die richtige Ansicht beispielsweise 
Richter KR. $ 278. Twesten Gutachten in Richter u. Ja- 
cobson Ztschr. f. d. Recht u. d. Polit. d. Kirche 1, 178. ff. (Leipzig 
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Wenn ich jetzt schliesslich noch einmal mit kurzen 


Worten die Resultate der Untersuchung zusammenstelle, so. 


ergiebt sich Folgendes: 

‚In sechszehnten Jahrhundert gab es.in Deutsch- 
land noch keine kirchliche Eheschliessung, sondern nur 
eine kirchliche Ehebestätigung. 

Auch im siebzehnten Jahrhundert ist diese Theorie 
als die geltende anzusehen, wenngleich sich schon die An- 
sicht Bahn bricht, dass die Trauung die Ehe begründe, 
und diese gelangt im Laufe des achtzehnten Jahrhun- 
derts zur Herrschaft. Erst von da ab kann man also 
eigentlich von einer kirchlichen Eheschlies- 
sung sprechen. 

Aber noch da selbst kommt die Lehre der Sponsalien 
mit der Nothwendigkeit der kirchlichen Trauung in Conflict, 
und also erst am Ende des achtzehnten und An- 
fangs unseres Jahrhunderts ist der kirchlichen 
Trauung der Character der absoluten Noth- 
wendigkeit in Deutschland durchweg beigelegt 
worden. | 

Die Lehre von den Brautkindern dagegen, die noch 
heute particulares 1#®) und freilich controverses gemeines !°°) 
Recht ist, haben wir — um von den jetzt überall abge- 
kommenen Zwangstrauungen abzusehen — als letzten Rest 
der alten Lehre von der Eheschliessung zu betrachten. — 

In dieser Weise, meine ich, muss die allgemein aus 
gesprochene und allgemein geglaubte Behauptung, dass seit 
der Reformation die kirchliche Eheschliessung die allein 
geltende gewesen sei, erklärt und berichtigt werden. 


1847) Göschen Gutachten in Aktenst. aus d. Verwalt. d. 
Evang. Oberkirchenraths III. 2, 410. (Berlin 1856.) Vgl. auch 
dessen Art. »Ehe« inHerzog theol. Encyclop. Bd.3. 8.686. Puchta 
in Richter u. Jacobson Ztschr. Bd. 1. S. 112. ff. 

88) Vgl. Weber Sächs. KR. 2, 1172. ff. Curtius Sächs. Civilr. 
2, $ 847. (Leipz. 1856. ff.) 

"°), Heffter a.a.0.S.113.f. Vangerow Pandekt. $ 413. 
Anm. 3. (Marburg 1851.) Puchta Pandekt. $ 41. not. h. (Leipzig 
1863.) Arndts Pandekt. $ 476. Anm. 3. (München 1861.) 
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V. 


‘ Die Competenz der Kirchenverwaltungen in Bayern 


und 


E die rechtliche Organisation der Kirchengemeinden, 


letztere besonders vom Standpunct der protest. Kirche betrachtet. 
Von | 


Julius Schumann, 
Königlich Bayrischem Consistorial-Rath zu Bayreuth. 


L 


5 Verschiedene Meinungen über die Competenz der Kirchenverwaltungen 


in Bayern. 


Es ist unstreitig eine auffallende Erscheinung, dass noch 


.. jetzt, bald drei Decennien nachdem das Institut der Kirchen- 


verwaltungen bei Gelegenheit der Revision des Gemeinde- 
Edicts durch das Gesetz vom 1. Juli 1834 in das Leben 


“ gerufen wurde, so erhebliche Zweifel über die Competenz 


dieser Kirchenverwaltungen und zwar in sehr wichtigen 


; Puncten obwalten, und dass es nicht gelingen will, in dieser 


Beziehung zu einer allgemein angenommenen Doctrin zu 
gelangen. Dieser Zustand der Ungewissheit über eine Frage, 
welche von wesentlichem Einfluss auf die erspriessliche Wirk- 
samkeit der Kirchenverwaltungen ist, deutet auf eine Mangel- 
haftigkeit der bestehenden Gesetzgebung und auf die Noth- 
wendigkeit einer Abhülfe auf legislativem Wege, sei es durch 
authentische Interpretation oder durch Reformen, hin; er 
fordert aber auch, und zwar zunächst, zu erneuerter For- 
schung über den eigentlichen Grund der bestehenden Mei- 
nungsverschiedenheiten auf. Die lange Dauer dieses Zustandes 
führt von selbst zu der Vermuthung, dass die Ursache der 
Unsicherheit und Unklarheit in dieser Frage tiefer zu suchen 
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sein möchte, als es bisher in der Regel geschehen ist, und 
dass erst dann, wenn diese Ursache gefunden ist, auch 
volles Licht über den Gegenstand sich verbreiten und damit 
zugleich die Erkenntniss gewonnen werden wird, wo es 
etwa einer Aenderung der bestehenden Gesetze bedarf. 

Dass die Kirchenverwaltungen zunächst berufen sind, 
das vorhandene Kirchenvermögen jeder einzelnen 
Pfarrei, oder wenn eine Pfarrei mehrere. Kirchen mit selbst 
ständigem Vermögen enthält, das Kirchenvermögen jedes 
einzelnen Orts zu verwalten, ist im Gesetze selbst aus 
gesprochen, und steht daher ausser dem Bereiche der Contro- 
verse. Bestritten kann nur werden, ob die Thätigkeit der 
Kirchenverwaltungen sich auf Erfüllung dieser Aufgabe be 
schränkt, oder sich über dieselbe hinauserstreckt. Hier 
gehen nun die Meinungen in vier verschiedenen Richtungen 
auseinander, deren wesentliche Unterscheidungsmerkmale 
zunächst festzustellen sind. 

I. Eine dieser Meinungen beschränkt die Thätigkeit 
der Kirchenverwaltung auf die Verwaltung des vorhandenen 
Kirchenvermögens und legt ihr zu diesem Zweck, vorbe 
haltlich der Mitwirkung der politischen und kirchlichen Auf- 
sichtsbehörden, wo eine solche gesetzlich erforderlich ist, 
alle Befugnisse bei, welche jeder Administration einer Stif- 
tung oder pia causa zukommen, ohne in irgend einem dieser 
Fälle einen Beschluss der Pfarr- oder Kirchengemeinde für 
nothwendig zu halten. 

Nach dieser Ansicht ist daher die Kirchenverwaltung 
z. B. befugt, Passivcapitalien, soweit sie aus den Renten des 
Kirchenvermögens heimgezahlt werden können, aufzunehmen, 
ferner kirchliche Grundstücke zu veräussern und zu erwerben. 

Dagegen wird ihr die Befugniss abgesprochen, in Fällen, 
wo das Kirchenvermögen zur Befriedigung der Bedürfnisse, 
für die es bestimmt ist,’nicht zureicht, und auch nicht durch 
freiwillige Beiträge ergänzt wird, die Erhebung von Ge 
meindeumlagen nach Analogie des $. 34 des Gemeinde-Edicts 
zu beschliessen und diese Umlagen zu reguliren, und zwar 
ohne Rücksicht darauf, ob es mit oder ohne Einwilligung 
der Kirchengemeinde geschieht. Denn nach dieser Meinung 
gibt es eben überhaupt keine kiechlichen Umlagen, d.h 
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keine Umlagen, welche von einem kirchlichen Verwaltungs- 
organ auf Grund kirchlicher Normen auf die einzelnen Mit- 
glieder einer kirchlichen Corporation als solche ver- 
theilt werden, sondern es gibt nur politische Umlagen 
zu kirchlichen Zwecken, welche als Zwecke der poli- 
tischen Gemeinde anerkannt sind, und bei denen der kirch- 
liche Character nur indirect durch die Bestimmung gewahrt 
ist, dass in der Regel kein Gemeindeglied zu Umlagen für 
kirchliche Bedürfnisse einer anderen a als der 
seinigen beigezogen werden kann. 

Diese Meinung ist vertreten in den Blättern für R.An- 
wendung Bd. 22. S. 24. 

I. Eine zweite Meinung räumt den Kirchenverwal- 
tungen neben den von der ersten Meinung ihnen zuge- 
sprochenen Befugnissen auch das ihr von dieser abgesprochene 
Recht der Erhebung von kirchlichen Gemeindeumlagen ein, 
und zwar ohne dabei eine Mitwirkung der Gesammtgemeinde 
durch Beschluss einer Kirchengemeinde-Versammlung nach 
Analogie des $. 104 des revidirten Gemeinde-Edictes noth- 
wendig zu finden. 

Diese Meinung, welche die Competenz der Kirchen- 
verwaltungen am weitesten ausdehnt, ist von Haberstumpf 
in seiner Anleitung etc. $. 184 vertreten. 

HI. Eine dritte Meinung in den Bl. f. administr. Praxis 
Bd. 12. S. 251 vertreten, gestattet zwar auch die Erhebung 
von kirchlichen Gemeindeumlagen durch die kirchlichen 
Organe, sie fordert aber hiezu einen Beschluss der-ver- 
sammelten Kirchengemeinde nach Analogie der im $. 104 
des revidirten Gem.-Edicts angeordneten Gemeindebeschlüsse 
in allen den Fällen, in welchen ein solcher Beschluss bei 
pelit Gemeinden nach Art. IX. Abs. 2 des Gem.-Umlagen- 
gesetzes v. 22. Juli 1819 erforderlich ist. Im Uebrigen 
bestimmt sie die Competenz der Kirchenverwaltung im We- 
sentlichen so, wie es die erste Meinung thut. 

IV. Die vierte Meinung endlich will auf die Organe 
der Kirchengemeinden als selbstständiger kirchlicher 
Corporationen die Bestimmungen des ursprünglich frei- 
lich blos für die politischen Gemeinden gegebenen Gemeinde- 
Edicts überhaupt in ihrem ganzen Umfang analog angewendet 
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wissen, daher den Kirchenverwaltungen in kirchlichen Ver 
mögensangelegenheiten genau die Competenz einräumen, 
welche in den Vermögensangelegenheiten der politischen 
Gemeinde in den Städten die Magistrate und Gemeindebevoll- 
mächtigten, in Landgemeinden aber die Gemeindeverwal- 
tungen haben. 


DI. 


Ursachen dieser Meinungsverschiedenheit. Verschiedene Theorien über 
das Subject des Eigenthumsrechts am Kirchenvermögen. 


Worin liegt nun der Grund so auffallender Meinungs 
verschiedenheiten ? 

Zunächst freilich möchte man geneigt sein, ihn in einer 
mangelhaften Fassung des Gesetzes zu suchen, und aller- 
dings trifft das Gesetz der Vorwurf, dass es unterlassen hat, 
über diese wichtige und naheliegende Frage, ob die Kirchen- 
verwaltungen bloss das vorhandene örtliche Kirchenvermögen 
zu verwalten haben, oder ob sie bestimmt seien, die Kirchen- 
gemeinde als besondere Corporation in allen Beziehungen 
zu vertreten und dieselbe Stellung zu ihr einzunehmen, wie 
die oben bezeichneten Gemeindebehörden zur politischen 
Gemeinde, ausdrückliche Bestimmungen zu treffen; aber 
dies ist, wie sich bei näherer Prüfung ergiebt, nur die 
negative Bedingung der Entstehung so verschiedenartiger 
Ansichten, .der positive Grund ist anderswo zu suchen, 
nämlich erstlich in der Stellung, welche die Vertreter der 
verschiedenen Ansichten zu der bestrittenen -und schwierigen 
Frage nach dem Subject des Eigenthumsrechts am 
Kirchenvermögen einnehmen, und dann in dem Be- 
dürfnisse nach durchgreifender rechtlicher 
Organisation der Kirchengemeinden als selbst- 
ständiger von den politischen Gemeinden ver- 
schiedener Corporationen, welches sich in unserer 
Zeit immer entschiedener geltend macht. 

Um die Richtigkeit dieser Behauptung darzuthun, wird 
es nöthig sein, 

1) auf die Frage über das Rechtssubject, welchem das 

Eigenthum am Kirchenvermögen zusteht, etwas näher 

einzugehen, und die hauptsächlichsten Ansichten, welche 
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über diese Frage bestehen, miteinander zu ver- 

gleichen ; 

2) die Consequenzen nachzuweisen, welche aus jeder dieser 
verschiedenen Ansichten für die Auffassung der Com- 
petenz der Kirchenverwaltungen hervorgehen. | 

Zu 1) -die Frage, wer denn das eigentliche Subject des 

für kirchliche Zwecke bestimmten rentirenden und 

nichtrentirenden Vermögens sei, wird bekanntlich von 
jeher von den Kirchenrechtslehrern und zwar sowohl 
für die protestantische als für die katholische Kirche 
sehr verschieden beantwortet. 

Wenn die verschiedenen Ansichten bloss nach theore- 
tischen Gesichtspuncten classificirt werden, so müssen zu- 
nächst zwei Hauptgegensätze unterschieden werden, nämlich: 

I. die Theorien, welche ein einziges Subject des’ ge- 

sammten Kirchenvermögens oder doch des Gesammt- 
vermögens einer Landeskirche annehmen; 

U. die Theorien, welche eine Mehrheit von Eigenthums- 

subjecten statuiren. 
Vgl. J. H. Böhmer, J. Ececl. Lib. II. tit. 5. 
8. 29 u. Jus parochiale Sectio V. cap. 3. $. 8. 

Wenn man von einigen auf unklaren Rechtsbegriffen 
beruhenden veralteten und heutzutage keiner Widerlegung 
mehr bedürfenden Theorien absieht, welche entweder Gott 
oder speciell den Herrn Jesus Christus, oder den Clerus, 
oder den Papst, oderdie Armen, odereinzelne Heilige 
als Eigenthumssubject betrachten, und welche theils in die 
erste tbeils in die zweite der oben bezeichneten Ulassen ge- 
hören würden, so bleiben eigentlich nur drei Meinungen 
übrig, welche noch jetzt mehr oder weniger verbreitet sind, 
nämlich: 
in der I. Classe: die Ansicht, welche die allgemeine 
Kirche, oder — bei Protestanten — die Landeskirche 
als Subject alles Kirchenvermögens im Lande betrachtet; 
in der II. Classe aber: | 

a. die Ansicht, welche die einzelnen Pfarr- oder 
Kirchengemeinden als selbstständige juristische Per- 
sönlichkeiten, als Corporationen, und das Kirchen- 
vermögen als ihr Eigenthum auffasst. 
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b. die Ansicht, welche die einzelnen Kirchen nur 
als Anstalten, Institute zu gottesdienstlichen Zwecken 
auffasst, die unter der Obhut und Verwaltung der 
kirchlichen Oberen stehen, und welche diesen An- 
stalten juristische Persönlichkeit beilegt, sie als 
ideale Personen behandelt, während die Kirchen- 
gemeinde, für deren Bedürfnisse diese Anstalten 
bestehen, entweder gar nicht als juristische 
Person, sondern nur als Object der Anstalt, 
oder gar als eine von derselben verschiedene juri- 
stische Person gedacht wird. . 

Es liegt vor Augen, dass sich hier im Kleinen und 
Einzelnen derselbe Gegensatz der Ansichten darstellt, welcher 
im Grossen und Ganzen in den Ideen von der Kirche be- 
steht, nämlich auf der einen Seite die Anschauung, von 
welcher die Kirche, obwohl sie — hinsichtlich ihrer 
Existenz überhaupt selbstverständlich eine Veran- 
staltung des Herrn und somit allerdings eine gött- 
liche Anstalt ist — doch überall, wo es sich um Rechts- 
fragen handelt, vorherrschend als rechtlich organisirte 
Gemeinde der Gläubigen betrachtet wird, — auf der 
anderen Seite die Anschauung, welcher die einzelnen Ge- 
meinden bloss als Object der Anstalt in Betracht kommen, 
als eine passive Masse, die von der Geistlichkeit regiert 
wird. Unstreitig entspricht die erste Anschauung mehr dem 
‚Verfassungsprincip der protestantischen Kirche, die zweite 
dem Verfassungsprincip der katholischen Kirche und etwa 
nach dem Standpuncte, welchen in der Lehre von der Kirche 
und ihrer Regierung Stahl und seine Partei einnehmen, 
welcher aber kein ächt protestantischer mehr ist. — Es ist 
übrigens nicht zu verkennen, dass den gemeinrechtlichen 
Normen über die kirchliche Baupflicht, ebenso wie einzelnen 
“ particularrechtlichen Bestimmungen über diesen Punct, welche 
auch für die protestantischen Kirchen das geltende Recht 
bilden, die Auffassung des Ortskirchenvermögens oder der 
sogenannten Kirchenstiftung als eines von der Kirchen- 
gemeinde verschiedenen Rechtssubjectes zu Grunde liegt !). 


1) Absolut unvereinbar sind freilich diese Bestimmungen nicht mit 
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Za 2) Wenn wir nun die Üonsequenzen untersuchen, 
welche sich aus den bezeichneten Theorien für die 
Stellung der Verwaltungsorgane des Kirchenvermögens 
ergeben, so ist leicht einzusehen, dass sich nach der 
Natur der Sache wieder zwei Gegensätze zunächst 
darstellen, die aber keineswegs parallel mit der oben 
aufgestellten Eintheilung in zwei Classensvon Theorien 
laufen, da auf der einen Seite die Theorie I. und die 
Theorie I. b. stehen wird, auf der anderen Seite die 
Theorie D. a. . 

Wer nämlich das Eigenthum des Kirchenvermögens der 
allgemeinen Kirche, oder etwa bei Protestanten der Landes- 
kirche, als öffentlicher Corporation zuschreibt, der wird, in 
der Regel wenigstens, ebenso wie die Anhänger der Theorie 
I,b., welche jede einzelne Kirche als ideale Person 
betrachten, und das Kirchenvermögen der einzelnen Pfarr- 
und Filialgemeinden, einschliesslich der Kirchengebäude,als 
ein für sich bestehendes Subject von Rechten und Verbind- 
lichkeiten behandeln, geneigt sein, die Zwecke und Inte- 
ressen des Kirchenvermögens von denen der -Ortskirchen- 
gemeinde zu trennen. Beide Theorien werden der gesetzlich 
bestehenden Verwaltung des Kirchenvermögens, mag sie nun 
aus geistlichen oder weltlichen Beamten der Kirchengewalt, 
oder aus gewählten Mandataren und Repräsentanten der 


der Auffassung des Kirchenvermögens als Vermögen der Kirchenge- 
meinde, denn die Vorschrift, dass primär das Kirchenvermögen, an 
zweiter Stelle die Decimatoren u. 8. w., und an dritter Stelle die 
Kirchengemeinde die Baulast zu tragen habe, kann allenfalls auch unter 
den juristischen Gesichtspunct gebracht werden, dass die Unzuläng- 
kchkeit des Kirchenvermögens als Voraussetzung der Concurrenz- 
pflicht der Decimatoren oder Patrone erscheint, ohne dass desshalb 
drei Rechtssubjecte angenommen werden. Das Verhältniss liesse sich 
dann etwa folgendermassen ausdrücken: Die Baukosten sind zunächst 
aus dem dazu bestimmten Baufond oder aus dem Ortskirchenvermögen 
überhaupt, welches seiner geschichtlichen Entstehung nach regelmässig 
auch diesem Zweck zu.dienen hat, zu entnehmen; wenn diese Quelle 
picht zulänglich ist, so ist das fehlende in erster Linie nicht durch 
Pflicht-Beiträge der Parochianen, sondern von denen zu er- 
gänzen, welche im Bezug ehemals kirchlicher Einkünfte sich befinden 
‘qui fruetus aliquos ex dictis ecclesiis prgyenienies percipiunt), sonach 
Patrone, Decimatoren. 
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Kirchengemeinde bestehen, keine andere Aufgabe und Com- 
petenz zugestehen, als diejenige, welche die Administration 
jeder anderen Stiftung hat, nämlich Erhaltung und Ver- 
waltung des vorhandenen Vermögens und seines etwaigen 
Zuwachses. Für die Anhänger dieser Theorien besteht kein 
Grund, die Kirchenverwaltung als geordnetes Organ der 
Kirchengemeimde für deren sämmtliche öconomische und 
vermögensrechtliche Angelegenheiten zu betrachten, welches 
z. B. auch da, wo kein Vermögen vorhanden ist, für die 
Befriedigung 3 kirchlidhen Bedürfnisse durch Erhebung 
von Umlagen etc. zu sorgen hat. 

Diese Theorien führen daher zu der oben dargestellten 
ersten Meinung über die Competenz der Kirchenverwaltungen. 
Die Theorie H, a. dagegen, welche als Subjeet des Orts- 
kirchenvermögens die einzelne Kirchengemeinde anerkennt, 
wird, je mehr sie ihrer vollen Consequenzen sich bewusst 
wind, desto mehr geneigt sein, der Kirchenverwaltung eine 
ausgedehntere Competenz zu vindiciren, sie als gesetzlich 
geordnetes Organ der Kirchengemeinde in allen ihren öco- 
nomischen Interessen, als Vertreterin der Kirchengemeinde 
in allen Rechtsstreitigkeiten über das Kirchengut zu be- 
trachten, zugleich aber ihr die Aufgabe zuzuweisen, bei Un- 
zulänglichkeit des Kirchenvermögens für Ergänzung der 
Mittel zur Befriedigung der kirchlichen Bedürfnisse durch 
Erhebung von Pflichtbeiträgen der Glieder der kirchlichen 
Corporation zu sorgen. Hiemit glauben wir den Zusammen- 
hang der verschiedenen Meinungen über die Competenz der 
Kirchenverwaltung mit den verschiedenen Theorien über 
das Subject des Eigenthums am Kirchengut, soweit es nöthig 
war, nachgewiesen zu haben. 


IL. 


Prüfung der verschiedenen Theorien vom Standpuncte des in Bayern 
geltenden positiven Rechtes. 


Es fragt sich aber nun, welche von diesen 
Theorien über das Subject des Eigenthumsrechts am 
Kirchenvermögen entspricht am meisten dem in 
Bayern geltenden positiven Recht? 

Diese Frage ist keineswegs leicht zu beantworten, hat 
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vielmehr ihre bedeutenden Schwierigkeiten. Es lässt sich 
nämlich nicht läugnen, dass in unserer Gesetzgebung über 
die fragliche Materie eine doppelte Strömung wahrzunehmen 
ist. Die eine, vom canonischen Recht ausgehend, welches 
auch den Bestimmungen des bayerischen Landrechts zu 
Grund liegt und, wie leicht erklärlich ist, in der bayerischen 
Gesetzgebung einen überwiegenden Einfluss behauptet, ver- 
folgt die Richtung des katholischen Kirchenverfassungs- 
princips, die andere folgt der von der Doctrin seit J. H. 
Böhmer gewonnenen dem protestantischen Verfassungs- 
princip entsprechenden Anschauung, wonach das Kirchen-- 
vermögen Eigenthum der einzelnen Kirchengemeinde ist, für 
deren Gottesdienst und kirchliche Bedürfnisse es bestimmt 
ist. Das canonische Recht lässt, dem Verfassungsprineip 
der katholischen Kirche entsprechend, das Recht der Ge- 
meinden verschwinden, es ist mithin sein Grundsatz, dass 
das Eigenthum des Kirchengutes den einzelnen „Kirchen“ 
und kirchlichen Instituten, als selbstständige ideale 
Persönlichkeiten gedacht, zusteht, über welche die kirch- 
lichen Oberen das Recht der Obhut und Controle üben. 
Richter, Kirchenrecht, 5. Auflage, $. 301 ?). 
Zu diesem Standpunct bekennt sich auch von Kreitmair in 
den Anmerkungen zum bayerischen L.Recht Th. II. cap. 1. 
8. 2. n. 2. mit den Worten: 
„Wir stimmen also der Mleinung bei, dass jede Kirche 
selbst, soweit sie personam mysticam vorstellet, die 
wahre Eigenthümerin von ihren rebus sacris sei,“ 
wobei unter Kirche nicht die individuelle Kirchengemeinde 
als Corporation, sondern die individuelle Anstalt für den 
Gottesdienst in einem gewissen Bezirk zu verstehen ist, denn 
Kreitinair bemerkt in den Annotationen zu Th. I. cap. 7. 
8. 42. n. 7. ausdrücklich, dass nach den Principien der 
Protestanten die Kirchen und Gotteshäuser pro rebus 
universitatis angesehen werden. 


2», A. M. Savigny, System des heutigen römischen Rechts Bd. II. 
S. 266. und Eichhorn, Kirchenrecht Bd. U. S. 249., welche auch 
nach canonischem Recht die individuelle -Kirchengemeinde, d. h. die 
Corporation der zu dieser gehörigen Christen als Eigenthumssubject des 
Kirchenvermögens betrachtet wissen wollen. 
Zeitschr. f. Kirchenrecht. II. 2. 14 
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Nun gilt aber in einigen neuerworbenen Gebietstheilen 
Bayerns das preussische Landrecht, welches unausgeschieden 
von seinen privatrechtlichen Normen auch die Verhältnisse 
des gesammten öffentlichen Rechts mit Einschluss des pro- 
testantischen Kirchenrechtes regelt, dessen kirchenrechtliche 
Bestimmungen bekanntlich in unser Ediet über die äusseren 
Rechtsverhältnisse in Beziehung auf Religion und kirchliche 
Gesellschaften und zwar grossentheils wörtlich übergegangen 
sind, und welches auch auf die spätere Gesetzgebung in 
unserem engeren Vaterlande, insbesondere aber auf die 
wichtige Aenderung in der Verwaltung des Kirchenvermögens 
durch das Gesetz vom 1. Juli 1834 bedeutenden Einfluss 
tibte, schon dadurch, dass Abgeordnete aus jenen Gebiets- 
theilen bei Berathung des Gesetzentwurfs über Revision des 
Gemeinde-Edicts eine hervorragende Rolle in dem betreffen- 
den Ausschusse spielten; die Bestimmungen dieses Gesetz- 
buchs über das kirchliche Vermögensrecht beruhen aber, 
nach der herrschenden Auslegung derselben wenigstens, auf 
der Anschauung, dass die individuelle Kirchen- 
gemeinde als Corporation Subject des Eigen- 
thums des Ortskirchenvermögens sei?). 


®) Nach unserem Dafürhalten ist aus dem Wortlaut der sehr aus- 
führlichen Bestimmungen des preussischen Landrechts Th. I. Tit. 11 
nicht mit der wünschenswerthen Deutlichkeit zu entnehmen, 
welcher Theorie der Gesetzgeber folgt, ob er namentlich das Kirchen- 
vermögen als Eigenthum der einzelnen Kirchengemeinde betrachtet, 
deren gottesdienstlichen Bedürfnissen es gewidmet ist, oder als Eigen- 
thum der ganzen Landeskirche. Zwar heisst es im $. 160. Th. IL 
Tit. 11: | 
»Zu dem Vermögen der Kirchengeselischaften gehören die 
»Gebäude, liegenden Gründe etc., welche zur anständigen Unter- 
»haltung des äusseren Gottesdienstes für jede Kirchenge 
»meinde nach deren Verfassung bestimmt sind«, 
allein darin liegt keine deutliche Entscheidung der vorwürfigen Frage, 
keine unzweideutige Anerkennung des Eigenthumsrechtes der indivi- 
duellen Kirchengemeinde, da das Nämliche auch vom Standpunct des 
canonischen Rechts aus gesagt werden könnte. 
In $. 170 a. a. O. heisst es: 
»Kirchen u. a. dahin gehörige Gebäude sind ausschliessend 
'»das Eigenthum der Kirchengesellschaft, zu deren Ge 
»brauch sie bestimmt sind.« 


Yh I 
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Um nun zu einer richtigen Beantwortung der oben 
aufgestellten Frage, zum richtigen Verständnisse der recht- 


Unter Kirchengesellschaft kann aber nach der Natur der Sache 
und nach der Legal-Definition in $. 11 desselben Titels nicht wohl die 
einzelne Kirchengemeinde, sondern nur die Gesammtheit der Gemeinden 
im Lande verstanden werden. Dieser $. 11 lautet nämlich: 

»Religionsgesellschaften, welche sich zur öffentlichen Feier 
»des Gottesdienstes verbunden haben, werden Irehengesell 
»schaften genannt.« 

Auch sollen nach $. 18 dieses Titels die zur Ausübung des Gottes- 
dienstes der öffentlich aufgenommenen Kirchengeselischaften bestimmten 
Gebäude als >privilegirte Gebäude des Staats« angesehen 
werden — was ganz gut mit der Auschauung der damaligen Zeit har- 
monirt, wonach die Kirche, wenigstens die protestantische, eigentlich 
nichts als eine Staatsanstalt war, was aber ebenfalls nicht gerade dazu 
beiträgt, den Standpunct des Gesetzgebers in der vorliegenden Frage 
klarer zu machen. 

Der 8. 36 a. a. O.: »Mehrere Kirchengemeinden, wenn sie gleich 
zu einerlei Religionspartei gehören, stehen dennoch unter sich in keiner 
nothwendigen Verbindung«e — dann der 8.89: »Protestantische Kirchen- 
gemeinden des Augsburger Glaubeusbekenntnisses sollen ihren Mit- 
gliedern wechselseitig die Theilnahme auch an ihren eigenthümlichen 
Religionshandlungen nicht versagen, wenn dieselben keine Kirchenanstalt 
ihrer eigenen Reiigionspartei in der Nähe habene — kann offenbar 
nicht auf die einzelnen Gemeinden derselben »Kirchengesellschafte, 
sondern nur auf die Mitglieder verschiedener protestantischer 
Kirchengesellschaften bezogen werden, weiche das Augsburgische Glau- 
bensbekenntniss mit der lutherischen Kirche gemeinsam haben. Ent- 
scheidend aber dafür, dass sich der Gesetzgeber im Geiste seiner Zeit 
unl eines extremen Collegialismus die ganze Kirche als Axgregat von 
einander unabhängiger Ortsgemeinden vorstellt, und dass daher der 
Ausdruck »Kirchengesellschaft« primär diese Ortsgemeinden 
und nur secundär die zu einem Organismus verbundene Gesammtheit 
von ÖOrtsgemeinden derselben Religionspartei bezeichnet, sind wohl die 
8$. 114 u. 115. 

8. 114. Ausserdem aber stehen die Kirchengesellschaften 
einer jeden vom Staate aufgenommenen Religionspartei unter der Di- 
rection ihrer geistlichen Oberen. 

8. 115. Bei den katholischen Glaubensgenossen ist der Bischof 
der gemeinschaftliche Vorgesetzte aller Kirchengesellschaften des ihm 
angewiesenen Districts. 

Hiemit stelen auch die Bestimmungen der 8S. 157 und 171 im 
besten Einklang. 

Nach 8. 157 kommt den Collegien einzelner Kirchen die Verwaltung 
der äusseren Rechte der Kirchengesellschaft zu, — nach $. 171 verliert 

14 * 
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lichen Bedeutung des im Jahr 1834 eingeführten Instituts 
der Kirchenverwaltungen zu gelangen, muss auf den gesetz- 
lichen Zustand zurückgegangen werden, welcher vor dem 
1. Juli 1834 in Bayern bestand. 

Im Gemeinde-Edict vom 17. Mai 1818 ist keine Spur 
von einer Anerkennung der Kirchengemeinden als besonderer 
Corporationen und des Kirchenguts als Figenthums dieser 
Corporationen zu finden. 

Offenbar steht dasselbe auf dem Standpuncte jener Zeit, 
in welcher die Meisten die Kirche, bewusst oder unbewusst, 
in feindseliger oder in wohlwollender Absicht, als eine Staats- 
anstalt behandelten. Wenigstens hat es alle Consequenzen 
dieses Standpunctes in Bezug auf das Kirchenvermögen an- 
genommen. Die Kirchen mussten zwar, dem in Deüutsch- 
land geltenden öffentlichen Recht gemäss, als selbstständige 
Corporationen anerkannt werden, im Einzelnen dagegen, in 
Bezug auf die rechtliche Organisation der einzelnen Ge- 
meinden, fehlt es an einer solchen Anerkennung, und alle 
einschlägigen Bestimmungen des Gemeinde-Edictes beruhen 
auf der stillschweigenden Voraussetzung: dass es neben der 
Corporation der politischen Gemeinde keine andere, keine 
kirchliche Corporation gebe. Das Kirchenvermögen wird 
lediglich in die Kategorie der Localstiftungen gesetzt, 
es ist ein Stiftungsgut, welches zur Bestreitung der Kosten 
des Cultus einer bestimmten Confession in einer oder meh- 
reren politischen Gemeinden bestimmt ist, es ist ebenso, wie 
die Unterrichts- und Wohlthätigkeitsstiftungen in der Ge- 
meinde für unveräusserlich erklärt, die Verwaltung desselben 
ist unter Aufsicht der Staatsbehörden den Organen der po- 
litischen Gemeinde anvertraut; die politische Gemeinde ist 
sogar verbunden, es nach dem Erfordernisse des gesellschaft- 
lichen Zwecks herzustellen, zu erhalten und zu ergänzen. — 
Rev. Gem.Edict $. 24. — 

Die Gemeinde übt die ihr übertragene Verwaltung des 
Kirchen- wie alles übrigen localen Stiftungsvermögens in 
Städten durch den Magistrat, in Landgemeinden durch die 
Gemeindeverwaltung. — Gem.Edict 8. 59 u. 102. 


eine Kirchengesellschaft durch Veränderung ihrer Religionsgrundsätze 
nicht das Eigenthum der ihr gewidmeten Kirchengebäude. 
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Zwar ist dem Ortspfarrer ein Aufsichts- und Erinne- 
rungsrecht in Bezug auf diese Verwaltung eingeräumt, allein 
‘ darin liegt noch keine Anerkennung eines corporativen Rechts 
der Kirchengemeinde, sondern nur eine Anerkennung des 
Rechtes und der Pflicht der Organe der Kirche, über die 
Aufrechthaltung des Stiftungszweckes zu wachen. 

Mit dieser Auffassung des Gemeinde-Edicts stehen auch 

die Ausdrücke, welche bezüglich des katholischen Kirchen- 
vermögens im Art. VIII des Concordates mit dem päpst- 
lichen Stuhl vom 5. Juni 1817, bezüglich des protestantischen 
Kirchenvermögens in der Consistorial-Ordnung vom 8. Sep- 
tember 1809 8. 81—86 gebraucht sind, in Einklang. Dort 
heisst es: | | 

Die Güter der Seminarien, Pfarreien, Beneficien, Kir- 
chenfabriken, und aller übrigen Kirchenstif- 
tungen werden stets ungeschmälert erhalten. 

Hier heisst es in $. 81: 

Das Generalconsistorium hat die Verpflichtung, über die 
ungeschwächte Erhaltung und zweckmässige Verwen- 
dung des Vermögens der protestantischen Kirchen 
und Kirchenstiftungen zu wachen. 

Umlagen zu kirchlichen Zwecken sind im Gemeinde- 
Edict zwar vorgesehen, aber nicht aus dem für das heutige 
Bewusstsein allein richtigen Gesichtspunct einer aus dem 
kirchlichen Corporationsverband entspringenden kirchlichen 
Gemeindelast, vielmehr als politische Gemeindelast zur Be- 
friedigung der Bedürfnisse der örtlichen Stiftungen. 
8. 34. des rev. Gem.Edicts. — 

Durch die Verfassungsurkunde vom 26. Mai 1818. und 
ihre Beilagen wurde nach unserem Dafürhalten eine wesent- 
liche Aenderung dieses Rechtszustandes direct nicht bewirkt. — 

Zwar sind die im Königreiche bestehenden drei christ- 
lichen Glaubensparteien als öffentliche Kirchengesell- 
schaften erklärt, und sind ihnen die Rechte öffent. 
licher Corporationen ausdrücklich verbürgt, auch ist 
ihr Eigenthum unter den besonderen Schutz des Staates 
gestellt. Allein diese Anerkennung scheint sich nur auf die 
Kirchengesellschaften im Ganzen, auf die Gesammtheit der 
katholischen und der protestantischen Pfarrgemeinden im 
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Königreiche zu beziehen, eine Anerkennung corporativer 
Rechte der einzelnen Kirchengemeinden ist nicht ausdrück- 
lich ausgesprochen; in bei weitem den meisten Stellen, welche 
vom Kirchengut handeln, ist nicht die individuelle Kirchen- 
gemeinde als Subject des Eigenthums am Kirchengut ge- 
nannt, vielmehr ist auch hier wieder das locale Kirchengut 
lediglich unter den Gesichtspunct einer Stiftung gestellt ®). 

Nur in $. 48. lit. a und in $. 90. der Il. Verf.Beilage 
kommt der Ausdruck „Gemeinde“ in Verbindung mit Eigen- 
thumsrechten vor, doch können diese vereinzelten Ausdrücke 
wohl nicht zum Beweise dafür dienen, dass die Verfassung 
in Bezug auf die Frage nach dem Rechtssubjecte des Kir- 
chenvermögens einen vom Gemeinde-Edict principiell ab- 
weichenden Standpunct einnechme. Auf demselben Stand- 
punct stehen ferner die Bestimmungen des Gesetzes vom 
22. Juli 1819. über die Umlagen für Gemeindebedürfnisse. 
Auch dieses Gesetz kennt nur eine politische, keine kirch- 
liche Gemeinde als Corporation, als Subject von Vermögens- 
rechten. 

Zwar können auch für kirchliche Zwecke zur Anschaf- 
‘ fung von Kirchenrequisiten, zum Unterhaltszuschuss für 
Geistliche, Umlagen erhoben werden, „so ferne die auf dem 
Finanzetat hiezu gesetzlich bestimmten Summen und das 
hiezu geeignete Stiftungsvermögen nicht ausreicht“; aber 
die kirchlichen Bedürfnisse sind ganz in derselben Weise, 
wie die Schulbedürfnisse behandelt, und es sind diess keine 
eigentlich kirchliche Umlagen, sondern Umlagen der poli- 


*) Es wäre ein Missverständniss, wenn man einwenden wollte, das 
Kirchenvermögen könne nicht wohl anders betrachtet werden, da es ja 
meist durch Stiftungen entstanden sei. Hier liegt eine Verwechs- 
lung des Begriffes Stiftung als Erwerbsart mit dem Begriff Stiftung 
als Rechtssubject, als species der juristischen Personen, zu Grund. 

Auch ein schon bestehendes anderes Rechtssubject, z. B. eine Cor- 
poration, kann durch Stiftungen d. bh. durch liberale Verfügungen unter 
Lebenden oder von Todeswegen zu gewissen Zwecken und unter ge 
wissen Auflagen einen Vermögenszuwachs erhalten; dadurch wird -dieses 
Rechtssubject noch nicht selbst eine Stiftung. 

vgl. Prof. Dr. Paul Roth in Gerbers und Jherings Jahrbüchern 
für die Dogmatik des heutigen röm. u. deutschen Privatrechts 
Band I. S. 202. 
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tischen Gemeinde zu kirchlichen Zwecken, bei welchen der 
kirchliche Charakter nur indirect zur Geltung kommt, 
nämlich durch die Bestimmung des Art. V., wonach kein 
Staatsbürger verbunden ist, zur Befriedigung der Bedürfnisse 
von Kirchen und Schulen einer Religionspartei, zu welcher 
er nicht gehört, mittels Umlagen beizutragen, wenn nicht 
en gemeinschaftlicher Genuss und ein besonderes Rechts- 
verhältniss besteht. 

Es fragt sich nun, ob das Gesetz vom 1. Juli 
1834., durch welches das Kirchenvermögen so- 
wohl bei Katholiken als Protestanten beson- 
deren Kirchenverwaltungen anvertraut wurde, 
diesen Standpunct geändert hat? 

Zur Beantwortung dieser Frage ist es nothwendig, näher 
auf die Geschichte der Entstehung des erwähnten Gesetzes 
einzugehen. 

Es konnte nicht fehlen, dass die Bestimmungen des 
Gemeinde-Edicts und der Geschäftsordnung vom 21. Sep- 
tember 1818, wodurch die Verwaltung des Kirchenvermögens 
einem ohne Rücksicht auf die Confession zusammengesetzten 
(remeindecollegium überlassen ist, mit den Bestimmungen 
der Verfassung, wodurch jedem Religionstheil Eigenthum 
und Genuss seines Stiftungsvermögens garantirt ist, in con- 
fessionell-egemischten Gemeinden bald in Collision kamen. 

Bereits im Jahre 1828. wurde bei dem Landtag eine 
Beschwerde des Magistrats und des Collegiums der Gemeinde- 
bevollmächtigten von Augsburg eingereicht, welche die Re- 
vision des Gemeinde-Edicts im Sinne der Verfassungs-Ur- 
kunde beantragte. Da sich die beiden Kammern in ihren 
Ansichten nicht vereinigen konnten, so wurde dieser Antrag 
im Jahr 1831. ermeuert, und es kam ein übereinstimmender 
P-schluss beider Kammern zu Stande, die Bitte an die 
Krone zu richten, dass 

der 8. 59. und die damit in Verbindung stehenden 
SS. 47. 82. 94. 102. des Gem.Edicts auf legislativem 
Wege abgeändert und mit der Verfassungs-Urkunde 
in Einklang gebracht werden möchten, 
dawit hiedurch alle die obenerwähnten Beschwerden in con- 
fessionell-gemischten Gemeinden wirksam abgehalten würden. 
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Zugleich nahm aber die zweite Kammer aus diesem 
Antrag Veranlassung, eine weiter gehende Bitte’an die Krone 
zu beschliessen, des Inhalts: 

dass das ganze Gemeinde-Edict revidirt und dabei den 

vorliegenden älteren und neueren Beschwerden Berück- 

sichtigung zugewendet werden möge, 
welchem Beschlusse die Kammer der Reichsräthe beitrat. 
vergl. Verh. der K. d. Abg. vom Jahre 1834. Beil 
Band 2. S. 318 u. fl. ; 

Im Landtagsabschied vom Jahre 1831 unter II. 43. 
wurde diesen Anträgen sorgfältige Prüfung zugesagt. Dieses 
Versprechen wurde durch Vorlage eines Gesetzentwurfes 
über Revision des Gemeinde-Edicts an die Ständeversamm- 
lung vom Jahr 1834 erfüllt. 

In diesem Gesetzentwurf war aber keineswegs die Ein- 
führung eines besonderen selbstständig gewählten Organs der 
Kirchengemeinde zur Verwaltung des Kirchenvermögens in 
allen Gemeinden vorgeschlagen, sondern, den Anträgen der 
Ständeversammlung von 1831 entsprechend, bloss Bedacht 
darauf genommen, die erwähnten Beschwerden in confes 
sionell gemischten Gemeinden zu heben. — Demge- 
mäss sollte der $. 59. des Gemeinde-Edicts in der Art ab- 
geändert werden, dass in confessionell-gemischten Gemeinden, 
wo ein besonderes confessionelles Stiftungs 
vermögen besteht, für jede Confession ein eigenes Gre- 
mium aufgestellt würde, welches aus sämmtlichen Gemeinde- 
bevollmächtigten dieser Confession bestehen, und nöthigen- 
falls durch Wahlmänner der betreffenden Confession ergänzt 
werden sollte. Dieses Gremium, welchem auch sämmtliche 
Ortspfarrer gleicher Confession von Amtswegen angehören, 
sollte von dem Magistrat über alle wichtige Angelegenheiten 
der betreffenden Stiftungsverwaltung gehört und dessen ab- 
weichende Ansicht sollte mündliche Besprechung des Magi- 
strats mit dem Stiftungsausschusse und bei Erfolglosigkeit 
derselben die Vorlage des Gegenstands an die vorgesetzte 
Curatel nach sich ziehen. 

Die Rechnung über das besonderen Confessionen an- 
gehörende Stiftungsvermögen sollte dem Stiftungsausschusse 
zur Einsicht und Erinnerung mitgetheilt werden. 
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In ganz ähnlicher Weise sollte-nach dem Entwurf der 
8. 102. des Gemeinde-Edictes abgeändert werden. 

Wie weit ist dieser Gesetzesvorschlag in seinen Grund- 
gedanken entfernt von dem, was heutzutage so ziemlich 
allgemein als das Richtige, ja als selbstverständlich ange- 
sehen wird! Offenbar ist hier noch keine Rede von Aner- 
kennung einer rechtlich organisirten Kirchengemeinde als 
besonderer von der politischen Gemeinde verschiedener Cor- 
poration. Der bestehende gesetzliche Zustand, wonach das 
Kirchenvermögen als Stiftungsvermögen für die religiösen 
Zwecke der ganzen politischen Gemeinden, oder eines Thheils 
- derselben, gedacht ist, wird unverändert festgehalten. 

Die Verhandlungen der Kammer der Abgeordneten über 
den Gesetzentwurf, welcher ihr zuerst vorgelegt wurde, sind 
lehrreich und interessant. Der treffliche Vortrag des zum 
. Ausschussreferenten bestellten Regierungspräsidenten Grafen 
- von Drechsel, welcher eine vergleichende Zusammenstellung 
. der Gesetzgebungen mehrerer deutscher Staaten enthält, giebt 
. an einigen Stellen Zeugniss davon, dass der Referent den 
bisherigen Standpunkt unserer Gesetzgebung bezüglich der 
‘ Verwaltung des Kirchenvermögens als einen prineipiell un- 
_ richtigen und mit der in der Verfassungsurkunde zugesicher- 
ten gewissenhaften Scheidung dessen, was des Staats und 
. der Kirche ist, nicht vereinbaren erkannte, und dass er auch 
. hinsichtlich der Frage nach dem Subject des Eigenthums 
am Kirchenvermögen die richtige für den confessionslosen 
Staat allein passende Ansicht gewonnen hatte, wonach die 
einzelne Kirchengemeinde Subject des Eigenthums an dem 
für ihre Bedürfnisse bestimmten Vermögen ist, denn er sagt: 

Ueber das Eigenthum einer Kirchengemeinde kann nur 

Mitgliedern des betheiligten Religionstheils die Verwaß 

tung gebühren. 

Ferner: 
die Verwaltung gebührt der Ortsgemeinde gleicher Con- 
fession. 

Mit Entschiedenheit hebt der Referent hervor, dass es durch- 

aus ungenügend sei, wenn nach dem Gesetzentwurf die 

Verwaltung des Kirchenvermögens bloss in den Orten, wo 

verschiedene Religionstheile nebeneinander bestehen, einem 
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besonderen Ausschusse -aus Angehörigen dieser Confession 
übergeben würde, dass vielmehr der Grundsatz der Ver 
fassungsurkunde nur dann zur Geltung komme, wenn die 
Verwaltungsorgane für das Kirchenvermögen in allen Ge 
minden nach gleichen Normen bestellt würden. 
Demgemäss beantragte der Referent eine vom Entwurf 
erheblich abweichende Einrichtung, nämlich dass für das 
locle Stiftungsvermögen mit Einschluss der für eine 
bestimmte Confession gewidmeten Wohlthätigkeitsstiftungen 
ein aus 4. bis 8. besonders gewählten Gemeindeglieden 
derselben Confession zusamınengesetzter Ausschuss — Stf- 
tungsverwaltungsrath — gebildet werde, welchem sämmtliche 
Pfarrer und ein Magistratsrath von Amtswegen beiwohne 
sollten. 
Verh. d. K. d. Abg. 1834. Beil. Bd. 2. S. 339. 341. 
Gleichwohl dachte der Referent offenbar noch nicht 
daran, die vollen Consequenzen dieser Anschauung zu ziehen, 
und eine rechtliche Organisation, wie sie die politischen Ge 
meinden durch das Gemeinde-Ediet besassen, auch für de 
Kirchengemeinde zu verlangen, dieser ein Organ zu 
geben, welches, wie die politischen Gemeindebehörden, nicht 
bloss das vorhandene Vermögen zu verwalten, sondern m 
Falle der Unzulänglichkeit desselben zur Deckung der Be 
dürfnisse der Kirchengemeinde die erforderlichen Mittel durch 
Umlagen auf die Mitglieder der Kirchengemeinde aufzu 
bringen hätte. Diess wird nach dem ganzen Zusammenhang 
des Vortrags keinem gegründeten Zweifel unterliegen, gebt 
aber am deutlichsten aus folgender Stelle des Vortrage 
hervor (a. a. O. S. 342): 
| von Seite der Staatsregierung muss auf die Fonds der 
. Stiftungen immer eine grössere Rücksicht genomme 
werden, als auf die Gemeindefonds, denn wenn der 
Stiftungsfond aufgezehrt ist, hört die Stiftung auf, — 
die Gemeinde aber existirt fort auch ohne ihre Fond. 
Unter ‘den hier erwähnten Stiftungen ist nach der Ar 
schauung des Referenten das Kirchenvermögen begriffen. 
Im Ausschusse waren die Ansichten getheilt. Der Ar 
trag des Referenten fand keine Beistunmung, 2 Stimmen 
schlugen eine Fassung des Gesetzes vor, welche im Wesent 


- 
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lichen mit der des Entwurfs der k. Staatsregierung zusam- 
mentraf, die Majorität von 3 Stimmen aber nahm den Vor- 
schlag des Abgeordneten Bürgermeister Hagen an, welcher 
alın, ging: 

dass es bezüglich der Unter richts- und Wohlthätigkeits- 

stiftungen beim Alten bleiben, das Kirchenvermögen 

aber einer besonderen Verwalung, durch Wahl der 

Kirchengemeinde gebildet, von dem Pfarrer als Vorstand 

geleitet, übergeben werden solle. 

Die Kainmer der Abgeordneten trat in ihrer Sitzung vom 
3. Mai 1834. mit grosser Majorität (77 gegen 23 Stimmen) 
dem Hagen’schen Vorschlag bei unter Annahme von zwei 
Untermodifikationen des Abgeordneten von Rudhardt, und 
von zwei principiell nicht wichtigen Untermodifikationen des 
k. Sraatsministers Fürsten v. Wallerstein. 

In dieser. Gestalt enthielt das Gesetz die Zustimmung 
der Kammer der Reichsräthe und die Sanction der Krone. 

Der Abgeordnete v. Rudhardt stellte sich in der Rede, 
wewit er seine Untermodifikationen begründete, ganz ent- 
schieden auf den unter II. lit. b oben bezeichneten Stand- 
punct, und sprach von vorneherein bestimmt und deutlich aus: 

Eigenthümer einer Kirchenstiftung ist Niemand, 

als die Kirchengemeinde. Der Kirchengemeinde also 

muss es zustehen, über das Stiftungsgut zu verfügen 
und dasselbe zu verwalten. 

Den politischen Behörden, nämlich den Magistraten 
und in höherer Instanz der Regierung, BENIEN. nur 
eine Aufsicht. 

In gleicher Weise sprach sich der Alessi Hagen 
aus. Die Kirchengemeinde habe als Corporation ebenso 
Ihre eigenen Rechte, wie die politische Gemeinde, sie habe 
daher das Recht, das ihr als Eigenthum zustehende Kirchen- 
zut selbst zu verwalten. Dies entspreche den Bestimmungen 
des westfälischen Friedens, des Kirchenrechts und des in 
einizen Landestheilen geltenden preussischen Landrechts. 

Dieser ältere Rechtszustand, der durch das Gemeinde- 
Elict aufgehoben sei, müsse auf gesetzmässigem Wege wieder 
b-rbeigeführt werden. 

Verh. d. K. d. Abg. im J. 1834. Prot. Band 4. S. 43. 
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Es kann hienach keinem Zweifel unterliegen, dass durch 
diese kleinen unscheinbaren Paragraphen das Gemeinde- 
Edict eine wichtige tiefeingreifende Veränderung erfuhr, dass 
in Bezug auf das Subject des Eigenthumsrechts am Kirchen- 
vermögen ein neues dem Gemeinde-Edicte unbekanntes Prin- 
cip in die Gesetzgebung eintrat, das Princip der Unter- 
scheidung zwischen politischer und Kirchenge- 
meinde als zweier selbstständigen Corporationen, während 
bis dahin bei Protestanten wie Katholiken die Kirchenge- 
meinde nur in der unorganisirten 5) Masse der einer Kirche 
und einem bestimmten geistlichen Amt zugewiesenen Be- 
kenner einer Confession bestand: Dieses Princip trägt un- 
verkennbar den Keim zu einer völligen rechtlichen Organi- 
sation der Kirchengemeinde in sich, und es ist kaum zu 
bezweifeln, dass dessen consequente Durchführung und Ent- 
wicklung entweder zu weiteren legislativen Reformen, oder 
doch zu einer authentischen Interpretation der 88. 59 u. 94 
des revidirten Gemeinde-Edictes führen wird und muss, 
welche mit der oben dargestellten vierten Meinung, oder 
mindestens mit der etwas weniger weitgehenden in Nro. 16 
der Blätter f. adm. Praxis vertretenen Meinung zusammentrifft. 

Es fragt sich aber noch, ob denn diese consequente 
Durchführung des erwähnten neuen Princips, diese Evolution 
‘des ins Gemeinde-Edict gelegten neuen Keimes nicht schon 
in der Intention des Gesetzes vom 1. Juli 1834 selbst liegt, 
so dass es zu derselben weder eines neuen legislativen Fort- 
schritts, noch selbst einer authentischen Interpretation be- 
dürfte, sondern die Entwicklung lediglich auf dem Wege 
der Praxis durch vollständige Anwendung der bestehenden 
Gesetze vor sich gehen könnte? 

So wtnschenswerth es auch wäre, diese Frage bejahen 
zu können, weil damit eine praktisch-befriedigende Lösung 
aller bestehenden Schwierigkeiten gewonnen wäre, und weil 
gerade auf diesem Gebiete, wo es sich um ÄAenderung von 


5) Der Mangel der Organisation ist übrigens selbst in rechtlicher 
Beziehung, noch mehr aber in geistlicher Beziehung selbstverständlich 
kein absoluter, da ja die Gemeinde schon durch das Bestehen eines 
geistlichen Amtes in ihrer Mitte eine gewisse, freilich nur unvollstän- 
dige und ungenügende geistliche und rechtliche Organisation besitzt. 
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Verfassungsbestimmungen handelt, jede legislative Reform 
mit mehrfachen ganz besonderen Hindernissen zu kämpfen 
hat, so sprechen doch nach unserem Dafürhalten über- 
wiegende Gründe für deren Verneinung. 

Die beiden Männer, deren Anschauungen von den drei 
Factoren der Gesetzgebung angenommen und zum Gesetz 
erhoben wurden, haben, soviel sich aus ihren Reden erkennen 
lässt, ebenso wenig wie der Referent, Graf von Drechsel, 
welcher eigentlich theoretisch auf demselben Standpuncte 
stand, daran gedacht, die Competenz der Kirchenverwaltung 
weiter auszudehnen, als auf Verwaltung des vorhandenen - 
. Kirchenvermögens. Die Folgerung, welche der Abgeordnete 

von Hagen aus dem aufgestellten Princip der Selbstständig- 
keit der Kirchengemeinde ableitet (a. a. O. Prot. Band 4. 
S. 62), ist keine weitere, als dass die Kirchengemeinde das 
Recht habe, 

1) Vermögen zu siweiben. 

2) solches ausschliessend zu besitzen, 

3) dasselbe zu benützen und 

4) zweckmässig zu verwalten. 

Allerdings schliesst dieses Princip noch weitere Con- 
sequenzen in sich; dieser erste Schritt muss unvermeidlich 
das Bedürfniss erwecken nach einer allseitigen rechtlichen 
Organisation der Kirchengemeinden, nach einem Organ, 
welches die Kirchengemeinde in allen ihren Rechtsangelegen- 
heiten, nicht bloss soweit sie dem Privatrecht angehören, wie 
der Vermögensbesitz, sondern auch soweit sie dem öffent- 
lichen Recht angehören, zu vertreten hat, welches sonach 
2 B. in Processen der Kirchengemeinde als ad causam 
legitimirt zu betrachten ist, welches ferner die rechtlichen 
Pfichten der einzelnen Glieder gegen die Gesammtheit zu 
regeln und zur Erfüllung zu bringen, also im Bedürfniss- 
falle Umlagen von den Gemeindegliedern zu erheben hat, 
woran sich das Bedürfniss nach gesetzlichen Normen über 
die Berufung von Kirchengemeindeversammlungen in Fällen, 
wo wegen Wichtigkeit des Gegenstands ein Gemeindebe- 
schluss erforderlich erscheint, anschliesst ; allein diese Foolge- 
rungen zu verwirklichen, daran dachte weder der Antrag- 
steler, noch die Kammer. 
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Ein einziger Abgeordneter, der Pfarrer Thomasius, er- 
kannte dieses Bedürfniss, und stellte deshalb den Antrag: 
.dass die beschlossenen Aenderungen am Gemeinde-Edict 
bezüglich des Kirchenvermögens nur als interimistisch 
bis zum Erscheinen cines umfassenden Gesetzes be- 
trachtet und die königliche Staatsregierung gebeten 
werden möge, ‚der nächsten Ständeversammlung ein 
umfassendes, die Rechte der Kirchengemeinde und der 
Kirche schützendes Gesetz, die Verwaltung des Kirchen 
vermögens betreflend, vorzulegen, 
und motivirte diesen Antrag ausdrücklich dadurch, dass die 
beschlossene Aenderung des Gemeinde-Edictes dem grossen 
Grundsatze der Verfassungs-Urkunde „gewissenhafte Schet 
dung dessen, was des Staats und der Kirche ist“, noch 
lange nicht entspreche; der Staat selbst und die bürgerliche 
Gemeinde sei bis in die innersten Theile gegliedert, geordnet 
und habe seine Organe; die geringste Dorfgemeinde sei in 
sich abgeschlossen; so sei es aber noch lange nicht mit den 
Kirchen und Kirchengemeinden. Jede Kirchengemeinde 
müsse ihre Vertreter, ihre Repräsentanten haben, mögen sie 
nun Kirchenvorsteher, oder wie sonst heissen u. s. w. 
Prot. Band 4. 8. 45. 

Aber diese Ansicht wurde vom Abgeordneten von 
Rudhardt entschieden bekämpft, und die Modification des 
Pfarrers 'Thomasius wurde von der Kammer, ohne dass sich 
eine Stimme für dieselbe erhoben hätte, verworfen. 

Es ist diess auch gar nicht zu verwundern. Der Ge- 
danke, den der Pfarrer Thomasius in die Berathung hinein- 
brachte, lag dem ursprünglichen Anlass und Ausgangspunct 
des Gesetzentwurfs zu ferne, schon der zum Gesetz erhe- 
bene Hagen’sche Antrag ging einen grossen Schritt weiter, 
als der Regierungsentwurf; für eine vollständige rechtliche 
Organisation der Kirchengemeinden fehlte zu jener Zeit dem 
allgemeinen Bewusstsein noch (as Bedürfniss und das Ver- 
ständniss. Es ist auch nicht zu längmen, dass eine solche 
totale Neuerung, wie sie dem katholisch: u Kirchenverfassungs- 
princip und den gewohnten kirchlichen Anschauungen der 
Katholiken widerstrebt, so auch mit den kirchen -staats- 
rechtlichen Grundsätzen der II. Verfassungsbeilage nicht 
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wohl in Einklang zu bringen, und daher nicht ohne eine 
wesentliche Aenderung des erwähnten Edicts im Sinne 'der 
neueren Ideen über das Verhältniss zwischen Staat und 
Kirche auszuführen wäre. Dann, um nur die Hauptpuncte 
zu berühren, unserer Verfassung liegt, wie allen in jener 
Zeit entstandenen Gesetzen, das Princip zu Grunde, dass 
die Selbstständigkeit der Kirche sich auf rein geistliche Dinge 
beschränke, alle zeitlichen Angelegenheiten der einzelnen 
Kirchen aber von der weltlichen Obrigkeit zu besorgen 
seien. Diese Eintheilung aller kirchlichen Interessen in 
innereund äussere, oder geistliche und weltliche, welche 
dem Bewusstsein jener Zeit als die allein richtige erschien, 
und welche allerdings in engem Zusammenhang mit der 
. Idee des christlichen Staates in ihrer bisherigen Auffassung 
steht, führt eigentlich mit logischer Consequenz darauf, nur 
einen einzigen wahrhaft corporativen Gemeindeverband an- 
zuerkennen, den der politischen Gemeinde, und den Inte- 
ressen der Kirche nicht durch selbstständige corporative Or- 
. ganisation der Kirchengemeinden, sondern durch indirecte 
künstliche Bestimmungen in den politischen Gesetzen 
_ gerecht zu werden, wie es in Art. V. des Gemeinde-Um- 
lagengesetzes vom 22. Juli 1819 geschehen ist. Vgl. Pözzl, 
Lehrbuch des bayrischen Verwaltungsrechts, 2. Auflage. 
S. 252. Was in einer höchsten Entschliessung des k. Staats- 
ministeriums f. K. u. Schulangel. v. 17. Februar 1862 in 
Bezug auf Schulzwecke ausgesprochen wurde: 

Die bayerische Gesetzgebung kennt keinen anderen 

corporativen Gemeindeverband, als den der politischen 

Gemeinde — 
das gilt unseres Erachtens theilweise auch für kirchliche 
Zwecke, insoferne unsere bayerischen Kirchengemeinden 
keine wahrhaften, vollständigen Corporationen sind. 

Es liegt uns nun noch ob, zu untersuchen, welche Auf- 
fassung das Gesetz vom 1. Juli 1834 von Seite der Execu- 
tionsgewalt fand, und ob die von höchster Stelle erlassenen 
Vollzugsvorschriften. etwa eine Ausdehnung der Compcetenz 
der Kirchenverwaltungen im Sinne der oben unter II., II. 
und IV. dargestellten Ansichten enthalten ? 

Diese Frage ist zu. verneinen. 
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In Ziffer 142 der Vollzugsinstruction vom 31. October 
1837 heisst es: 
den Kirchenverwaltungen steht die bis zum Jahre 1831 
von den Gemeindebehörden geführte Verwaltung sämnt- 
licher Cultusstiftungen zu und zwar mit einziger Aus 
nahme des an kirchliche Aemter geknüpften Pfründe 
vermögens, dann der nach $. 96 der VIten Verf.Beilage 
von den Gutsherren verwalteten Stiftungen etc. Con 
petenz, Geschäftsgang und Curatelverhält 
nisse richten sich nach den bisher darüber bestande 
. nen Verordnungen, insbesondere was den Geschäfts 
gang betrifft, nach Analogie der Verordnungen von 
21. u. 24. September 1818. über den Gteschäftsgang 
der Magistrate und der Landgemeindeverwaltungen. 
Hier ist offenbar keine Rede davon, dass die Com- 
petenz der Kirchenverwaltungen sich in Bezug auf kırch 
liche Gemeindebedürfnisse nach Analogie der Competenz 
richte, welche den politischen Gemeindebehörden in Bezug 
auf die Bedürfnisse der politischen Gemeinde zusteht, das 
daher den Kirchenverwaltungen für sich allein oder mit Zu 
stimmung der Kirchengemeinde die Festsetzung von [m 
lagen zukommen soll, denn die analoge Anwendung der 
Verordnung vom 21. September 1818 ist ganz ausdrück- 
lich auf den Geschäftsgang bei Ausübung der Befug- 
nisse der Kirchenverwaltungen beschränkt und erstreckt sich 
keineswegs auf den Umfang dieser Befugnisse. Könnte 
hierüber nach den Regeln der grammatischen und logischen 
Interpretation noch ein Zweifel bestehen, so würde er be 
geitigt werden durch die in Ziffer 144 enthaltene Aufzäh- 
lung der einzelnen Aufgaben der Kirchenverwaltungen, 
‘ unter denen die Anordnung von Umlagen nicht vorkommt 


IV. 
Zusammenfassung der Ergebnisse vorstehender Untersuchungen. 


Aus diesen rechtsgeschichtlichen Untersuchungen ergiebt 
sich nun für die Beantwortung der Frage über den Umfang 
der Competenz der Kirchenverwaltungen folgendes: 

1. Diejenige Theorie über das Subject des Eigenthumi 
am Kirchengut, welche einer Ausdehnung der Compe 
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tenz der Kirchenverwaltungen über die blosse Verwal- 
tung des vorhandenen „Stiftungsvermögens“ prin- 
cipiell entgegenstand, und welche noch den Bestim- 
mungen des Gemeinde-Edictes zu Grunde lag, wurde 
durch das Gesetz vom 1. Juli 1834. verlassen, und die 
Kirchengemeinde als selbstständige Corpo- 
ration und Subject des Kirchenvermögens anerkannt. 

2. Als Consequenz dieses wichtigen Fortschritts in der 
Entwicklung des öffentlichen Rechts muss das Verlangen 
anerkannt werden, dass die Kirchengemeinde eine eben 
so vollständige rechtliche Organisation erhalte, wie sie 
der politischen Gemeinde eigen ist: dass sie also na- 
mentlich Organe zur Vertretung in allen ihren äusseren 
und inneren, rechtlichen wie geistlichen Interessen be- 
sitze, Organe, durch welche es möglich wird, den Be- 
darf der Kirchengemeinde, soweit er nicht aus ihrem 
Vermögen bestritten werden kann, auf anderem Wege, 
insbesondere durch kirchliche Umlagen zu decken, 
den Betrag und Maassstab der letzteren festzusetzen 
u. 8. w.®), Organe, welche ferner die anerkannten Reprä- 
sentanten der Gemeinde in allen ihren Rechtsgeschäften 
und Rechtsstreitigkeiten bilden, und zu diesem Behuf 
keiner Vollmacht bedürfen. 

3. In den bestehenden Gesetzen und Verorihungen findet 
sich diese Consequenz noch nicht verwirklicht, die oben 
unter Ziffer II.—IV. aufgeführten Meinungen über die 
Competenz der Kirchenverwaltungen enthalten daher 
eigentlich keine Anwendung, sondern eine Fort- 
bildung des bestehenden Rechts, was schon daraus 
hervorgehen dürfte, dass eben die bestehenden Normen 
so verschiedenen Ansichten über eine so äusserst wich- 
tige Verfassungsfrage Raum geben, und dass sich wenig- 


e) Hiebei bleibt es eine offene Frage, ob diese Befugniss demselben 
Gemeindeausschuss' überlassen werden soll, welchem die Verwaltung 
des Vermögens und die Vertretung der Gemeinde in ihren gewöhnlichen 
Rechtsgeschäften obliegt, oder ob zu diesem Zweck eine grössere Ge- 
meindevertretung eingeführt werden soll, oder ob nach Analogie des 
Gemeinde-Edicts in einzelnen Fällen eine Versammlung aller Kirchen- 
gemeindeglieder und ein Beschluss derselben erfordert wird. 

Zeitschr. f. Kirchenrecht, III. 2. 15 
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stens für jede der unter III. und IV. aufgeführten Mei 
nungen erhebliche Gründe vorbringen lassen. 


Vv. 
' 
Stand der Praxis in Bezug auf die vorliegende Frage. 


Betrachten wir nun noch die Anwendung, welche die 
88. 59. und 102. des revidirten Gem.-Edicts im wirklichen 
Leben von Seite der einzelnen Verwaltungsstellen und Be 
hörden erfahren haben, so zeigt sich zwar je länger je mehr 
eine unverkennbare Hinnceigung zur Anerkennung der Kır 
chengemeinde als Subject des Eigenthums am Kirchengit 
und als selbstständige Corporation, und die oben unter Ziffer 
HI. und IV. aufgeführten Meinungen finden sich in der Prax: 
häufig verwirklicht und zwar in der Weise, dass in Fällen, 
in denen es für die Angelegenheiten der politischen Ge 
meinde in Landgemeinden nach dem Gemeinde-Edict eins 
Beschlusses der Gemeindeversammlung bedarf, namentlich 
bei Veräusserung oder Erwerbung von Realitäten oder Rech 
ten, bei Abschliessung von Vergleichen über streitige Rechte 
oder Verbindlichkeiten der Kirchengemeinde, dann bei Regı 
lirung von neuen Umlagen in analoger Anwendung de 
8.104. des Gemeinde-Edicts ein Beschluss der versammelt 
Kirchengemeinde eingeholt wird, wobei die Zusammenb 
rufung der letzteren meistens durch den Pfarrer als Vor 
stand der Kirchenverwaltung erfolgt; allein dass diese Prax: 
eine allgemeine zu nennen wäre, dazu fehlt noch viel. Nicht 
selten wurden seither die einzelnen politischen Gemeinde 
mit Weglassung der einer anderen Confession angehörige 
Glieder durch die betreffenden Gemeindevorsteher versammel, 
was schon eine offenbare Verkümmerung des Organismu 
der Kirchengemeinde anzeigt; vielfach aber wird auch u 
der Praxis, soweit sie uns bekannt geworden ist, daran fet 
gehalten, dass die Kirchenverwaltung nur das vorhanden 
Vermögen zu verwalten hat, und dass in Ermangelung eine 
solchen die Bedürfnisse der Kirchengemeinde von den pol 
tischen Gemeinden, welche zur Kirchengemeinde gehöre, 
“ durch Erhebung von politischen Gemeindeumlagen nach den 
Gesetz vom 22. Juli 1819. zu decken sind. 

Dieser Standpunkt wird nicht selten so consequent fe 
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gehalten, dass hie und da sogar Processe zwischen Kirchen- 
gemeinden und ihren Kirchenstiftungen geführt werden, wo- 
von wir Beispiele aug der neuesten Zeit anführen könnten. 

Wie man auch über die Ertheilung des Streitconsenses 
zu solchem Process, die uns unter allen Umständen als eine 
Anomalie erscheint, denken möge, soviel ist jedenfalls un- 
bestreitbar, dass dieselbe durchaus unvereinbar ist mit der 
dem Gesetz v. 1. Juli 1834. zu Grund liegenden Theorie, 
welche die Kirchengemeinde als Subject des Eigenthums- 
rechts am Kirchengut betrachtet, da doch nicht das Ver- 
mögen mit seinem eigenen Rechtssubject Process führen 
kann, vielmehr vom Standpunkt dieser Theorie aus die 
Frage, ob eine Ausgabe zu kirchlichen Zwecken aus Mitteln 
der Kirchenstiftung oder durch Beiträge der Mitglieder der 
Kirchengemeinde zu bestreiten ist, von den Curatelbehörden 
zu entscheiden ist. Aber auch bei Rechtsstreitigkeiten der 
Kirchengemeinden mit dritten Personen wird in der Praxis 
bäufig, und wie wir gesehen haben, nicht ohne guten Grund, 
die Aufstellung besönderer Bevollmächtigter durch Wahl 
aus der Mitte der Kirchengemeindeglieder für nothwendig 
erachtet. So liegt uns eine Entschliessung einer k. Kreis- 
regierung vom 4. Juli 1857 vor, worin es heisst: 

Die Kirchenverwaltung ist gesetzlich nur zur Ver- 
tretung der Rechte und Interessen des Kirchenvermö- 
gens berufen. Die Erklärungen der Kirchengemeinde 
sind von dieser zu berathen und bei der Verhandlungs- 
tagfahrt durch einen zu wählenden Bevollmächtigten 
abzugeben. 

Ueberdiess ist n Stadtgemeinden die Idee der 
Selbstständigkeit der Kirchengemeinde in ihrer vollen Con- 
»equenz viel schwieriger, als in Landgemeinden, oder nach 
unserer Ueberzeugung eigentlich gar nicht durchzuführen, 
wenn man nicht mit Haberstumpf den kühnen Griff thun 
will, der Kirchenverwaltung, die doch aus der Wahl der 
Kirchengemeindeglieder hervorgeht, für sich allein alle Be- 
fugnisse beizulegen, welche in politischen Gemeindeange- 
legenheiten den beiden Gemeindecollegien zustehen. 

Denn in der That, wie will man in Städten bei der 


gegenwärtigen Gesetzgebung die Selbstständigkeit der Kir- 
15 * 
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chengemeinde anders verwirklichen? — Im Magistrat und 
im Collegium der ‘ Gemeindebevollmächtigten können auch 
Angehörige einer andern Confession sitzen; diese können 
doch unmöglich als Organe der betreffenden Kirchengemeinde 
gelten; sie einfach in solchen Angelegenheiten auszuschliessen, 
ist eigentlich schon ein Schritt der weiteren Fortbildung, nicht 
der Anwendung des bestehenden Rechts, und davon abge- 
sehen, ist dieses Auskunftsmittel nicht überall anwendbar. 
In einer Stadt mit überwiegend katholischer oder protestan- 
.tischer Bevölkerung können sich in den beiden Gemeinde- 
collegien möglicherweise gar keine oder nur so wenige An- 
gehörige der betrefienden protestantischen oder katholischen 
Kirchengemeinde befinden, dass der Gedanke, sie vermittelst 
einer willkürlich eingeführten itio in partes als gesetzliches 
Organ der Kirchengemeinde zu behandeln, von vorneherein 
aufgegeben werden muss. Aber auch für diejenige Kirchen- 
gemeinde, welcher die Mitglieder des Magistrats oder Ge- 
meindecollegiums alle oder der Mehrzahl nach angehören, 
können dieselben nicht als die rechten Organe anerkannt 
werden, denn sie sind ja nicht aus der Wahl der Kirchen- 
gemeindeglieder hervorgegangen, vielmehr können an 
ihrer Erwählung auch Angehörige anderer Confessionen in 
beliebiger Anzahl theilgenommen haben, und es fehlt an 
jeder Bürgschaft dafür, dass sie die zur Vertretung der 
kirchlichen Interessen ihrer Confession geeigneten Männer 
geien. 

- Dieses Auskunftsmittel ist daher in: jeder Beziehung 
ungenügend und untauglich. 


v1. 
Nachweis der Nothwendigkeit legislativer Abhülfe. 

Wir glauben durch vorstehende Erörterungen dargethan 
zu haben, dass die dermaligen gesetzlichen Bestimmungen 
in dieser wichtigen Materie unvollständig sind, dass in 
dieser Region unseres öffentlichen Rechts in Bayern eine 
grosse auf die Dauer nicht zu ertragende Ungewissheit der 
ersten Grundlagen der Organisation herrscht, welche lähmend 
auf den ganzen Organismus des kirchlichen Gemeindewesens 
wirken muss; unmittelbar zwar zunächst nur auf diejenigen 
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Funktionen desselben, die sich auf die äusseren Interessen, 
auf Gemeindevermögen und Gemeindehaushalt beziehen, 
mittelbar aber sogar auf das innere Gemeindeleben, da die- 
ses von den äusseren Mitteln der Förderung nicht ganz und 
gar unabhängig ist. 

Hoffentlich wird sich bald die Ueberzeugung mehr und 
mehr verbreiten und befestigen, dass man auf dem Wege 
der Anwendung des bestehenden Rechts, auf dem Wege 
der Doctrin hier nicht zum Ziele kommen kann, dass die 
Controversen, Widersprüche und Schwierigkeiten fortdauern 
werden, und dass daher legislative Abhülfe Noth 
thut. — Und wahrlich sie thut sehr Noth! Denn nicht 
bloss auf dem Gebiete der Verwaltung herrscht in dieser 
täglich vorkommenden Frage eine höchst nachtheilige Un- 
sicherheit und Meinungsverschiedenheit, auch auf dem Ge- 
biete der Justiz ist die Frage eine durchaus bestrittene, was 
die Folge hat, dass eine auffallende höchst bedenkliche Un- 
sicherheit über die wichtige processuale Vorfrage der legiti- 
matio ad causam besteht, und dass über vielen richterlichen 
Urtheilen, welche in Bezug auf Rechte und Verbindlichkeiten 
von Kirchengemeinden ergehen, das Damoclesschwert der 
Nichtigkeitsbeschwerde schwebt ?). 

In Band 22. der Blätter f. Rechtsanwendung 8. 21. ist 
ein Erkenntniss des k. Oberappellationsgerichts vom 14. No- 
vember 1856. mitgetheilt, in welchem ausgesprochen ist, dass 
die Kirchenverwaltung zur Vertretung der Kirchen- 
gemeinde bei deren Streit mit dem k. Staatsärar über 
die Baupflicht an den Cultusgebäuden keiner besonderen 
Ermächtigung der Kirchengemeinde bedürfe, sondern die 
gesetzliche Vertreterin aller Interessen der letzteren sei. 
— Dieses Erkenntniss stimmt sonach mit der obigen zweiten 
Meinung überein. Es ist unstreitig eine nothwendige Con- 
eequenz dieser Ansicht, dass Kirchenverwaltung und Kir- 
chengeineinde vollkommen identische Interessen haben und 


' 


7) Diese Ungewissheit besteht übrigens keineswegs bloss in Bayern, 
sondernjauch anderwärts, z. B. im Königreich Sachsen ist die Frage, 
wer die Kirchengemeinden zu vertreten habe, noch unerledigt. Rich- 
ter's Kirchenrecht S. 345. Anm. 2. 
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sich verhalten, wie eine Corporation und ihr gesetzliches 
Organ. Die Frage z. B. ob eine Kirchengemeinde schuldig 
sei, Hand- und Spanndienste zu einem Kirchenbau unent- 
geltlich zu leisten, kann hienach eigentlich nie Gegenstand 
eines Rechtsstreites zwischen der Kirchenstiftung und den 
Kirchengemeindegliedern sein, sondern ist von der vorge 
setzten Curatelbehörde zu entscheiden. Ebensowenig 
kann davon die Rede sein, dass eine Kirchenstiftung mit 
der Kirchengemeinde einen Rechtsstreit darüber führt, ob 
die Baukosten aus dem Kirchenvermögen bestritten werden 
können, oder ob dazu Umlagen erforderlich sind, wie es 
doch wirklich vorkommt. — Gleichwohl hat der oberste Ge- 
richtshof durch Erkenntniss vom 19. Juli 1858. (Regierung 
blatt S. 1012.) in einem Competenzconflict ausgesprochen, 
dass die Frage, ob die Mitglieder einer Kirchengemeinde 
schuldig sind, zu Cultusbauten Dienste unentgeltlich zu 
leisten, Justizsache ist, und überhaupt herrscht bei den Ge- 
richten ebenso wie bei den Verwaltungsbehörden noch die 
Anschauung vor, dass Kirchenstiftung undKirchenge 
meinde zwei verschiedene Rechtssubjecte seien, welche nö- 
thigenfalls auch miteinander einen Rechtsstreit zu führen haben. 

Möchten diese Bemerkungen dazu beitragen, vorläufig 
das Bedürfniss einer vollkommenen rechtlichen Organisation 
der Kirchengemeinden in Bayern zum allgemeinen Bewusst- 
sein zu bringen. 


Art und Umfang der wünschenswerthen Aenderung des bestehenden 
Rechts. 

Schliesslich haben wir über die Frage, in welcher Weise 
und in welchem Umfang die als wünschenswerth anzuer- 
kennende Aenderung des bestehenden Rechts auf dem Wege 
der Gesetzgebung stattfinden soll, folgendes zu bemerken: 
Es sind zwei wesentlich verschiedene Wege, welche die ge 
setzgebende Staatsgewalt zur Erreichung des erwähnten 
Zwecks einschlagen kann. Sie kann erstlich in der bis 
herigen Richtung bleiben, und demnach von Staatswegen 
die Rechtsverhältnisse der Kirchengemeinden regeln, indem 
sie das Institut der Kirchenverwaltung, welches ja auch eine 


Oma nn 
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Schöpfung der politischen Gewalt für kirchliche Zwecke ist, . 
in geeigneter Weise fortbildet. Diese Fortbildung kann 
wieder in verschiedener Weise geschehen, doch wäre es 
wohl die consequenteste und vollständigste Entwicklung des 
Princips, welches dem revidirten $ 59. des Gem.-Edicts zu 
Grunde liegt, wenn die oben unter Ziffer IV. dargelegte 
Meinung zum Gesetze erhoben, somit die Kirchenverwaltung 
als Organ der Kirchengemeinde in allen ihren Vermögens- 
angelegenheiten anerkannt und ganz so, wie es im Gem.- 


“ Ediet für die politischen Gemeinden geschehen, durch be- 


sondere den eigenthümlichen Verhältnissen des kirchlichen 
Gemeindewesens angemessene Bestimmungen genau festge- 


setzt würde, in welchen Fällen die Kirchenverwaltung nicht 


i selbstständig handeln kann, sondern einen Beschluss der 


versammelten Kirchengemeinde oder eines grösseren Aus- 
schusses derselben einzuholen hat. 

Zu diesen Gegenständen müsste selbstverständlich die 
Frage gehören, ob und in welchem Maassstab zur Bestrei- 
tung der kirchlichen Bedürfnisse Umlagen von den Kirchen- 
gemeindemitgliedern zu erheben seien. Neben diesem Ge- 
setz für die kirchlichen Gemeinde-Umlagen könnte die Be- 
stimmung des Gemeinde-Umlagen-Gesetzes vom 22. Juli 1819. 
Art. I. n. 10. immer noch fortbestehen, jedoch auf solche 
Fälle beschränkt bleiben, in welchen.eine politische Gemeinde 
als solche durch besonderen Rechtsgrund zu einer Leistung 
für kirchliche Zwecke verpflichtet ist, der Art. V. des Ge- 
setzes aber könnte dann vielleicht ganz wegfallen, weil in 
den erwähnten Fällen ohnehin stets ein besonderes Rechts- 
verhältniss bestehen wird. 

Was für die Betretung dieses legislativen Weges spricht, 
ist der Umstand, dass derselbe keine Aenderung verfassungs- 
mässiger Bestimmungen erfordert, die allerdings auf diesem 
Gebiet ihre ganz besonderen grossen Schwierigkeiten hat, 
dass es vielmehr nur der gesetzlichen Anerkennung dessen 
bedarf, was aus dem Gesetz vom 1. Juli 1834. mit logischer 
Consequenz folgt, und was sich daher, wie bemerkt, in der 
Praxis, auch in katholischen Gemeinden, vielfaclı schon jetzt 
von selbst geltend gemacht hat. Zwar hat innerhalb der 
katholischen Kirche in neuerer Zeit die Theorie vom Eigen- 
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thum der allgemeinen Kirche an dem gesammten Kirchen- 
vermögen wieder etwas mehr Einfluss gewonnen, allein wir 
sind überzeugt, dass diese Theorie heutzutage auch bei 
Katholiken kein Glück mehr macht, und dass ein Gesetz- 
entwurf von dem oben angedeuteten Inhalt auch von einer 
der Mehrheit nach aus Katholiken bestehenden Kammer 
unbedenklich angenommen würde, um so mehr, als derselbe 
die Frage: | 

welcher Einfluss den Laien auf die inneren kirchlichen 

Angelegenheiten einzuräumen sei 
ganz unberührt lässt. 

Der zweite Weg, welcher von der gesetzgebenden 
Gewalt eingeschlagen werden könnte, ist der, die näheren 
Bestimmungen über die Verwaltung des Kir- 
chenvermögens, sowie überhaupt die recht- 
liche Organisation der Kirchengemeinden den 
einzelnen öffentlich aufgenommenen Kirchen 
selbst zu überlassen, die positive Gestaltung 
dieser Rechtsverhältnisse ganz aus dem Gebiet 
der Staatsgesetzgebung auszuscheiden und als 
Bestandtheil der Kirchenverfassung anzuer- 
kennen. 

Hiebei müssen selbstverständlich die nöthigen Vorbe- 
halte zur Wahrung und Handhabung des verfassungsmässig 
garantirten und unveräusserlichen königlichen obersten Schutz- 
und Aufsichtsrechts gemacht werden, so dass z. B. nicht 
bloss die einschlägigen kirchlichen Normen der königlichen 
Genehmigung bedürften, sondern auch die Staatsgewalt eine 
regelmässige Controle über die Verwaltung des Kirchenver- 
mögens ausübte, wenn auch nicht mehr in der ausgedehnten 
positiv maassgebenden Weise, wie bisher, so doch in der 
Art, dass ihre Organe über alle Veräusserungen liegender 
Güter und nutzbarer Rechte der Kirchen mit ihrer Erinne- 
rung gehört werden müssten, und dass über die Rechnungen 
und Grundetats der Kirchengemeinden den politischen Be- 
hörden gleichfalls ein Erinnerungsrecht zustände. Von selbst 
versteht es sich, dass die Erhebung kirchlicher Umlagen, 
wenn sie zwangsweise geschehen soll, nur durch Hülfe der 
weltlichen Obrigkeit erfolgen könnte — und dass gegen eine 
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den bestehenden kirchlichen Gesetzen zuwiderlaufende Be- 
lastung Einzelner diese den Schutz der Staatsgewalt anrufen 
könnten. Diese Einrichtung ist unstreitig die principiell 
richtigere, materiell befriedigendere, ihr gehört nach unserer 
Ueberzeugung die nähere oder fernere Zukunft. Es lässt 
sich auch micht in Abrede stellen, dass auch auf dieses Ge- 
biet des kirchlichen Gemeindelebens die Verschiedenheit der 
Anschauungen der katholischen und der protestantischen 
Confession bedeutenden Einfluss hat, dass es daher dem 
Staat kaum gelingen wird, diese Verhältnisse durch ein ge- 
meinsames Gesetz so zu regeln, dass nicht eine von beiden 
Beligionsparteien gerechten Grund zu der Klage hätte, es 
seien ihr fremdartige Anschauungen aufgedrängt worden °). 
Zur Verwirklichung dieser Einrichtung wäre freilich eine 
Revision der Grundsätze nothwendig, auf welchen die Be- 
stimmungen unserer II. Verfassungs-Beilage beruhen. 

Zu den Segnungen, welche Bayern der Verfassungsur- 
kunde verdankt, gehört die Verheissung: 

gewissenhafter Scheidung und Schützung dessen, was 

des Staats und was der Kirche ist. 

Ueber die richtige Erfüllung dieser Verheissung, über 
die Grenzlinien der beiden Gebiete des Staates und der. 
Kirche können die Meinungen wechseln. Der Standpunkt, 
auf welchem die I. Verfassungsbeilage in dieser en 
steht, ist ausgesprochen in $. 38.: 

Jeder genehmigten Privat- oder öffentlichen Kirchen- 
gesellschaft kommt unter der obersten Staatsaufsicht 
nach den im Ill. Abschnitt enthaltenen Bestimmungen 
die Befugniss zu, nach der Formel und der von der 


® Schon die corporative Selbstständigkeit der einzelnen Kirchen- 
gemeinde, welche den Protestanten eigen ist, widerstrebt einigermaassen 
der bischöflichen Verfassung der katholischen Kirche, da durch die 
letztere die Gemeinden einer Diöcese zu einer Art Gesammtgemeinde 
(einer bischöflichen Heerde) verschmolzen werden, und die Orts-Kirchen- 
gemeinden selbst hiebei keine wahren Corporationen, sondern nur col- 
lectiones sind, während doch auch die bischöfliche Heerde keine eigent- 

liche Gemeinde im rechten Sinn des Wortes ist. 
vgl. von Scheurl, zur Lehre vom ee Erlangen 

1862. 8. 100. 
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Staatsgewalt anerkannten Verfassung ihrer Kirche alk 

inneren Kirchenangelegenheiten zu ordnen, 
ferner im $. 50.: 

S. Majestät der König haben in mehreren Verordnungen 

Ihren ernstlichen Willen ausgesprochen, dass die geist 

liche Gewalt in ihrem eigentlichen Wirkungskreise nk 

gehemmt werden, und die königl. weltliche Regierung 
in rein geistliche Gegenstände des Gewissens und der 

Religionslehre sich nicht einmischen solle, als in so wet 

das königliche oberste Schutz- oder Aufsichtsrecht ds- 

bei eintritt. . 

Hienach sind als Gegenstand der Kirchenregierung 
nur die inneren oder rein geistlichen Angelegan- 
heiten .des Gewissens und der Religionslehre anerkannt. 

In neuerer Zeit gewinnt die Ueberzeugung immer mehr 
Raum, dass diese Eintheilung keine vollkommen befried- 
gende ist. Niemand wird den grossen Fortschritt verkennen. 
der darin liegt, dass auch die Kirchengemeinschaften, - 
oder wie der moderne dem Collegialsystem entnommen 
Ausdruck lautet: „Kirchengesellschaften“, — sich in ihra 
weltlichen Angelegenheiten, die sie mit anderen bürgerlichen 
Gesellschaften gemein haben, nach den Gesetzen des Staate 
zu richten haben, — II. Verf.-Beilage 8. 62. — das 
in allen diesen Angelegenheiten der Staatsgewalt allen 
die Gesetzgebung und die Gerichtsbarkeit zukommt, — 
8. 65. — dass das Verfahren der weltlichen Gerichte a 
diesen Angelegenheiten durch die Einschreitungen geistliche 
Stellen weder unterbrochen, noch aufgehoben werden daf 
— 8. 66. — und dass die Kirche und die Geistlichen 2 
Ansehung des ihnen zustehenden Vermögens weder vu 
Landesunterthänigkeit, noch von öffentlichen. Staatslaste 
irgend eine Befreiung ansprechen können. Die Befriedigung 
über diese bedeutenden und wohlthätigen Errungenschafts 
mochte lange davon abhalten, im Einzelnen genauer 
untersuchen, 'ob man nicht in der Beschränkung der Kr 
chenregierung weiter gegangen war, als es in der Natur 
der Sache und in den Consequenzen des aufgestellten Grunt 
gatzes lag. | 

In neuerer Zeit gewinnt die Ansicht immer mehr Raur, 
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dass kein hinreichender Grund besteht, die Autonomie der 
Kirche so sehr zu beschränken, dass sie in Bezug auf ihr 
Vermögen und ihren Haushalt nicht bloss den allgemeinen 
Gesetzen und der Gerichtsbarkeit des Staats unterworfen 
ist, sondern selbst seiner Curatel, und man sieht ein, dass 
der Staat, indem er die Verwaltung des Kirchenvermögens 
rum Gegenstand seiner directen Fürsorge und positiven An- 
ordnung macht, und die Wahl der Gemeindeorgane, denen 
diese Verwaltung obliegt, unter der ausschliesslichen Leitung 
der weltlichen Behörden ohne Rücksicht auf die positive 
kirchliche Qualification der zu Wählenden, wenn auch nicht 
nach demselben Wahlgesetz, wie die politischen Gemeinde- 
wahlen, vornehmen lässt, in das der Kirche eigenthüimlichg 
Lebensgebiet in störender Weise eingreift. 

Zwar wird man zugeben müssen, dass der Staat bei 
diesem Verfahren von wohlwollenden Absichten geleitet wird, 
ndem er den Kirchenbehörden und Geistlichen die Sorge 
für das zeitliche Gut ersparen will, welche sie von der Sorge 
für die ewigen Güter abziehen könnte; aber die Kirche 
steht eben doch in einer sehr wichtigen Beziehung, nämlich 
hmsichtlich ihrer ökonomischen Angelegenheiten in einer 
durchaus nicht normalen Abhängigkeit von den Organen 
der Staatsgewalt, welche nicht immer und überall die kirch- 
lichen Interessen richtig verstehen und mit Liebe befördern, 
und findet sich in der zu ihrem Gedeihen erforderlichen 
freien Bewegung vielfach gehemmt. 

Freilich gehört zu einem guten Verwalter des Kirchen- 
vermögens ausser den unentbehrlichen sittlichen Eigenschaf- 
ten, hauptsächlich Erfahrung in weltlichen Geschäften, be- 
sonders in ökonomischen Angelegenheiten und Geschick zu 
denselben, aber diese Eigenschaften allein reichen nicht hin, 
und es ist eine bekannte Sache, dass Kirchenverwaltungen, 
deren Mitglieder keine Theilnahme für die kirchlichen Zwecke 
haben, welchen das Vermögen als Mittel dienen soll, nicht 
selten der Erfüllung dieser Zwecke indirect entgegenwirken. 

Der Staat wird sich allerdings das Recht und die Pflicht 
nicht nehmen lassen, darüber zu wachen, dass die Kirchen- 
gemeinden in jeder Kirche nach den ihr eigenthümlichen 
Verfassungsprincipien organisirt werden, und dass insbeson- 
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dere bei Verwaltung des Kirchenvermögens den Gemeinden 
der ihnen gebührende Antheil nicht entzogen werde, dass 
ferner auch von Seite der Kirchengewalt keine Missbräuche 
in Bezug auf die Verwaltung des Kirchengutes geduldet 
oder gar eingeführt werden, aber unter dem Vorbehalte die- 
ser Ueberwachung kann er unseres Erachtens die Verwal- 
tung des örtlichen Kirchenvermögens und das kirchliche Ge- 
meindeleben nach allen seinen Richtungen, also auch nach 
seiner äusseren rechtlichen Seite der kirchlichen Autonomie 
überlassen, und insbesondere die Pflicht der Kirchengemeinde- 
glieder, zur Befriedigung der kirchlichen Bedürfnisse beizu- 
steuern — als eine rechtliche Zwangspflicht anerkennen, wenn 
er auch kirchlichen Behörden keine Executionsbefugniss 
einräumt. — Kirche und Staat werden bei dieser Grenz- 


regulirung sich sicherlich beide wohl befinden. — 


vIo. 


Specielle Bemerkungen über die rechtliche Organisation der protest. 
Kirchengemeinden. 

Was insbesondere die protestantische Kirche anlangt, 
so ist die Nothwendigkeit der Reformirung und Ergänzung 
der bestehenden Kirchengemeinde-Verfassung in der ange 
deuteten Richtung, nämlich nach der rechtlichen Seite, 
ebenso wie nach der innern geistlichen Seite, in neuester 
Zeit fast allgemein anerkannt und fast allenthalben verwirk- 
licht, Bald wird keine protestantische Landeskirche in 
Deutschland mehr sein, welche nicht im Besitze der Auto- 
nomie wäre, die wir in vorstehenden Betrachtungen für die 
Kirche überhaupt ohne Unterschied der Confession in An- 
spruch genommen haben. In den meisten deutschen Stas- 
ten, Oesterreich nicht ausgenommen, ist jetzt die rechtliche 
Organisation der Kirchengemeinden mehr oder weniger voll- 
ständig durchgeführt und zwar meistens durch besondere 
Kirchenordnungen, deren einzelne positive Bestimmungen 
nicht Ausflüsse der gesetzgebenden Gewalt des Staates, da- 
her auch in ihrer Fortbildung und Aenderung von dieser 
unabhängig sind. — 

So im Grossherzogthum Oldenburg durch die Ver- 
ordnung, betreffend die Verfassung der evangelischen Kirche 
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des Herzogthums vom 3. August 1859. Allgemeines Kir- 
chenblatt etc. Jahrgang I. S. 26. 

In Preussen durch allerh. Erlass betr. die Grund- 
züge einer Gemeindeordnung für die evangelischen Kirchen- 
gemeinden der östlichen Provinzen vom 29. Juni 1850. 

Allgem. Kirchenblatt etc. I. S. 482. ff. 

Im Grossherzogthum Sachsen-Weimar durch die 

Kirchengemeindeordnung vom 24. Juni 1851. 
Allgem. K.-Blatt, Jahrgang VI. S. 25. 

Im Herzogthum Braunschweig durch Gesetz vom 
30. Nov. 1851. 

Allg. K.-Blatt I. S. 324. 

Im Fürstenthum Waldeck und Pyrmont durch die 
Gemeindeordnung vom 1. August 1857. 

Allg. K.-Blatt, J. VI. S. 409. 
In Oesterreich durch kaiserl. Patent vom 8. April 1861. 
Allg. K.-Blatt, J. X. S. 173. 

Im Grossherzoghum Baden durch grossherzogl. Er- 
lass vom 5. September 1861. betr. die N und 
Sanction der Verfassung der prot. Kirche. 

Allg. K.-Blatt, J. X. S. 581. ff. 
(Siehe d. Anhang); 

In allen den obenerwähnten deutschen Bundesstaaten 
sind die einzelnen Kirchengemeinden mehr oder weniger 
vollständig und glücklich organisirt, besonders ausgebildet 
und zweckmässig gegliedert ist nach unserem Dafürhalten 
der Organismus der Kirchengemeinden in der provisorischen 
österreichischen Kirchenverfassung. 

Alle diese Kirchengemeindeordnungen stimmen darin 
überein, dass sie dem Pfarrer als Träger seines geistlichen 
Amtes eine Anzahl von der Gemeinde gewählter Laien an 
die Seite geben, welche unter seiner Leitung das Organ der 
Gemeinde in allen ihren kirchlichen Angelegenheiten, inne- 
ren (geistlichen) und äusseren (rechtlichen) und in letzterer 
Beziehung besonders in ihren Vermögensangelegenheiten 
bilden, und die Gemeinde nach aussen, insbesondere vor 
Gericht zu vertreten haben. 

In diesen Kirchengemeindeordnungen — mit Ausnahme 
der preussischen und waldeckischen — ist die Erhebung be- 
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sofäderer Kirchengemeindcumlagen vorgesehen und sind die 
kirchlichen Umlagen von den politischen nicht bloss, wie im 
Bayern, durch den Zweck, sondern auch durch die Compe- 
tenz zur Anordnung und Erhebung geschieden, indem diese 
Competenz den Kirchengemeinderäthen (Kirchenvorständen, 
Presbyterien), welche die Organe der Kirchengemeinde für 
ihre inneren Angelegenheiten bilden, übertragen ist, wobei 
jedoch die Anordnung neuer Umlagen durch die Zustim- 
mung der Gesammtgemeinde oder einer grösseren Gemeinde- 
vertretung bedingt ist. Nur in Hannover und Würt- 
temberg bestehen noch, wie in Bayern, besondere Organe 
für die Vertretung der Kirchengemeinden in ihren ver- 
mögensrechtlichen Interessen neben den Organen für 
die inneren Angelegenheiten. 

In Hannover ist durch das Gesetz vom 14. Oktober 
1848. (Allgem. Kirchenblatt etc. Jahrgang 1. S. 67.) die Er- 
richtung von Kirchenvorständen in allen protestanti- 
schen und katholischen Kirchengemeinden angeordnet, 
welche jedoch die Gemeinden nur in vermögensrecht- 
licher Beziehung zu vertreten haben, welche demnach im 
Allgemeinen den Wirkungskreis unserer bayrischen Kirchen- 
verwaltungen haben, denen aber m $. 19. ausdrücklich die 
Befugniss zur Erhebung kirchlicher Gemeindeumlagen ein- 
geräumt ist, wozu sie übrigens dann die vorgängige Zu- 
stimmung der vorgesetzten Behörde bedürfen, wenn es sich 
um neue nicht schon feststehende Leistungen der Gemeinde- 
glieder oder um Aenderung des Beitragsfusses handelt. 

In Württemberg wurden durch kgl. Verordnung 
vom 25. Januar 1851. (Allgem. Kirchenblatt Jahrgang 1. 
S.51.) für die evangelischen Kirchengemeinden Pfarr- 
gemeinderäthe eingeführt, welchen ausser der Pflege 
des christlichen Lebens und der Förderung der inneren 
Angelegenheiten der Gemeinden auch die Vertretung der- 
selben in ihren „Interessen“ im Allgemeinen übertragen 
ist, deren Competenz aber in vermögensrechtlicher Be 
ziehung sehr beschränkt ist, da nach $. 30. „bis zu defini- 
tiver Festsetzung“ die örtlichen Stiftungen unter der Ver- 
waltung des bisherigen Stiftungsraths oder seines Ausschusses, 


\ 
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des Kirchenconvents und unter der Aufsicht der demselben 
vorgesetzten Behörden bleiben ?). 

In Braunschweig hat zwar der Kirchenvorstand die 
Vertretung der Kirchengemeinden auch in vermögensrecht- 
licher Beziehung, die Anordnung und Erhebung von Um- 
lagen oder Naturalleistungen der Gemeindeglieder hat aber 
nach Antrag des Kirchenvorstands durch die politischen 
Gemeindebehörden zu geschehen. 

Dass die abstracte Scheidung der kirchlichen Angelegen- 
heiten in innere und äussere und die Beschränkung der Au- 
tonomie der Kirche auf die ersteren eine wenig befriedigende 
und sogar unnatürliche ist, wurde neuerlich von mehr als 
einer Seite anerkannt, u. A. bei der Conferenz der Abge- 


ordneten der deutschen Kirchenregierungen zu Eisenach im 
Jahre 1861. 


Allgem. Kirchenblatt Jahrgang X. S. 526. | 
Auch in Bayern hat sich das Verlangen nach einer 


’) Die Competenzverhältniese in Württemberg haben die grösste 
Aehnlichkeit mit denen in Bayern, es iet fast nichts als die Benennung 
der Organe verschieden. Desshalb besteht aber auch in Württemberg 
dieselbe Ungewissheit und ergeben sich dieselben Streitfragen über die 
Competenz des Stiftungsraths und es zeigt sich dasselbe Bedürfnisse 
nach einer vollständigeren und ausgebildeteren rechtlichen Organisation 
der Kirchengemeinden, wie bei uns; eine Thatsache, die als Beweis für 
die Berechtigung der hier entwickelten Ansichten dient. 

So konnte in einem Fall, welchen die Zeitschrift für freiwillige Ge- 
nichtsbarkeit etc. Jahrgang 1862.‘ S. 64. mittheilt, der Stiftungsrath einer 
Kirchengemeinde aus Veranlassung der ‚Anschaffung einer neuen Kir- 
chenorgel sich von dem betreffenden Oberamte Bescheid darüber er- 
bitten, ob er zu den desfallsigen Schritten competent sei, wobei der 
Süftungsrath sich für seine Zuständigkeit auf Mayer Gemeindewirth- 
schaft 8. 44. n. 1. berief. 

Das Oberamt erwiederte, dass es über die Organisation 
derKirchengemeinden an gesetzlichen Bestimmun- 
gen fehle und dass die erforderlichen Beschlüsse von sämmtlichen 
selbstständigen Pfarrgenossen auszugehen haben, wenn diese nicht etwa 
den Stiftungsrath als Verwaltungsbehörde der Kirchengemeinde bevoll- 
michtigen wollten. Die k. Kreisregierung, auf deren Entscheidung der 
Süftungsrath provocirte, gab diese am 18. Oktober 1861. dahin; 

da es sich um solche Objecte handle, deren Herstellung und Unter- 

Raltung der Kirchenpflege obliege, so sei der Stiftungsrath voll- 

kommen befugt und auch verpflichtet, den »Abmangel« auf die 

Parochianen umzulegen. 
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befriedigenderen Organisation der Kirchengemeinden und 
besonders nach Uebertragung der Befugnisse der Kirchen- 
verwaltungen an den Kirchenvorstand bereits kundgegeben; 
aus der allerh. Kirchenordnung vom 7. Okt. 1850. betr. die 
Einführung von Kirchenvorständen geht hervor, dass das 
k. Oberconsistorium einen Antrag in dieser Richtung gestellt 
hatte; allein diese Aenderung der Competenzverhältnisse 
würde tief in die bisherigen rechtlichen Zustände eingreifen 
und eine Aenderung der Gemeindeverfassung und der ein- 
schlägigen staatsgrundgesetzlichen Bestimmungen erfordern, 
desshalb wurde auch in dem erwähnten allerhöchsten Be- 
scheid ausgesprochen: 
dass dieser Gegenstand bei der bevorstehenden Revision 
des Gemeinde-Edicts und des Edicts über die äusseren 
Rechtsverhältnisse der Kirchengesellschaften die geeignete 
Würdigung und Erledigung finden solle. 

Diese Revision der II. Verf.-Beilage war auch bei 
mehreren anderen Gelegenheiten von der k. Staatsregierung 
ausdrücklich in Aussicht gestellt worden, so in der höchsten 
Min.-Entschliessung vom 9. Sept. 1850., welche in Döllingers 
Verordn. Sammlung Bd. 23. S. 19. abgedruckt ist, seitdem 
verlautete aber nichts mehr von derselben, und als die ver- 
einigte Generalsynode von Bayreuth den obenerwähnten An- 
trag wegen Uebertragung der Befugnisse der Kirchenver- 
waltung auf die Kirchenvorstände erneuerte, wurde sie nicht 
mehr auf die Revision des Gemeinde -Edicts oder der I. 
Verf.-Beilage verwiesen, sondern unbedingt abgewiesen ?°); 
von den späteren Generalsynoden wurde der Antrag nicht 
reproducirt. Es ist auch nicht zu leugnen, dass die dama- 
ligen Zeitumstände einer Revision der Il. Verf.- Beilage 
ausserordentliche Schwierigkeiten entgegenstellten. Die ka- 
tholische Kirche hatte übertriebene, die Grenzen einer be- 
rechtigten Autonomie tiberschreitende, die anerkannten Ho- 
heitsrechte der Staatsgewalt beeinträchtigende Ansprüche er- 
hoben, und sie in den mit Oesterreich, Baden und Württem- 


1%) Dem Antrage . . x... können wir, abgesehen davon, 
dass derselbe zur Zeit schon nach seinen factischen Voraussetzungen 
nicht genügend begründet erscheint, aus allgemeinen und gewichtigen 
Erwägungen keine Folge geben. — Allerh. Bescheid vom 7. Januar 1856. 
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berg abgeschlossenen Concordaten durchgesetzt, so dass die 
barerische Staatsregierung alle Ursache hatte, unbedingt an 
dem Cuncordat von 1817. und den bestehenden Gesetzen, 
in welchen diese Hoheitsrechte gewahrt waren, festzuhalten, 
für die protestantische Kirche allein aber konnte selbstver- 
ständlich keine Aenderung eintreten, überdiess waren auch 
m der protestantischen Landeskirche die Verhältnisse in 
mehr als einer Beziehung nicht dazu angethan, eine der- 
artige tiefeingreifende Aenderung zeitgemäss erscheinen zu 
lassen. Seitdem sind aber 6 Jahre verflossen, die Verhält- 
nisse haben sich theilweise günstiger gestaltet, die Schwierig- 
keiten gemindert, das Interesse an kirchlichen Verfassungs- 
reformen fängt auch in der protestantischen Kirche Bayerns 
an sich zu regen, und zwar nicht in dem radicalen Sinn 
extremer hierarchischer oder unkirchlicher Parteien; — 
michte nun die Zeit nicht mehr ferne sein, wo die refor- 
matorische Thätigkeit, welche die Regierungsperiode unseres 
sielgeliebten Königs Maximilian ll. auf allen Gebieten des 
Rechtslebens auszeichnet, auch auf das der Bebauung so 
dringend bedürftige kirchen-staatsrechtliche Feld gelenkt wird, 
wd wo namentlich die Kirchengemeinden eine dem Bewusst- 
sein der Gegenwart entsprechende rechtliche Organisation 


erhalten. 


Anhang: 


Belegestellen aus einigen neueren protest. Kirchengemeindeordnungen 
zu Seite 223. 


Oldenburg. Verfassungsgesetz der evangelischen Kirche von 1849. 


Art. 9. Jede Gemeinde hat in ihren Angelegenheiten das Recht 
der Selbstverwaltung innerhalb der gesetzlichen Grenzen. 

Art. 10. Die Pfarrgemeinde übt ihre Befugnisse durch Gemeinde- 
versammlungen, durch den Kirchenausschuss, wo ein solcher 
gewählt ist, und durch den Kirchenrath (das Presbyterium). 

Art. 11. Die Gemeindeversammlungen sind allgemeine oder 

engere. 

Art. 13. Wo Kirchenumlagen stattfinden, wird eine engere Ge- 
meindeversammlung aus denjenigen Mitgliedern der allgemeinen 
Gemeindeversammlung gebildet, welche zu Kirchenumlagen bei- 
zutragen verpflichtet sind. 

Zeitschr. f. Kirchenrecht. III. 2. 16 


euren 
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Art. 15. Die engere, oder, wo eine solche nicht besteht, die all- 
gemeine Gemeindeversammlung hat zu berathen und zu be- 
schliessen : 

8) über die Herbeischaffung der zu den kirchlichen Bedürf- 
nissen erforderlichen Mittel durch Verwendung der Kirchen- 
einkünfte, Umlagen über die Gemeindeglieder oder An- 
leihen. | 

Art. 16. Die Gemeindeversammlung kann einzelne oder alle ihr 
nach Art: 15. zustehenden Befugnisse durch einen Ausschuss 
ausüben lassen. 

Art. 30. Dem Kirchenrath steht, wo nicht das Gesetz ein An- 
deres bestimmt, die Leitung und Vertretung der Pfarrgemeinde 
in allen Beziehungen zu, insbesondere 

5) die Verwaltung und Wahrung des Kirchenvermögens der 
Gemeinde. 

11) die Vertretung der Gemeinde nach aussen, namentlich 
anderen Behörden gegenüber. 


Preussen. Grundzüge der Gemeindeordnung vom 29. Juni 1850. 


8. 12. Dem Gemeindekirchenrath liegen folgende Pflichten ob: 

8) die Beaufsichtigung und die Verwaltung des kirchlichen 
Vermögens und die Vertretung der Gemeinde in den dar- 
auf bezüglichen Rechtsangelegenheiten. 

Derselbe hat aber, wenn ihm nicht durch die Gemeinde 
besondere erweiterte Vollmachten ertheilt sind, in allen 
den Fällen den Beschluss der Gemeinde einzuholen, in 
denen die Gesetze diess erfordern. 

A. L.R. Th. 1. Tit. 11. 8. 219. 227. 645. 647. 707. 756. 


Sachsen-Weimar. Kirchengemeinde-Ordnung vom 24. Juni 1861. 


8 1. Die Ortsgemeinde bildet die erste Stufe in der evangelischen 
Kirche und hat die Rechte einer juristischen Person. 

8. 6. Jede Kirchengemeinde wird durch einen Kirchengemeinde- 
vorstand ‚(Presbyterium) vertreten, welcher zunächst ihre kirch- 
lichen Angelegenheiten leitet. 

8. 7. Der Kirchengemeindevorstand hat fulgende Befugnisse zu 
üben: 

3) das Kirchengemeindevermögen, sowie Stiftungsvermögen zu 
verwalten, bezüglich zu beaufsichtigen. 

10) die Gemeinde in Rechtsstreitigkeiten zu vertreten. 

12) alle an die Gemeindeversammlung zu bringenden Gegtn- 
stände ($$. 18. u. 19.) vorzubereiten. 

13) die Gemeindeversammlungen in ausserordentlichen Fällen 
nach $. 20. zusammen zu berufen. 


8. 24. Die Beschlüsse der Kirchengemeinde und des Kirchenge- 
meindevorstands bedürfen zu ihrer Gültigkeit der vorgängigen 
Genehmigung 


A. der obersten Landeskirchenbehörde 
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4) zur Ausschreibung von Umlagen, sowie zur Veräusse- 
rung von Bestandtheilen des Kirchen- oder Pfarreiver- 
mögens. 

8. 25. Jede Kirchengemeinde ist verpflichtet, für Erhaltung, be- 
züglich Beschaffung der Mittel zur Befriedigung ihrer kirchlichen 
Bedürfnisse zu sorgen, soweit dieselben nicht durch Leistungen, 

- welche auf anderen Rechtsgründen beruhen, zu decken sind. 
Werden dazu Umlagen nothwendig, so sind sie von allen 
steuerpflichtigen Gemeindegliedern, den Stimmberechtigten so- 
_ wohl als den Nichtstimmberechtigten, nach ihrer Leistungsfähig- 
keit zu erheben. 
Braunschweig. Gesetz vom 30. November 1851. 

8. 22. Der Kirchenvorstand hat im Allgemeinen die Interessen 
der Kirchengemeinde zu wahren und in- Bezug auf dieselben 
letztere zu vertreten, soweit nicht der Gemeinde in der Ge- 
sammtheit ihrer stimmberechtigten Mitglieder gewisse Befugnisse 
vorbehalten sind. In Fällen dieser Art liegt ihm die Berufung 
und Leitung der Gemeindeversammlungen sowie die Ausführung 
der Gemeindebeschlüsse ob. 

Im Besonderen umfasst sein Wirkungskreis die im Folgenden 
bemerkten Befugnisse und Obliegenheiten. 

$. 26. IV. Der Kirchenvorstand hat die Beaufsichtigung und Ver- 
waltung des Kirchenvermögens unter der Oberaufsicht und Lei- 
tung Unseres herzoglichen Consistoriums. .. Der Kirchenvor- 
stand hat demnach: 

56) mit Genehmigung Unseres h. Consistoriums Processe zu 
führen und zu vergleichen. 

‚6. 27. Wenn von dem Kirchenvorstande oder dem herz. Consisto- 
rium ($. 26.) kirchliche Einrichtungen oder Bauten beschlossen 
sind, zu deren Ausführung von der Gemeinde Geldbeiträge oder 
Naturalleistungen aufgebracht werden müssen ...... Bo sind 
die Anträge wegen Verwilligung der Geld- oder Naturalleistungen 
unter Beifügung der erforderlichen Voranschläge bei dem be- 
treffenden Gemeindevorsteher oder Stadtmagistrate anzubringen, 
welcher darüber mit dem Gemeinderathe bez. mit den Stadt- 
verordneten, nach Maassgabe der bestehenden gesetzlichen Be- 
stimmungen, zu verfahren hat. 


Waldeck-Pyrmont. Gemeindeordnung vom 1. August 1857. 
8. 16. Dem Gemeinde-Kirchenvorstand liegen folgende Pflichten ob: 
4) er hat die Beaufsichtigung und Verwaltung des kirchlichen 
Vermögens nach bisherigem Gesetz und Herkommen zu 
führen und die Gemeinde in den darauf bezüglichen Rechts- 
angelegenheiten zu vertreten. 


“ Oesterreich. Provisorische Verfassung der evangelischen Kirche v. 1861. 
8. 20. Die Pfarrgemeinde wird in ihren kirchlichen Gemeindeange- 
legenheiten durch ein Presbyterium (Kirchenvorstand) vertreten. 

16 ® 


230 Jul. Schumann: 


$. 21. Zur Verhandlung über wichtige Gemeindeangelegenheiten 
tritt die Gemeinde, welche 500 Seelen und darunter zählt, mit 
dem Presbyterium in allen ihren stimmfähigen Mitgliedern zu 
einer vereinigten allgemeinen Gemeindeversammlung zusammer. 
In grösseren Gemeinden sind jedoch zu diesem Zweck beson- 
dere Gemeindevertreter zu wählen, die mit dem Pfarrer und 
dem Presbyterium die grössere Gemeindevertretung bilden. 

8. 30. Zum Wirkungskreise der grösseren Gemeinde-Vertretung 
gehört: 

6) die Herbeischaffung der zu den Gemeindebedürfnissen er- 
forderlichen Mittel durch die Verwendung der Einkünfte, 
Umlagen auf die Gemeindeglieder (Patent $. 10.) oder durch 
Anlehen oder auch auf andere Art. 

8. 40. Zum Wirkungskreise des Presbyteriums gehört die Leitung 
und Vertretung der Pfarrgemeinde, insbesondere 

10) Verwaltung und Wahrung des Gemeindevermögens und 
Sorge für die ordnungsmässige Rechnungslegung. 

Der oben u 8. 10. des kaiserl. Patents v. 8. April 1861 
lautet: 

Zum Vollzuge er in gesetzlicher Weise von evangelischen Ge- 
meinden und kirchlichen Behörden getroffenen Verfügungen und 
gefällten Erkenntnisse, sowie zur Einbringung der den Dienern 
und Beamten der Kirche und Schule gebührenden Einkünfte und 
solcher Umlagen, welche zur Erhaltung evangelischer Cultus-, 
Unterrichts- und Wohlthätigkeitsanstalten mit Genehmigung der 
Landesstelle auferlegt werden, kann der Schutz und der Beistand 
der weltlichen Behörden in Anspruch genommen werden. Die 
weltlichen Behörden haben im Falle der Verweigerung dieses Bei- 
standes ihre Gründe dem Requirenten ohne Verzug schriftlich 
zuzustellen, wogegen demselben das Recht der Beschwerdeführung 
bei der höheren politischen Behörde . . . zusteht. 


Baden. Verfassung der vereinigten ev. protest. Kirche v. 5. Sept. 1861. 


8. 37. Dem Kirchengemeinderath steht, soweit nicht ein Anderes 
bestimmt ist, die Leitung und Vertretung der Kirchengemeinde 
zu, insbesondere: 

6) die Verwaltung, Verwendung und Wahrung des Kirchen- 
vermögens der Gemeinde und die Mitaufsicht über das 
Pfründevermögen 

8) die Berufung und Leitung der Kirchengemeinde und der 
Kirchengemeindeversammlung. 

10) die Vertretung der Gemeinde nach Aussen. 

8. 22. Ohne Zustimmung der Kirchengemeindeversammlung können 
die Beschlüsse des Kirchengemeinderathes über folgende Gegen- 
stände nicht zum Vollzug kommen: 

1) über Veränderung im Bestand des Kircheneigenthums der 
Gemeinde. 
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5) über Umlagen zu kirchlichen Bedürfnissen auf die Kirchen- 
gemeindeglieder oder Anleihen. 


Hannover. Gesetz über Kirchen- und Schulvorstände vom 14. Oct. 1848. 


8. 1. Jede evangelische und katholische Kirchengemeinde soll 
zu dem im $. 18. bezeichneten Zweck einen Kirchenvorstand 
haben. 

&. 18. Der Kirchenvorstand vertritt die Kirchengemeinde in ver- 
mögensrechtlicher Beziehung und verwaltet das kirchliche Ver- 
mögen, einschliesslich der dazu gehörigen Armen- und Stiftungs- 
mittel, sofern hiebei der Wille des Stifters, sowie des Pfarr-, 
Küsterei- etc. Vermögens, soweit hiebei das Recht des jeweiligen 
Inhabers nicht entgegensteht, beides unter oberer Leitung der 
zuständigen Vorgesetzten. 

&. 19. Der Kirchenvorstand bedarf der vorgängigen Zustimmung 
der ihm Vorgesetzten, wenn 

6) von den Gemeindegliedern eine nicht schon feststehende 

Leistung gefordert, oder der Beitragsfuss abgeändert wer- 

den soll. z 
Württemberg. K. Verordnung vom 25. Januar 1851. 


&. 1. In jeder evangelischen Pfarrgemeinde wird aus ihren ordent- 
lichen Geistlichen und den von ihr gewählten Kirchenältesten 
ein Pfarrgemeinderath (Presbyterium) gebildet, welcher auf dem 
Grunde der heil. Schrift und im Einverständnisse mit den ur- 
sprünglichen Bekenntnissen der deutschen Reformation, vor- 
nehmlich der Augsburger Confession, die Leitung der kirchlichen 
Angelegenheiten der Pfarrgemeinde unter der Aufsicht der De- 
canate und des Oberkirchenraths besorgt. 

&. 2. Zählt die Obliegenheiten des Pfarrgemeinderathes auf. N.5 
heisst es: 

Vertretung der Pfarrgemeinde und ihrer Interessen ; insbe- 
sondere auch bei Besetzung von geistlichen Aemtern. Hin- 
sichtlich der Zuständigkeit der Pfarrgemeinderäthe in den 
Vermögensangelegenheiten der Pfarrgemeinde vgl. $. 30. 

&. 30. Bis zu definitiver anderweiter Festsetzung bleiben die ört- 
lichen Stiftungen, die rein kirchlichen wie die gemischten nach 
den Bestimmungen des Verwaltungs-Edicts unter der Obhut 
und Verwaltung des Stiftungsraths oder seines Ausschusses 
des Kirchenconvents und unter der Aufsicht der denselben 
vorgesetzten Behörden. 


v1 


Die theokratische Staatsgestaltung und ihr Ver- 
hältniss zum Wesen der Kirche, 


Von 


Dr. C. B. Hundeshagen, 
Grobshersogtich Badischem Geh. Kirchenrathe und ordentlichem Professor det 
Theologie in Heidelberg. 


I. 


Der Staat als sittlich-rechtliche Lebensgemeinschaft ha! 
su allen Zeiten und unter allen Völkern über der irdischen 
Ordnung der Dinge eine ‘höhere geglaubt und ein mass 
gebendes Walten göttlicher Mächte als die Voraussetzung 
seines eignen Daseins und Bestandes anerkannt. Schon da 
Heidenthum wusste, dass es leichter sei, eine Stadt in de 
Luft zu bauen, als einen Staat ohne Religion zu gründen 
So mangelhaft der- religiöse Vorstellungskreis auch der vor 
geschrittensten heidnischen Völker, so unentwickelt gerade 
die sittliche Seite ihrer Religionen war, so wurden doch 
die Götter als solche gedacht, welche Gerechtigkeit un 
Treue billigen und Missfallen haben an Unrecht und Ver- 
brechen. Sie gelten als die Rächer der Blutschuld, des 
Meineids und ähnlicher Verbrechen, die Gesetze stehen unter 
ihrer Obhut und durch ihr Gebot sind löbliche Sitten und 
Gebräuche geheiligt. Mit einem Wort: gerade für die bür- 
gerlichen Tugenden, für die das Gemeinwesen tragenden 
moralischen Kräfte, wird die Quelle, wie der Antrieb und 
Schutz in der religiösen Idee gefunden. Eben wegen dieser 
sich selbst bezeugenden, wie durch die Geschichte bezeugten 
realen Verknüpfung der sittlichen mit den religiösen Prir- 
cipien hat es niemals ein bürgerliches Gemeinwesen gegeben. 


Dr. C. B. Hundeshagen: Die theokrat. Staatsgestaltung etc. 233. 


welches religiöser Voraussetzungen entbehrt, gegen die Pflege 
derselben sich schlechterdings gleichgültig verhalten hätte. 
Zu .den geistigen Gemeingütern, denen nach vielen Kämpfen 
auch die Philosophie ihre Anerkennung nicht hat versagen 
können, gehört die Einsicht, dass die Religion, das Cultur- 
element, welches sie vertritt, in allen Geschäften des Lebens 
die Grundlage der Gesundheit bildet, dass, wo Glaube und 
Treue, wo Gewissenhaftigkeit unter den Menschen fehlen, 
nichts gedeiht 1), 

Unter Hinweisung auf diese thatsächlich en An- 
erkennung der über dem bürgerlichen Gemeinwesen in 
oberster Instanz waltenden Gottesmacht, könnte man ver- 
sucht sein, dem Begriff der Thookratie eine weite Aus- 
dehnung zu geben. Allein wenn man gleichwohl Staatsge- 
staltungen von theokratischer Anlage von andern unter- 
schieden hat, welche diesen Charakter nicht an sich tragen, 
so hat diese Unterscheidung guten Grund gehabt. Denn . 
jener Charakter liegt nicht in der Beziehung des Staates 
auf die göttlichen Mächte an sich, sondern in der Art 
dieser Beziehung; ferner: in der Gewohnheit und Berechti- 
gung, den Begriff der Theokratie der vollkommensten Er- 
scheinung theokratischer Staatsgestaltung in der Geschichte, 


- der israelitischen Theokratie, nachzuconstruiren. 


Die weltgeschichtliche Bestimmung, welche dem Volke 
Israel zugewiesen war, hatte nicht etwa bloss zufällig die 
Einrichtung einer theokratischen Staatsform zur Begleitung. 
Zum Träger des Glaubens an den Einen wahren Gott, den 
Allmächtigen und Heiligen, und zur Vorbereitung einer von 
diesem Gesichtspunkt ausgehenden, zur Umfassung der 
Menschheit bestimmten Messianischen Heilsökonomie erwählt, 
war dem israelitischen Volke von Gott selbst eine im emi- 
nenten Sinn, ja so zu sagen ausschliessliche religiöse Mis- 
sion zuertheilt worden. Unter: den Verführungen zum Ab- 
fall von dieser Mission in Mitten der götzendienerischen 
Welt, in welche es sich gestellt sah, war es eine Nothwendig- 


ı) Ritter die christliche Philosophie nach ihrem Begriff, ihren 
Aussern Verhältnissen und ihrer Geschichte bis auf die neuesten Zeiten. 
Göttingen 1859. Bd. 2. 8. 878. 
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keit, das Bewusstsein des religiösen Berufes in seiner Mitt 
von allen Seiten wach zu erhalten und gegen jedwede Be 
einträchtigung sicherzustellen. Eine Staatsverfassung nach 
Analogie der übrigen Völker, beruhend auf jener nur bei- 
Häufigen Verbindung der Religion mit dem Staat, würde für 
jene providentielle Zweckbestimmung unzureichend gewesen 
sein. - Eine Gesetzgebung sich entwickelnd auf den gleichen 
Grundlagen des natürlichen Lebens, wie bei jenen, würd 
es den letztern allzu nahe gebracht und eine: Wechselbe 
ziehung mit ihnen angebahnt haben, durch welche es in den 
gewöhnlichen Völkerverkehr‘ verflochten und verstrickt, n 
die auch so nur schwer vermiedene Gefahr gebracht wor- 
den wäre, seiner providentiellen Bestimmung uneingedenl, 
seiner Ehrenstellung als erwähltes Volk untreu zu werde. 
Sollte das erwählte Volk als ein Volk Gottes, als ein ge 
heiligtes, priesterliches Volk den Zwecken der religiösen 
Weltpädagogie dienen und seinen Beruf realisiren, so musst 
es ein von der umgebenden heidnischen Welt unterschie 
denes sein, durch seine gesellschaftlichen Einrichtungen au 
jedem Schritt an seine Ausnahmstellung erinnert und in der 
selben zusammengehalten werden. Seitdem daher durch die 
Mosaische Gesetzgebung die Stämme zu einer lebendigen 
geistigen und mit der Zeit auch zu einer mehr geschlossena 
politischen Einheit zusammengefasst werden, geschieht die 
unter energischer Voranstellung der theokratischen Ide. 
Gott und nur Er allein ist der König und Herrscher de 
Volkes; als Volk der Erwählung ist es nur Ihm unterthar; 
die Häupter und irdischen Könige, obwohl gesalbt dur 
die Diener Gottes, sind nur Dessen Stellvertreter und Be 
amte. Das Gesetz ist Gesetz Gottes selbst; seine bürge- 
lichen Bestandtheile sind mit den religiösen zu einer unzer 
reissbaren Einheit verschlungen, und ohne Trennung wi 
Sonderung in Summe der Satzungen, wie in Art der Beob 
achtung für Alle gleich verpflichtend, für die Häupter nicht 
minder als für die Geringsten im Volk. Jedwede Ver 
letzung ist Auflehnung gegen die Ehre und Majestät de 
theokratischen Königs; Duldung derselben macht nicht der 
Uebertreter allein, auch nicht allein die von Gott bestellten 
Wächter des Gesetzes, sondern das Volk in seiner Gesamnt 
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: heit haftbar vor Gott. Israel ist seiner Idee .nach eine eng 
‚ und solidarisch verbundene Staats- und Religionsgemeinde, 
: Niemanden verantwortlich als nur Ihm allein, aber zugleich 
hoch verantwortlich seinem Gott und König. | 
Weil der providentielle Beruf des israelitischen Volkes 
einzig war unter den Völkern, so hat auch die israelitische 
Theokratie kein wirkliches Seitenstück in der Geschichte. 
Sie allein trägt den Stempel einzigartigen göttlichen Wollens 
und Geschehenlassens, aber auch sie nur für ein bestimmtes 
Volk und ein bestimmtes Zeitalter der Menschheit. Christus 
erschien als „des Gesetzes Ende“, als der, welcher den 
„Zaun der dazwischen war“ abgebrochen hat, nämlich „das 
Gesetz, so in Geboten gestellet war“, und mit ihm ist auch 
das Ende der Theokratie erschienen. Mit ihm hatte die 
göttliche Weltpädagogie das Ziel ihrer zeitlichen Verschlin- 
gung des Religiösen mit dem Nationalen erreicht und es 
hat darum kein Volk mehr in dem Sinn, wie das israeli- 
tische, die Religion als nationale Mission empfangen. Mit 
. Christus tritt die Religion als Glaube aus dem Stadium des 
Gesetzes in das der Freiheit. Christus stiftet neben dem 
Staat die Kirche, bestimmt die Welt zu überwinden durch 
den Glauben und mitten in dem Gesetzesdienst des Staates 
die Seelen zu führen zu der herrlichen Freiheit der Kinder 
Gottes. Auch das Staatsleben soll die Kirche solchergestalt 
zwar geistig durchdringen und beherrschen, aber nicht ferner 
gesetzlich regieren. Ein freies Wechselverhältniss des kirch- 
lich Humanen und des staatlich Nationalen ist die Bestim- 
mung der christlichen Völker, nicht länger eine theokratische 
Vermengung von Staatlichem und Religiösem. Ebendess- 
halb besteht das, was in der christlichen Welt der Theokratie 
Verwandtes sich darbietet, lediglich in bald stärkern, bald 
schwächern Analogieen, unwillkürlichen, aber auch künst- 
lichen Nachbildungen. Sie sind ebensoviele Zeugnisse des 
nachwirkenden Einflusses der theokratischen Gedankenwelt 
in der Geschichte; aber weil ihnen das Siegel des göttlichen 
Berufes mangelt und kein Volk der christlichen Weltperiode, 
wie einst Israel, ein ausschliesslich für die Religion erwähltes 
Volk ist, sondern alle Völker erwählt, wenn auch noch 
nicht alle berufen sind, so treten jene Nachbildungen bald 
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mehr, bald weniger in Widerspruch mit Dem, der „des Ge- 
setzes Ende“ wurde. Mag in gewissen Zeiten und Orten, 
unter gewissen Umständen eine gesetzliche Vormundschaft 
der Kirche über den Staat das natürliche Ergebniss einer : 
Verkettung der Dinge gewesen sein, welche ein Ueberge- 


wicht geistiger Machtmittel in den Händen der Kirche ver- _ 


einigte und diese Art von Vormundschaft vorübergehend - 
der christlichen Civilisation der Völker viele wichtige Dienste - 
geleistet haben und noch leisten: immerhin wird es wahr . 
bleiben, dass, auf das Prinzip angesehn, die spätern Nach - 
bildungen der Theokratie als Missbildungen des gottgeord- 


neten Verhältnisses zwischen Staat und Kirche zu betrac- : 


ten und selbst unter den glücklichsten Verhältnissen bald 
als Verkürzungen des Staates, bald als Verderbungen der 
Kirche in mehr als einem Stück in die Erscheinung ge . 
tretem sind. | 

Es wird sich diese Behauptung, wie wir hoffen, durch 
das Nachfolgende erweisen lassen. " 

Fasst man die. für den Wesenscharakter der späten . 
Nachbildungen der israelitischen Theokratie bezeichnende . 
Art der Beziehung des Staates auf die Religion in’s Auge . 
so wird von einer theokratischen Gestaltung im öffentlichen . 
gesellschaftlichen Beben überall da geredet werden dürfen, 
wo der Staat im Bewusstsein eines göttlichen Auftrags . 
hiezu die religiöse Zwecksetzung vollständig und un- . 
mittelbar zu der seinigen macht. Der Staat nimmt hier - 
als solcher die Pflege des religiösen Elements in die Hand 
und zwar direkt, durch Erziehung, Bestellung, Ueber- 
wachung und Leitung der für das gottesdienstliche Leben 
wirksamen Organe. Die Staatsgewalt tritt damit nicht blos 
in die Rechtssphäre, sondern auch in den vollen Pflichten- 
kreis des kirchlichen Organismus ein und die Religion selbst 
gewinnt die volle Bedeutung eines Staatsgesetzes. Damit 
aber muss der religiösen Zwecksetzung im gewöhnlichen 
Lauf der Dinge in der Politik des Staates jede andere 
weltliche in demselben Grade weichen, als das vom Staat 
aufgenommene religiöse Element von intensiverer Lebendig- 
keit und Stärke ist. Denn der Natur der Sache nach ist 
diese Zwecksetzung der andern kraft der inwohnenden 
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Digität nothwendig untergeordnet. Unter gegebenen Um- 
stäinden mag in dieser energischen Concentration auf das in 
ihm beschlossene religiöse Element für den Staat eine be- 
deutende Kraftsteigerung liegen, vorübergehend sogar ein 
wichtiges Vehikel für seine Politik. Aber die Hemmungen 
und Schmälerungen, die der Staat auf die Dauer in seiner 
eigentlichsten Sphäre durch eine derartige Begrenzung seiner 
vielseitigen Mission zu erleiden hat, liegen offen genug zu 
Tage. Dass einer solchen einseitigen Hingabe an ein be- 
stimmtes religiöses Princip nicht nur eine Menge von Vor- 
theilen, sondern zugleich eine grosse Summe von unläug- 
baren Pflichten des Staats zum Opfer gebracht werden 
müssen, ist in manchem geschichtlichen Beispiel evident ge- 
nug an’s Licht getreten. 

Aber gleich verhängnissvoller Art sind die Folgen, 
welche ‘sich aus einem solchem Verhältniss ergeben für die 
Kirche. 

Der religiöse Genossenschaftstrieb wird sich überall, 
vo er wahrhaft lebendig, gesund und seiner selbst mächtig 
ist, nır genugthun in einer, wenn auch immerhin wohlbe- 

. messenen confessionellen Geschlossenheit. Sie ist die 
Bedingung seines unabhängigen Bestandes, seiner geordneten 
mern Existenz und Leitung, endlich und am Meisten eines 

- gedeihlichen Wirkens nach Innen und Aussen, weil nur so 
einer energischen gesellschaftlichen Willensmanifestation. Nur 
der freie Zusammenschluss auf deı* Grundlage eines Bekennt- 
tisses von hinreichender Bestimmtheit, um den gesellschaft- 
Iichen Wahrheitsbesitz zu sichern gegenüber jeglicher Be- 
nträchtigung, verleiht dem Kirchenthum jeder Art das 
erlässliiche Einheitsprädikat als reale Beschaffenheit. 
Mit einer solchen wohlbegründeten Schätzung des Eigenen 
kann füglich zusammenbestehn ein nicht geringer Grad von 
aufrichtiger Anerkennung aller individuellen Mannigfaltigkeit 
der religiösen Entwicklangen, welche das Christenthum über- 
haupt zulässt. Noch weniger ist mit dem Festhalten an dem | 
“nen Wahrheitsbesitz, an der Confession, als dem unter- 
cheidenden Charakter des religiös-gesellschaftlichen Ver- 
banden, die Achtung wohlerworbener Rechte anderer reli- 

» 8er Verbände unvereindar. Gerade in der selbstbewussten 
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Schätzung des Eigenen wird die Achtung vor der Rechts- 
sphäre des Fremden ihre sicherste Garantie finden. Da- 
gegen erwiesene Abweichungen von dem grundbestimmen- 
den Confessionscharakter, eine Berechtigung von dergleichen 
zur Geltung zu kommen, wird der gesunde religiöse Ge- 
nossenschaftstrieb im eigenen Hause weder dulden, noch je- 
mals dulden können. Er hat die Pflicht, sich gegen der- 
gleichen auf jede Gefahr hin exclusiv zu verhalten und den 
Grundlagen des gesellschaftlichen Bestandes nicht etwas ihnen 
Fremdes oder Entgegengesetztes substituiren zu lassen. Das 
Bedürfniss religiöser Individualisirung auf dem Boden des 
Bekenntnisses selbst, welche so eng zusammenhängt mit den 
Bedürfnissen der gläubigen Persönlichkeit, wird damit nicht 
verkümmert oder der Geist gedämpft zu werden Gefahr 
laufen. Denn die innere Lebendigkeit des religiösen Ge- 
sellschaftskörpers ist stets bedingt durch das freie Walten 
charismatischer Mannigfaltigkeit. Aber die Geister zu prü- 
fen und jene Mannigfaltigkeit auf ihr wirkliches Wesen an- 
zusehen, wie dieselbe zu bewahren in der Einheit des Geistes, 
das wird eine unerlässliche Aufgabe für jeden christlichen 
Gesellschaftskörper sein und bleiben. Dieser Geist aber ist 
kein anderer als derjenige, welcher seinen Reflex gewonnen, 
seinen Ausdruck sich gegeben hat in der Confession. 

Vor Allem auf diesem Punkt kommt nun das Fehler- 
hafte der theokratischen Staatsgestaltung zum Vorschein. 

Der Staat, welcher die religiöse Zwecksetzung ganz 
und voll als die seinige erkannt hat, fühlt sich damit der 
Wahrheit, welche auch für ihn nur Eine sein kann, in voll 
kommen gleicher Stärke verpflichtet, wie dies in der Natur 
der Kirche liegt. Es ist ihm daher unmöglich, dem reli- 
giösen Individualisirungsbedürfniss Raum zu: geben, oder 
höchstens nur, soweit es die Kirche selbst ihrer Natur nach ver- 
mag. In seiner Mitte kann daher nicht nur etwa bloss Eine 
Religion, sondern sogar nur eine bestimmte Formation des 
von ihm adoptirten religiösen Princips, d.h. nur Eine Con- 
fession zu Recht bestehen. Die weitreichenden Nachtheile, 
welche ein solch’ ausschliessendes Verhalten, so gewiss es 
der Kirche naturnothwendig ist, unter solchen Umständen 
für beide haben muss, sind leicht ersichtlich. Denn bei jed- 
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weder freiern Auffassung seines Verhältnisses zur Religion 
auf Seiten des Staates, liegt gerade darin etwas ungemein 
Segensreiches, dass durch die öffentlichen Gewalten der un- 
vermeidliche Trieb des religiösen Prineips zur Individuali- 
sirung, wenn auch nicht direkt begünstigt, doch geschützt 
und durch unparteiische Rechtsordnungen, wenn auch nicht 
die geistige Reibung, doch der äussere Zussmmmenstoss einan- 


“ der entgegengesetzter religiöser Körperschaften und die Ver- 


gewaltigung der einen durch die andere verhütet wird. Denn 
ein religiöses Einheitsbedürfniss von der Stärke, wie auf dem 


_ Boden der Kirche, ist für den Staat an sich nicht vorhan- 


“ den. Die breitere Basis, auf welcher derselbe in Beziehung 


auf sein religiöses Interesse steht, ist dazu angethan, einer 


Mehrheit körperschaftlicher Gestaltungen der Religion zu 
gut zu kommen. Die Individualisirung der einen gegenüber 


_ der andern mag in den Augen dieser selbst als ausreichen- 


der Grund der gesellschaftlichen Abschliessung gelten: für 
den Staat dagegen ist eine Nothwendigkeit nicht vorhanden zu 
Gunsten der einen oder der andern Partei zu nehmen. Aller- 


ö dings wird für den Staat eine religiöse Sonderung unter seinen 


er 


Angehörigen, zumal wenn sie den Charakter kleinlicher Zer- 
splitterung annehmen sollte, aus vielen Gründen nichts weni- 
ger als ein völlig gleichgültiges Phänomen sein können. 
Aber ein Recht, dieselbe zu verhindern, wird aus dem In- 
teresse allein, sie vermieden zu sehen, nicht abfolgen. Der 


Fall vollends, wo der Staat etwa veranlasst sein könnte, 


irgend einem Gliede der in seiner Mitte vorhandenen reli- 
giösen Gegensätzlichkeit principiell entgegenzutreten, wird 
nicht eben leicht und jedenfalls nur dann eintreten, wenn 
dadurch die Summe religiöser Voraussetzungen, auf denen 
nicht etwa eine der religiösen Genossenschaften ihren, son- 
dern er seinen eigenen Bestand ruhend weiss, angetastet 
werden sollte. Ganz anders, wo der Staat anstatt seiner 
eigenen, welche für die Kirche zu breit ist, die Basis des 
kirchlichen Bedürfnisses, welche für ihn zu schmal ist, gleich- 
wohl zu der seinigen gemacht hat. Der religiöse Genossen- 
schaftstrieb, welcher an sich betrachtet keine wichtigere An- 
gelegenheit kennt, als die Verwirklichung seiner Postulate, 
wird auch auf den Staat seine Impulse ausüben und den- 


240 Dr. C. B. Hundeshagen: 


selben, wie bemerkt, von dem Gesammtumfang seiner. Mis- 
sion abführen. In vielen Fällen, vielleicht den meisten, wird 
der theokratisch gestaltete Staat im Widerstreben gegen die 
religiöse Individualisirung sogar noch .weiter gehn, als die 
Kirche selbst. Denn ‚die religiösen Satzungen besitzen als 
dann: die volle Bedeutung von eigentlichen Staatsgesetzen. 
Eine Individualisirung des ihm schuldigen Gesetzesgehor- 
sams aber kann der Staat nicht zulassen, und zwar unter 
diesen Umständen so wenig auf dem religiösen, als auf dem 
bürgerlichen Gebiet. Er wird also hier seine Forderungen 
ebenso unbedingt stellen, als dort und hier so gut wie dort 
vorkommenden Falls mit seiner Strafgewalt einzuschreiten 
sich berufen erachten. 

Indessen nicht bloss der Individualisirung der religiösen 
Gedanken- und Willensmanifestation wird da, wo der Obrig- 
keit die unmittelbare Vollbringung eines religiösen Staats 
zweckes als Pflicht überwiesen ist und sie mit der Sorge 
und Verantwortlichkeit für die Forderungen desselben be 
lastet wird, der Spielraum genommen, sondern es fällt da- 
mit für den Staat zugleich die tendenziöse Läugnung und 
offne Schmähung der Staatsreligion und ihrer einzelnen 
Dogmen und Lebensgrundsätze unter einen eigenthümlichen 
Gesichtspunkt, welcher ihm seinem Wesen nach fremd zu 
bleiben hätte. Soweit in beiderlei Akten eine aggressive 
Absicht gegen die dem Staat zu Grund liegenden religiös- 
sittlichen Voraussetzungen, oder gegen die in letztern wur- 
zelnden bürgerlichen Institutionen zu Tage tritt, hat die 
neuere Gesetzgebung ein Einschreiten des Staates gegen 
dergleichen Antastungen zugleich in eigenem Interesse 
überall für gerechtfertigt gehalten. Soweit dagegen jene 
Grundlagen nicht unmittelbar berührt werden, sind Angriffe 
jener Art nur als Verletzung von Religionsgesellschaften, 
welche der Staat als Körperschaften anerkannt und als sol- 
“chen Rechtsschutz versprochen hat, Gegenstand seiner Ahn- 
dung geworden. In der Theokratie dagegen ist für eine Auf- 
fassungsweise, welche dem Staat in religiösen Dingen seine ei- 
genthümlichen Gesichtspunkte zugesteht, überhaupt keinRaum, 
sondern Vergehen, wie die obigen, sind Verletzungen der 
Ehre des göttlichen Souverains und werden als solche ver- 
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: folgt und geahndet. Ueberhaupt aber fallen alle Uebertre- 
; tungen des religiösen und des sittlichen Gesetzes unter einen 
wenigstens ähnlichen Gesichtspunkt und werden demnach 
als Sünden bestraft. Für alle jene Fälle, für welche die 
Kirche lediglich das Mittel disciplinarischen Einschreitens 
besitzt, hält der theokratische Staat das Forum der Polizei- 
gewalt und Criminaljustiz in Bereitschaft. Gerade die Be- 
strafung des Vergehens, wie des Verbrechens in seiner Eigen- 
, schaft als Sünde gehört zu den hervorstechenden Zügen 
. theokratischer Staatsordnung. | 
i Aus dem Bisherigen ergiebt sich von selbst, dass der 
, (Grundsatz religiöser Gewissensfreiheit, resp. Bekenntnissfrei- 
heit, im theokratischen Staat keine Anerkennung zu erwarten 
. hat. Denn die Forderung, dass der Einzelne dem bürger- 
lichen Gesetz sich zu beugen hat, wird bei der theokra- 
tischen Vermengung des Religiösen mit dem Bürgerlichen 
. auch auf das religiöse Gesetz übergetragen. Das göttliche 
. Recht der Obrigkeit, ein Grundsatz, von welchem kein ge- 
. ordnetes bürgerliches Geimeinwesen lassen kann, empfängt 
bier eine unstatthafte Ausdehnung. An sich betrachtet ist 
in dem fraglichen Recht der Obrigkeit ein Doppeltes ent- 
_ halten: negativ die Zurückweisung des Grundsatzes, von 
. der Vernünftigkeit oder Unvernünftigkeit der Befehle der 
. Obrigkeit uns für handelnde Anerkennung oder Zurück- 
weisung ihres Rechtes, für Gehorsam oder Ungehorsam ent- 
‚ scheiden zu wollen; positiv die Befugniss, Gehorsam zu 
fordern, ja nöthigenfalls zu erzwingen, und die Lösung 
seiner theoretischen Bedenken dem Subjekt anheimzugeben. 
So unbestreitbar unter jeder Verfassungsform der Staatsge- 
 walt dieses Recht vindieirt werden muss, s0 ist ebenso ein- 
_ leuchtend, dass die Uebung desselben nicht der Weg sein 
' kann, religiöse Wahrheiten zur Geltung zu bringen. Denn 
auf dem religiösen Gebiet hat die Lösung der theoreti- 
_ schen, wie jeder andern Art von Bedenken stets vorauszu- 
gehen, es ist Alles auch sachlich dem Subjekt anheimge- 
geben, mit einem Worte: die Forderung des blossen, nöthi- 
genfalls auch unfreiwilligen Gehorsams findet hier keine 
Stätte, und durch das entgegengesetzte Verhalten erleidet 
kein Interesse eine so schwere Schädigung als das Interesse 


I) 
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der Kirche. Denn die freie Aneignung der Wahrheit, die 
unerzwungene Hingabe an die göttliche Heilswirksamkeit 
gehört jedenfalls mit zu den wesentlichen Merkmalen der 
Kirche, als der Gesammtheit der zu einer Gemeinschaft 
der Heiligen Verbundenen. Daraus erhellt aber, wie 
in der Theokratie nur sehr bedingter Weise von solcher 
Heiligkeit die Rede sein kann. So ehrwürdig die Theo- 
kratie in ihrem strengen Festhalten an gewissen religiösen 
Wahrheiten, in der Pflege des Glaubens, in der Beschützung 
ihrer Heiligthümer gegen Profanation, in ihrer Beflissenheit 
für ermste und strenge sittliche Lebensordnungen sich dar- 
stellen mag, so mangelt ihr doch das, was zu den charak- 
teristischen Kennzeichen der kirchlichen Heiligkeit ge 
hört, nämlich der freie Zusammenschluss der Gemüther in 
allen den Dingen, welche ihrer Natur nach über die Sphäre 
des blossen Gesetzes hinausliegen. Indem die Idee des Ge- 
setzes in seiner bürgerlichen Bedeutung unterschiedslos über 
ihr zuständiges Gebiet ausgedehnt wird, tritt für die reli- 
giöse Substanz der Theokratie im Princip das Element der 
Innerlichkeit ganz zur Seite, durch welche alle Art von 
heiligem Wesen für die Kirche bedingt ist. Die Religion 
als blosses Gesetz übt auf die sittliche Lebensfunktion einen 
Druck, in Folge dessen das von derselben untrennbare Ele 
ment der Freiheit nicht zu seinem Recht, ja sehr oft gar 
nicht zum Bewusstsein kommt. 

Es ist endlich noch auf eine der bedenklichsten Seiten 
theokratischer Staatsgestaltung aufmerksam zu machen. 

Die Kirche hat nicht nur das Bedürfniss, durch die 
Mittel einer geordneten Disciplin ihre innere Reinigkeit, wie 
ihren gesetzlichen Regimentsbestand zu bewahren und gegen 
Aussen ihre christliche Ehre sicherzustellen, sondern sie hat 
auch einen natürlichen Drang zur Ausbreitung, zur Ver- 
wirklichung ihrer Katholicität. Ein gänzliches Pausiren 
des Triebes nach Ausbreitung wird stets auf eine habituell 
gewordene Mattigkeit in ihrer innersten Lebensmitte zurück- 
weisen und diese gleichzeitig in andern verhängnissvollen 
Symptomen zu Tage treten. Dagegen überall, wo die 
Kirche auch nur halbwegs sich eines gesunden Daseins er- 
freut, wird dasselbe auch in der Lebendigkeit ihres Expan- 
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sivtriebes und in der Energie ihrer Expansivkraft zum Vor- 
schein kommen. Die Kirche darf verlangen, dass diesem 
ihrem natürlichen Drang zur Ausbreitung Raum gelassen 
werde, so lange sie damit nicht natürliche oder wohler- 
worbene Rechte verletzt und mit den ihr allein zuständigen 
Mitteln des Geistes auf die Geister wirkt. Sie hegt aber 
nicht nur Wünsche für die Ausbreitung der Wahrheit in 
immer weitern Kreisen, sondern sie hat auch ein lebhaftes 
Interesse, dass der freie Lauf derselben nirgends gehemmt 
oder unterdrückt werde und wo sich Bekenner derselben 
bereits gesammelt haben, dieselben nicht Zwang, Anfech- 
tung und Verfolgung erleiden. Hier liegt nun dem theo- 
kratischen Gemeinwesen keine Versuchung so nahe, als dass 
die bürgerliche Gewalt dem Wunsch und Bedürfniss der 
Katholicität ihre Macht leiht und sich mit den ihr zu Gebot 
stehenden Mitteln, wie nach Innen, so auch nach Aussen 
zım Arm, zur Vollstreckerin der kirchlich-religiösen Inte- 
ressen macht. Auch auf diesem Wege wird in der theo- 
kratischen Staatsgestaltung der Unterschied zwischen Staat 
und Kirche verwischt. Der kirchlich universale Gesichts- 
punkt verdrängt den nationalen und internationalen. Dadurch 
aber wird der Staat leicht in eine Richtung gerathen, welche 
ihn über sich selbst, über die strenge Bemessenheit seiner 
immer an ein bestimmtes Volksthum gewiesenen Aufgabe 
hinausführt und in verhängnissvolle Conflikte verwickelt. 
Mag so die Kirche von Seiten irgend eines einzelnen 
der ihr Wesen bedingenden Prädikate betrachtet werden, 
sei es ihrer Einheit, sei es ihrer Heiligkeit und All- 
gemeinheit, so zeigt sich jedes dieser Prädikate durch 
die theokratische Vermengung von Staat und Kirche in sei- 
em innersten Kern alterirt. Und zwar gilt dies von jeder 
der möglichen Formen beider. Dabei werden jedoch Theo- 
kratie und Hierarchie, ungeachtet einer gewissen Ver- 
wandtschaft, stets von einander unterschieden werden müssen. 
Denn der letztern oder der formellen Priesterherrschaft fehlt 
nichts Geringeres, als gerade das wesentliche Merkmal des 
Staates: eine selbstständige bürgerliche Gewalt, eine welt- 
liche Spitze. Hier findet somit nicht mehr eine Vermengung 
der bürgerlichen und der kirchlichen Attribute statt, sondern 
Zeitschr. f. Kirchenrecht. II. 2. 17 
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die religiöse Zwecksetzung ist hier die alleinige oder wenig- 
stens in letzter Instanz schlechterdings maassgebende. Ihre 


Vollbringung ruht nicht in den Händen eines der andem 


Lebensordnung angehörigen Organs, sondern in denen der 
Träger der irgendwie beschaffenen religiös-gesellschaftlichen 
Gliederung selber und gipfelt in einer geistlichen Spitze. 
Das staatliche Element ist von dem geistlichen dergestalt 
absorbirt, dass sich alle Lebensfunktionen des bürgerlichen 
Gemeinwesens innerhalb einer ausschliesslich religiösen Le- 
benswürdigung nur als beiläufige zu behaupten vermögen, 
nur in verkümmerter und verschwindender Weise zum Vor- 
schein kommen. Die Theokratie dagegen hat stets ein bür- 
. gerliches Gemeinwesen und ohne Abbruch die ganze Summe 
der daraus abfolgenden einzelnen Zwecksetzungen auch des 
bürgerlichen Lebens zu ihrer Voraussetzung, und eine Iden- 
tifikation von Hierarchie und Theokratie ist desslıalb un- 
statthaft. 


Werfen wir endlich auf diese Seite der Sache noch 


einen Blick, so übt die Verschiedenheit der bürgerlichen 
Verfassungsgestaltungen in Absicht auf das Wesen der Theo- 


kratie wenigstens keinen entscheidenden Einfluss. Geschicht- 


lich betrachtet haben Monarchieen wie Republiken sich mit 
dem theokratischen Geist erfüllt, und auch die Geschichte 
“Israels ist ein Beispiel des unter allem Wandel der Ver 
. 'fassungsformen des auserwählten Volkes mit sich in Einklang 
bleibenden theokratischen Geistes. Indessen eine höchst 
merkwürdige Wirkung der theokratischen Voranstellung der 
religiösen Ideen im bürgerlichen Leben lässt sich doch 
schlechterdings nicht verkennen, nämlich, dass sie nach dem 
Zeugniss der Geschichte nicht nur gerne in Republiken sich 
angesiedelt, sondern auch in der Monarchie freistaatische 
Formen begünstigt hat. Die Ursache liegt darin, dass unter 
dem theokratischen Gesichtspunkt eine ähnliche Scheidung 
zwischen dem Fürsten und seinen Unterthanen thatsächlich 
nicht aufkommen kann, wenigstens nicht unter allen Um- 
ständen sich zu behaupten vermag, wie sie — um diesen 
Ausdruck zu gebrauchen — in der Civilmonarchie gewöhn- 
lich ist. Der Begriff des Fürstenthums von Gottes Gmnaden, 
des Gesalbten Gottes, welchem seine Unterthanen ebendes- 


Die theokratische Staatsgestaltung etc. 945 
j 


halb Ehrfurcht und Gehorsam schuldig sind, ist zwar in der 
theokratischen Monarchie nicht minder einheimisch, als in 
der Civilmonarchie. Aber in der letztern dient er über- 
wiegend zur Bezeichnung gewisser geheiligter Berechtigungen 
formeller Art, während der Gedanke der aus der ge- 
heiligten Stellung abfolgenden sachlichen Verpflichtungen 
oft nur in verschwindender Weise nebenherläuft. Ja das 
: fromme Bewusstsein in der Civilmonarchie erblickt unter 
Umständen wohl gerade in der Tyrannei, welche von dem 
gesalbten Haupte geübt wird, in dessen thatsächlichem Sich- 
' lossagen von der Bindung an Den, von welchem ihm die 
Gewalt verliehen ist, eine Art von Siegel seines göttlichen 
Berufes, indem die „Welt“ einen guten Fürsten nicht ver- 
dient, die Christenheit dagegen unter seinem Scepter um so 
- reichere Gelegenheit findet zu Busse und Demüthigung, zu 
- Verzicht und Geduldübung. Ganz anders ist der Gedanken- 
lauf da, wo die theokratische Idee in grösserer oder ge- 
ringerer Lebendigkeit zu Grund liegt. Das gesalbte Haupt 
- ist hier in vollem Sinn der Stellvertreter und Beauftragte 
Gottes, der Vollstrecker Seines Gesetzes und Seiner heiligen 
- Ordnungen, ebendarum aber in vollkommen gleicher Weise 
auch persönlich an beide gebunden, wie der geringste Unter- 
- than. Die Ableitung der obrigkeitlichen Gewalt von Gottes 
Gnaden stellt hier neben die formelle Berechtigung das 
. Vollmaass der daraus entspringenden materiellen Ver- 
pflichtungen. Denn der höchste Zweck des ganzen Staates 
. ist hier kein anderer, als der, das Gesetz Gottes und Seine 
Ordnungen zur Geltung zu bringen, eine Abweichung von 
Ahnen nicht zu dulden, wo immer auch sie sich finde. In 
der theokratischen Energie der religiösen Auffassung des 
Staates liegt daher entschieden etwas die Unterschiede der 
bürgerlichen Lebensstellungen Nivellirendes. Mit allseitiger 
Consequenz wird von ihr ein Gesichtspunkt von solcher 
Höhe festgehalten, dass von ihm aus betrachtet die irdischen 
Unterschiede zusehends verschwinden , die Stellung des 
Fürsten der des Unterthanen ungleich näher gerückt wird. 
Indem alle in conspectu Dei betrachtet werden, stehen Alle 
dsmit ehne Ausnahme auf einer und derselben Linie. Es 
wird desshalb durch das Gewicht der theokratischen Ides 
17 * 
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unvermeidlich ein gewisser Druck geübt auf die monarchische 
Idee; es wird ferner unwillkürlich ein Streben nach politischen 
Lebensformen hervorgerufen, welche jene ideale Gleichstellung 
mindestens nicht auf jedem Punkt des realen Lebens hintan- 
stellen und geeignet sind, das gemeine Wesen vor einem zu 
grellen und dauernden Widerpruch zwischen den formellen 
Berechtigungen der gottgeordneten Obrigkeit und deren hei 
ligen Verpflichtungen zu sichern. Fürst und Unterthanen 
bilden unter Festhaltung ihres gemeinsamen Verhältnisses 
zu Gott eine Solidarität. Jedes Glied derselben hat für 
das andere einzustehn, demselben als Correktiv zu dienen. 
Die Vernachlässigung dieser Pflicht von Seiten des Für- 
sten macht diesen verantwortlich vor seinem himmlischen 
Auftraggeber; die Lauigkeit des Volks gegenüber der Ge 
setzesverachtung des Fürsten ruft den Zorn Gottes herab 
über die ganze Gemeinde. In nichts Anderem als in dieser 
Gewöhnung, das Staatsganze stets zugleich in seinen letzten 
und höchsten Beziehungen zu betrachten, liegt der tiefere 
Grund, wesshalb die Theokratie gerne an freistaatische 
Formen sich angeschlossen hat und häufig dergleichen hat 
schaffen helfen. 

Es ist von grosser Wichtigkeit, sich zu vergegenwär- 
tigen, inwiefern die ältesten kirchlichen Organisationsver- 
suche des Protestantismus ihrem Wesen nach auf eine solche 
theokratische Staatsgestaltung hinauskommen. 


Il. 


Eine genauere Betrachtung wird nicht verkennen lassen, 
dass alle kirchliche Organisationsgestaltungen des Protestan- 
tismus im 16. Jahrhundert auf der Grundlage theokratischer 
Anschauungen beruhen. Hievon machen nur die wenigen, 
aber um desto bedeutungsvollern Gruppen des Protestantis 
mus eine Ausnahme, welche die katholische Staatsgewalt in 
feindseligem Gegensatz oder als offene Verfolgerin sich gegen- 
über sahen, wo also die Möglichkeit einer ähnlichen Ver 
mengung von Staat und Kirchenthum von vornherein ab- 
geschnitten war. Um so wichtiger ist es für die organisa- 
torischen Aufgaben der Kirche in unserer Gegenwart sich 
den Blick für die Thatsache offen zu erhalten, dass eine 
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separate Stellung gegenüber dem Staat für den religiösen 
Genossenschaftsgeist jener Zeit die Grundbedingung war, 
um zu selbstständigen gesellschaftlichen Existenzformen zu 
gelangen, sowie dass die Kirche zu dergleichen Formen nir- 
gends gelangt ist, wo es an dieser Voraussetzung gebrach. 
Ebendarum wäre es auch in gewissem Sinne nicht zu viel 
behauptet, wenn man sich endlich eingestehen wollte, dass 
der Protestantismus lediglich in Verbänden wie die franzö- 
sische Hugenottenkirche und die sogenannten Kirchen unter 
dem Kreuz den wirklichen, seinem Prinzip entsprechenden 
: Kirchencharakter entwickelt hat. Alle übrigen landschaftlich 
w verschiedenen Gruppirungen des Protestantismus, vor 
alem in dessen Mutterländern: Deutschland und der Schweiz, 
snd nicht wirkliche Kirchen geworden d. h. wahrhafte 
Gemeinden, gesellschaftliche Organismen, sondern blosse 
Kirchenthümer, d. h. Mengen, auf welche nach terri- 
; terialer Abgrenzung im Staatsauftrag eine kirchliche Wirk- 
samkeit ausgeübt wurde. Sie beruhen auf jener schon ge- 
zeichneten Vermischung des Staates mit der Kirche und das, 
as man kirchliche Organisation nennt, ist näher besehen 
nichts anderes als eine Seite der theokratischen Gestaltung 
des Staates selbst. In dieser Beziehung findet zwischen allen 
diesen Organisationen kein Unterschied des Wesens statt, 
sondern sie differiren lediglich durch ein Mehr oder Weniger 
von theokratischem Geist, durch eine straffere Spannung oder ' 
laxere Handhabung des ihnen gemeinsamen theokratischen 
Prinzip. Von Gewicht ist aber auch hier der merklich 
verschiedene Grad. von Interesse und Eifer, mit welchem die 
grösseren Confessionskörper, welche aus dem Reformations- 
zeitalter hervorgegangen sind, an der Lösung der Aufgabe 
einer gesellschaftlichen Ausgestaltung des neuen religiösen 
Prinzips überhaupt sich betheiligt haben. Würe das Interesse 
fir diese Materie nicht noch bis vor Kurzem so überaus 
kering gewesen, so müsste man sich längst überzeugt haben, 
dass der neuerdings so viel besprochene Unterschied zwischen 
dem lutherischen und dem reformirten Protestantismus weit 
weniger auf dem Gebiet der dogmatischen Doectrin, als, und 
war ganz überwiegend, auf demjenigen der gesellschaft- 
lichen Organisation zu suchen ist. Der lutherische Pro- 
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testantismus hat von Anfang an die letztere nur sehr beiläufg 
in’s Auge gefasst, der reformirte Protestantismus "hingegen 
dieselbe von Anfang an auf’s Lebhafteste nicht nur in’s Auge 
gefasst, sondern auch in irgend einer Weise mit Bewusstssin 
in Angriff genommen. Der. Unterschied in diesem Betreff 
dürfte in manchen Stücken sogar den Unterschied der dgg- 
matischen Entwicklung bedingt haben, nicht umgekehrt 
Entscheidend aber tritt die verschiedene Stellung zur kırch 
lich socialen Aufgabe in der Thatsache hervor, dass mit der 
grössern Lebendigkeit des Interesses für dieselbe auch da 
theokratische Prinzip zu strengerer, im umgekehrten Falle 
zu einer weit weniger strengen Anwendung gekommen it. 

1. Wenn das Wesen der theokratischen Staatsgestaltung 
darin zur Erscheinung komnt, dass der Staat die religiös 
Zwecksetzung vollständig und unmittelbar zu der seinigen 
macht, der Staat als solcher die Pflege des religiösen Ele 
mentes und zwar in confessioneller Geschlossenheit direkt 
an die Hand nimmt, so kann über den theokratischen Ch 
rakter des lutherischen Staates im sechszehnten Jahrhundert 
kein Zweifel obwalten. Sobald durch den Speyrer Reich: 
abschied von 1526 es jedem einzelnen Reichsstand anhein- 
gegeben worden war, „in Sachen der Religion, so da 
wormser Edikt belangen möchten, für sich also zu leben, 
zu regieren und zu halten, wie ein jeder Solches gega 
Gott und kaiserliche Majestät hoffe und vertraue zu ver 
antworten“, traten städtische wie fürstliche Obrigkeiten in 
Deutschland alsbald prinzipiell auf jenen Boden hinüber. 
So sagt schon die Chursächsische Instruktion der Visitatoren 
von 1527: „Aber an allen orttern, sol den pfarrnern predi- 
gernn unnd Capplanen gesagt unnd ernstlich angetzaigt 
werdenn, dass sich Ir keiner nit unnderstele anderst zu 
lerenn predigenn ader der sacrament unnd Ceremonien hal- 
ben zuhandeln, dan nach vormugen gotlichs worts, Unnd 
Inn der einfalt, wie das von uns unnd den unsern In dieser 
Zeit dar Inne got sein gnade gethann unnd gegebenn hat 
angenomen ist, Dann were etwo ainer, der dar Inn be 
schwerung hette, ader meintte Es solt Inn einem ader meher 
stuckenn anderst, dann es wie berurtt angenomen zuleren 
unnd zuhaltenn sein, der sich derselbigenn seinner wyderigen 
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meynung, Inn unserm, Furstenthumb nit vornemen lassenn, 
Sundern sich daraus wenden und sein pfar ader prediger- 
ampt aufflassenn, Dann wie wol unnser meynung 
nit ist Jemandts zuuorpinden, was er haltenn 
ader glauben sol, so wollen wir doch zuuorhut- 
tung schedlicher auffrur unnd ander unrichtig- 
keit kein sectenn noch trenung, Inn unsern 
furstenthumben unnd Landenn wissenn nach 
geduldenn, Wo auch daruber gespurt wurde, das sich 
Jemandts dem Zuentkegenn zu predigenn lehren, ader mit 
den Sacramenten es anderst zuhaltenn understehen wurde 
So sollenn unsere amptleuth Schosser und die vom Adel, 
denn die gerichtenn zustendigk beuhel habenn, zustund nach 
Ionen, solcher ubertrettung halber zutrachten, Iteın derglei- 
chen Inquisition, sol vonn den Visitatornn der Layen halber 
auch bestheenn, Nach dem wir befinden, das an etlichen 
orttern mancherley sectenn, unnd sonnderlich der Sacrament 
halbenn einwortzeln wollen, Unnd sollenn dieselbigenn, so 
der Sacrament halbenn oder sunst Im glaubenn Irthumbs 
vordechtig furgefordert befragt, auch so es die noth erhai- 
schet, kundtschaft wider sie gehort werdenn, Unnd so sie 
sich dann dartzu bekennen ader sunst uberwundenn, sollenn 
sie bericht und unntherweist werdenn, des Irthumbs abtzu- 
stehenn, Welche aber solche Christliche unnther- 
richtunng nit wollenn annhemen, Denn sol 
durch unsere visitatores Amptleuth schosser, 
unnd sunst, ein Jede obrigkait gebotten wer- 
denn, Inwendig einer namhafftigen Zeith, Zu- 
uorkeuffen unnd sich aus unsern landen zu- 
wenden mit gleichmessiger vorwarnung, der 
ernstensträff wie zu ende des nachstenn artikels berurt 
ist” %,. Die in den angeführten Worten der Instruktion zu 
Tage tretende Aufassungsweise der kirchlich organisatori- 
‚hen Aufgabe ist aber keineswegs etwa eine auf Chur- 
sachsen beschränkte, vereinzelte; sie ist vielmehr die durch- 
gehende. Wie deutlich tritt aber in der Instruktion der 
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Hauptgesichtspunkt hervor, unter welchem von der pre- 
testantischen Territorialherrschaft die Organisation des Kir 
chenthums unter die Fittiche der Staatsgewalt genommen 
ward! Das Staatsinteresse forderte die Religionseinheit auf- 
zunehmen in die Volkseinheit; daher musste die Einheit des 
kirchlichen Lebens sich gestalten lassen nach Maassgabe der 
Einheit des bürgerlichen Lebens. Das politische Einheits- 
bedürfniss und das kirchliche sollten wohl oder übel einander 
decken; die Grenzen für dieses durften daher nicht weiter 
ausgesteckt werden, als für jenes, und wiederum für jenes 
nicht weiter als für dieses. Der Gedanke an die Möglich- 
keit einer Individualisirung des religiösen Lebens der Volks- 
einheit in einer Mehrheit von kirchlich-gesellschaftlichen Ge- 
staltungen war dem Mittelalter fremd gewesen; auch jetzt 
vermochte er noch nicht durchzudringen. Ob eine solche 
gegenseitige Coincidenz von Staat und Kirche an sich richtig 
gedacht, ob sie im Geist des reformatorischen Glaubens, ob 
sie ohne harten Zwang durchführbar sein werde, — alles 
das waren Fragen, welche auch das neue Zeitalter sich noch 
nicht vorlegte.. Und doch war das hiemit angebahnte Ver- 
hältniss zwischen Staat und Kirche für die kirchliche wie 
die staatliche Verfassungsgestaltung der Zukunft von der 
prinzipiellsten Bedeutung. Eine gewiss merkwürdige That- 
sache ist aber zugleich die, dass die nämlichen Territorial- 
herrschaften, welche innerhalb ihrer speciellen Gebiete die 
Autorität für ihre Unterthanen maassgebender religiöser Fest- 
setzungen in so uneingeschränkter Weise für sich in An- 
spruch genommen hatten, wider die gleiche Art von Auto- 
rität, als sie von Seiten des Reiches gegen sie selber in An- 
wendung gebracht werden sollte, energisch und mit gewiss 
unverwerflichen Gründen protestirten. Diess geschah 
bekanntlich am 12. April 1529 auf dem Reichstag zu Speyer 
in der berühmten Gegenschrift wider den so eben mit Stim- 
menmehrheit erlassenen, die 1526 gemachten Zugeständnisse 
wesentlich beschränkenden Reichsabschied..e. Es wurde in 
dieser Schrift vorgestellt, dass diese Sache Gottes Ehre und 
die Seligkeit betreffe, die sich nicht so ohne Weiteres durch 
Stimmenmehrheit abmachen lasse. Die protestirenden Stände 
würden es in ihrem Gewissen vor Gott nicht verantworten 
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können, dass Jemand von der göttlichen Lehre abgesondert 
und an das Wormser Edict gebunden würde, könnten mit- 
hin in einen Schluss jener Art nimmermehr willigen, zumal 
da daraus folgen würde, dass sie ihre bisher für christlich 
gehaltene Lehre entweder selbst verdammeten, oder je die 
streitigen Punkte als nicht nöthige Artikel achteten u. s. w. 

Was die religiöse Begründung des damit der Territo- 
nalhoheit zuwachsenden theokratischen Charakters betrifft, so 
st es überflüssig dafür Zeugnisse beizubringen, da wir 
Jahrg. I. Heft 3. S. 484 ff. dieser Zeitschrift dergleichen 
bereits in hinreichender Vollständigkeit gesammelt haben. 
Nur möge hier daran erinnert werden, dass selbst nicht eben 
sehr geistliche Naturen unter den Fürsten des Reformations- 
‚ zeitalters nichtsdestoweniger es für Pflicht halten, sich bei. 
ihren Unterthanen im Nimbus der religiösen Seite des Regenten- 
berufes einzuführen. Herzog Ulrich von Württemberg, von der 
Schwäbischen Städteeinigung aus seinem Land vertrieben, aber 
» bei dem Landvolk beliebt, war bekanntermaassen nicht wäh- 
ierisch in den Mitteln, um wieder in den Besitz seines Herzog- - 
' thums zu gelangen. Er nimmt die Hülfe des „Bundschuh’s“ 
der Schwäbischen Bauern, welche ihm von dem treuherzigen 
Haufen mit dem Bemerken angeboten wird, wenn er es 
nicht unter seiner Würde halte, derselben sich zu bedienen, 
mit den Worten an: „Schuh oder Stiefel, wenn ich nur 
wieder ins Land komme“, und die Bauern ziehen mit. 
Selbst ein Fürst dieser leichtern Art erklärt aber wenige Jahre 
später: „Er möge nicht länger zusehen, wie sein Volk un- 
christlich regiert und voraus, was ihm am Höchsten anliege, 
von dem einigen Trost unserer Consciencen, dem heil. Gottes- 
wort gedrungen und gewaltigt werde“ °). 

Für die Zugeständnisse, welche Luther im Laufe der 
Zeit diesem theokratischen Standpunkt mehr und mehr zu 
machen sich gedrungen fühlte, verweisen wir ausser unsrer 
eignen oben genannten Ausführung auf ein gründliches, so 
eben erschienenes Werk *). Für die spätere Praxis dagegen 
st wohl der unverwerflichste Zeuge der berühmte Carpzov 
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in seiner für den Gesammtumfang der protestantischen Terri- 
torien Deutschlands klassisch gewordenen Consistorial-Juris- 
prudenz. Aus ihr erhellt die Continuität der Rechtsan- 
schauung und rechtlichen Entwicklung von der Visitations- 
instruktion von 1527 an bis zur Mitte des siebenzehnten 
Jahrhunderts. Es heisst dort °): Non equidem sine ratione 
opinantur saniores politici, Magistratum in republica plures 
simul religiones minime tolerare debere; cum fieri nec so- 
leat, nec possit, ut quis Deum sincere et ex toto corde di- 
ligat, qui diversas simul religiones fovere desiderat. Certum 
enim inde est, neutram colere religionem, qui contrarias ad- 
mittit. Als solche saniores politici werden mun unbedenklich 
eitirt eine Reihe katholischer Schriftsteller, voran der Jesuit 
A. Possevin, dann der Cardinal Bellarmin, zuletzt 
Erasmus von Rotterdam. Dann folgen Berufungen 
äuf das römische Zwölftafelgesetz und Cieero, sowie auf 
Josaphat, Josias und andere jüdische Könige, die den 
Götzenkultus stürzten. Attamen, heisst es dann weiter, ob- 
tineri si in republica nequeat unitas religionis, toleranda 
potius diversitas, quam turbandum regimen status. Ut 
enim cuilibet magistratui summis viribus eo adnitendum 
concedamus, quo unica, eaque vera vigeat religio; si tamen 
efficere hoc nequeat, medicos imitari debet, qui in morbis 
gravioribus quandoque plus proficiunt quiescendo, quam 
movendo et agendo etc. Praestat siquidem aliquam habere 
rempublicam, licet varıis de religione dissidiis turbatam, 
quam nullan. Tolerantur igitur, fährt Carpzov fort, Ca- 
tholici inter Lutheranos. Sed num etiam Calviniani? Fe- 
rendi omnino, antwortet Carpzov, si privatim errent, 
quiete res suas agentes, neminem turbantes nec errorem 
spargentes, quin potius ad cedendum paralti, si meliora edo- 
ceantur. Magistratui insuper obtemperent, et onera civilia 
aeque ac ali non inviti sustineant. @uodst vero erroris 
admoniti ad veram et orthodoxam religionem Lutheranam 
accedere nolint, sed malitiose et pertinaciter m errore per- 
severent, jure expellentur ex jussu D. Apostoli, qui obeer- 
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vare jubet eos qui dissensiones et offendicula praeter doctri- 
nam sanam faciunt Rom. 16. vers. 17. Unam nimirum et 
alteram admonitionem requirit, quae si nihil proficit vitare 
et rejicere jubet Tit. 3. vers. 10. Et fieri vix potest, ut 
admonitione spreta in errore perseverantes Calviniani aliis 
scandalum haud praebeant et tandem seditionis clanculariae 
semen spargant, quae vel sola expulsionis causa suflicere 
posset, nedum severior obtineat coercitio. Nun ein Citat 
aus Chemnitz consilum de vitandis Calvinianis, in wel- 
chem dieser den Obrigkeiten räth, die Zwinglianos dogma- 
tistas, tanquam cornupetas bestias et homines in majestatem 
fili Dei blasphemos a suis finibus arcere. Alsdann: Nec 
Juvat Calvinianos exemplum Catholicorum, quos inter Luthe- 
ranos tolerari modo diximus. Non enim Calvinistae ut ponti- 
fieii sub pace religionis sunt comprehensi. Dafür werden 
Citate beigebracht aus den Schriften der Lutheraner Bidem- 
bach und Hutter, dem Religionsfrieden von 1555 und den 
Schriften des Jesuiten Ant. Keller, mit folgender Con- 
sequenz: Quod si ergo Calviniani non gaudeant jure paci- 
ficationis religiosae, quid obstat quominus in errore suo 
. malitiose perseverantes expelli queant. Zum Schluss folgt 
als Authentica folgender Erlass des Dresdener Ober- 
Consistoriums vom 24. März 1628 an Schösser und Rath 
zu Pirna: „Wir haben Eure des Superintendenten die sub. 
dato 9 Februar abgewichenes und den 23 dieses Monats 
 beede Berichte wegen etlicher böhmischer calvinischen Per- 
sonen verlesen hören und ihr, der Schösser und Rath habt 
solche hierbei zu befinden. Begehren hierauf anstatt Sr. 
Kurfürstlichen Durchlaucht da noch andere Personen bei 
euch des Calvinismi halben in Verdacht, ihr der Super- 
intendens wolltet diesselben unverzüglich vor Euch fordern, 
in Beysein Eurer Kollegen die Gradus Admonitionum 
gegen sie gebrauchen, und wenn solche nichts bei -ihnen ‘ 
verfangen wollen, alsdann ihr der Schösser und Rath unter 
denen ein jeder wohnet, dieselben alsbald aus Euren Ge- 
richten wegschaffen, uns auch, wie ihr sämmtlich solches 
verrichtet, mit Zurücksendung der Beilagen hin wieder be- 
richten. Darnach vollbringet Ihr höchst gedachtes unseres 
gnädigsten Herrn Willen und Meinung.“ Aehnliche Re- 
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skripte z. B. über die Art der Bestattung von Calvinisten 
und Papisten lib. I. Tit. XXIV. Defin. 383. 

2. Nach diesem Blick auf die theokratische Staatsge- 
staltung, welche im Lutherischen Deutschland an die .Stelle 
einer eignen körperschaftlichen Verfassung der Kirche trat, 
möge ein ähnlicher Blick folgen auf die verwandten Er- 
scheinungen in der reformirten Schweiz. Wir haben schon 
bei einer andern Gelegenheit ®) auf die Eigenthümlichkeit 
der Schweizerreformation hingewiesen, dass Zwingli bei 
seiner weit durchgreifendern Loslösung vom römischen Kır- 
chenthum selbstverständlich zugleich die Erschaffung von 
neuen Formen für das religiöse Gesellschaftsleben weit früher 
und bestimmter in’s Auge fassen musste, als diess von Luther 
geschah. Die Geschichte lehrt nun, dass überall da, wo 
das reformatorische Vorgehen einen ähnlichen abrupten Ab- 
bruch der Beziehungen zu der ökumenischen Kircheneinheit 
in sich schliesst, wie etwa bei den Hussiten und bei 
Savonarola, für das neu zu gründende religiöse Gemein- 
wesen nach einer von Gott selbst autorisirten Verfassungs- 
form gesucht wird. So greift man natürlich überall nach 
dem Alten Testament. Nur war Luther in diesem Punkt 
seiner ganzen Lage nach vorsichtiger ”) und auch schon 
der Unterricht der Visitatoren sucht von Uebertragung der 
Gesetzgebung Mosis auf die Kirche Sachsens eher abzu- 
lenken ®. Für Zwingli dagegen ist es durchaus charak- 
teristisch, dass ihm, so gut auch er sich des Unterschiede 
zwischen Gesetz und Evangelium bewusst war, doch im 
Allgemeinen vermöge seines Bedürfnisses sofort feste Formen 
zu schaften die Vorbilder der alttestamentlichen Theokratie 
weit unmittelbarer vorschweben, als Luther'n. Ebenso später 
auch bei Calvin °), wesshalb diese Art von Alttestamentlich- 
keit mit zu den Merkmalen des reformirten Typus gehört. 


.— 


e) Vergl. unsere Abhandlung: über einige Hauptmomente 
in der geschichtlichen Entwicklung des Verhältnisses 
zwischen Staat und Kirche, im Jahrg. I. dieser Zeitschrift Heft 3. 
S. 458. fl. 

”) Köstlin a. a. O. Bd. 2. S. 78. 

®) Richter Kirchenordnungen 1, S. 88. 

?) Stähelin Johannes Calvin. Leben und ausgewählte Schriften. 
Elberfeld 1863. Bd. 2. S, 374. ff. 
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Auch über die theokratische Stellung der Obrigkeiten, 
welche unter dem Einfluss des Schweizerischen Reformators 
ihre Religionsmandate erliessen, haben wir uns anderwärts 
zur Genüge ausgesprochen !°) und leicht liessen sich die 
Zeugnisse dafür vermehren durch eine Reihe von Mandaten 
von Bürgermeistern und Räthen in Zürich, deren Concipient 
ohne allen Zweifel Zwingli selbst war !!). Allein gerade 
weil sie durchaus nur das Gepräge der Gesammtanschauung 
des Letztern an sich tragen, ziehen wir es vor hier den 
theokratischen Gedanken Zwingli’s selber etwas näher zu 
beleuchten. Wir wählen dazu eine Stelle aus seinen Schrif- 
ten, welche, so oft das überwiegende Beherrschtsein des 
dem Schweizerischen Reformator eigenthümlichen kirchlich- 
politischen Vorstellungskreises von den Ideen des Alten 
Testaments in älterer und neuerer Zeit auch anerkannt 1?), 
und so oft gerade diese Stelle in ganz anderem Interesse zur 
Sprache gebracht worden ist, merkwürdiger Weise in ihrem 
eigentlichen Sinn und in ihrer eigentlichen Bedeutung als der 
schärfste Ausdruck theokratischen Idealismus aus der ge- 
sammten Reformationszeit gänzlich übersehen worden ist. 
Ein näheres Eingehen auf dieselbe mag daher zum Beweis 
für die vorstehende Behauptung genügen und auch sonst 
vielleicht der Mühe werth gefunden werden. Zugleich möge 
sie dazu dienen, das über die politische Innenrichtung, das 
Verhältniss zwischen Obrigkeit und Unterthan in dem theo- 
kratischen Staat oben Bemerkte, zu erläutern. 

Gegen Ende des Jahres 1522 wurde in Zürich von 
Übrigkeitswegen eine Disputation zwischen Zwingli und sei- 
nen Gegnern angeordnet und dieselbe am 29. Januar 1523 
wirklich abgehalten. Zwingli hatte 67 Schlussreden oder 
Thesen als Grundlage für dieses Religionsgespräch aufge- 
stellt und in denselben die Summe seiner von der römischen 
Kirche abweichenden Lehren zusammengefasst. Unter die- 
sen Schlussreden, welchen er bald nachher eine ausführliche 


’", Unsere obige Abhandlung S. 469. ff. 

") Z. B. Bullinger Reformationsgeschichte Bd. 1. S. 104. 186. 
295. 2, 277. 338. 3, 315. f. 321. | 

) Sigwart Ulrich Zwingli. Stuttgart und Hamburg 1855. 9. 182. 
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Erläuterung '°?) in deutscher Sprache folgen liess, befanden 
‚ sich nachstehende: 34. Der geistlich (genämt) gewalt hat 
sines prachts gheinen grund us der leer Christi. 35. Aber 
der weltlich hat kraft und befestigung us der leer und that 
Christi. 36. Alles, so der geistlich (genämt) staat im zu- 
gehören rechtes und rechtesschirms halb fürgibt, gehöret 
den weltlichen zu, ob sy christen syn wellend. 37. Inen 
sind ouch schuldig alle christen gehorsam ze syn, nieman 
usgenommen. 38. So fer sy nüt gebietend, das wider gott 
ist. ‘ 39. Darum söllend all jre gsatz dem göttlichen willen 
glychförmig syn, also dass sy den beschwerten beschirmend, 
ob er schon nüt klagt. 40. Sy mögend allein mit recht 
töden, ouch allein die, so oflenlich verergrend, gott uner- 
zürnt; der heisse dann ein andres. 41. Wenn sy rat und 
hilf zudienend denen, für die sy rechnung geben werdend 
vor gott, so sind ouch diese jnen schuldig lybliche hand- 
reichung ze thun. 42. So sy aber untrüwlich und 
-usser der schnur Christi faren wurdind, mö 
gend sy mit Gott entsetzt werden. 43. Summe: 
dess rych ist allerbest und festest, der.allein mit Gott herr- 
schet, und dess allerböst und unstätest, der us sinem gmüt. 
‚Von diesen 10 Schlussreden sprechen neun die gleichen 
Grundsätze über die obrigkeitliche Gewalt aus, wie sie sich 
in den Schriften der Reformatoren überhaupt finden. Die 
zweiundvierzigste dagegen gibt diesen Grundsätzen eine 
Wendung, welche unter allen Reformatoren nur Zwingli 
allein eigen und für seine Gesammitanschauung des Verhält- 
nisses zwischen Staat und Religion durchaus charakteristisch 
ist. Die These hat auf den ersten Anblick etwas sehr Äuf- 
fallendes. Sie verliert jedoch schon etwas von ihrem Auf- 
fallenden, sobald man sie innerhalb ihres nächsten geschicht- 
lichen Zusammenhangs betrachte. Denn es darf daba 
zweierlei nicht übersehen werden. Erstens: die. Schluss 
reden waren ein öffentliches Aktenstück, das unter Geneb- 
migung des grossen und kleinen Ratlıs publieirt wurde und 
waren bestimmt für einen solennen öffentlichen Zweck; die 


13) Uslegen und gründ der schlussreden oder ar 
tikel durch Huldrychen Zwingli; Werke I, 346. f. 
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Übrigkeit musste also wenigstens in der Mehrzahl ihrer 
Glieder mit dem Inhalt einverstanden sein, oder ihn wenig- 
stens nicht als ‘politisch anstössig betrachten. Zweitens: 
Zwingli zielte mit der zweiundvierzigsten These in der That 
zunächst auf zeitliche und örtliche Bedürfnisse ab. Denn 
um die Zeit jenes Religionsgespräches war zwar seine Ein- 
wirkung auf Zürich in sieghaftem Fortsehreiten begriffen; 
aber doch war die Zahl seiner Gegner sowohl in der Stadt- 
gemeinde, als im Rath immer noch beträchtlich. Noch 
schluss damals die souveraine Behörde: der Rath der Zwei- 
hundert, viele erklärte Anhänger des Papstthums in sich. 
Auch war noch nicht lange Zwingli’s Streit mit den Mön- 
chen im Jahr 1522 vorüber, . und zwar war derselbe vom 
grossen Rath keineswegs ganz nach des Beformators Wün- 
schen entschieden worden. Die Schlussrede hat daher, wie 
aus den Eingang von Zwingli’s Auslegung derselben hervor- 
geht, einen doppelten Zweck. Der Reformator will dadurch 
einerseits den Zaudernden unter seinen wirklichen Anhängern 
in Mitte der Obrigkeit das Gewissen schärfen, sie zu ent- 
schiedenerem Vorgehen ermuntern. Er will ihnen in der 
Ausmerzung der Papisten aus dem Schoosse der 
Regierungsgewalt den Weg vorzeichnen, wie ohne fernere 
Heinmungen von dieser Seite mit der Reformation zum Ziele 
zu gelangen sei. Er beabsichtigt aber zugleich andrerseits, 
den päpstlich Gesinnten damit eine Mahnung zugehen zu 
lassen, von fernerem Widerstand abzulassen. Den letztern 
Zweck sehn wir Zwingli durch den Ausgang der Disputation 
wırklich erreichen; aber zum „Abstossen“ — wie es die 
Auslegung nennt — der im Geheimen widerwillig gesinnt 
bleibenden Ratlısglieder kam cs für jetzt nech nicht. Erst 
a Zwingli den Gipfel seiner theokratischen Machtstelung 
in Zürich erreicht hatte, im Jahre 1528, wurde eine Puri- 
fkation der Räthe von allen; denen es nicht Ernst war sich 
der Richtschnur Christi zu unterwerfen, also von den noch 
übrig gebliebenen heimlichen Anhängern des Papstthums, 
wie von allen Personen zweideutiger Gesinnung wirklich 
vorgenommen. Achtet man auf diesen Zusammenhang und 
erinnert sich dabei überhaupt an die Art der Aemterbe- 
setzung in Republiken, nämlich durch Wahl, folglich des 
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„Abstossens“ golcher, denen man nicht länger Vertraue 
schenkt, durch Nichtwiederwahl, so verliert die frg- 
liche Schlussrede auch ‘in dieser Hinsicht viel von ihren 
Grellen. Auch anderwärts, z. B. in Bern, kam durch en 
solches „Abstossen“ widerwilliger Elemente ohne irgend 
welche Gewaltsamkeit auf dem gewöhnlichen Weg repull- 
kanischer „Regimentsänderung“ die Kirchenreformation ent 
in ihr volles Geleise.‘ Endlich bringt Zwingli eine Restriktivu 
- an, welche, so relativer Natur sie auch sein mag, billiger 
weise nicht übersehen werden darf. Er lässt sich den Eu 
wurf machen: „Was gat die schnur Christi die Fürsten an? 
so by derohin nieman gleben mag, er sye wie heilig er 
wolle, allwyl er in diesem zyt lebt?“ Er gibt darauf de 
Antwort: „Nieman mag dem gebot gottes nachkummen. 
ist gewüss. Wir nemend aber hie das gebot gottes halte 
oder daby hinfaren, für nahinfaren zum glychförmigsta 
dem gebot gottes, als es dem menschen müglich ist.“ Luther 
sagt einmal: „Fürsten und alle Regenten. und Obrigkeit, & 
sie gleich fromm und gottesfürchtig sind, können in ihren 
Amt und weltlichen Regiment ohne Sünde nicht sein; 
thun bisweilen manchem Unrecht, wenn sie sich gleich al: 
allerfleissigste hüten. Denn sie können’s nicht allzeit al 
schnurgleich treffen und fadenrecht machen, wie etliche Klig- 
linge meinen, darum bedürfen sie am allermeisten der Ver 
gebung der Sünde“ 14), Das Nämliche liegt in der obigen Re 
striktion Zwingli’s. Dagegen für die zweiundvierzigste Schlus 
rede Zwingli’s wird sich in Luthers Schriften eine Paralle 
nicht finden. Denn der Grundsatz, dass eine Obrigkel 
welche sich nicht an die Richtschnur Christi binden lasser 
will, ebendesshalb „mit Gott“ ihres Amtes entsetzt werde 
soll, trägt die Signatur des theokratischen Princips in eine 
Schroffheit der Ausprägimg und Consequenz, wie sie den 
‚Ganzen der Denkart, wie der Situation Luthers fremd war. 

Indessen ist es unerlässlich, Zwingli’s Grundsatz aut 
in der Anwendung kennen zu lernen, welche er von dem 


1, Dr. M. Luthers Werke in einer das Bedürfniss der Zeit berück- 
sichtigenden Auswahl. Hamburg 1826. Bd. 3. S. 262. (aus den Tish- 
reden). 
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selben auf die Monarchie macht. Auch dabei ist Zwingli 
weit entfernt davon eigentliche Gewaltübung zu empfehlen. 
Er sagt in seiner Auslegung: Wie man aber den (König) abstos- 
sen sölle, ist lycht zu merken. Nit mit todschlägen, kriegen 
und ufrüren, sondern mit vil andren wegen. Denn gott hat 
uns im friden beruft. 1 Cor. 7, 15.19). Wird der künig 
oder herr von gemeiner hand erwält und thut übel, so thu 
in die gmein hand widerum dannen; oder aber sy werdend 
mit jm gestraft. Hat jn ein kleine zal der fürsten erwält, 
wi man den fürsten anzeigen, dass man sin verärgerlich 
leben nit mee dulden mög, und heissen abstossen.“ Man 
sieht, auch hier wird an dem Charakteristischen der Theokratie 
festgehalten: 1) dem principiellen Zusammenrücken der 
Schnur Christi und der obrigkeitlichen Gewalt, also der 
Vollbringung der religiösen Verpflichtungen als Zweck’ der 
Übrigkeit; 2) im Fall des Zuwiderhandelns gegen diese Ver- 
pflichtungen die Verbundenheit der Volksgemeinde zum Wi- 
derstand, oder aber sie werde mit ihm gestraft, 
beides unter Berufung auf alttestamentliche Beispiele. Zwingli 
unterlässt nicht, an den König Saul zu erinnern, den Gott 
verstiess, ungeachtet er ihn vorher erwählt hatte, 1 Sam. 
Il u. 16; ferner an den König Manasse, „der treffenlich 
übel gethon mit aller abgötterey und mit unschuldigem blut- 
vergiessen um welcher üblen willen gott das volk Israels 
gestraft hat 2 Kön. 21. Jerem. 15, 4... Kurz, hättind 
die jüdischen jren künig nit also ungestrafet lassen mut- 
willen, hätt sy gott nit gestrafet.* Zwingli verbirgt sich 
nicht, dass der Versuch, Frevler, wie Manasse, abzustossen, 
denen, die solches wagen, grosse Gefahr bringen könne. 
„Denn der tyrann fart zu und mezget die selbigen.* Aber 
die Gefahr entbindet nicht von der Verpflichtung. „Denn 
es ist gar trostlich um recht thun getödt werden, so man 
des willens gottes faret 1 Petr. 2, 20, weder nachhin mit 
den schuldigen in der missthat getödt von der hand gottes. 
Magst du aber den weg nit erlyden und darfst es nit wagen, 
so Iyd den mutwilligen tyrannen, und wird dann zuletzt mit 


18) Auch auf Röm. 14, 17. pflegt Zwingli gegen aufrührerische 
Regungen sich zu berufen. 
Zeitschr. f. Kirchenrecht. II. 8. 18 


260 Dr. C. B. Hundeshagen: 


jm gestrafet, und stat dennoch die hand gottes noch usge- 
streckt und dröwend.* Iın Allgemeinen aber ist Zwingli 
der Meinung, dass nicht Einer oder der Andere es über- 
nehmen solle, den Tyrannen abzustossen, sondern die Ge- 
'sammtheit, und auch hiebei mündet der Gedankenlauf zu- 
letzt aus in die rein religiöse Betrachtungsweise der theo- 
kratischen Staatsanschauung. Zwingli hegt die Zuversicht, 
dass der einhelligen Erkenntniss des Volks oder wenigstens 
der Volksmehrzahl, dass mit einer Gewaltübung, wie die- 
jenige Manasse’s, wider Gott selbst gehandelt werde, eine 
Macht inwobne, durch welche das Gelingen des beabsich- 
tigten Zweckes der Abstossung unzweifelhaft verbürgt werde. 
Sei dagegen diese Einhelligkeit nicht vorhanden, so habe 
man das Joch auch fortan zu tragen, dürfe dann aber freilich 
zugleich sich darüber nicht beklagen. Denn dieser Mangel 
an Einhelligkeit sei eben nur ein Zeichen, dass nicht das 
ganze Volk von der Liebe zur Gerechtigkeit und dem Hass 
gegen das Böse durchdrungen sei, und desshalb von Rechts- 
wegen die Strafe für seine Lauigkeit ebenso verdiene, wie 
der Tyrann selbst. „Also“, schliesst Zwingli mit einer Apo- 
strophe, welche höchst wahrscheinlich gegen die Wider- 
spenstigen in den Räthen von Zürich und gegen die Schweizeri- 
schen Kantonaloligarchieen überhaupt gemünzt ‘war, „mang- 
let nit rat oder weg, wie man die tyrannen abstosse, sun- 
der es manglet gemeine fromkeit. Hütend üch, jr tyrannen! 
das evangelium wirt fromm Iyt ziehen. Werdend ouch 
fromm! so wirt man üch uf den händen tragen. Thünd jr 
das nit, sunder ya (wüthet) und Pech une so werdend 
jr mit füssen getreten.“ 

Es ist leicht begreiflich, dass Zwingli wegen seiner 
zweiundvierzigsten Schlussrede besonders in neuerer Zeit 
mancherlei Anfechtungen erfahren hat. Stahl findet darin 
vollständig die Lehre eines Rousseau und Thomas 
Payne‘). Aber so unüberlegt diese Anklagen, so unge- 
schickt sind die gewöhnlichen Vertheidigungen. Denn nichts 
trifft z. B. so ganz neben das Ziel, als die Versuche, Zwingli’s 


— 


1) Die lutherische Kirche und die Union. Berlin 1859. S. 29. 
vgl. 254. 
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These etwa mit der politischen Licenz eines freigesinnten 
Republikaners vertheidigen zu wollen. Es ist wahr, Zwingli 
war Bürger einer Republik und in republikanischen Ver- 
hältnissen aufgewachsen. Aber wer möchte wohl bei nur 
mässiger Kenntniss. der Geschichte zum Beweis sich an- 
-heischig machen, dass vorzugsweise in Republiken der ältern 
und selbst der neuern Zeit die politische Licenz einheimisch 
gewesen sei, vollends aber in den Schweizerrepubliken des 
sechszzehnten Jahrhunderts? Ebenso wenig war Zwingli 
freigesinnt im modernen Sinn, etwa als ob er es für erlaubt 
gehalten habe, an der Obrigkeit mit kecken Worten sich zu 
reiben. Ein Beispiel möge genügen, um zu zeigen, wie 
weniger das war. Als 1528 ein angesehener Bürger des von Zü- 
rich in Gemeinschaft mit andern Kantonen regierten Unter- 
ttanenlands Thurgau, Marx Weerli, eineifriger Anhänger 
der römischen Kirche, gewagt hatte, seine gnädigen Herren 
und Obern von Zürich „Ketzer“ zu schelten, was sie vom 
sesichtspunkt des römischen Glaubens doch unzweifelhaft 
waren, so wurde der Mann bei guter Gelegenheit in Ztirich 
ergriffen und als Majestätsverbrecher kurzer Hand mit dem 
Schwerte hingerichtet 19). Die grausame Hinrichtung des 
katholischen Mannes fällt aber genau in die Zeit, wo Zwingli’s 
Einfluss auf Rath und Gemeinde in Zürich auf dem Zenith 
stand; es ist das nämliche Jahr, in welchem der Reforma- 
tor die „Abstossung“ der heimlichen Papisten im Rath durch- 
setzte. Ein Akt, der wie der vorgenannte grosses Aufsehen 
erregte, konnte schlechterdings ohne Zwingli’s Vorwissen nicht 
geschehen; ein Widerspruch von seiner Seite würde ihn unmög- 
ich gemacht haben. Aber die Geschichte berichtet nichts von 
einem solchen Widerspruch, sondern es ist aus dem gänz- 
lichen Stillschweigen eines sonst so getreuen Berichterstat- 
ters, wie Bullinger, über Zwingli’s Betheiligung bei der 
Sache mehr als nur zu vermuthen, dass letzterer diese Art 
von Ahndung der Majestätsverletzung ganz im Recht der 
Übrigkeit begründet gefunden habe. 

Ueberhaupt aber ist nichts verkehrter, als moderne Ge- 


") Bluntschli Geschichte der Republik Zürich.: Zweite Ausg. 
Zürich 1856. Bd. 2. 8. 422. 
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sichtspunkte und Anschauungen auf jene Zeiten zurück- 
tragen zu wollen. Dies gilt besonders auch gegen die 
Stahl’sche Kategorisirung Zwingli's. Es wäre nicht nur 
gerechter, sondern auch wissenschaftlicher gewesen, die 
Vergleichungspunkte für Zwingli’s Doctrin, anstatt im acht- 
zehnten Jahrhundert, wenn nicht im alten Testament, doch 
jedenfalls in den Doctrinen des ausgehenden Mittelalters zu 
suchen, unter dessen Bildungseinflüssen Zwingli, den ja 
Stahl selbst zu den Huimanisten zu rechnen geneigt ist, 
unzweifelhaft stand. Hier lagen die wirklichen Wurzeln 
derselben, in jenem Kreise von Vorstellungen, welche Stahl 
selbst seiner Zeit ausführlich charakterisirt hat als die Staats- 
lehre des Mittelalters, zusammengesetzt aus Aristoteles und 
Augustin mit eingesprengten germanischen Elementen, welche 
dazu bestimmt waren, die Lehre des heidnischen Philosophen 
zu corrigiren, ohne doch im Stande zu sein, den „verbin- 
dungslos* neben einander herlaufenden „Dualismus beider 
Elemente“ wirklich zu überwinden '®). Hier wäre ferner 
der Ort gewesen, sich der eignen Schilderung der Staats- 
lehre der Reformatoren zu erinnern, nach welcher diese, 
anstatt auf eine unmittelbare, in Einführung einer Verfassung 
und Bestellung der Personen sich manifestirende That Got- 
tes die Obrigkeit und das geistliche Amt auf Gottes Ord- 
nung und Gebot gründeten, „den überirdischen Nimbus der 
äussern Autoritäten und ihre unbegrenzte Gewalt über Glau- 
ben und Thun schwinden“ machten, „den Menschen in die 
Sphäre einführten, in der er unmittelbar unter Gott und sei- 
nem Gewissen steht.“ Es hätte endlich nicht verschwiegen 
bleiben dürfen, dass „diese gesunde Würdigung der ethischen 
und politischen Verhältnisse aber noch ohne wissenschaftliche 
Fassung war, ja zunächst auch nur der Versuch hiezu fehlte, 
selbst Melanchthons Werk über Moralphilosophie als ein 
solcher nicht gelten kann“ !?). Genug: es wäre vergeblich, 
bei den Reformatoren eine durchgebildete und in allen ihren 
Principien gesunde Staatslehre nachweisen zu wollen. Viel- 


’) Stahl die Philosophie des Rechts. Zweite Aufl. Heidelberg 
1847. Bd. 1. S. 57. 59. 64. 66. ff. 
18) Ebendas. S. 70. 77. 
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mehr durfte, so streng und hart die örtlichen Gesetzgebungen 
in politischen Dingen waren, neben denselben die politische 
Doctrin der Gelehrten mit einer uns kaum noch verständ- 
lichen Naivetät die heikelsten Materien zur Sprache bringen 
und in den heutzutage verpöntesten und gefährlichsten Grund- 
sätzen eines schwärmenden Naturrechts ohne Anstoss sich 
frei ergehn. Noch in der zweiten Hälfte des sechszehnten 
Jahrhunderts gehörte Hubert Languet, „der Vertheidi- 
ger der Empörung“, wie ihn Stahl ?°) nennt, trotzdem nicht 
nur zu den Freunden Melanchthons, sondern auch zu den 
ntimsten Rathgebern der Churfürsten von Sachsen ??). 
Demnach dürften Behauptungen, wie die von Zwingli’s 
zweiundvierzigster Schlussrede, selbst wenn sie, wie wir mit 
Gründen in Abrede stellen mussten, ein Zeugniss naturrecht- 
licher, anstatt positiv alttestamentischer Anschauungen wären, 
nichts Auffallendes haben. Er trüge dann nur Mängel sei- 
nes Zeitalters an sich und weder Luther, noch Melanch- 
thon und Erasmus, sondern nur der spätere, juristisch 
gebildete Calvin haben in dieser Hinsicht einen Vorzug 
vor ihm anzusprechen, so vielfach man auch das Gegen- 
“ theil wähnen mag. Es war die natürliche Folge des Kampfes 
mit der römischen Kirche, welche den eigentlichen Staats- 
begriff fast gänzlich in den Hintergrund gedrängt hatte; 
dass durch die Reformatoren ein gehobener Begriff vom Staat 
ud vom göttlichen Recht der weltlichen Obrigkeit zur Gel- 
tung gebracht wurde. Aber unvermittelt läuft nebenher die 
alte Vorstellung der Ambrosius und Augustin, dass 
Staat und Obrigkeit nur Folge derSünde seien ??). „Warum“, 
sagt Zwingli in der Auslegung jener Schluäsrede, „habend 
wir uns gegen den nächsten nit nach inhalt des gsatzes der 
natur? so bedörfte man gheines obren, sunder wir wären 


’”, Ebendas. 8. 294. 

1 Ueber den höchst merkwürdigen Mann vergl. nach neuen hand- 
schriftlichen Quellen das höchst inhaltreiche Werk von Gillet Crato 
von Crafftheim und seine Freunde; ein Beitrag zur Kirchengeschichte. 
Frankfurt a. M. 1860. Bd. 1. S. 272. ff. 325. ff. 501. Ueber die Staats- 
lehre in Languets Vindiciae contra Tyrannos meine Schrift: über den 
Einfluss des Calvinismus auf die Ideen vom Staat und staatsbürgerlicher 
Freiheit Bern 1840. 8. 24. 
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alle wie die brüder.* Aber ganz ähnlich meint auch Lu- 
ther, wenn alle Menschen rechte Christen wären, brauchte 
man keine Obrigkeit ?)., Damit wird von Luther, wie 
auch von Melanchthon geschieht ?*), im Begriff des Staa- 
tes doch vorzugsweise das Moment der Strafgewalt festge- 
halten, so sehr Luther anderwärts die Bedeutung des Staats 
auf die Förderung des gesammten geistigen und physischen 
Lebens der Menschheit erweitert 2°). Der umsichtige Eras- 
mus hält dafür, dass die Christen eigentlich gar kein Eigen- 
thum besitzen und dass sie von der Ueberzeugung durch- 
drungen sein sollten, Alles, was sie besässen, verdankten 
sie Gott und gehöre nicht bloss ihnen, sondern sei das Ge- 
. meingut Aller. Wenn man glaube, nur den Mönchen sei 
das Eigenthum untersagt und die Armuth geboten, so irre 
- man sich, beides beziehe sich auf alle Christen ?%). Auch 
Zwingli erachtet es für einen wünschenswertheren Zustand, 
wenn gar kein Eigenthum bestände; nachdem die mensch- 
liche Selbstsucht aber dessen Einführung verursacht hat, 
kann sich der Christ der vierfachen Schuld der aus Ver- 
trägen entstehenden Leistungen, des Zehnten, der übrigen 
jährlichen Abgaben, der Zinsen und des Wuchers nicht ent- 
ziehen. Der Zins ist rechtmässig, nachdem einmal das 


») von Kaltenborn die Vorläufer des Hugo Grotius auf dem 
Gebiete des jus naturae et gentium. Leipzig 1848. S. 208. 209. »Indem 
übrigens Luther den Zweck der weltlichen Gewalt in die Hand des 
zwingenden, strafenden Gesetzes legt, pflegt er dann, obgleich er ein 
auf’s Zeitliche bezügliches Regiment schon von Anfang der Welt in 
1 Mos. 1, 28. eingesetzt fand, doch die Stiftung der weltlichen Gewalt 
und politia im Unterschied von der des Hausstandes und der Kirche 
erst in Folge der Sünde eintreten zu lassen. So bedürften, sagt er. 
auch die Christen als solche keines weltlichen Schwertes; denn der 
heil. Geist mache, dass sie Niemand Unrecht tbun, Jedermann lieben 
u. 8. w.; dem Gerechten sei nach 1. Tim. 1, 9. kein Gesetz gegeben.« 
Köstlin Luther’s Theologie in ihrer geschichtlichen Entwicklung und 
in ihrem innern Zusammenhang dargestellt. Stuttgart 1863. Bd. 2. 
8. 487. vgl. 481., wo auch die Belegstellen angeführt sind. 

», von Kaltenborna.a. O. 8. 215. 

”) Wiskemann Darstellung der in Deutschland zur Zeit der Re- 
formation herrschenden nationalökonomischen Ansichten. Leipzig 1361. 
8. 58. & 
»e, Ebendas. $. 10. 
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Eigenthum eingeführt ist ?). Von der Erbmonarchie ge- 
steht Zwingli in der mehrerwähnten Auslegung „weiss ich 
nit, wie dieselbigen rych einen grund habend.“ Im Einklang 
mit der gesammten Doctrin des Mittelalters ?®) zieht er der- 
selben die Wahlmonarchie weit vor, wo der Fürst „von 
gemeiner hand“ oder „von einer kleinen zal der fürsten“ 
erwählt wird. Gleichwohl fügt er in Beziehung auf erstere 
hinzu: „Dann lass dir syn, als ob der geboren künig ein 
tor oder ein kind wäre; noch muss man jn für einen herren 
haben. Wie wirt er.aber herrschen? Es muss folgen, dass 
nit nach gemeinem sprüchwort eines künigs sun eintweders 
ein narr syn muss oder ein küng, sunder er wirts beede 
mit einandren syn, ein narr und ein küng. Jedoch muss 
man das rych mit andren wysen verwalten. So wäre ouch 
wäger, man machte einen wysen zu einem küng. Denn es 
ist ein unglückhaftig verflucht land, dess künig ein kind ist. 
Pred. 10, 16.“ So stellte auch Melanchthon 1523 den 
Grundsatz auf, dass der Fürst seine Gewalt vom Volke habe 
und dass er wider den Willen seiner Landschaft nichts unter- 
nehmen dürfe ?°). Selbst bei Luther, welcher bei Gelegen- 
heit sehr stark den Unterschied zwischen dem fürstlichen 
Amt und der Person des Fürsten- betont ?°), kommen Stellen 
vor, wie folgende aus einer zu Schmalkalden gehaltenen Pre- 
digt: „Wir sehen es nicht für eine sonderliche Ehre an, 
dass wir Gottes Kreatur sind; aber dass einer ein 
Fürst, ein grosser Herr ist, da sperrt man Augen und Maul 
auf, so doch dasselbe nur eine menschliche Kreatur ist 
und ein nachgemacht Ding. Denn wenn Gott nicht 
zuvor käme und machte einen Menschen, würde man 
keineFürsten machen können. Drum sollten Knechte 
und Mägde, und Jedermann sich solcher hohen Ehre an- 
nehmen und sagen: ich bin ein Mensch; das ist eın 
höherer Titel, denn ein Fürst sein. Ursach, den Fürsten 
hat Gott nicht gemacht, sondern die Menschen; dass 


Gm en m nn 


77, Ebendas. S. 71. 

ı%, Stahl.aa. a. O. S. 64. 67. 

19) Corpus Reformatorum I, 600. 

20) Luther's Werke; Walch’sche Ausgabe XVII, 1722. 
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ich aber ein Mensch bin, hat Gott gemacht“ ?'). Auch über 
das thatsächliche Fürstenregiment seiner Zeit spricht Zwingli 
sich keineswegs herber aus, als Luther und Melanchthon, 
ersterer besonders in seinen ersten Schriften auf Anlass des 
Bauernkriegs, letzterer vor allem in seinen Briefen an ver- 
traute Freunde. Im Angesicht der Schrecknisse jenes Krie- 
ges neigten beide freilich wieder, und in einer Weise, welche 
schon damals von manchen ihrer Freunde sehr getadelt ward, 
mehr auf die entgegengesetzte Seite, obschon von Melanch- 
thon auch späterhin in solchen vertraulichen Aeusserungen 
noch die bittersten Klagen über Fürsten (Tyranni) und Adel 
(Centauri) ausgehen °?). 


stv, Kaltenborn S. 210. 

s? v. Kaltenborn a.a.0.S. 217. Hagen Melanchthon ak 
Politiker, in Prutz literarhistorischem Taschenbuch. Jahrg. 1815 
S. 157. ff. Gegen ungerechte Folgerungen wider die Reformatoren bei 
den neuern Darstellern des Bauernkrieges treffend Wiskemann a.a(. 
8. 128. f. 131. 
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Weber die rechtliche Natur der Concordate. 


Von 


Dr. Sarwey, 
Mitglied der Württembergischen Kammer der Abasordusten 


Zweiter Artikel. 


Die Concordate des 19. Jahrhunderts sind der Ausdruck 
der Willens-Uebereinstimmung zwischen den Vertretern der 
Staatsgewalt und dem Papste über Grundsätze, Leistungen 
und Unterlassungen in der Form von Verträgen. Dieselben 
werden mit der ausdrücklichen Bezeichnung conventio (Ver- 
einbrung) wörtlich in die päpstlichen Verkündigungsbullen 
aufgenommen. In den Bullen selbst verspricht und gelobt 
der Papst in seinem und seiner Nachfolger Namen, Alles in 
denselben Enthaltene und Zugesagte aufrichtig und unver- 
letzlich zu erfüllen und zu halten. Die Formen, unter wel- 
chen sie abgeschlossen werden, sind die bei anderen Staats- 
verträgen üblichen durch Bevollmächtigte, nach vorange- 
gangener ausdrücklicher Ratification des Staats- und des 
Kirchenoberhaupts. Betrachten wir also die Form an und 
für sich, ohne Beziehung auf Inhalt und Subjecte, so haben 
wir unzweifelhaft ein ernstliches und festgegebenes Ver- 
sprechen vor uns. Die Nichterfüllung desselben von der 
einen oder von der andern Seite ist also eine Verletzung 
gegebener Versprechungen, mithin, sofern der Versprechende 
und Verletzende Eine und dieselbe Person ist, ein Wort- 
bruch. Man muss ferner anerkennen, dass die Forderung 
des Worthaltens eine Thatsache unseres natürlichen Gefühls, 
dass es nach dem deutschen Sprichwort „Ein Mann ein Wort“ 
eine Ehrensache ist und bleibt, sein gegebenes Wort zu 
halten. Hierin liegt also ein Band, ein Verpflichtungsgrund 
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für beide Theile. Diess kann und wird Niemand bestreiten 
wollen. Aber die Ehre ist ein Gut der einzelnen Persön- 
lichkeit, und das gegebene Wort verbindet also um der 
Ehre willen auch nur die einzelne Persönlichkeit, welche es 
gegeben hat. Man muss desshalb zwar anerkennen, dass 
es eine Ehrensache für denjenigen ist, welcher sich durch 
Eingehung einer Convention zu irgend Etwas verpflichtet 
‚hat, dieses sein Wort zu lösen. Allein da nach dem mo- 
dernen Staatsrecht für einen jeden Staatsact der Minister, 
nicht das Staatsoberhaupt, verantwortlich ist, so bindet jene 
Ehrenschuld eben nur den Minister, welchem zu überlassen 
“ist, ob er es für nothwendig findet, im Fall er sein gege- 
benes Wort nicht lösen will oder nicht lösen kann, sein 
Amt niederzulegen und hierdurch jede Verantwortlichkeit 
von sich abzulehnen, oder ob er glaubt, es mit seiner Ehre 
vereinigen zu können, sein von ihm gegebenes Wort nicht 
zu erfüllen. Für seinen Nachfolger jedenfalls besteht jene 
Forderung der Ehre, welche als ein subjectives Moment der 
Persönlichkeit an das Subject geknüpft ist, in keiner Weise. 
Selbst wo diese Fiction des constitutionellen Staatsrechts 
nicht unbedingt zutrifft, wie in Oesterreich, darf man nicht 
vergessen, dass ein Act, welchen das Staatswohl verlangt, 
niemals der Regentenehre, — und um diese handelt es sich 
allein —, nachtheilig sein kann und dass man da, wo das 
Wohl des Staats die Verletzung eines gegebenen Worts ver- 
möge seines jus eminens wirklich und unabweislich gebietet, 
nicht über die Verletzung, sondern nur über das Versprechen 
klagen kann. Man sieht hieraus klar, dass nach den eigen- 
thümlichen Verhältnissen bei öffentlich-rechtlichen Verträgen 
die Forderung des Worthaltens, als eine Thatsache unseres 
natürlichen Rechtsgefühls, für die Entscheidung der Frage 
über die rechtliche Natur und Verbindungskraft derselben 
in keiner Weise maassgebend ist. Die Forderung des Wort- 
haltens als eine Forderung der Ehrenhaftigkeit ist überhaupt 
ganz unabhängig von der rechtlichen Verbindungskraft einer 
Willenserklärung. Man hat daher — was allerdings allzu- 
oft gänzlich ausser Acht gelassen wird — diese letztere 
Frage ganz unabhängig von jener Forderung unseres natür- 
lichen Gefühls zu untersuchen. Es musste aber dieser Unter- 
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schied aus dem Grunde besonders hervorgehoben werden, 
um zu zeigen, dass es keineswegs auf einer laxen An- 
schauung über die Unsittlichkeit des Wortbruchs beruht, 
wenn wir von diesem Gesichtspunct aus die Verbindungs- _ 
kraft solcher Staatsverträge für den Staat in Abrede 
ziehen. Die Ehre des Staats ist nicht verpfändet, wenn 
em verantwortlicher Minister oder ein absoluter Monarch 
eine Zusage gemacht hat. Bei der Untersuchung über die 
rechtliche Natur'der Concordate muss daher ganz von 
diesem dem Rechte fremden Standpunct abstrahirt werden. 
Man muss dieselbe auf Rechtsprincipien zurückführen und 
daher vor Allem aus dem Wesen der Verträge argumentiren. 
Die Frage ist hiernach nur die, ob nach der Natur der 
Sache und nach dem geltenden Rechte, nach dem natür- 
lichen und nach dem anerkannten Staats- und Völkerrechte 
die Concordate die Natur von Verträgen haben, und 
wenn diese Frage zu verneinen ist, so fällt hiermit von 
selbst auch ihre rechtliche Verbindungskraft. 

Ohne einen Widerspruch befürchten zu müssen, kann 
man als feststehend voraussetzen, dass drei Momente eine 
Willensäusserung zum Vertrag machen. Das erste Moment 
ist die Willensübereinstimmung zweier oder mehrerer Per- 
sonen. Diess und ihre ausdrückliche Erklärung in binden- 
der Form ist immer das Erste. Das zweite Moment ist die 
Gleichberechtigung der contrahirenden Theile. Denn die 
Verbindungskraft der Verträge beruht auf dem Recht der - 
Persönlichkeit, sich in dem von ihr einmal eingenommenen 
Kreis der Rechtssphäre zu behaupten, und diese Bedingung 
fehlt da, wo der gegenüberstehende Wille nach dem natür- 
lichen oder positiven Recht der Geltendmachung der anderen 
Persönlichkeit zu weichen hat. — Das dritte Moment end- 
lich ist die Richtung des Willens auf eine Leistung oder 
Unterlassung, zu welcher der Verpflichtete ohne die Willens- 
erklärung nicht verbunden wäre, zu welcher aber sich zu 
verpflichten so in seinem freien Belieben steht, dass die 
Verpflichtung kein Aufgeben unveräusserlicher Rechte in 
sich schliesst 1). Der Streit: ob hiernach die Verträge zwi- 


Pfizer in Rotteck u. Welcker’s Staatslexikon Bd. XV. Art. 
Vertrag S. 74. 
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schen den Einzelnen auf die Vermögensrechte beschränkt 
sind, wie Hegel will, kann an diesem Ort dahingestellt 
bleiben. Da nun, wo diese Momente zutreffen, ist die un- 
mittelbare Folge des Vertrages seine Verbindungskraft in 
der Stärke, dass zu seiner Erfüllung im Nothfall dr Zwang 
eintritt. Der Zwang ist zunächst, abstract betrachtet, das 
unmittelbare Recht der Persönlichkeit, sich in dem von ihr 
eingenommenen Kreise zu behaupten, eine einfache That- 
sache, welche die Grundlage alles Rechts ist. Die durch 
das natürliche oder positive Recht anerkannte Erzwingbar- 
keit ist ebensowohl Folge als Merkmal des Vertrags im 
rechtlichen Sinn. Dieses Zwangsrecht stellt sich aber bei 
Verträgen zwischen den Angehörigen eines Staats als ein 
Recht, und zwar als ein ausschliessliches Recht des Staates 
dar, da der Staatsgewalt allein, mit Ausnahme der Fälle 
der Nothwehr und des Nothrechts, die Vergewaltigung des 
menschlichen Willens rechtlich zusteht. Von dem Stand- 
punkte des positiven Rechts des Staats aus kann man also 
kurz sagen, dass der Vertrag diejenige Willensübereinkunft 
ist, zu deren Erfüllung der Staat zwingt. Es giebt keinen 
Vertrag, dessen Verbindungskraft nicht vom Staat garantirt 
ist, d. h. zu dessen Aufrechthaltung nicht die Behörden des 
Staates verpflichtet und berufen sind. Umgekehrt aber ist 
eine Willensübereinkunft, zu deren Aufrechterhaltung die 
Richtergewalt des Staates nicht berufen ist, kein Vertrag. 
Insoferne nun aber der Eine der Contrahenten oder 
beide ausserhalb des concreten Staates stehen, wird das 
Verhältniss ein anderes. In diesem Falle liegt die Sache so, 
dass das dem concreten Staate zustehende exclusive Zwangs- 
recht die Persönlichkeit zunächst in der Geltendmachung 
ihrer Rechtssphäre nicht beschränkt, wie umgekehrt ihr die 
Gewalt des Staats, dem sie nicht angehört, den Schutz ver- 
weigern kann. Das Verhältniss ist daher in diesem Fall ein 
völkerrechtliches, ein solches, welches nicht nach den Ge- 
setzen des concreten Staates in seiner territorialen Beschränkt- 
heit zu beurtheilen ist, für welches vielmehr das natürliche 
Recht der Persönlichkeit oder das positive — unter ver- 
schiedenen Staaten-Persönlichkeiten festgestellte Recht, das 
Völkerrecht, die Norm giebt. Obgleich hiernach an und für 
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sich auch Verträge zwischen einzelnen Angehörigen ver- 
schiedener Staaten einen völkerrechtlichen Character haben, 
so tritt derselbe doch bei diesen in Folge eines Grundsatzes 
in den Hintergrund, welcher sich zu einer positiven Rechts- 
regel unter den europäischen Staaten, man kann sagen, 
unter allen ceivilisirten Staaten, welche überhaupt an dem 
Weltverkehr Theil nehmen, herausgebildet hat. 

Es ist diess der Grundsatz, dass, wenn einzelne Ange- 
hörige eines Staates, seien sie physische Personen, seien sie 
fingirte Rechtssubjecte, mit den Angehörigen eines andern 
contrahiren, beide Theile bei den Gerichten und Behörden 
ihrer Staaten Recht zu suchen haben. Die Staaten haben 
hierdurch im eigenen Interesse gegenseitig ihren Angehörigen 
die Selbsthülfe nach Aussen ebenso untersagt, wie sie sie 
innerhalb ihres Territoriums nicht zulassen, indem sie zu- 
gleich den Rechtsschutz im Wesentlichen nach ihren Ge- 
setzen Einheimischen wie Fremden gewähren. Die Dar- 


stellung dieser Grundsätze bildet einen Theil der Lehre von 


der internationalen Gemeinschaft ?) oder von dem inter- 
nationalen Recht, welches aber eben dadurch, dass seine 
Quelle eine über der einzelnen Staaten-Persönlichkeit stehende 
Gesetzgebung ist, noch immer dem Völkerrecht angehört, 
wenngleich hierdurch lediglich die Anwendbarkeit der Terri- 
torialgesetzgebung bestimmt wird. Immerhin liegt also in 
dem internationalen Recht die Möglichkeit völkerrechtlicher 
Fragen und je energischer sich der Staat mit seinen Ange- 
hörigen identificirt, um so leichter wird dasselbe zu wirk- 
lichen völkerrechtlichen Acten führen. In der Regel aber 
trıtt dasselbe ganz in den Formen des territorialen Staats- 
lebens in die Wirklichkeit. Also nur dann, wenn Staaten- 
Persönlichkeiten als solche in Vertragsverhältnisse treten, 
kann man von einem Staats- oder Völkerrechtsvertrag im 
engeren Sinne reden, und hier liegt nun die Sache so, dass 
sich abstract Persönlichkeit gegen Persönlichkeit, ohne einen 
allgemeinen höheren Willen über sich zu haben, gegenüber 
steht. Nach dem Begriff der Persönlichkeit, welcher bei 


2) Robert v. Mohl, Abhandlungen aus dem Staatsrecht, Völker- 
recht und Politik I. Seite 579-636. 
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dem . einzelnen Individuum derselbe ist, wie beim Staat, 
wird also hier das Recht der Persönlichkeit, sich in dem 
von ihr eingenommenen Kreis der Rechtssphäre, nöthigen- 
falls durch Vergewaltigung des Verletzers zu behaupten, 
stets in der Form der Selbsthülfe geübt werden. Dieser 
-völkerrechtliche Zwang ist der Krieg, und zwar der Krieg 
selbst dann, wenn er als Execution gewisser von einer 
Staatengruppe aufgestellter Forderungen sich darstellt °). 

Hieraus ergeben sich die Grundlagen, für die Unter- 
suchung der speciellen Frage. 

Um überhaupt von Vertrag sprechen zu können, muss 
eine Uebereinkunft nach dem Rechtsgesetz erzwingbar sein. 
Erzwingbar ist sie aber nur durch die Staatsgewalt (Richter- 
gewalt im weitesten Sinn), wofern beide Contrahenten An- 
gehörige Eines und desselben Staates oder Angehörige ver- 
schiedener Staaten sind, welche den gegenseitigen Rechts- 
schutz als ihr Gesetz anerkennen. Ausserdem ist:nur ein 
völkerrechtlicher Zwang nach dem natürlichen und positiven 
Völkerrecht zur Aufrechterhaltung von Verträgen, ausgehend 
von Persönlichkeiten, welche keiner gemeinsamen Staats- 
gewalt unterworfen sind, rechtlich zulässig. Der völker- 
rechtliche Zwang zur Aufrechthaltung eines Vertrags setzt 
also ausser der Uebereinkunft selbst und ausser einem zur 
Vollziehung geeigneten Inhalt derselben voraus, dass sich 
zwei selbstständige Persönlichkeiten gleichberechtigt gegen- 
überstehen, d. h. zwei souveräne Staaten, und zwar aus 
zwei Gründen. Einmal hat überhaupt da, wo eine Persön- 
lichkeit an und für sich der anderen zu weichen hat, die 
Erstere kein Recht, sich gegenüber der Letzteren behaupten 
zu wollen. Nur zwei souveräne Staaten aber sind gleich- 
berechtigte Persönlichkeiten. Sodann- kann von einem Recht 
zur Selbsthülfe eben nur da gesprochen werden, wo keine 
Staatsgewalt über den Parteien steht. Nur souveräne 
Staaten haben das Recht des Kriegs). Hierbei ist nur der 


5, Hierin und nicht, wie Hegel sagt, in der Unmöglichkeit eines 
Staaten-Gerichtshofs, liegt die Unmöglichkeit der Kantischen Idee von 
Weitfrieden. 

*) Heffter, Völkerrecht $. 114. (Schill? Garibaldi?). 
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Irrthum auszuschliessen, als ob diess eine Machtfrage wäre. 
Die Staats-Persönlichkeit ist der Potenz, dem Begriff nach, 
immer und ‘überall dieselbe, wie auch ihre materiellen Mittel 
beschaffen sein mögen. Auch der kleinste Staat hat also 
völkerrechtlich das Recht der Selbsthülfe in der Form des 
Kriegs, und wenn er dieses sein Rechtsmittel aus Gründen 
der Klugheit nicht gebrauchen will, so hebt diess sein Recht 
so wenig auf, als wenn eine Privatperson die Klage wegen 
Vertragsverletzung nicht verfolgt. Thatsächlich liegt aber 
der positive Ausdruck dieses an sich bestehenden Rechts in 
Europa in dem Princip des Europäischen Gleichgewichts, 
welches den Grossmächten ihre Intervention zu Gunsten der 
mindermächtigen Staaten-Persönlichkeiten immer wieder nahe 
legt. Also nur, aber auch immer dann, wenn zwei souve- 
räne Staaten im Vertragsverhältniss stehen, ist ein Zwangs- 
recht gegen die Person des Verletzenden in der Form der 
Selbsthülfe rechtlich und logisch denkbar. Ausserdem ist 
der Zwang zur Aufrechthaltung eines Vertrags nicht ein 
Recht der Contrahenten, sondern ein exclusives Recht der 
Staatsgewalt. 

Hiermit ist in der Hauptsache eine neuestens aufgestellte 
Ansicht von Herrmann ?) bereits widerlegt; doch ist es, 
da diese Ansicht auf den ersten Blick sich als ganz natür- 
lich zu empfehlen scheint, geboten, ihr noch näher auf den 
Grund zu sehen. 

Herrmann unterseheidet a. a. OÖ. drei Arten von öffent- 
lichen Verträgen: Völkerverträge, welche von Staaten und 
Souveränen unter einander über öffentliche Rechte einge- 
gangen werden; Staatsverträge, welche das Staatsoberhaupt 
mit den selbstberechtigten Organen politischer Rechte inner- 
halb des Staats abschliesst; und eine dritte: Classe, Concor- 
date. Auffallen muss hier von vorn herein, dass von allen 
Staats- und Völkerrechts-Lehrern stets nur zwischen Privat- 
und Staats- oder (sive) Völkerverträgen unterschieden wird, 
und dass es erst der neuesten Zeit vorbehalten blieb, diese 
Distinetion zu machen, da doch, wenn sie überhaupt be- 
gründet ist, die Sache selbst schon längst da sein musste. 


s, Bd. V. des Staatswörterbuchs von Bluntschli u. A. 5. 40. 
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Auch das practische Staats- und Völkerrecht kennt zwischen 
Staats- und Völkervertrag keinen Unterschied, es müsste 
denn der im Wort liegende sein, dass Staatsverträge Ver- 
träge zwischen Staaten, Völkerverträge zwischen Völkern 
oder Nationen wären. So könnte man etwa den Deutschen 
Bundesvertrag einen Staatsvertrag, den Handelsvertrag zwi- 
schen England und Frankreich Völker- und Staatsvertrag 
nennen. Auch eine andere Unterscheidung hätte vielleicht 
einigen Anspruch auf Geltung. Verträge über Feststellung 
des internationalen Rechts erkerinen das positive Recht der 
einzelnen Staaten gegenseitig an, und setzen das positiv ge- 
ordnete Rechtsleben der einzelnen Staaten als geltend voraus. 
Sie greifen also, wie z. B. Verträge wegen des Nachdrucks, 
Jurisdictionsverträge u. s. f. gegenseitig in das innere Rechts- 
leben bestätigend und modificirend ein. Bündnisse dagegen 
und Friedensschlüsse lassen das territoriale Rechtsleben an 
sich unberührt. Man könnte also mit gutem Grunde die 
ersten von den letzten durch die Ausdrücke Staats- und 
Völkerverträge (Tractate) unterscheiden. Es ist jedoch schon 
oben hervorgehoben, dass auch die ersten nach völkerrecht- 
lichen Grundsätzen zu beurtheilen sind, und jedenfalls sollen 
sie auch der Begriffsbestimmung von Herrmann zu Folge 
Völkerverträge sein. So gewiss es aber ist, dass auch die 
Völkerverträge in der Regel Staatsverträge genannt werden, 
so gewiss stellt es sich als unrichtig dar, Verträge des 
Staatsoberhaupts mit selbstberechtigten Organen politischer 
Rechte innerhalb des Staats Staatsverträge zu nennen. 
Der Name thut indessen nichts zur Sache. Es fragt sich 
nur, ob es überhaupt Verträge giebt, welche das Staatsober- 
haupt mit selbstberechtigten Organen politischer Rechte inner- 
halb des Staats abschliesst. Man kann nun das Wort „Ver- 
trag“ in einem sehr weiten Sinn nehmen, und jede Ueber- 
einstimmung zweier Willen Vertrag nennen. So ist jeder 
Gesetzgebungsact in constitutionellen Staaten ein Vertrag, 
weil die Regierung mit den Ständen hierüber einig werden 
muss. Vor Allem ist es die Grundverfassung des Staats, 
sofern sie nicht etwa octroyirt und hintennach von den 
„selbstberechtigten Organen politischer Rechte* genehmigt 
ist. Dieser Ansicht kann jedoch mit den schlagenden 
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Worten Bluntschli’s €) entgegengetreten werden, welcher zeigt, 
dass die Gesetzgebungsacte auch im constitutionellen Staats- 
leben keine Verträge sind. „Das Unvollkommene der Ver- 
tragsfuorm für die Erzeugung des Staatsrechts in einem Staate 
(des objectiven Rechts überhaupt) liegt darin“ — sagt er — 
„dass nach ihr die Einheit des Staats aufgehoben, und der 
Staat selbst gewissermaassen aufgelöst wird in seine Bestand- 
teile, dass der Form nach das Recht des Staats gebunden 
wird an den Willen der einzelnen losgerissenen Theile, mit 
einem Wort: dass im Princip das Ganze den Theilen unter- 
geordnet wird. — Die Geschichte zeigt uns, wie die höhere 
Entwicklung des Staats überall die frühere Vertragsform 
durch die Gesetzesform theils verdrängt, theils in . engere 
Schranken verwiesen hat.“ | 
Treten wir aber der Sache näher, so müssen wir über- 
haupt nach dem modernen Staatsprincip leugnen, dass ein 
Vertrag zwischen dem Staatsoberhaupt und selbstberechtigten 
Örganen politischer Rechte innerhalb des Staates denkbar 
it, ausser sofern beide als Vermögenssubjecte handeln, d.h. 
ausser sofern der Vertrag ein nach den Grundsätzen des 
Privatrechts zu beurtheilender. Vertrag ist. Die Gesetz- 
Btbungsgewalt des Staats (der allgemeine Wille) kann nie- 
mals durch einen Vertrag einzelner innerhalb des Staates 
gedachter Persönlichkeiten beschränkt werden. Es giebt im 
Staate keinen Willen, welcher sich gegenüber der Staats- 
gewalt in ihrer Totalität d. h. in der verfassungsmässigen 
Einheit der Gesetzgebungs- und Vollziehungsgewalt zu be- 
haupten vermöchte, so lange der Zustand ein rechtlicher 
ist"). Eine wesentliche Voraussetzung aller Verträge aber 
ist, dass sich zwei gleichberechtigte Persönlichkeiten gegen- 
über stehen. Practisch zeigt sich diess in zwei Grundprin- 
tipien des modernen Staatslebens: in dem Grundsatz, dass . 
mit Ausnahme der hier nicht in Betracht kommenden Fälle 


*) Allgemeines Staatsrecht. München. 8. 7. u. &. 

’ Gegen das Missverständniss, als ob hiermit der Absolutie das 
Wort geredet würde, wird es an dieser Verwahrung genügen. Die Ab- 
%lutie ist die Herrschaft Eines oder mehrerer Willen im Staat; die 
Herrschaft der »Staatsgewalt in ihrer Totalitäte ist die Herrschaft des 
Gesetzes über alle Willen. Vgl. unten N. 9. 

Zeitschr. f. Kirchenrecht. III. 3. 19 
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der erlaubten Nothwehr und der speciellen Art derselben, 
des verfassungsmässigen Widerstands, jede Selbsthülfe recht- 
lich unzulässig ist, und dass die Organe des Staats’an dessen 
Gesetze gebunden sind. Der Schutz, welchen dieselben den 
Einzelnen zu gewähren haben und welcher allein, wie ge 
zeigt, eine Uebereinkunft innerhalb des concreten Staats 
zum Vertrag macht, hört da auf, wo die Richtergewalt des 
Staats, sei es die adıninistrative oder die Justizgewalt, durch 
das positive Recht des Staats verhindert ist, diesen 
Schutz zu gewähren. Gesetzt also, das Staatsoberhaupt hat 
mit „selbstberechtigten Organen politischer Rechte innerhalb 
des Staats“, z. B. mit den Vertretern einer Gemeinde, einen 
Vertrag abgeschlossen, die Gesetzgebung aber, sei es im 
Wege der Verabschiedung mit den Ständen durch einen 
Gesetzgebungsact im engeren Sinn, sei es innerhalb der 
verfassungsmässigen Zuständigkeit der Verordnungsgewalt, 
erklärt denselben für aufgehoben, oder spricht Grundsätze 
aus, welche mit seinem Vollzug unvereinbar sind, so is 
jede Rechtshülfe zu seiner Ausführung unmöglich gemacht 
Diese Omnipotenz der Gesetzgebung ist nach dem Recht 
aller Staaten eine absolute ®) und geht sugar soweit, dass 
sie auch wohlerworbene Privatrechte aufheben kann, wobä 
es nur eine Forderung der Billigkeit — nicht eine formale 
Beschränkung — ist, dass diess nicht ohne volle Entschä- 
digung geschehen soll. Die weitere, in allen constitutionellen 
Staaten sich findende Beschränkung der Aufhebung wohl 
erworbener Privatrechte durch Acte der Staatsverwal 
tung, d.h. im Wege der Verordnung oder der Verfügung 
ohne einen Gesetzgebungsact im engern Sinn, ist insofern 
nur eine Bestätigung dieser Regel, als sie unter gewissen 


©) Vergl. Bluntschli a. a. O. S. 326. Selbst die Befugnis, 
welche das Staatsrecht der nordamerikanischen Freistaaten den Ge 
richten einräumt, über alle Fälle zu erkennen, welche sich gegen die 
Verfassung, die Gesetze und die Staatsverträge der Vereinigten Staaten 
ereignen, ist als Beschränkung der Legislatur in die engen Schranke 
der Verfassungswidrigkeit eines Gesetzes etc. geschlossen, da sich vol 
selbst versteht, dass nur unter dieser Voraussetzung ein späteres Ge 
setz das frühere oder einen Staatsvertrag für die Gerichte nicht auf 
zuheben im Stande ist. 
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schützenden Formen selbst dieser untergeordneten Gewalt 
zwar die Entziehung wohlerworbener Privatrechte, aber 
nicht ohne volle Entschädigung vindicirt. Angewandt 
auf Verträge bezieht sie sich also. nur auf Verträge im 
Kreise der Vermögensrechte, auf Rechte und Verpflich- 
tungen, welche einen Geldwerth haben. Im Kreis der 
Vermögensrechte ist auch die Staatsgewalt, wenn sie mit 
Einzelnen oder mit Corporationen contrahirt, nichts Anderes, 
als vermögensrechtliche Persönlichkeit (Fiscus), und jede 
andere Persönlichkeit mit ihr gleichberechtigt. Innerhalb 
dieses Kreises ist also die Möglichkeit vorhanden, dass Ver- 
träge zwischen der Staatsgewalt und ihren Angehörigen ab- 
geschlossen werden, weil innerhalb dieses Kreises nach der 
Grundverfassung der Staaten der Schutz durch die Staats- 
gewalt selbst, und wäre es in letzter Linie auch nur mittels 
des an den Richter verwiesenen Entschädigungsanspruchs, 
Platz greift. Ausserhalb dieses Kreises dagegen, und darum 
eben handelt es sich, ist nach dem Obigen kein Zwang zur 
Aufrechtlialtung einer Uebereinkunft denkbar, welche die 
Staatsgewalt mit ihren Angehörigen, seien sie Einzelne oder 
‚selbstberechtigte Organe politischer Rechte“, abgeschlossen 
kat °. Vielmehr bildet der Inhalt einer solchen Ueberein- 


nn nn 


-", Es giebt nur eine, übrigens nur scheinbare, Ausnahme: wenn zu 
einer sulchen Uebereinkunft eine völkerrechtliche Garantie durch Inter- 
vention eines auswärtigen Staates tritt, wie z. B. bezüglich der Rechte 
der Privilegirten der Art. 14. der Bundesacte. Inwieweit der West- 
fälische Frieden und der Reichsdeputations - Hauptschluss von 1803, 
welche gleichfalls eine solche völkerrechtliche Garantie bezüglich der 
Rechte der katholischen und evangelischen Kirche gewähren, noch 
practisch sind, liegt ausserlialb der uns gestellten Aufgabe. Diese 
Frage ist selbstverständlich ohne Einfluss auf die rechtliche Natur der 
Ceneordate, obgleich sie in einzelnen bischöflichen Streitschriften nicht 
gehörig geschieden wird. Ebenso ist die Frage über die natürlichen 
Grenzen der Staatsgewalt und über die Rechtssphäre der 
Kirche, welche der Staatohne alle Rücksicht auf bestehende 
Verträge zu achten hat, von der voriiegenden Untersuchung 
selbstrerständlich auszuscheiden. Vgl. hierüber den in der Zeitschrift 
fer die gesammten Staatswissenschaften VI. Jahrgang erschienenen Auf- 
satz von Prof. Vorländer, insbes. S. 140 un. f. Die Frage ist immer 
sur die: kann dem Staat durch Coucordate irgend eine Verpflichtung 
auferlegt werden, welcher derselbe ohne den Vertrag nicht unterworfen 
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kunft eben nur so weit eine erzwingbare Norm, als derselbe 
im Wege der Verabschiedung mit den Ständen oder im 
Wege der Verordnung zum Gesetz erhoben ist. Der Grund 
ihrer Gültigkeit ist also nicht die Uebereinkunft, sondern 
der Wille des Gesetzgebers, und fällt ebendesshalb mit dem 
entgegengesetzten Willen des Letzteren, der Staatsgewalt, 
von selbst wieder hinweg. Eben hiermit aber steht fest, 
dass eine solche Uebereinkunft niemals Vertrag im recht- 
lichen Sinne ist. Die Einwendung, dass ein Vertrag zwar 
'vorliege, dass derselbe aber wie jeder andere Vertrag ver- 
letzt werden könne, und in dem angeführten Falle von der 
Staatsgewalt verletzt sei, erledigt sich hiermit von selbst 
Denn die Verletzung eines Vertrags, welche nach dem Rechte 


keine Aufhebung zulässt, ist keine solche, und ganz ver |; 


schieden von dem Falle, wenn eine wirkliche Vertragsver- 
letzung thatsächlich nicht wieder aufgehoben wird. In die- 
sem Fall ist das Recht verletzt, in jenem Fall aber ist die 
Wiederaufhebung der Verletzung nicht nur thatsächlich, 
sondern nach dem Rechtsprincip unmöglich; und so wenig 
Jemand in allen denjenigen Fällen, in welchen ein perfecter 
Vertrag aus rechtlichen Gründen wieder aufgehoben oder 
vom Gesetz für nichtig erklärt wird, seine Nichterfüllung 
“ eine Vertragsverletzung nennen wird, so wenig kann in je 
nem Fall von einer Vertragsverletzung gesprochen werden, 
weil überhaupt kein Vertrag vorliegt. 

Es ist im Grund Eines und dasselbe, wenn wir uns zu 
Begründung der hier vertheidigten Ansicht auf den aner- 
kannten Satz berufen, dass Verträge, welche einen Verzicht 
auf unveräusserliche Rechte enthalten, nichtig sind. Jede 
Uebereinkunft, durch welche die Staatsgewalt ihren Ange 
hörigen gegenüber eine’ ihr Gesetzgebungsrecht beschrän- 
kende Verbindlichkeit übernehmen wollte, wäre der Versuch, 
auf ein unveräusserliches Recht des Staates zu verzichten. 

Wir glauben hiermit den Beweis geführt zu haben, dass 
nach dem geltenden Staatsrecht ebenso, wie nach der Natur 


wäre, liegt in den Concordaten ein Rechtstitel für Ansprüche, welche 
ohne denselben nicht bestehen würden, ein Rechtstitel, wie solchen 
Völker- und Staatsverträge unzweifelhaft erzeugen ? 
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der Sache, dem Versuch, zwischen die Völkerverträge und 
die Privatverträge ein Mittelding, die Staatsverträge im en- 
gern Sinn, zu schieben, die unerbittliche Logik in den Weg 
tritt, dass es vielmehr überhaupt nur zwei Arten von Ver- 
trägen gibt, Privatverträge, ‘welche nach den Grundsätzen 
des Privatrechts zu beurtheilen sind, und deren Erfüllung 
im Fall der Verletzung nur durch einen, von der Richter- 
gewalt des Staats ausgehenden, Zwang rechtlich möglich ist, 
und Staats- oder völkerrechtliche Verträge, welche nach 
dem Völkerrechte zu beurtheilen sind, und deren Erzwing- 
barkeit in dem Recht des Verletzten zur Selbsthülfe, in dem 
Rechte der souveränen Staaten, sich durch Krieg in ihrer 
Rechtssphäre zu behaupten, wurzelt. Nicht etwa eine For- 
derung der Zweckmässigkeit oder der Staatsklugheit em- 
phehlt diese Ansicht. Vielmehr ist logisch ein Drittes nicht 
denkbar. | | 

Also auch Concordate können nur entweder Privatver- 
träge oder völkerrechtliche Verträge sein, und wenn sie 
weder das Eine noch das Andere sind, und soweit sie es 
nicht sind, muss ihnen überhaupt die Eigenschaft eines Ver- 
trags abgesprochen werden. Diess war auch bis jetzt in 
0 fern wenigstens anerkannt, als die Concordate, wie schon 
oben erwähnt, ganz allgemein !°) und unbedenklich, an- 
schliessend an die hergebrachten Ansichten, zu den Völker- 
oder Staatsverträgen gezählt wurden. Doch haben hiergegen 
schon Münch !!), Morstadt !?) und Brendel '?) darauf 
hingewiesen, dass der Papst die Concordate nicht als Monarch 
abschliesse,‘ sondern als Nachfolger Petri, und hiermit ist 
öffenbar der entscheidende Punkt bezeichnet, welcher die 
Subsumtion der Concordate unter die Völkerverträge aus- 
schliesst. Weil der Papst die Concordate nicht als Souve- 
rain, sondern als Oberhaupt der Kirche, also als Vertreter 
auch der einzelnen Landeskirche abschliesst, weil er nicht 


1%) vgl. die oben Bd. 2. S. 460. Note 36 angeführten Klüber, 
Richter u. s. £. 

, Münch, Sammlung S. 7. 

'r, Morstadt, Neueste Ausgabe von Klüber, 8. 39. Note xx. 

ı9) Handbuch des Kirchenrechts 3te Aufl. 1850. I. S. 22. Schwan- 
kend drückt sich Rotteck, in seinem Staatslexikon Art. Concordate aus. 
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für den Kirchenstaat, sondern nur für die Kirche des Landes, 
deren Verhältnisse geordnet werden, politische Rechte und 
Pflichten constituiren will, kann er durch den Vertragsab- 
schluss nicht zur Anwendung derjenigen Mittel im Interesse 
der Aufrechthaltung dieser Concordate berechtigt werden, 
welche aus seiner völkerrechtlichen Stellung als weltlicher 
Souverain folgen. Man könnte sich die letztere Möglichkeit 
durch die Voraussetzung vermitteln, dass der Papst als 
weltlicher Souverain zu Gunsten der ihm als Kirchenober- 
haupt gemachten Zusagen intervenirt, dass er für die Ein- 
haltung derselben die völkerrechtliche Garantie vermöge 
seiner Stellung als weltlicher Souverain übernimmt. Hiermit 
wäre die Eigenschaft der Concordate als völkerrechtlicher 
Verträge gerettet. Allein diess wäre eine Fiction, welcher 
vor Allem die kirchliche Auffassung entgegensteht. Nach 
dieser handelt der Papst in der Regierung der Kirche ganz 
unabhängig von seiner weltlichen Souveränität, welche kein 
jus essentiale des Primats .ist. Selbstverständlich trennen 
ebenso nach der principiellen Scheidung des Staatlichen und 
Kirchlichen in Folge der Entwicklung der modernen Staats- 
idee nicht allein die protestantischen Regierungen, sondern 
auch die katholischen, beide Eigenschaften des Papstes, und 
würden eine Geltendmachung von Rechten, welche dem 
Papst als Staatsoberhaupt zustehen, in Fragen, in welchen 
mit ihm nur als Kirchenoberhaupt verhandelt wurde, mit 
Protest zurückweisen !%). Niemals wird es Jemand beifallen, 
zu behaupten, dass der Papst im Recht wäre, wenn er 
wegen Verletzung eines Concordats gegen den verletzenden 
Staat den Krieg erklären wollte. Insbesondere den pro- 
testantischen Fürsten gegenüber, als Vertretern der Staaten, 
fehlt aber dem Papst jedes äusserliche Mittel, um auf die 
Haltung von Verträgen hinzuwirken; denn die geistlichen 
Mittel der Excommunication, des Bannfluchs, welche man 


4) Allerdings steht mit dieser Auffassung die Thatsache des Ab- 
schlusses von Concordaten in der Form von Staatsverträgen im Wider- 
spruch. Hieraus folgt aber nur, dass Diejenigen, welche sie als ver- 
antwortliche Minister unterzeichnet haben, sich nicht hierauf berufen 
können, ohne mit sich selbst in Widerspruch zu gerathen. In der 
Sache selbst ändert diess Nichts. 
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vielleicht als ein Surrogat des Kriegs betrachten wollte, 
existiren für Diejenigen, welche nicht der katholischen Kirche 
angehören, rechtlich nicht, und es bedarf auch von Seiten 
der katholischen Regenten nur eines Federstrichs, um sie 
als rechtswidrige Acte in ihrem Territorium unwirksam zu 
machen. Ebenso fehlt es von dem Standpunkt des Staats 
aus an einem, deın völkerrechtlichen Zwang unterliegenden 
Contrahenten, da der Krieg immer die Richtung gegen einen 
zu dieser Art von Selbsthülfe berechtigten und befähigten 
Gegner voraussetzt. Es ist also, wenn im öffentlichen Rechte 
die gewöhnliche Logik und die klarsten Rechtsprincipien 
noch etwas gelten, gewiss richtig, was Herrmann a.a. O. 
sagt, dass den Concordaten nicht bloss, wie jedem Völker- 
vertrage, die Realisirbarkeit durch eine über den Paciscenten 
stehende gemeinsame Obrigkeit, sondern auch die rechtliche 
Möglichkeit der Durchführung durch die völkerrechtlichen 
Zwangsformen abgeht und es ist zu hoffen, dass die Wissen- 
schaft endlich den Irrthum auf die Seite wirft, dass Con- 
corılate völkerrechtliche Verträge seien !?). ' 
Nachdem gezeigt ist, dass den Concordaten die Natur 
von völkerrechtlichen Verträgen nicht zukommt, wenden 
wir uns zu der Beurtheilung des neuesten Versuchs von 
Herrmann, die Vertragsnatur der Concordate zu retten. 
Herrmann will sie als eine eigenthümliche dritte Classe 
von öffentlichen Verträgen neben die Staats- und Völker- 


ı») Wenn Richter a. a.O. in Uebereinstimmung mit den meisten 
der oben Bd. 2. S. 460. not. 35 angeführten Schriftsteller sogar den 
Cireumscriptionsbullen diesen Charakter von völkerrechtlichen Verträgen 
beilegt, so scheint diese Ansicht nicht einmal factisch einen sichern Boden 
zu haben. Allerdings waren dieselben das Resultat von Verhandlungen, 
velche zwischen dem Papst und den einzelnen Regierungen gepflogen 
wurden. Aber dieses Resultat wurde absichtlich nicht in die Form eines 
Vertrages gebracht. Man erklärte sich zwar einverstanden mit der neuen 
on dem Papste decretirten Diöcesan-Eintheilung , und erkannte die- 
selbe durch Promulgation der betreffenden Bullen an. Aber man ver- 
pllichtete sich, abgeschen von den einzelnen vermögensrechtlichen Zu- 
sagen, in keiner Weise zu irgend Etwas, und insbesondere war sogar 
das Anerkenntniss der sämmtlichen damals erlassenen Bullen von allen 
betreffenden Staaten auf den Theil derselben, welcher die Bildung der 
Kirchenprovinzen, die Begrenzung, Ausstattung und Einrichtung der 
hierzu gehörigen Bisthümer betraf, ausdrücklich beschränkt worden. 
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verträge stellen, indem er die katholische Kirche als ein 
völkerrechtlich neben dem Staat anerkanntes selbstständiges, 
staatsartiges Gemeinwesen bezeichnet und dieses über den 
Territorialgrenzen stehende Gemeinwesen als den mit dem 
Staatsindividuum in den Concordaten contrahirenden Theil 
betrachtet. 

Es ist bekannt, dass diese Auffassung der Rechtsan- 
schauung der Curie entspricht und den Grundgedanken der 
mittelalterlichen Kirche bildete. Allein sie führt weit über 
den Punkt hinaus, auf welchen ihr Herrmann a. a. 0. 
gefolgt ist. 

Man kann -ihre ideelle Richtigkeit anerkennen. Man 
kann zugeben, dass die Einheit des Glaubens und die zum 
Zwecke der kirchlichen Heilsordnung begründeten Institu- 
tionen nicht an die Territorialgrenzen gebunden sein sollen. 
Als Idee ist diese Auffassung auch der protestantischen Kirche 
nicht fremd. Sobald man aber dieser Idee eine reale Exi- 
stenz zuerkennt, indem man aus ihr staatsrechtliche 
Consequenzen zieht, wird man sich mit logischer Nothwendig- 
keit auf mittelalterliche Begriffe zurückgeworfen sehen, deren 
siegreiche Ueberwindung der Entwicklung des modernen 
Staatsprincips vorbehalten war. 

Von diesem Standpunkte aus bedarf die Kirche prin- 
eipiell keiner Concordate. Denn Alles was ihr in solchen 
gewährt wird und noch viel mehr, gebührt ihr von Anbe- 
ginn und kann sie jederzeit vindiciren, sobald es ihr passend 
erscheint. Die Form des Vertrags wird von diesem Stand- 
punkt aus nur gewählt, um augenblicklich errungene Zu- 
geständnisse des Staates mit einem Rechtstitel zu fixiren, 
mit welchem man glaubt, auch von dem Standpunkt des 
Staates aus, welcher jenes absolute Recht der Kirche nicht 
anerkennt, seine Ansprüche vertheidigen zu können. Man 
sieht, dass diese Art, den Concordaten die Vertragsnatur zu 
retten, auf eine den Staat in seinen Grundlagen gefährdende 
Bahn führt. Sie fügt dem Staat, welcher sich in ein Con- 
cordat eingelassen hat, nicht nur alle Nachtheile zu, welche 
in der Feststellung innerer staatsrechtlicher Verhältnisse durch 
völkerrechtliche Verträge liegen, sondern sie unterstellt hier- 
mit das Anerkenntniss einer staatsrechtlichen Prätension der 
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katholischen Kirche, sie unterwirft ihn einem Gesetz, dessen 
Consequenzen sich mit vernichtender Kraft gegen ihn wen- 
den müssten. 

Concordate wären nach dieser Auffassung nicht nur 
völkerrechtliche Verträge, indem sie mit dem Papst als dem 
thatsächlich ausserhalb des Staates stehenden Vertreter eines 
von demselben unabhängigen staatsähnlichen Gemeinwesens, 
also mit einem Auswärtigen abgeschlossen würden, sondern 
auch das rechtliche Anerkenntniss dieser Eigenschaften des 
Papstes und der katholischen Kirche, die Erhebung einer 
Thatsache zu einem Rechtsprineip, vermöge welches prin- 
cipiell die Unterordnung des Staates unter die Kirchenge- 
walt in allen Punkten, welche letztere vor ihr Forum ziehen 
will, hergestellt wäre. 

Es bedarf nur einer klaren Feststellung dieser Princi- 
pien, um sie von dem Standpunkte des Staates aus für un- 
möglich zu erklären. Die Idee der Kirche als eines über 
den Territorien stehenden staatsähnlichen Gemein- 
wesens hat auf dem staatlichen Boden keinen Raum. 

Der Staat tritt zwar nicht feindlich gegen diese Idee 
al solche auf. Er lässt sie als Glaubensartikel der Katho- 
ken unangetastet. 

Aber er kann dieser Idee niemals die Berechtigung 
eınes staatsrechtlichen Grundsatzes zuerkennen. 
Für den Staat besteht die Kirche nur als die in seinem 
Territorium anerkannte und seinen Gesetzen unterworfene 
Corporation. Der Staat kennt nur eine Landeskirche, weil 
Alles, was in seinem Territorium ist, seinen Gesetzen unter- 
legt, und weil eine juristische Persönlichkeit nicht zugleich 
dem Staat unterworfen und zugleich unabhängig von dem 
Staat sein kann. Was aber hiernach vom Standpunkt des 
Staates aus sich als theoretisches Postulat ergiebt, ohne 
welches der Organismus des Staats wieder in ein mittelalter- 
liches Aggregat einzelner Gerechtsame aufgelöst würde, ent- 
spricht nicht weniger der thatsächlichen Wirklichkeit. 

Nicht die Verhältnisse der katholischen Kirche als eines 
über den Territorialgrenzen stehenden Gemeinwesens werden 
durch Concordate geordnet. Den Inhalt der heutigen Con- 
eordate bilden keineswegs die Rechte des Papstes als Ober- 
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hauptes der gesammten katholischen Kirche, sondern die 
Verhältnisse der katholischen Landeskirche gegenüber der 
Staatsgewalt, die Rechte, Freiheiten und Pflichten der katho- 
lischen Staatsangehörigen als Mitglieder der von dem Staat 
anerkannten Corporation. Diese d. h. die katholische Lan- 
deskirche als inländische Corporation, die katholischen Staats- 
angehörigen als Mitglieder derselben, zu welchen auch der 
inländische katholische Clerus gehört, die Unterthanen und 
Bürger des Staates also sind es, welche in den Concordaten 
der Staatsgewalt als dem Gesammtwillen gegenüber stehen. : 
Dass vermöge der inneren Organisation der betreffenden 
Landeskirche als ihr Vertreter der Papst, ein Auswärtiger 
und ein Souverain, handelt, ändert rechtlich Nichts. Die 
dem Staat gegenüber stehende Persönlichkeit ist dieselbe, 
wer auch in ihrem Namen handelt. Jeder Rechtsact, bei 
welchem Vertreter handeln, ist nicht nach den Eigenschaften 
der Vertreter, sondern nach den Eigenschaften der reprä 
sentirten Persönlichkeiten zu beurtheilen. Diese Persönlich- 
keit ist die Landeskirche, die Gesammtheit der Katholiken 
des einzelnen Landes. Die. Katholiken ausserhalb desselben 
berührt der Vertrag nicht. Man kann also vernünftiger- 
weise nicht sagen, dass der Papst als Vertreter der kathe 
lischen Gesammtkirche handelt. Er handelt als Vertreter 
der einzelnen Landeskirche vermöge der Verfassung dieser 
Corporation, der Staat kann ihn nur als solchen anerkennen '') 
Rechtlich ist also der Umstand, dass in dem Concordst 
der Papst, welcher an der Spitze der katholischen Gesammt- 
kirche steht, der Staatsgewalt gegenübertritt, ein Zufall und 
ebensowohl könnte auch der Bischof oder ein Presbyterium 
zu dieser Vertretung berufen sein, falls ihnen diese Vol- 
macht gegeben wäre, wie es nicht an Beispielen fehlt, in 
welchen Concordate mit Bischöfen abgeschlossen wurden. 
Wenn aber diess unbestreitbar feststeht, so ist zunächst 


16) Diess hat selbst der Concordatsfreundliche Bericht der Mebr 
heit der staatsrechtlichen Commission der Württemberg. Kammer der 
Abgeordneten, welchem auch ein’ Mitglied des Domkapitels in Rotten- 
burg zugestimmt hat, anerkannt. Die Convention der Württemberg 
Regierung mit dem päpstlichen Stuhl. Bericht verfasst und eingeleitet 
von Rudolf Probst. Stuttgart, 1860. (Metzler). S. 97 u. folg. 
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so viel ausser Zweifel, dass die Concordate nicht als eine 
eigene Classe von öffentlichen Verträgen neben die Völker- 
und Staatsverträge gestellt werden können, wie Herrmann 
1.2.0. will. Wenn ihnen also, wie oben gezeigt und von 
Herrmann anerkannt ist, die Eigenschaft von Völkerver- 
trägen ungeachtet der Formen derselben nicht zuerkannt 
werden kann, so müssten sie zu den von Herrmann aus- 
geschiedenen sog. Staatsverträgen, also zu den Verträgen 
gezählt werden, in welchen die Staatsgewalt mit den selbst- 
berechtigten Organen politischer Rechte innerhalb des Staates 
pactirt. Alles dasjenige also, was wir über die Unmöglich- 
keit, über die rechtliche Nichtigkeit solcher sog. Staatsver- 
träge oben gesagt, trifft auch bei den Concordaten zu, und 
wir haben es, um zum Schluss zu kommen, nur kurz in 
der unmittelbaren Anwendung auf die Concordate zu wieder- 
holen. Es fehlt nach dem Gesagten an dem ersten Erfor- 
derniss eines jeden Vertrags, an der Gleichberechtigung der 
gegenüberstehenden Persönlichkeiten. Der Staat als der all- 
gemeine Wille steht innerhalb seiner verfassungs- 
nässigen Befugnisse unbedingt und absolut über dem 
Willen der von ihm anerkannten Corporation oder der sie bil- 
denden Confessionsgenossen. Nur also insoweit, als die Ver- 
fasung jener Corporation Rechte verleiht, bilden dieselben 
de von dem Staat zu achtende Rechtssphäre und auch diess 
nur 80 lange, als nicht dieselbe auf dem verfassungsmässigen 
Wege geändert wird. Niemals aber kann diese Rechtssphäre 
durch einen Vertrag bestimmt werden, da eben in dem 
Augenblick, wo der Staat seinen Willen zurückzieht, jede 
Rechtsbasis wegfällt, da die Corporation als solche kein 
Recht hat, sich gegen den allgemeinen Willen zu behaupten. 
Wenn diess feststeht, so erledigt sich die Einwendung von 
eelbst, dass die Contrahenten selbst den Concordaten den 
Character von Verträgen beigelegt und deren gewissenhafte 
Haltung einander zugesagt haben. Dieser von bischöflicher 
md päpstlicher Seite oft gehörten, und von protestantischen 
Kirchenrechtslehrern unterstützten Einwendung, ist einfach 
der Satz entgegenzuhalten, dass, was dem Begriff nach kein 
Vertrag ist und kein Vertrag sein kann, durch die Bezeich- 
nung als Vertrag nicht zum Vertrag werden kann. Ein 
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Binden der Staatsgewalt durch Vertrag in der Weise, dass 
der allgemeine Wille durch vertragsmässige Rechte ein- 
zelner Staatsangehörigen beschränkt würde, ist nun einmal 
nach dem geltenden Staatsrecht unzulässig und begrifflich 
unmöglich. Diess muss sowohl der Vertreter der Kirche 
als der Vertreter des Staates’ wissen. Es können also jene 
Versicherungen nichts Anderes als der Ausdruck 
der wohlbegründeten Ueberzeugung sein, dass die in 
dem Concordat niedergelegten Grundsätze die Formuli- 
rung der relativ nothwendigen Bestimmungen 
über das beiderseitige Verhältniss seien, niemals aber kann 
der eine oder andere Theil ernstlich glauben, ein wirk- 
lich vertragsmässiges Recht hieraus zu erwerben. 
Wenn also auch die Organe des Staates die Absicht haben, 
einen solchen bindenden Vertrag zu schliessen, so ist diess 
die Zusage einer unmöglichen Leistung. Es würde hierin 
der Verzicht auf ein unveräusserliches Recht des Staates 


liegen. Nicht ob diese oder jene einzelne Bestimmung ein 
wesentliches Attribut der Staatsgewalt aufgiebt, ist die Frage, .. 


wie man da und dort in Schriften gegen die Concordate be 
hauptet findet, sondern der ganze Versuch, die Staatsgewalt in 


ihrer gesetzgeberischen Omnipotenz zu beschränken, ist der . 


Verzicht auf ein unveräusserliches Recht und darum nach all- 
gemeinen Rechtsgrundsätzen nichtig. Es ist nur eine Folge 
hiervon und im Grunde genommen Eines und dasselbe, wenn 
wir sagen, Concordate sind keine Verträge, weil sie nicht 
erzwingbar sind, und sie sind nicht erzwingbar, weil kein 
Staatsangehöriger zur Selbsthülfe berechtigt ist und weil 
von einem völkerrechtlichen Zwang nicht gesprochen werden 
kann. Dasselbe drückt auch der bekannte Radowitz'sche 
Satz aus, dass der moderne Staat und die katholische Kirche 
(Rom) kein Gleichberechtigtes neben sich anerkennen. Nur 
folgt daraus nicht nur die Schwierigkeit, zu pactiren, wie 
man schon gesagt hat, sondern die Unmöglichkeit, das 
Verhältniss durch Verträge zu ordnen. Denn das eben, 
was hiernach fehlt, die Gleichberechtigung zweier 
Willen, ist die erste Bedingung eines Vertrags. 

Von diesem Resultat aus ist es leicht, die von anderen 
Seiten untersuchten Wirkungen der Concordatsabschlüsse 
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und die Frage über die ständischen Zustimmungsrechte zu 
beurtheilen. 

Rechtliche Wirkungen haben die Concordate keine, 
ausser soweit sie die Vermögensrechte der Kirche und ihrer 
einzelnen Institute ordnen und daher nach den Grundsätzen 
des Privatrechts zu beurtheilen sind. Ihr übriger Inhalt 
kann ein Theil des geltenden Rechts im Staat durch einen 
Act der Gesetzgebung werden, und die Gültigkeit 
dieses Acts ist nach den allgemeinen staatsrechtlichen Prin- 
cipien über die Dauer und die Gültigkeit der Gesetze und 
der Verordnungen zu beurtheilen. Das ständische Zustim- 
mungsrecht geht also so weit, als überhaupt nach den je- 
weiligen Verfassungsbestimmungen die Regierungsgewalt in 
ihrem Gesetzgebungsrecht hieran gebunden ist. Von einer 
ständischen Zustimmung zu den Concordaten kann aber 
niemals und unter keinen Umständen die Rede sein, weil 
ein Act ohne rechtliche Wirkungen, als solcher nicht Gegen- 
. stand der ständischen Berathung sein kann. 

Ausgegangen von diesen Prämissen, war das neueste 
Verfahren der badischen Regierung ganz correct !?), wenn 
sie durch Verordnung vom 9. October 1860 aussprach, dass 
der Convention vom 28. Juni 1859 keine rechtliche Wirk- 
samkeit beizulegen sei. 

Nur wäre es unrichtig, wie diess Herrmann a. a. 0. 
darstellt, den Grund hiervon darin zu suchen, dass die stän- 
dische Zustimmung zu derselben versagt worden sei. Eine 
wirkliche Ablehnung durch die Kammern hatte noch nicht 
stattgefunden. Das Concordat war den Ständen nicht zur 
Verabschiedung vorgelegt. Der Beschluss ging nur dahin, 
„dass die Kammer das ohne Vorbehalt der ständischen Zu- 
stimmung vereinbarte Vertragswerk nicht als rechtsverbind- 
lich abgeschlossen zu erachten vermöge.“ Er enthielt also 
zunächst nur eine Reclamation desselben zur ständischen 


Verabschiedung, obgleich nach der Formulirung des Schluss- 


ı7, Dieser Aufsatz ist vor den Verhandlungen der Württemberg. 
Kammer der Abgeordneten über die Convention vom 8. April 1857. 
entworfen. 

Welchen Weg die Württemberg. Regierung seitdem eingeschlagen, 
ist bekannt. 
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antrags, die Einführungsverordnung ausser Wirkung zu 
setzen, die Absicht, das Concordat zu verwerfen, zum Voraus 
erklärt war. Wenn dasselbe wirklich die Natur eines Ver- 
trages gehabt hätte, so würde also die badische Regierung 
gleichwohl auch nach der Einsprache der Stände wenigstens 
dazu verpflichtet gewesen sein, den Versuch zu machen, die 
ständische Genehmigung einzuholen. Nach Bluntschli *"; 
bleibt der Staat durch einen völkerrechtlichen Vertrag dem 
Contrahenten gegenüber selbst dann gebunden, wenn die 
Gesetzgebung die Vollziehung des Vertrags hemmen sollte 
und es ist daher nur eine Consequenz des Vertragsstand- 
punkts, wenn die Gegner der badischen Regierung die fort- 
dauernde Verpflichtung derselben aus dem Concordat be 
haupten, wobei sie es nur darin versehen, dass aus der 
Verpflichtung der Regierung durch das Coneordat noch nicht 
die Gesetzeskraft seines Inhalts folgt. Vielleicht hätte die 
badische Regierung besser gethan, in ihrer Denkschrift an 
den Papst sich nicht, wie geschehen, von vorneherein auf 
den Vertragsstandpunkt zu stellen und die Verordnung von 
9. October 1860. auf die Unmöglichkeit der Vollziehung der 
Convention zu stützen. | 

Jene Verordnung bedarf einer solchen Vertheidigung 
nicht, und die einzig durchschlagende Rechtfertigung der- 
selben ist in der Schlussausführung der badischen Denk- 
schrift zu suchen, dass „die erhabene Stellung des Staats 
oberhauptes durch Verträge, welche die Minister auf ihre 
Verantwortung abschliessen, nicht verrückt werden könne.“ 
Diess heisst denn doch nichts Anderes, als, solche Puncta- 
tionen der Minister sind keine, die Staatsgewalt verpflich- 
tenden Verträge, und die badische Verordnung ist also der 
einfache oberste Richterspruch, dass ein Vertrag nicht be- 
stehe, weil Concordate keine Verträge sind. 
- Man wird leicht einsehen, dass die Erkenntniss dieser 
Wahrheit auch für Oesterreich von der grössten Bedeutung 
ist, wie sie für Baden und Württemberg noch keineswegs 
ihren praktischen Werth verloren hat. Denn was Kundige 
sogleich vorhersagten, — hat sich bald erfüllt. Die Folge 


18) a. a. O0. S. 306. Note 8. 
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der kühnen Griffe war ein Missbehagen, welches die Noth- 
wendigkeit einer Nichtbeachtung der Conventionen, wie sie 
in Baden und Württemberg schon erfolgte, auch in Oester- 
reich immer näher rückt. | 

Eine Lehre aber mag für alle Zukunft aus diesem 
neuesten Streite sich feststellen, — und die Wissenschaft, 
indem sie fortwährend an einer Auffassung 'festhielt, die 
nach dem heutigen Staatsrecht ein Irrthum ist, hat es zum 
Theil mitverschuldet, dass diese Lehre nur auf einem immer- 
hin misslichen Umwege dem allgemeinen Bewusstsein nahe 
gelegt wird, — die Lehre, dass die Staaten eingedenk ihrer 
_ absoluten Kraft und ihrer absoluten Aufgabe, nicht zu Con- 
cordaten schreiten sollen, welche sich anstellen Verträge zu 
sein, während sie es nicht sind. Der Nachtheil, welcher 
hierin liegt, ist kein positiver, unmittelbarer. Denn was 
kein Vertrag ist, kann es auch durch die Form nicht wer- 
den, und niemals sind also die Staaten an diese Concordate 
nach Vertragsgrundsätzen gebunden. Der Nachtheil liegt 
_ aber in der Störung des Rechtsbewusstseins, in 
“ der Verwirrung der Rechtsbegriffe im Volk und dieser Nach- 
 theil kann ein unberechenbarer sein. Hiermit ist übrigens 
keineswegs gesagt, dass der Staat alle und jede Verhand- 
lung mit den kirchlichen Oberen vermeiden und ohne Rück- 
“ sichtnahme auf ihre.Ansprüche sein Gesetzgebungsrecht üben 
sol. Unbedingt muss der Staat, ehe er die Ver- 
hältnisse der Kirchen ordnet, ihre Vertreter 
“über die kirchlichem Bedürfnisse hören. Wie 
er die Handelskammern über die Bedürfnisse des. Handels, 
die Gewerbe, die Landwirthschaft, den Adel, die Gemeinden 
“ über ihre Bedürfnisse, ihre Wünsche, ihre Forderungen und 
Ansprüche hört, und sie constatirt, ehe er ihre Verhältnisse 
durch Gesetze ordnet, so muss er auch mit den kirchlichen 
Oberen, mit dem Papst, den Bischöfen, den Prälaten und 
den Consistorien, über ihre Namens der Kirche erhobenen 
“ Ansprüche, Forderungen und Wünsche sich verständigen, 
‘ ehe ein erspriessliches Gesetzgebungswerk zu Stande kom- 
‘ men kann. 

Aber er wahre auch in der Form das Wesen dieser 
Unterhandlungen, deren Resultate nicht Verträge, sondern 
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Punctationen, nicht Willensbestimmungen, sondern Ans- 
druck der Identität der Ansichten sind. — Was also 
auch der Inhalt der Concordate sein mag, ob man diesen 
tadeln oder billigen mag, das Eine ist zu bedauern, dass 
die Regierungen den Schein von Verträgen hervorgerufen 
haben, wo keine Verträge möglich sind. 


vo. 


Die kirchlichen Verhältnisse der Reformirten in 
Preussen, vornehmlich in den östlichen Provinzen 
des Staats 


dargestellt von 


Dr. H. F. Jacobson, 
ord. Professor der Rechte in Königsberg 1. Pr. 


Ueber die Entwickelung der kirchlichen Zustände der 
Reformirten, deren hohe Bedeutung an sich und deren Ein- 
Huss auf die Gestaltung der gesammten evangelischen Kirche 
voch immer von Vielen nicht mit der nöthigen Kenntniss 
und Unbefangenheit gewürdigt wird, fehlen uns mit Aus- 
nahıne derjenigen Länder, in welchen die reformirten Kirchen 
eine mächtigere und weniger gebundene Stellung einnehmen, 
sie in den Niederlanden, England, Schottland, Frankreich 
u.a, die genaueren Nachweisungen. Die seit 1851 erschei- 
nende reformirte Kirchenzeitung theilt dankenswerthe Ma- 
terialien mit, jedoch im Ganzen mehr aphoristisch, die treff- 
liche Geschichte der Presbyterial- und Synodalverfassung seit 
der Reformation von G. V. Lechler (Leiden 1854) konnte 
aber nach dem Plane des Verfassers nicht die Einzelnheiten 
der in der Diaspora befindlichen reformirten Gemeinden zum 
(segenstande einer eingehenderen Erörterung machen. Seit 
dem Erscheinen dieses Werks ist überdiess die Verfassung 
der Reformirten, in Folge der neuesten Bestrebungen für 
die Reorganisation der Kirche überhaupt, weiter fortgebildet _ 
und dem Abschlusse einer neuen und festen endgültigen 
Ordnung näher geführt worden. Ganz besonders gilt diess 
von den Reformirten im preussischen Staate und hier wieder 
vomehmlich von denjenigen, welche sich zerstreut in den 
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östlichen Provinzen der Monarchie befinden: denn während 
im Ganzen die Reformirten in Rheinland und Westfalen 
einen integrirenden Bestandtheil der beiden Provinzialkirchen 
bilden, welche sich des Besitzes wohl geordneter und im 
Wesentlichen den Bedürfnissen der Gegenwart entsprechen- 
der Einrichtungen erfreuen, steht für die Reformirten in 
den übrigen Gebieten erst die weitere Entwickelung in Aus- 
sicht, nachdem neuerdings für die Gesammtheit der evan- 
gelischen Gemeinden die presbyteriale Grundlage zu Stande 
gekommen, welche die Reformirten seit ihrer ersten Begrün- 
dung fortwährend besassen und welche die Vorbedingung 
zum Ausbau der ganzen Landeskirche bilden. 

Die Schicksale der Reformirten in der Rheinprovinz 
und in Westfalen seit der Reformation sind im dritten Bande 
des vierten Theils meiner Geschichte der Quellen des preussi- 
schen Kirchenrechts so speciell dargestellt, dass es hier einer 
Wiederholung nicht bedarf. Es soll daher nur so weit auf 
dieselben Rücksicht genommen werden, als diess die Einsicht 
in die bestehenden Verhältnisse zu fordern scheint und sich 
zugleich darnach die Behufs des Zusammenschlusses der 
Landeskirche zu ergreifenden Maassregeln besser beurtheilen 
lassen. 


I. Geschichte der Entstehung der reformirten Kirche Preussens. 


Die im preussischen Staate nach seinem jetzigen Um- 
fange vorhandenen reformirten Gemeinden verdanken dem 
brandenburgischen Fürstenhause zum Theil ihre Entstehung, 
zum Theil wenigstens einen mächtigen Schutz, welcher ihre 
Existenz sicher stellte oder förderte. 

In den Rheingegenden erfolgte die erste Verbreitung 
der reformirten Lehre meistens im Zusammenhange mit den 
Niederlanden und Ostfriesland. Im letzten Drittel des sechs- 
zehnten Jahrhunderts war die reformirte Kirche am Nieder- 
rhein schon fest gegründet, obschon sie bis zum Anfange 
des siebenzehnten Jahrhunderts sich nicht ohne schwere 
Kämpfe zu behaupten vermochte. Nachdem dieSynodeu 
zu Wesel am 3. November 1568 und zu Emden vom 
4. bis 14. October 1571 eine vollständige Presbyterial- und 
Synodalordnung, im Anschlusse an die in Frankreich aus- 
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gebildete Kirchenverfassung, aufgestellt hatten, wurden von 
den mit Presbyterien versehenen Gemeinden der niederrhei- 
nischen Herzogthümer Classicalconvente (Kreissynoden) ge- 
halten, von Jülich seit 1571, Cleve 1572, Berg 1589, 
in organischer Verbindung mit den niederländischen General- 
synoden, denen diese Kirchen commembrirt waren. So lange 
die Herzogthümer unter katholischer Regierung standen, 
war diese eine gewisse Unterordnung herbeiführende Ver- 
einigung mit der niederländischen Kirche ein dringendes 
Bedürfnis. Als aber mit dem Herzoge Johann Wilhelm 
1609 das jülich-clevesche Haus ein Ende nahm und von 
Seiten der succedirenden Fürsten Johann Sigismund’s von 
Brandenburg für Cleve-Mark, und Wolfgang Wilhelm’s von 
Pfalz-Neuburg für Jülich-Berg sofort die Religionsfreiheit 
sichernde Reversalien ertheilt wurden, konnten die Refor- 
mirten für sich eine: selbstständigere kirchliche Stellung be- 
anspruchen. Bereits am 17. August 1610 entwarfen sie auf 
einem ausserordentlichen Convent zu Düren den vollstän- 
digen Plan zu einer allgemeinen Synode der reformirten 
Kirchen in Jülich, Cleve, Berg nebst angehörigen Graf- und 
Herrschaften und hielten die erste Generalsynode selbst aın 
7—10. September dieses Jahres. Die Schlüsse derselben, 
durch welche der hergebrachte presbyterial-synodale Orga- 
nismus befestigt und im Einzelnen weiter durchgeführt wurde, 
blieben nun bis zu dem späteren Erlasse neuer Kirchen- 
ordnungen das bindende Statut der niederrheinischen Kirche. 
Diese, theils unter der Landeshoheit, tbeils unter dem Schutze 
der brandenburgischen Regenten, entfaltete sich jetzt zu 
immer grösserer Blüthe und vermochte auch bald durch 
Gewinn neuer Glieder ihren Sprengel zu erweitern. Nament- 
lich geschah diess schon 1611 mit der Grafschaft Mark, 
in welcher bis zum Eintritt der brandenburgischen Verwal- 
tung die Reformirten nur wenige Gemeinden unter schweren 
Verfolgungen hatten bilden können, seitdem aber sogleich 
nicht weiter gehemmt in Conformität mit der jülich-eleveschen 
Verfassung sich zu einer mächtigen Provinzialkirche ent- 
wickelten !). | 


Jacobson Geschichte der Quellen des evangelischen Kirchen- 
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Viel mehr noch als in der Grafschaft Mark wurde im 
nordöstlichen Deutschland bei der allgemein herrschenden 
Missstimmung gegen die Anhänger Zwingli’s und Calvin’s die 
Entstehung reformirter Gemeinden erschwert, ja für längere 
‘Zeit gänzlich -verhindert. Im Herzogthum Preussen; 
versagte Markgraf Albrecht Flüchtlingen aus den Nieder- 
landen 1531, 1532, 1536 jede Duldung, welche ihnen auch 
während der Regierung seines Nachfolgers, des blödsinnigen 
Herzogs Albrecht Friedrich (1568—1618) nicht gewährt 
wurde. Auf dem Reichstage zu Lublin 1569 bei Gelegen- 
heit der polnischen Belehnung des Herzogs wurde vom 
Könige Sigismund August 'der Fortbestand des evangelischen 
Bekenntnisses, jedoch nur „juxta formulam Augustanae Con- 
fessionis et Apologiam ejusdem“ zugesichert, mit dem aus 
drücklichen Zusatze: „Ut Augustanae Confessionis doctrina 
incorrupte servata, omnia alia peregrina dogmata et haere- 
sium genera, quae post Aug. Conf. exorta sunt, quaeque 
ab ea sunt aliena, non modo non ferantur, sed penitus pro- 
hibeantur et aboleantur“ °). Diese gegen die Calvinisten 
gerichtete Bestimmung entsprach vollkommen dem Willen 
der preussischen Stände, welche den Schluss der Königs 
berger Synode vom 25. Mai 1567 „dass man bei dem Cor- 
pore doctrinae, wie dieselbige aus den prophetischen und 
apostolischen Schriften in der Augspurgischen Confession, 
derselben Apologia und Schmalkaldischen Artickeln ver- 
fasset, begriffen und in den Schriften Lutheri erkläret ist, 
unverrückt bleiben sollte“ %) gebilligt hatten und 1577 auch 
die Einführung der Concordienformel approbirten °). Des 
halb konnte den Reformirten weder die Neigung der Uni- 


rechts von Rheinland-Westfalen (Theil IV. Band III.) S.99. fg. 139. fg. 
169. fg. . 

») Dan: Heinr. Hering historische Nachricht von dem ersten 
Anfang der evangelisch-reformirten Kirche in Brandenburg u. Preussen. 
Halle 1778. Jacobson Geschichte der Quellen des evangelischen 
Kirchenrechts von Preussen und Posen (Theil I. Band II.) S. 64. folg. 

®) Das Privilegium zu Lublin vom 19. Juli 1569 in den: Privilegis 
der Stände des Herzogthums Preussen (Braunsberg 1616. Fol.) 8. X. 
Dogiel Codex diplom. Poloniae Tom. IV. pag. 845. 
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versität Königsberg ®), noch die Verbindung des Herzogthums 
mit dem Hause Brandenburg vorläufig förderlich werden. 
Kurfürst Joachim I. hatte sich persönlich einen 
freieren Standpunkt bei der Beurtheilung kirchlicher Ange- 
legenheiten gebildet und demgemäss im Jahre 1549 den 
brandenburgischen Geistlichen, welche die Einführung des 
sächsischen Cultus bei ihm in Antrag brachten, erklärt: „So 
wenig ich an die Römische Kirche will gebunden sein, so 
wenig will ich auch an die Wittenberger Kirche gebunden 
sein; denn ich nicht spreche, credo S. Romanam oder Witte- 
bergensem, sondern Catholicam ecclesiam, und meine Kirche 
allhie zu Berlin und Cölln ist eben eine solche rechte christ- 
liche Kirche, wie der Wittenberger Kirche“ ?); auch hatte 
er nach dem 1560 erfolgten Uebertritt Friedrich’s III. von 
der Pfalz zum reformirten Bekenntnisse sich auf dem Tage 
zu Naumburg 1561 unter Anerkennung der veränderten 
Augsburgischen Confession von 1540 dafür entschieden, dass 
Friedrich hierdurch nicht aus der Zahl der Augsburgischen 
Confessionsverwandten getreten und des Vortheils des Reli- 
gionsfriedens verlustig geworden sei ®). Joachim’s Nachfolger 
Johann Georg (1571—1598) befolgte aber andere Grund- 
sätze, indem er in dem Corpus doctrinae von 1572 „die 
Augsburgische Confession, aus dem rechten Original .. Anno 
1530 ..“ aufnehmen liess und die „rechte reine Lutherische 
Lehre“ als allein berechtigt bezeichnete, auch 1577 die Con- 
cordienformel einführte und deren Unterschrift 1592 aufs 
neue anordnete „nachdem Uns glaubhaft vorkommt, dass in 
Unseren Kirchen und Schulen, auch theils in Städten, der 


©) Die Professoren unterschrieben nicht die Concordienformel, in- 
dem sie der Melanthonischen Richtung huldigten. Walch Einleitung 
in die Religions-Streitigkeiten der evangelisch-lutherischen Kirche Th. IV. 
u. V. (Jena 1739) S. 471. 
7) H. Schmidt Einleitung zur brandenburgischen Kirchen- und 
Reformationshistorie. ° (Berlin 1740. 4.) 8. 214. 

°) Vergl. den Naumburger Beschluss in der Vorrede an den Kaiser 
Ferdinand bei Gelbke der Naumburgische Fürstentag. (Leipzig 1793) 
S. 184 (in latein.) u. 236 (in deutscher Sprache). S. auch v. Mühler 
Geschichte der evangelischen Kirchenverfassung in der-Mark Branden- 
burg. (Weimar 1846) 8. 101. 
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Calvinische Irrthum einschleichet .... .“ ®). Unter Joachim 
Friedrich (1598—1608) wurde sowohl in den Marken, als 
in Preussen, in welchem er seit 1605 als Vormund Albrecht 
Friedrich’s die Administration und das Gubernium übernommen 
hatte, hierin nichts geändert. Erst mit der Regierung 
Johann Sigismund’s (1608—1619) gelangten die Refor- 
mirten in der Mark Brandenburg zur freien Religionsübung, 
während im Herzogthum Preussen im Wesentlichen das 
frühere Verbot noch in Kraft blieb. 

Johann Sigismund hatte bereits 1593 seinem Vater 
Joachim Friedrich einen Revers !°) ausstellen müssen, dass 
er selbst am lutherischen Bekenntnisse festhalte und dasselbe 
im Lande aufrecht efhalten wolle. Indessen änderte sich 
nachher seine Ueberzeugung, welche ihn dazu trieb, am 
Weihnachtsfeste 1613 förmlich das reformirte Bekenntniss 
anzunehmen, worin ihm sein Bruder Markgraf Johann 
Georg schon am 2. September d. J. vorangegangen war !!). 
Hierauf wurden diejenigen Anordnungen getroffen, durch 
welche die bisherigen Anfeindungen der Reformirten abge- 
stellt wurden '?), insbesondere auch die Einführung der „ver- 
besserten Augsburg. Confession“ (d.i. der variata von 1540) ?°), 
die Weisung an die Universität Frankfurt, nicht gegen die 
Reformirten zu lehren und zu lästern !*) u. a.m. Zu seiner 
Rechtfertigung überhaupt publicirte der Kurfürst im Mai 1614 
sein Glaubensbekenntniss (Confessio fidei Joannis Sigis- 
mund:) !°). Die lutherische Kirche des Landes schien durch 


®) v. Mühler a. a. O. 8. 102. folg. 

10) mitgetheilt von Hering a. a. O. 8. 12, 13. 

11) Hering.a.a. O. S.51. folg. 69. 

12) Verordnung vom 24. Februar 1614, dass allenthalben gute Be- 
scheidenheit und Moderation von denen Geistlichen auf den Cantzeln 
und sonsten, Ergerniss, Verwirrung der Gewissen und Benachtheiligung 
der Kirche zu verhüten, gebrauchet und geführet werden solle, in My- 
lius corpus const. March. Th. I. Abth. I. nro. XD. Fol. 353. folg. 
Hering a. a. O. Anhang 8. 17. folg. 

2) 8. die Verordn. vom 24. Februar 1614. Zugleich wurde auch 
durch ein besonderes Edict die Verpflichtung auf die Concordienformel 
abgeschafft, dieser Erlass aber unterm 5. Februar 1615 wieder zurück- 
genommen (s. Anm. 16). vergl. v. Mühler a. a. O. S. 155. 163. 

1) Hering a. a0. S.322. folg. v. Mühler ae. a. O. S. 130. 131. 

'®) Myliusa.a. O. I, 1. nro. LXXXIII. Fol. 464, folg. Hering 
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die Maassregeln des Fürsten bedroht und fand sich Zur 
Erhebung von Widerspruch veranlasst, worauf Johann Sigis- 
mund einen die Rechte der Lutheraner sichernden Revers 
unterm 5. Februar 1615 ausstellte, welchem er indessen am 
folgenden Tage einen Gegenrevers hinzufügte, dass die den 
Ständen ertheilte Zusicherung „der offenen freien Uebung 
der reformirten Religion durch das ganze Land“ unschädlich 
sein, und dass beider Religionen Anverwandte in gleichen 
Schutz, Schirm und Protection aufgenommen sein sollten 1®). 
Im Herzogthum Preussen vermochte dagegen der Kurfürst 
nicht den mit Polen verbundenen Ständen gegenüber die 
Lage seiner Glaubensgenossen zu verbessern und es weiter 
als bis zu einem Hofgottesdienste während seiner Anwesen- 
heit in Königsberg zu bringen !7). 

Wenige Wochen vor seinem Tode übertrug Johann 
Sigismund seinem ältesten Sohne Georg Wilhelm (1619 
bis 1640) 18) die Regierung, nachdem er ihm die paritätische 
Behandlung beider evangelischen Confessionen dringend ans 
Herz gelegt hatte. Obgleich persönlich der reformirten 
Lehre zugethan war er, ungeachtet der mannigfachen sich 
ihm entgegenstellenden Schwierigkeiten, stets bemüht, dieser 
Mahnung Folge zu leisten. In aufrichtiger Unionsgesinnung 
betheiligte er sich an einem im März 1631 zu Leipzig von 
lutherischen und reformirten Theologen gehaltenen Religions- 
gespräche 1°), welches er selbst im Verein mit Sachsen und 
Hessen veranstaltet hatte und dessen Protokollen ?°) für die 


a. a. 0. S. 104. folg. und Anhang 8. 1. folg. Niemeyer collectio con- 
fessionum in ecclesiis Reformatis public. (Lipsiae 1840) pag. LXXIV. fg. 
642. folge. v. Mühler.a. a. O. S. 123. folg. 

16) Mylius a. a.0. Th. VI. Abth. I. nro. LXXIX. Fol. 257. Ger- 
ken codex diplomaticus Brandenburg. Tom. VII. pag. 83. Hering 
a. 8. 0. S. 233. folg. v. Mühler.a. a. O. S. 133. folg. 

1 Jacobsona.a. O0. I, I. 5. 65. 66. 

ı6) Vergl.: Von Churfürst Georg Wilhelm und dessen Betragen in 
Absicht der Religion, D. H. Hering Beiträge zur Geschichte der 
evangelisch-reformirten Kirche in den preussisch-brandenburgischen Län- - 
dern. Theil I. (Breslau 1784) nro. I. verb. mit nro. II. VI. bis IX. 
v. Mühlera.a. O0. S. 136. folg. 

18%) Hering Beiträge Theil I. nro. IX. S. 177. folg.: Von der Re- 
ligionsconferenz in Leipzig im J. 1681. 

20) Gedruckt bei Mylius a.a.O. Theil I. Abth. I. nro. LXXXIH. 
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brandenburgischen Reformirten der Charakter einer Bekennt- 
nissschrift beigelegt wurde. Den von ihm bei seinem Re- 
gierungsantritt gebilligten Grundsätzen entsprechend verlieh 
er. der reformirten Domkirche zu Berlin in der Stiftungs- 
urkunde vom 9. Juni 1632 ?!) paritätische Rechte mit den 
lutherischen Pfarrkirchen, förderte die Bildung neuer Ge 
meinden in den Marken und besetzte 1637 das Consistorium 
zu Cöln an der Spree mit einem lutherischen und reformirten 
geistlichen Rathe ??). 

Schwieriger blieb dagegen auch jetzt noch die Ordnung 
der reformirten Verhältnisse im Herzogthum Preussen, wo 
die Stände in Uebereinstimmung mit dem polnischen Ober- 
lehnsherrn sich jeder Erweiterung nach wie vor widersetzten 
und die Einrichtung gemeindlicher Verbände zu hindern 
wussten ??). Ehe der Rückhalt der Gegner an der Krone Polen 
fortfiel, war eine Aenderung kaum möglich; diese herbeizu- 
führen gelang aber dem grossen Nachfolger Georg Wilhelm’s. 

Die religiöse Richtung des Kurfürsten Friedrich 
Wilhelm (1640-1688) war im Ganzen von der seines 
Vaters und Grossvaters nicht verschieden; doch vermochte 
er, kraft seiner erhöhten politischen Macht, dieselbe mit 
grösserem Erfolge zur Geltung zu bringen. Die erneuten 
Versuche durch Colloquien, 1645 zu Thom, 1662 zu Ber- 
lin ?*), die Union der beiden Kirchen herbeizuführen, schei- 
terten auch jetzt, dıe Declaration des Thorner Convents *) 
wurde aber den reformirten Symbolen der Mark hinzugefügt 


Fol. 478. folg, Hering historische Nachricht von dem ersten Anfang. 
Anhang S. 22. folge. Niemeyer collectio conf. S. LXXIX. fg. 653. fg. 

”ı) Bei Hering in den cit. Beiträgen Theil I. S. 29. folge. Fidi- 
cin historisch-diplomatische Beiträge zur Geschichte der Stadt Berlin 
Theil IV. S. 400. folg. 

”) Das Rescript d. d. Veste Cüstrin am 16. Mai 1637 bei Mylias 
a. 2. O. Theil I. Abth. I. nro. XII. Fol. 355. folg. 

»») Vgl. D.H. Arnoldt Kirchengeschichte des Königreichs Preus- 
sen. (Königsberg 1769) S. 493. 494. 

”*) Hering neue Beiträge zur Geschichte der evangelisch-refor- 
mirten Kirche Theil II. (Berlin 1787) nro. I.: Von dem zu Thorn in 
Preussen gehaltenen Religionsgespräche; nro. IV.: Von dem zu Berlin 
gehaltenen Colloquium. 

») Gedruckt bei Mylius a.a. 0. Theil I. Abth. I. nro. LXXXIIL 
Fol. 489. folg, Niemeyer a. a. O. S. LXXVII. und 669. folg. 
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und wenigstens dafür ernstlich gesorgt, dass der Friede 
zwischen Lutheranern und Reformirten nicht gestört werde. 
Zu dem Behuf ergingen wiederholte Verbote des gegensei- 
tigen Lästerns ?°), die Abschaffung der Verpflichtung der 
lutherischen Geistlichen der Mark auf die Concordienformel ?°), 
das Verbot des Besuchs der Universität Wittenberg ?®), wie 
die indirecte Ablehnung der Dordrechter Synode 3°), | 

Die Parität der Lutheraner und Reformirten in seinen 
Landen konnte Friedrich Wilhelm mit Recht darauf stützen, 
dass beide als Augsburgische Confessionsverwandte unter 
dem Religionsfrieden von 1555 standen. Freilich waf diess 
von den Gegnern der Reformirten bestritten worden: und 
Kaiser Ferdinand II. hatte sogar in dem Restitutionsedict 
vom 6. März 1629 verfügt, dass die nicht der unveränderten 
Augsburg. Confession Angehörigen als vom Frieden ausge- 
schlossen nicht geduldet oder gelitten werden sollten. Bei 
den Verhandlungen über die Beendigung des dreissigjährigen 
Krieges kam dieser Gegenstand auch zur Berathung und 
hier war es vorzüglich die Energie des grossen Kurfürsten °°), 
welche eine den Reformirten günstige Entscheidung herbei- 
führte. Dadurch, dass im westfälischen Friedensinstrument 
die Gleichstellang der Reformirten mit den Katholiken und 


———— nn 


6, Verpflichtung auf das Edict vom 24. Februar 1614. (s. Anm. 12.) 
unterm 16. Februar 1660 (Mylius.a.a.O. Theil I. Abth. I. nro. XXV. 
Fol. 369.) vergl. Hering neue Beiträge Theil II. 8. 111. 112. — 
Mandat vom 2. Juni 1662., Edict vom 16. September 1664. (Mylius 
a. a. O. Theil I. Abth. I. nro. XXIX. XXXI. Fol. 375. 381.) vergl. He- 
ring neue Beiträge Theil II. S. 182. folg. 

»7) Verordnung vom 8. December 1656. (Mylius a.a. O. nro. XXI. 
Fol. 365.) verb. vom 6. Juni 1667. (Mylius a. a. O. nro. XXXV. 
Fol. 393.). Vergl. oben Anm. 13. 

se, Edict vom 21. August 1662. (Mylius a.a.0. Theil I. Abth. II. 
nro. XX. Fol. 79.) vergl. Hering neue Beiträge Theil II. nro. V. 
S. 160. folg. s. Anm. 52. 

3°) Verordnung für die Domkirche vom 16. September 1664. nro. 4. 
(Hering Beiträge Theil II. (Breslau 1785.) S. 109.), der sich aber 
nach nro. 14. die andern Gemeinden conformiren sollten. 

0) Hering neue Beiträge Theil II. nro. II.: Von den Verdiensten 
Churf. Friedrich Wilhelm’s um die ganze reformirte Kirche bei dem 
westfälischen Frieden. Pütter Geist des westfälischen Friedens. (Göt- 
tingen 1795.) S. 376. folg. v. Mühlera.a 0. S, 177. folg. 
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Augsburg. Confessionsverwandten ausgesprochen und die 
Zulässigkeit der Aufnahme oder Duldung derselben im deut- 
schen Reiche garantirt wurde °!), mussten die bisherigen 
Bedenken ein Ende nehmen und das Recht der branden- 
burgischen Landesherren, in den ihrem Hause seitdem zu- 
gefallenen neuen Herrschaften ihren reformirten Glaubens- 
genossen die Begründung neuer Gemeinden zu ermöglichen, 
durfte ferner keinen Anstand finden. Von diesem Rechte 
machte Friedrich Wilhelm denn auch alsbald in denjenigen 
Territorien Gebrauch, welche er durch den westfälischen 
Frieden selbst erworben hatte und in welchen bis dahin 
einzelne reformirte Familien unter schwerem Drucke gelebt 
hatten. So in Pommern °?), wo die Gemeinden zu Col- 
berg 1657, Stargard 1668, Stolpe 1672, zu Stande kamen °°). 
Desgleichen im Herzogthum Magdeburg, wo den Refor- 
mirten der Erwerb des Bürgerrechts und von Grundstücken, 
ja selbst das ordentliche Begräbniss auf den allgemeinen 
Kirchhöfen versagt war, und jetzt Gemeinden zu Magdeburg 
1666 (1681), zu Jerichau 1685 und zu Halle 1688 entstan- 
den °*); wie auch im Fürstenthum Halberstadt, wo nur 
zeitweilig die Reformirten Duldung erfahren, seit 1634 aber 
wieder die Beamten, welche sich nicht auf die Concordien- 
formel vereidigen lassen wollten, ihre Stellen aufzugeben 


®!) Instr. Pac. Osnabr. Art. VII. 8. 1.: »Unanimi quoque .... con 
sensu placuit, ut quicquid iuris aut beneficii cum omnes aliae Constitu- 
tiones Imperii, tum pax religionis et publica haec transactio, in eaque 
decisio gravaminum caeteris Catholicis, et Augustanae Confessionis ad- 
dictis Statibus et subditis tribuant, id etiam iis, qui inter illos .Refor- 
matt vocantur, competere debeate —. 8. 2: >—. —. Sed praeter re 
ligiones supra nominatas, nulla alia in sacro imperio Romano rectpiatur 
vel toleretur«. 

ss, J. H. Balthasar de zelo Pomeranorum adversus Reformatos. 
Gryphiswald. 1722. tauch gleichzeitig in deutscher Uebersetzung). A. r. 
Balthasar Anmerk. über die Pomm. Kirchenordnung (Greifsw. 1756. 
Fol.) 8. 69. fg. 

»3) Hering neue Beiträge Theil I. (Berlin 1786.) nro. II. Von 
den reformirten Gemeinden in Pommern, welche unter dem Churfärst 
Friedrich Wilhelm entstanden sind. 

%#) Hering neue Beiträge Theil I. nro. III.: Von den reformirten 
Gemeinden, welche unter dem Churfürst Friedrich Wilhelm im Magde- 
burgischen und Halberstädtischen entstanden sind. 
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genöthigt wurden, bis 1664 der Kurfürst einen Hofprediger 
in Halberstadt einsetzte und die Gemeinde begründete 35). 
Auch im Fürstenthum Minden bestellte derselbe 1651 einen 
Hofprediger zu Petershagen, welcher 1667 nach Minden ver- 
setzt wurde, worauf die hier entstandene Gemeinde in das Ver- 
hältniss der Mutterkirche zur Gemeinde Petershagen trat °®). 

Die Interessen der Reformirten in Cleve-Mark, wie nicht 
minder der unter Pfalz-Neuburgischer Regierung befindlichen 
Evangelischen in Jülich-Berg förderte Friedrich Wilhelm 
nach Kräften in deın Erbvergleich vom 9. (19.) September 
1666, dem Nebenrezesse über die Religionsangelegenheiten 
von 1668 und dem Religionsvergleiche vom 26. April 1672 °”), 
so wie durch Bestätigung einer neuen Kirchenordnung von 
1662. Durch den Erbvergleich war die GrafschaftRavens- 
herg an Brandenburg abgetreten, worauf der Kurfürst 
darauf Bedacht nahm, nachdem er den bisher aus derselben 
fern gehaltenen Reformirten 1657 den Eingang verschafft, 
durch eine eigene Kirche auf dem Sparenberge 1668 und 
durch Ueberlassung eimes anderen Gotteshauses in Bielefeld 
1662 die Bedürfnisse der Gemeinde zu befriedigen ?%). 

Eine so erfolgreiche Thätigkeit, zu Gunsten seiner Kirche 
wie ın seinen übrigen Landen, vermochte aber der grosse 
Kurfürst nicht in dem Herzogthum Preussen zu entfalten. 
In diesem nicht zum deutschen Reiche gehörigen Lande 
waren die Grundsätze des westfälischen Friedens nicht an- 
wendbar und die Stände waren auch nicht geneigt, dieselben 
zur Geltung bringen zu lassen. Auf dem ersten Landtage 
unter dem neuen Landesherrn verlangten sie sogar die Auf- 
hebung des bereits bestehenden reformirten Gottesdienstes 
und Friedrich Wilhelm konnte nicht umhin, dieser Forderung 
nachzugeben, indem er die Abberufung der beiden Prediger, 
welche sich in lemel und Pillau niedergelassen hatten, an- 
ordnete und für Königsberg die Anwesenheit seiner Hof- 
prediger auf die Zeit seiner eigenen Gegenwart beschränkte. 
Im Jahr 1649 gelang es aber der Mutter des Kurfürsten 


”=, Hering a. a. O. Theil I. S. 204. folg. 
*, Jacobson Geschichte IV, III. S. 558. 
”) aa 0.8. 109. folg. 175. folg. 

”), 2.8.0.8. 172. 
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vom Könige Johann Kasimir das Privilegium freier Reli- 
gionsübung den Reformirten in Königsberg zu erwirken, 
und endlich 1657 dem Kurfürsten selbst, in Folge der durch 
den Vertrag zu Welau am 19. September d. J. über das 
Herzogthum erworbenen Souveränität, von Polen eine all- 
gemeinere Amerkennung der Reformirten zu erlangen °°). 
In dem die religiösen Verhältnisse des Landes berührenden 
Artikel 16 des Vertrages *°) heisst es nämlich am Schlusse: 
„Serenissimus Rex Poloniae et Respublica pro Se et Suc- 
cessoribus Suis promittunt, quod in casu devolutionis nihil 
in praejudicium tam Augustano-Lutheranae, quam Augustano- 
Reformatae -Religionis innovabunt aut attentabunt“. Damit 
war indessen diese ganze Angelegenheit für das Herzogthum 
selbst noch nicht beendet, indem die preussischen Stände 
die Huldigung so lange versagten, bis ihnen ihre Gerecht- 
same sicher gestellt und der Vorzug der lutherischen Kirche 
declarirt waren. Dies geschah durch die Special-Assecuration 
vom 9. Juli 1663, worin Friedrich Wilhelm die Verheissung 
gab, er wolle „im Herzogthum Preussen mehr nicht, denn 
drei Kirchen, vor die Reformirte vndt derselben Gottesdienst, 
ohne einigen Abgang derer lutherischen Kirchen, derer Ein- 
kümpften Pertinentien, erbauen lassen, dahin gegen kein Exer- 
citium in den privathäusern, ausgenommen die Tauffe, Trau- 
ungen vndt reichung des Abendmahls, wann einer vndt der 
andere durch rechtmessige Ursachen in offentliche Gemeine 
vndt Kirche zu gehen vndt zu kommen verhindert worden, 
verstatten“. Zugleich versprach er, die vier Ober-Rathstellen, 
die vier Hauptämter, den Landrath, die Consistorien und 
die Akademie nur mit lutherischen Personen zu besetzen, 
in das Oberappellations-, Hof- und peinliche Halsgericht 
nur je zwei taugliche Subjecte zu Assessoren von preussi- 
schen Eingeborenen zu befördern, und von den Aemtern und 
Hauptmannschaften vier den Reformirten vorzubehalten *!). 


®) Hering neue Beiträge Theil I. nro. V.: Von dem Zustande 
der Evangelisch-Reformirten in Preussen unter dem Churfürst Friedrich 
Wilhelm. Arnoldt Kirchengeschichte S. 494. folg. 

*) Pufendorf de rebus gestis Frid. Wilhelmi M. lib. VI. 8.77. fg. 
Hartknoch Preussische Kirchenhistorie S. 644. 

*) Jacobson Geschichte I, II. S. 73. 
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Selbst diese Bestimmungen gelangten indessen nicht sogleich 
zur Vollziehung und keine der vier reformirten Gemeinden 
zu Königsberg, Memel (1667), Tilsit (1679), Pillau (1681) 
erhielt bis zum Tode des grossen Kurfürsten eine ordent- 
liche Kirche *?). Dagegen zögerte derselbe nicht, die für 
die Marken in den Jahren .1662 und 1664 über das fried- 
liche Verhalten der beiden Confessionen ergangenen Mandate 
auch auf das Herzogthum Preussen zu übertragen *°), die 
bürgerliche Gleichberechtigung der Reformirten anzuerken- 
nen **), und die Freiheit derselben von Zehntleistungen an 
die lutherische Kirche in Memel zu proclamiren *°), da ihnen 
daselbst eine eigene Kirche verliehen sei, zu deren Unter- 
haltung sie das Ihrige beitragen müssten. 

Durch den im Anschlusse an den Welauer Vertrag am 
6. November 1657 mit dem Könige von Polen eingegangenen 
Vertrag zu Bromberg hatte Friedrich Wilhelm auch die 
Herrschaft Lauenburg und Bütow als Lehen und den 
Pfandbesitz der Starostei Draheim und der Stadt Elbing 
erhalten. Die sich dadurch darbietende Gelegenheit benutzte 
derselbe zur Befestigung reformirter Gemeinden in Lauen- 
burg und Schwartow, und Charberow (1677), wie in Draheim 
(1668) 49). \ 

Fortwährend hatte der grosse Kurfürst auch an den 
Schicksalen der auswärtigen Protestanten den lebhaftesten 
Antheil genommen. Diesen auf eine höchst einflussreiche 
Weise zu bethätigen, erhielt er noch in den letzten Jahren 
seines Lebens dringenden Anlass. Schon seit dem Anfange 
des 17. Jahrhunderts standen die brandenburgischen Fürsten 
mit französischen Reformirten in lebhafter Verbindung. Der 
Uebertritt Johann Georgs war durch seinen Aufenthalt in 
Saumur und die Freundschaft mit Duplessis-Mornay wesent- 


“) Hering neue Beiträge Theil I. S. 266. 

“, Verb. damit auch das Rescript vom 8. (18.) Mai 1671. (Grube 
eurpus constitutionum Prutenicarum (Königsberg 1721. Fol.). Pars I. 
aro. XI. Fol 88. 

“ Jacobson Geschichte I, U. 8. 73. 

®, d.d. 9. Januar 1682. (Jacobson a.a 0. I, U. Urkunden 
aro. XXI. S. 93). vergl. Anm. 66. 

“, Hering neue Beiträge Theil I. S. 110. folg. 129. folg. 
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lich gefördert worden, wie auch der Entschluss Johann 
Sigismund’s nicht ohne französischen Einfluss gezeitigt wurde. 
Friedrich Wilhelm selbst hatte längere Zeit am oranischen 
Hofe gelebt und Verbindungen mit vielen edeln französischen 
Protestanten geknüpft, welche er auch späterhin fortsetzte. 
Der Druck, dem seine Glaubensgenossen in Frankreich unter- 
lagen, war ihm stets zu Herzen gegangen und auf die an 
ihn gelangten Klagen hatte er durch seinen Minister Schwerin 
den Bedrängten eine Zuflucht in Brandenburg anbieten lassen. 
. Deshalb hatten seit den von 1662 an stets wachsenden Ver- 
folgungen nach und nach sich gegen einhundert Familien 
in Berlin niedergelassen, welchen Friedrich Wilhelm die 
Anlegung einer eigenen französischen Kirche gestattete, 
in der am 10. Juni 1672 der erste Gottesdienst gehaltcı 
wurde 7). Als nun Ludwig XIV. am 22. October 1655 
zu Fontainebleau die Urkunde unterzeichnete, durch welche 
er das die Religionsfreiheit der Evangelischen in Frankreich 
sichernde Edict Heinrichs IV. von Nantes (April 1598 
kassirte *°), erliess bereits wenige Tage darauf der Kurfürst 
in Potsdam am 29. October 1685 als Gegen-Manifest ein 
Ediet, in welchem er die Rechte, Freiheiten und Privilegien 
bestimmte, deren diejenigen Franzosen reformirter Confession 
theilhaftig werden sollten, welche um der Religion willen 
sich genöthigt sehen würden ihr Vaterland zu verlassen und 
sich in die brandenburgischen Staaten begeben wollten **; 
In zartester Weise wurde auf die Verhältnisse Rücksicht 
genommen, unter welchen die Flüchtlinge bis dahin gelebt 
hatten, und ihnen möglichst Alles gewährt, was dazu dienen 
konnte, den Schmerz über die Trennung von ihrer bisherigen 
Heimath zu mildern. Brandenburg sollte für sie ein neues 


47) M. Ch. Weiss histoire des r&fugies protestants de France de 
puis la revocation de l’edit de Nantes jusqu’& nos jours. Paris 155. 
Tom. I. pag. 124. segq. 

“) Das Edict von 1598. und die Ordonnance von 1685. bei Weiss 
a. a. OÖ. Tom. II. pag. 331. seq. 387. seq. 

4) Mylius a. a. O. Theil II. Abth. I. nro. LXV. Fol. 188, folg. 
(in deutscher Sprache), Theil VL Anhang nro. VIII. Fol. 43. folg. (frar- 
zösisch. Grube corp. const. cit. Pars II. nro. CLXXXVIL Fol. 221. fe. 
Weiss a. & O. Tom. II. pag. 405. seq. 


r” na 
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Vaterland werden, in welchem sie Freiheit des Cultus ge- 
niessen und in bürgerlicher und socialer Hinsicht nach ihrer 
altväterlichen Sitte leben durften. e 

Von diesem günstigen Anerbieten machten die in Frank- 
reich in den Zustand der Rechtlosigkeit versetzten Refor- 
mirten sogleich den ausgedehntesten Gebrauch und selbst 
aus England, Holland und der Schweiz, wo den Flüchtigen 


. ein Asyl eröffnet worden, kamen bald viele nach Branden- 


r 


burg, wo ihnen eine vortheilbaftere Niederlassung als in irgend 


. einem andern Lande dargeboten war. Noch während 'der 


Regierung des grossen Kurfürsten bildeten sich neue fran- 
zösisch-reformirte Gremeinden in Berlin selbst, Magdeburg 


(1685), Königsberg (1686), Frankfurt an der Oder, Halle, 
Prenzlau, Schwedt, Spandau, Köpenick, Lippstadt, Hamm, 


Soest, Minden, Cleve, Wesel, Emmerich, Duisburg. 
Dem durch den dreissigjährigen Krieg zum Theil ent- 


. völkerten Lande ward durch diese französischen Kolonien °) 
kein geringer Zuwachs, dessen Bedeutung aber um so höher 
 anzuschlagen ist, als Kunst und Gewerbe in den branden- 


_ burgischen Barden dadurch in ausserordentlicher Weise 


- gehoben wurden °!), 


Wie Friedrich Wilhelm unterzog sich auch Friedrich ll. 


(1688; seit 1701 als König Friedrich I. bis 1713) mit be- 
 harrlichem Eifer der grossen Aufgabe, den Unionsgeist der 
“ Evangelischen in seinen Landen zu pflegen und das refor- 


mirte Kirchenthum weiter auszubreiten. Um die einseitig 


_ ‚strenge lutherische Richtung nicht überhandnehmen zu lassen, 


_ untersagte er aufs neue den Besuch der Universität Witten- 
‘ berg unterm 4. März 1690 °®), zog im folgenden Jahre den 


mild gesinnten Philipp Jacob Spener als Propst nach Berlin 
und verordnete darauf am 7. Januar 1692, dass nicht wider 


60%, Auch sonst liebte es Friedrich Wilhelm durch fremde Kolonisten 


_ reformirten Bekenntnisses neue Gemeinden zu begründen. So entstand 


1685. die reformirte Gemeinde zu Nattwerder oder Vierbäuser bei Pots- 
dam (Hering Beiträge zur Geschichte Theil U. S. 306.). 

51) Darüber giebt eine ausführliche Nachweisung W eiss histoire 
a. a. O. Tom. I. pag. 148. seq. 

ss) Myliusa.a. 0. Theil I. Abth. H. nra. LI. Fol. 109. =. oben 


‘ Anm. 28. 
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Pietisten, Separatisten, Labadisten gepredigt werden solle °®). 
Da Frankfurt eigentlich schon eine reformirte Universität 
geworden, gründete er, zugleich Wittenberg und Leipzig 
gegenüber, eine neue lutherische Hochschule in Halle 1694 
und ‚besetzte -dieselbe mit Anhängern Speners °t). Wo es 
thunlich war, suchte er einen Simultangebrauch der Kirchen 
einzuführen, stiftete Unionskirchen und Waisenhäuser für 
Lutheraner und Reformirte, zugleich aber Uebergriffen be- 
gegnend °°), und bediente sich bei seiner am 18. Januar 
1701 erfolgten Krönung zu Königsberg eines lutherischen 
und reformirten Geistlichen, welche beide zu Bischöfen er- 
hoben wurden °®). 

Ein bleibendes Verdienst erwarb sich der Kurfürst um 
seine Glaubensgenossen durch die Stiftung des sogenannten 
Mons pietatis im Jahre 1696 °”). Nicht würdiger konnte 
er wohl den heiligen Abend des Weihnachtsfestes begehen, 
als dass er auf den Vorschlag seines geheimen Raths, 
Kammergerichts- und Consistorial-Präsidenten Sylvester Jacob 
von Dankelmann die zu seiner Disposition stehenden Straf- 
gelder der Münz- Kipp- und Wipperei zu einem „Patrimonio 
Jesu Christi und seiner armen Gliedmassen* bestimmte und 
„aus wahrem Eifer vor die Ehre Gottes, und aus hertzlichem 
Mitleiden gegen die verjagte und Nothleidende“ verordnete, 
dass aus den „Münzbrüchen, die jetzt schon vorhanden und 
in Zukunfft noch einkommen werden 1) Ein hundert Tausend 
Thaler Capital vor die ... Glieder der wahren Reformirten 
Religion, so in Unsern Landen sich befinden. 2) Item zur 
Beneficirung der jetzigen und noch künftig anzubauenden 
Reformirten Kirchen und deren Bedienten in Unser Chur- 
mark Brandenburg, auch 3) Zu Rettung der noch ausser- 


5) Mylius.a. a. O. Theil I. Abth. I. nro. LX. Fol. 413. folg. 

&, v. Mühler.aa.O.S. 192. 

6) v. Mühler a. a. O. S. 196. — Unterm 12. April 1707. (M y- 
lius a. a. O. Theil I. Abth. II. nro. LXXXIV. Fol. 171.) befahl der 
König, die reformirten Prediger sollten keine Copulationen verrichten, 
wenn beide Contrahenten lutherisch sind, und überhaupt zu befugten 
Klagen keinen Anlass geben. 

°), Jacobsona.a0.LID.S. 79. 

°”) Die Stiftungsurkunde vom 24. December 169. bei Mylius 
a. a. O. Theil VI. Abth. I. nro. CXCVIUL. Ful. 633. folg. 
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halb Unsern Landen gedruckten und verfolgten Religion, 
gesammelt, und von nun an, bis zu ewigen Zeiten dazu 
gewidmet seyn und bleiben sollen“. Das „Directorium“ 
der Stiftung wurde einem reformirten geheimen Rathe über- 
tragen, welcher drei bis vier andere reformirte Beamte für 
die Verwaltung zuziehen sollte und denselben aufs Ernsteste 
die gewissenhafte Administration der Kasse eingeschärft. 
„Sollte aber Jemand .... hiewider Anschläge führen, Vor- 
schläge thun, oder auch sich würcklich bearbeiten, das Gott 
dem Höchsten gewidmete Capital zu weltlichen und andern, 
als hierinn benanndten Nutzen, anzuwenden, oder wider 
Unsere Intention zu missbrauchen, den, oder dieselben wollen 
Wir mit ihren Nachkommen und Anhang, dem Zom und 
Fluch des gerechten Gottes übergeben haben, damit sofort 
sie befalle, uäe auf ihnen bleibe die Furcht und das Zittern 
Cains ..... 

Die Teformarte Kirche erhielt unter der Regierung Fried- 
richs neuen Zuwachs durch Aufnahmen von Kolonisten aus 
der Pfalz, der Schweiz und anderweitig. Als im Jahre 1688 
die Stadt Mannheim und Umgegend durch die Franzosen 
schwer heimgesucht war, liess der Kurfürst die dortigen 
obdachlosen Reformirten auffordern, sich bei ihm nieder- 
zulassen und bot ihnen unter sehr günstigen Bedingungen 
einen Theil von Magdeburg an, welches noch seit der Zer- - 
störung durch Tilly nicht völlig wieder hergestellt war. Sie 
fulgten dieser Einladung, erhielten mit den Wallonen, welche 
sich schon früher nach Magdeburg begeben hatten, einen 
eirenen Magistrat und wurden im Allgemeinen so privilegirt, 
wie die Refugies aus Frankreich °®). Während diese Pfälzer 
sich bald den Deutsch-Reformirten' anschlossen, entstand 
zwischen anderen Flüchtlingen aus der Schweiz und dem 
Fürstenthum Orange eine engere Verbindung mit der fran- 
zösischen Colonie. Von den 1685 aus Frankreich fortge- 
zogenen Reformirten hatten sich nicht wenige Familien im 
Canton Bern niedergelassen. Ludwig XIV. nöthigte aber 


®®, Vergl. das Privilegium für dieselben vom 25. Mai 1689. bei 
Mylius a.a. O. Theil VI. Anhang nro. XIX. Fol. 65. folg. s. He- 
rıng neue Beiträge Theil I. S. 132. 137. 

Zeitschr. f. Kirchenrecht. III. 8. 21 


308 Dr. H. F. Jacobson: 


den Canton, denselben das Domicil aufzusagen, weshalb sie 
sich 1699 mit der Bitte um Aufnahme an den Churfürsten 
wendeten, der ihnen auch dieselbe sogleich gewährte 5°). 
Dasselbe geschah auch mit den Refugies aus Orange im 
Jahr 1703, als die Franzosen sich des Fürstenthums be- 
mächtigten und die Evangelischen vertrieben 9). Wie der 
Landesherr €!) nahmen sich auch ‚die bereits im Lande be- 
findlichen Glaubensgenossen ihrer nachfolgenden Brüder aufs 
kräftigste an und gründeten für sie Anstalten, welche sich 
bis auf die Gegenwart erhalten haben (s. unten Anm. 147. 148), 
für die Schweizer das Hötel de Refuge, für die aus Oranien 
Maison d’Orange in Berlin. 

Ein Theil der Pfälzer fand eine neue Heimath in Lit- 
thauen und Preussen. Die in der Assecuration von 1663 
für das letztere gegebene Zusicherung konnte unmöglich 
für die Dauer festgehalten werden, da die veränderten Um- 
stände der folgenden Zeiten mit einer derartigen Beschrän- 
kung sich nicht wohl vereinbaren liessen. Nachdem seit 
dem Anfange des siebenzehnten Jahrhunderts einige Familien 
des höheren Adels des Landes, wie die Grafen zu Dohna 
und die Truchsess zu Waldburg, das reformirte Bekenntniss 
angenommen hatten, thaten dies bald viele andere, welche 
zum Theil dem königlichen Hofe nahe standen, wie die 
Grafen und Herren von Dönhoff, Finkenstein, Schwerin und 
andere. Dieselben richteten für sich einen qualificirten Haus- 
gottesdienst ein, dem auch einzelne in der Zerstreuung 
lebende reformirte Familien der Nachbarschaft beiwohnten, 


69 M. s. die Resolution vom 13. März 1699 bei Mylius a. a O. 
Theil VI. Anhang nro. XLIV. Fol. 129. folg. und daselbst Abth. I. 
nro. CCVIII. Fol. 658. folg. 2 

eo) vergl. Weiss a. a. O. Tom. IH. pag. 212. 

°ı) M. s. ausser den bereits angeführten Erlassen auch das Patent 
vom 26. März 1698 mit verschiedenen Gunstbezeugungen, denen noch 
andere durch Patent vom 22. August 1698 hinzugefügt wurden (Mylius 
a a. O. Theil VI. Abth.I. nro. CCIV. CCVIL Fol. 651. 653), so wie das 
Edict vom 13. März 1709, kraft dessen alle, in des Königs Landen sich 
befindende und künftig ankommende, wegen der protestantischen Re- 
ligion vertriebene französische und andere Refugirten naturalisirt und 
den geborenen Unterthanen egalisirt werden (a. a, O. Theil VI. Abth. U 
nro. ÄLVIH. Fol. 97). 


ie 


“: 
’ 


Br 
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so dass sich mit der Zeit neue Gemeinden bildeten, welche 


theils fortdauernd die auf den Schlössern des Adels befind- 
lichen Kapellen und Säle für den Gottesdienst benutzten, 
theils auch mit der Zeit eigene Kirchen erbauten und Geist- 
liche annahmen, oder in ein Filialverhältniss zu den nächst- 
gelegenen reformirten Kirchen traten und wenigstens von 


-, Zeit zu Zeit von den Predigern besucht wurden. Da bei 


diesen Verhältnissen, die zunächst auf Freiwilligkeit’beruhten, 
öftere Veränderungen eintraten, lässt sich um so weniger 
etwas Zuverlässäges über die erste Einrichtung solcher Ge- 
meinden mittheilen, als viele derselben später wieder unter- 
gegangen sind. Sicher #%st jedoch, dass unter der Regierung 
Friedrichs I., ausser drei reformirten Gemeinden in Königs- 
berg (einer deutschen, französischen und polnischen seit 
1702) €2) und den schon oben genannten zu Memel, Tilsit, 
Pillau, eine solche in Preussisch-Holland (seit 1697), Soldau 
und Mohrungen (seit 1701), Insterburg (seit 1702) bestan- 
den ®°); desgleichen Samrodt und Quittainen (seit 1708) °%). 
Von Preussisch-Holland aus wurden auch die Reformirten 
in Riesenburg und Elbing bedient, da die schon 1580 von 
englischen Kaufleuten am letztern Ort gegründete Gemeinde 
seit der Mitte des siebenzehnten Jahrhunderts keinen eigenen 
Geistlichen hatte halten dürfen ). Wie schon 1682 für 
Memel (s. Anm. 45) wurde jetzt auch für Tilsit die Freiheit 
von Abgaben an die Lutherischen anerkannt °%) und zur 
Wahrnehmung der reformirten Interessen überhaupt wurden 
im Jahr 1709 dem Consistorium zu Königsberg ein welt- 
licher und ein geistlicher reformirter Rath beigegeben °). 
Auch in den übrigen Provinzen entstanden neue französische 


6) Arnoldt Kirchengeschichte S. 798. Rhesa kurzgefasste 
Nachrichten von allen an den evangelischen Kirchen in Ostpreussen 
angestellten Predigern. Königsberg 1834. S. 24. 

es, Arnoldt.a.a O. 8. 574 «Rhesa a. a. O0. S.28. Desselben 


Nachrichten von allen... in Westpreussen angestellten Predigern 8.171. 


es, Rhesa Westpreussen S. 170. 

6) Arnoldta.a. O. S. 574. Rhesa Westpreussen 8. 169. 

*6) Cabinets-Ordre vom 7. Ootober 1700, Jacobson a.a.0.I, Il 
Urkunden nro. XXIV. S. 9. 


e, Arnoldt aa. O. S. 663. 8086. 
21 * 
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und deutsche reformirte Gemeinden °®); sodann aber wurden 
vom Könige einige Gebiete neu erworben, in welchen die 
reformirte Kirche schon seit früher vorherrschend gewesen 
war, nämlich im Jahr 1702 aus der oranischen Erbschaft 
die Grafschaften Mörs und Lingen, so wie 1707 ein Theil 
der Grafschaft Teklenburg durch Kauf. Mörs und Tek- 
lenburg standen in kirchlicher Verbindung mit Cleve-Mark, 
während - in Lingen presbyteriale Verfassung nach einer 
eigenen Kirchenordnung von 1678 hergebracht war ®°). In 
gleicher Weise erfolgte eine weitere Vermehrung reformirter 
Gebiete durch die unter dem Sohne Friedrichs I, Friedrich 
Wilhelm I. (1713—1740) gemachten Erwerbungen von 
Geldern noch aus der oranischen Erbschaft 1713 und von 
dem bis dahin Bentheim-Limburg gehörigen Theile ven 
Teklenburg 1729 7%). Durch die nach dem nordischen 
Kriege im Frieden zu Stockholm am 21. Januar 1720 er- 
langten pommerschen Districte von Stettin, Usedom, Wollin 
und das Land zwischen der Oder und Peene war auch die 
Möglichkeit einer früher vergeblich versuchten Erweiterung 
der reformirten Kirche in Pommern eingetreten. “Als näm- 
lich 1677 der grosse Churfürst Stettin erobert hatte, bestellte 
er sogleich einen Hofprediger; da aber 1679 die Festung 
den Schweden wieder überlassen werden musste, kam die 
reformirte Gemeinde nicht zu Stande. Nunmehr wurde eine 
solche 1722 eingerichtet ?!). Dazu kam noch ebenfalls in 
Stettin eine französische Gemeinde ??), welche mit der deutsch- 
reformirten ein Simultaneum begründete, und eine Gemeinde 
in Pasewalk. Im Herzogthum Magdeburg, in den Marken, 
in Preussen und Litthauen bildeten jetzt ebenfalls franzö- 
sische und deutsche Reformirte aus der Pfalz und Nassau 
eine nicht geringe Zahl neuer Gemeinden. In der Mark 
zu Potsdam 1731 u. a. ’°), in Preussen 1714 zu Gumbinnen, 


ee, Jacobson a. a. O. IV, II. S. 244. folg. 250. folg. 255. 

6, Jacobson ae. a. O. IV, dII. S. 894. folg. 404. folg. 433. felg. 

”0) Jacobsona. a. O. IV, IM. S. 401. folg. 412. 

"ı). Hering neue Beiträge Theil I. S. 113. 114. 

72) Vergl. das Patent vom 6. Juni 1721 wegen der Privilegien für 
die französischen Colonisten in Stettin bei Mylius a. a. O. Theil VI 
Abth. II. nro. CXLI. Fol. 225. fg. und Anhang nro. CV. Fol. 567. fg. 

’s) Vergl. das Patent für Potsdam vom 19. October 1731 bei My- 
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zu Judtschen, 1721 zu Szadvetschen, 1724 zu Goldapp, 
1725 zu Göritten und Soginten, 1735 zu Wilhelmsberg u. a. ?%). 
Unter wesentlicher Mitwirkung der Adelsfamilien entstanden 
solche in: Schlodien, Reichertswalde, Schlobitten, Carvinden 
durch die Grafen zu Dohna; in Beinuhnen, Grosswolfsdorf, 
Dönhoffsstädt durch die Gaafen Dönhoff, in Steinort durch 
die Grafen Lehndorf u. a. °°). 


Zur Befestigung der also vergrösserten einigten Kirche 
trugen nicht wenig die Anordnungen bei, welche seit dem 
Anfange des achtzehnten Jahrhunderts durch das Kirchen- 
regiment getroffen wurden, vorzüglich die im Jahr 1713. 
ergangenen Bestimmungen über Bekenntniss, Cultus und 
Disciplin, von denen weiterhin bei der Darstellung der Ver- 
fassungsverhältnisse ausführlicher zu berichten sein wird; 
nicht minder aber die ganze Richtung Friedrich Wilhelms1., 
welcher das friedliche Nebeneinanderbestehen beider evan- 
gelischen Kirchen schützte ’°). Die früher den Eingewan- 
derten ertheilten Privilegien wurden mit Ausdehnungen von 
ihm selbst, wie von seinem Nachfolger wiederholt 7”). Dass 
unter Friedrich dem Grossen (1740—1786) das äusser- 
lich paritätische Verhältniss nicht beeinträchtigt werden konnte, 
ergziebt sich schon von selbst, wenn man den indifferenten 
Standpunkt des Königs in Erwägung zieht. In der Instruction 
fir das Lutherische Oberconsistorium vom 4. October 1750 


lius a. a. O. Theil VI. Abth. II. nro. CCXXI. Fol. 425. folg. und An- 
hang nro. CXXIV. Fol. 595. folg. 

‘ Arnoldt aa.0.S.799. Rhesa Ostpreussen S. 68. 69. 72. fg. 

is), Arnoldt a. a. O. S. 799. Rhesa Ostpreussen S. 28. Ja- 
cobson a. a 0. I], OD. S. 102. 

‘*) M. s. überhaupt v. Mühler a. a. O. S. 196. folg. vergl. die 
Verordnungen vom 21. März 1734 wegen des der lutherischen Kirche 
su Insterburg von den Reformirten zu entrichtenden Decems; vom 
9 März 1736 über den Kirchendecem, wo Lutheraner und Reformirte 
beisammen leben ; wegen Einrichtung der Simultan-Schulen in Litthauen 
vom 6. August 1736 u. a. m. (Jacobson a. a. O. I, II. Urkunden 
aro. XXXVIIL, XLO, XLIO. S. 125. folg.). 

7) Vergl. Declaration vom 29. Juli 1710 (bei Mylius a. a O. 
Theil VI..Abth. II. nro. LVIII. Fol. 100), Patent vom 29. Februar 1720 
'ı a2. 0. Abth. II. nro. CXXVI. Fol. 205. und Anhang nro. CIV. Fol. 
53°. folg.). — Ediet vom 25. Februar 1744 (Myliusa.a. O. Th.Yl. 
Centinuatio II. Fol. 177) u. a. m. 
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heisst es in Bezug auf die theologischen Prüfungen im $ 5: 
„Es verstehet sich von selbsten, dass die Examinatores, so 
wohl der Reformirten als der Lutherischen Religion sich 
nicht bey denen, unter beyden Religionen streitigen Puncten, 
welche ohnedem nichts bedeuten, aufhalten...“ 7®), Es 
machte daher dem Könige auch nicht einmal Bedenken, 
lutherischen Geistlichen zuzumuthen, den Anhängern der 
reformirten Confession das heilige Abendmahl nach refor- 
mirtem Ritus zu reichen °°?); um so weniger konnten Simul 
tanea aller Art irgend einen Anstand finden. Darnach sollte 
in den kleinen Städten und auf dem platten Lande den 
reformirten Predigern erlaubt sein, in der lutherischen Kirche, 
und den lutherischen Predigern in den reformirten Kirchen, 
Leichenpredigten: zu halten ®°); auch -können die reformirten 
Prediger, weil dieses der zwischen beiderseitigen Religions 
verwandten in allen Dingen zu beobachtenden guten Har- 
monie gemäss ist, ihre Communion ®!) in den lutherischen 
Kirchen halten a2), 

Unter diesen Umständen wuchs auch jetzt die refor- 
mirte Kirche in nicht geringem Maasse und es entstanden 
. in allen Theilen des Landes neue Gemeinden, vorzugsweise 
aber Filialen. Das Letztere geschah besonders in Pommern 
und Sachsen vornehmlich aus Pfälzischen Colonisten ®*). 


8, Mylius a.a.O. Theil VII. Continuatio IV. nro. CVL Fol. 29. 

7) So wird in dem Rescript d. Berlin vom. 13. September 1748 
(Mylius a. a. O, contin. IV. nro. XXV. Fol. 77) dem lutherischen 
»Capituls-Prediger des Klosters Heiligen Grabe gnädigst befohlen, denen 
daselbst befindlichen Evangelisch-Reformirten Capituls-Fräuleins das 
heilige Nachtmahl auf Verlangen, ihrer Confession gemäss, und nach 
dem Gebrauch derer hiesigen Reformirten jedesmahl zu reichen, um 
denenselben die Kosten einer ohnedem bei Winterszeit besonders be 
schwehrlichen Reise zu erspahren.« 

80) Rescript d. d. Königsberg 21. November 1747 (W.H. Beckber 
Preussische Kirchenregistratur. Zweite Auflage. Königsberg 1769. 4. 
8. 98). 

e1) Rescript d. d. Königsberg 10. October 1763 (a. a O.). 

2) Mehrere andere hierher gehörige Bestimmungen s. m. in LE 
Borowski neue Preussische Kirchenregistratur. Königsberg 178. 4 
S. 127. 128. 

es) Göbel und Stähelin neue reformirte Kirchenzeitung. Jahr- 
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Selbstständig bildeten sich neue Gemeinden in Cleve und 
Mark °*), wie in Preussen zu Osterode, Stallupöhnen, Pill- 
kallen und Schirwindt, Neunischken ®°), Ausserdem gab 
der Erwerb Schlesiens Gelegenheit zu fernerer Ausbrei- 
tung. Nur unter schwerem Druck hatten die Evangelischen 
der unveränderten Augsburgischen Confession in Schlesien 
ihren Cultus üben können, die Reformirten aber waren schon 
längst völlig verdrängt, in .Beuthen-Carolath seit der Flucht 
des als König anerkannten Friedrich’s V. von der Pfalz 1620, 
in Jägerndorf seit der Achtserklärung des Markgrafen von 
Brandenburg Johann Georg 1624 ®®), in Liegnitz, Wohlau 
und Brieg seit dem Tode des Herzogs Georg Wilhelm 1675. 
Gleich nachdem Friedrich der Grosse 1740 in Schlesien 
eingerückt war, bewilligte er überall Einführung des evan- 
gelischen Gottesdienstes und bestellte sofort einen reformirten ° 
Hofprediger in Breslau; dasselbe geschah hierauf in Glogau. 
Durch den Fürsten von Anhalt-Pless wurde dann eine neue 
Gemeinde gegründet, welcher der Name Anhalt beigelegt 
wurde. Hieran schlossen sich bald verschiedene Filialen an, 
wie Frankenstein, Oppeln u. a. Auch durch Einwanderung 
gewannen die Reformirten neue Gemeinden. Nachkommen 
der mährischen Brüder in Böhmen, welche bisher im Ver- 
borgenen ihrem Bekenntnisse treu geblieben waren, suchten 
jetzt eine Zuflücht in dem benachbarten Schlesien, welche 
ihnen freudig gewährt wurde. So entstanden die böhmischen 
Gemeinden Strauseney (bei Kudova), Friedrichs-Tabor (bei 
polnisch Wartenburg), Friedrichsgrätz (bei Oppeln) und 
Hussinetz (bei. Strehlen) 1749 ®9). Sie erhielten selbststän- 
dige Verwaltung und mannigfache Privilegien. Die im Jahr 
1772 erfolgte Occupation eines Theils von Westpreussen 
war für die daselbst vorhandenen Reformirten ®®) insofern 


rang 1856. S. 203. folg. 212. folg. — Hering neue Beiträge Theil I. 
$. 153, 

“, Jacobsona.a. OO. IV, III. S. 326. 333. 

*, Neue reformirte Kirchenzeitung 1856. S. 241. folg. 

“), S. Laspeyres Geschichte und heutige Verfassung der katho- 
lischen Kirche Preussens. Theil I. (Halle 18240) S. 321. 

“) Nene reformirte Kirchenzeitung 1854. S. 289. fg. 1860. S: 185. fg. 

s) Jacobson a. a 0.1, II, 243. fg. Rhesa a. a. O. West- 
preussen. 
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vortheilhaft, als sie aus ihrer bisherigen Isolirung gezogen 
und der regelmässigen seelsorgerischen Pflege der benach- 
barten reformirten Prediger theilhaftig wurden. 

Unter Friedrich Wilhelm H. (1786—1797) Kunde 
wiederum in Folge der Erwerbungen aus der zweiten und 
dritten Theilung Polens 1793 und 1795 die reformirte Kirche 
des Staates nicht unerheblich, obschon zum Theil nur vor- 
übergehend 3°), vergrössert. Es gehören dazu die schon seit 
dem sechszehnten Jahrhundert mit den Calvinern vereinigten 
böhmischen Brüder (Unitätsgemeinden) Grosspolens °°), ins- 
besondere die Gemeinden: Posen, Lissa, Waschke, Lasswitz, 
Örczeskowo. Ferner eine Gemeinde in Thorn und zwei in 
Danzig ?!)., Am Anfange des jetzigen Jahrhunderts hatte 
der preussische Staat 34 französisch-reformirte Gemeinden 
"mit Predigern, ausserdem noch mehrere Filialen ohne solche 
und eine mehr als doppelt so grosse Zahl von deutschen 
Reformirten °?). | 

Die bisher angeführten er Kirchen, von denen 
nicht wenige im Tilsiter Frieden vom 9. Juli 1807 Frie- 
drich Wilhelm III. (1797—1840) hatte abtreten müssen, 


9) Auf die wieder abgetretenen und nicht zurück erlangten Ge- 
biete näher einzugehen ist für unsern Zweck nicht nöthig, Es genüge 
daher die Bemerkung, dass die Reformirten in Ostfriesland (1744), Ans- 
bach-Baireuth (1792), in einem Theile von Südpreussen (1793), Neu- 
Östpreussen (1795) so lange sie zu Preussen gehörten nach denselben 
Prinzipien verwaltet wurden, wie in den übrigen Districten des Landes. 

») Jacobson a.a.0.], I. S. 264. folg. Neue reformirte Kir- 
chenzeitung 1859. S. 309. folg. 

») Jacobson a. a. O. I, II. S. 288. Rhesa Westpreussen 
S. 78 folg. Schnaase Kirchengeschichte von Danzig (Danzig 1862.) 
S. 543. folg. 

2) Im Jahre 1737 gab es 32 französische Gemeinden, welche 
in fünf Inspectionen zerfielen (Mylius a.a. O. Anhang Fol. 630. folg.), 
1780 werden 46 angeführt, zum Theil aber ohne Prediger ((Ulrich): 
über den Religionszustand in den preussischen Staaten seit der Regie- 
rung Friedrichs des Grossen Bd. V. (Leipzig 1780) S. 437 folg.). Nach 
dem Handbuch über den preussischen Hof und Staat von 1802. S. 364 
waren 34 Gemeinden mit Predigern vorhanden — Die deutschen 
Reformirten hatten 1780. 71 Gemeinden in 15 Inspectionen (U l- 
rich a. a. O. S. 240. folg.), im Jahr 1802 (Handbuch cit. S. 267. 268), 
ausser denjenigen in Teklenburg, Lingen, Ostfriesland, Süd- und Neu- 
Östpreussen, 18 Inspectionen. 
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wurden meistens 1814—1815 wieder gewonnen. In den 
neu erworbenen Landestheilen befanden sich Reformirte, 
aber auch in grosser Zahl, nur in Jülich und Berg. Nach 
der Volkszählung von 1816 hatte der preussische Staat 
391114 Reformirte neben 5,873146 Lutherischen 3). | 

. Es war damit der Höhepunkt für die reformirte Kirche 
ın Preussen erreicht oder wohl gar bereits eine Abnahme 
eingetreten. Die Hebung des confessionellen Bewusstseins 
seit dem Regierungsantritt Friedrich Wilhelms II. konnte 
den Reformirten nur vortheilhaft sein; allein die Drangsale, 
in welche Preussen seit dem Anfange des jetzigen Jahrhun- 
derts gerathen war und welche zur Aufhebung der kirch- 
lichen Centralorgane in den Jahren 1804, 1808 und 1809 
nöthigten, mussten um so nachtheiliger wirken, indem das 
Bewusstsein der Zusammengehörigkeit der reformirten Ge- 
meinden zu schwinden anfing. Als darauf die erneuten 
Unionsbestrebungen Anfangs weniger dazu dienten, die Ge- 
gensätze zu vermitteln, als die confessionellen Eigenthümlich- 
keiten zu vernichten, litten im Ganzen die Reformirten mehr, 
als die Lutherischen. Die Reformirten waren überhaupt von 
je her der Union beider evangelischen Confessionen geneigt 
und gingen zu grossem Theile auf die Wünsche Friedrich 
Wilhelm’s III: mit vieler Bereitwilligkeit ein. So waren sie, 
besonders die Simultankirchen und die von den Hauptkirchen 
zum Theil sehr entfernt gelegenen und oft ganz kleinen 
Fillalgemeinden, in den Verband mit den lutherischen Ge- 
meinden getreten und wurden vielfach denselben förmlich 
einverleibt. Als später auf’s neue die confessionellen Gegen- 
sätze wieder in den Vordergrund traten, wollte oder konnte 
die verhältnissmässig stets kleinere Anzahl der reformirten 
Gemeinden der Landeskirche, die überdiess zum Theil von 
unirten oder lutherischen Geistlichen bedient wurden, nicht 
mehr vollständig die Forderung der Herstellung ihres frühe- 
ren Zustandes geltend machen. Durch die Verschmelzung 


—. 


=, Ebrard reformirte Kirchenzeitung 1852. 8. 180. 

In den späteren Berichten über die Ergebnisse der Volkszählung 
sind die Reformirten von den Lutheranern nicht gesondert, sondern 
beide zusammen als Evangelische aufgeführt. 
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mit den ursprünglich lutherischen Gemeinden hatten die re- 
formirten ‚übrigens wesentlich der Union selbst genützt. Die- 
jenigen reformirten Gemeinden aber, welche gegenüber dem 
Drängen des strengeren Lutherthums ihre Selbstständigkeit 
zu behaupten oder herzustellen bemüht waren, konnten um 
so mehr eine Befriedigung ihres Wunsches von Seiten des 
Kirchenregiments erwarten, als sie selbst keineswegs gegen 
die Union eine feindselige Stellung einzunehmen gedachten. 
Daher ist auch in neuester Zeit das Regiment bei der Re 
organisation der Landeskirche den Bestrebungen der Refor- 
mirten wohlwollend so weit zu Hülfe gekommen, als es die 
Rücksicht auf das. wohlverstandene Interesse der evange- 
lischen Gesammtheit gestattet. 


* II. Innere Entwickelung der reformirten Gemeinden Preus- 
sens bis zur Gegenwart. 


. Die gedrängte Uebersicht, welche in dem Vorhergehen- 
den über die Entstehung der reformirten Gemeinden des 
preussischen Staats mitgetheilt ist, weist einen verschiedenen 
Ursprung derselben nach, welcher für ihre weitere eigen _ 
thümliche Gestaltung nicht ohne den grössten Einfluss ble- 
ben konnte. Es musste sich offenbar- ein anderer Charakter 
bei denjenigen Reformirten entwickeln, welche selbstständig 
von der Wahrheit des Evangeliums ergriffen sich als eine 
„Kirche unter dem Kreuze“ ausbildeten, die Freiheit ihres 
Bekenntnisses mit Noth erkämpften und, als sie sich bereits 
zu - einem wohlgeordneten Gemeinwesen gegliedert hatten, 
unter die Herrschaft eimer ihnen geneigten Regierung traten, 
als bei den Reformirten, welche durch ein feindseliges Gou- 
vernement zur Auswanderung genöthigt in der Fremde ein 
neues heimathliches Asyl erhielten, oder gar bei Denjenigen, 
welche erst durch die Fürsten von gleichem Bekenntnisse 
zur Bildung von Gemeinden veranlasst und unterstützt wur- 
den. Darnach lassen sich in Preussen drei Gruppen von 
Reformirten unterscheiden, denen zwar die wesentlichen 
Merkmale des reformirten Kirchenthums überhaupt gemein- 
schaftlich angehören, welche aber doch in ihren Anfängen 
grössere Verschiedenheiten zeigen, die erst im Laufe der 
Zeiten unter einem gemeinschaftlichen Kirchenregiment mehr 


‘; 
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und mehr ausgeglichen, obschon selbst in der un 
nicht gänzlich beseitigt sind. 

Nach der gleich im Eingange gemachten Bee 
wird diese Darstellung sich vornehmlich auf die Verhältnisse 
der Deutsch-Reformirten in den östlichen Provinzen und auf 
die Französisch-Reformirten beziehen. Was die Reformirten 
ın Rheinland-Westfalen betrifft, so soll nur nachgewiesen 
werden, in wie weit das reformirte Element noch besonders 
zu Recht besteht. Wir machen mit diesen Letztern den 
Anfang. 

l) Die Reformirten in Rheinland-Westfalen. 


Während in den Rheingebieten das reformirte Bekennt- 
niss das Uebergewicht besass, herrschte in Westfalen das 
htherische vor. Die früheren Gegensätze, welche in beiden” 
Landschaften zwischen der reformirten und lutherischen 
Kirche eine Scheidewand errichtet hatten, schwanden all- 
mählich seit der Mitte des achtzehnten Jahrhunderts und die 
geıneinsamen Interessen führten zu einer Vereinigung. In 
Jülich und Berg hatte man seit 1787 angefangen, an den 
Synoden durch Absendung von Deputirten gegenseitig Theil 
zu nehmen °*). Im Jahre 1803 wurde die Abendmahlsge- 
meinschaft von Reformirten und Lutheranern als statthaft 
anerkannt °°) und seit 1806 bemühte man sich um Herstel- 
lung einer gemeinschaftlichen Kirchenordnung °%). In Cleve 
und der Grafschaft Mark wurde eben so seit 1788 eine 
innigere Verbindung der Ministerien beider Kirchen durch 
den gegenseitigen Besuch der Synoden angebahnt °”). Als 
ım Jahre 1812 die zweihundertjährige Jubelfeier der luthe- 
rischen Märkischen Synode festlich begangen wurde, verei- 
uisten sich die Deputirten beider Confessionen zum gemein- 
schaftlichen Genusse des heiligen Abendmahls ?®). Schon 
enige Jahre vorher hatten sich in den linksrheinischen 


®» Jacobsona.a. 0. IV, HI. 8. 275. 322. 
") a. a. O. S. 276. 812. 

”, aa 0. 8. 809. 8ıl. 

") 2 a.0.S. 285. 337. 817. 821. 822. 

” aa 0.S. 818. 
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Sprengeln der Localconsistorien förmlich Consensus-Gemen- 
den gebildet °°). 

Diesen Vorbereitungen zur Union folgte seit der Ver- 
einigüng dieser und anderer rheinischer Gebiete unter preus 
sischem Scepter durch eine vollständige Commembrirung der 
bisher gesonderten lutherischen und reformirten Kirche die 
Bildung wirklich unirter Provinzialkirchen in der Rheinpre- 
vinz und Westfalen 10%). Die Kirchenordnung vom 5. Mär 
1835 sanctionirte dieses Verhältnis. Die Union m Rheir- 
land-Westfalen war nicht ein Erzeugniss des Indifferentismu 
und hatte auch keineswegs die Aufhebung der reformat- 
rischen Bekenntnissschriften zur Folge. Den Geist, in we. 
chem 1817 in der Grafschaft Mark die Union vollzogen 
„wurde, erkennt man deutlich genug aus der Erklärung eine 
“hervorragenden Mitgliedes der dortigen Synode: „Wir wär 
den uns an unsern frommen Vorfahren und an unsern from 
men Nachkommen versündigen, wenn wir die Symbole fir 
antiquirt erklärten und bloss der Geschichte überlieferten 
Auch bei der .Union bleiben sie unentbehrlich, insbesondere 
die Augsburgische Confession und der Heidelberger Cate 
chismus. Rücksichtlich der Differenzpunkte ist Niemand 
wegen seiner Meinung in Anspruch zu nehmen, sondern ® 
wird Jeder angewiesen, desshalb die heilige Schrift zu er 
forschen, und diese Punkte nicht als wesentliche, zur Selig- 
keit erforderliche Glaubensartikel zu urgiren. Die Verein 
gung ist eine unio conservativa, indem jede Kirche ihr 
Eigenthümlichkeit behält und sich mit der andern in Liebe 
. verbindet“.1%1), Auf der .ersten im Jahre 1835 zu Suet 
gehaltenen westfälischen Provinzialsynode konnte bereits di 
Mittheilung gemacht werden, dass alle Gemeinden mit Aus. 
nahme von etwa fünfzehn sich der Union angeschlossen 
hatten und selbst diese meistens weniger aus prinzipiellen 
Widerspruch, als aus äussern Rücksichten, um nicht ihr 


9) a. a. O. S. 783. 789. 

100, 4, a. O. S. 863. folg. 895. 

01) Aschenberg in der von ihm herausgegebenen: Vierteljahr 
schrift für Kirche, Kirchenverfassung, Cultus und Amtsführung. Bil. 
(Schwelm 1818.) Heft I. nro. L 


N 
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bisherige selbstständige Existenz zu verlieren 192). Später- 
hin sind auch die noch zurückgebliebenen Gemeinden fast . 
simmtlich der Union beigetreten 1°). In gleicher Weise ist 
auch in der Rheinprovinz die Union zur Annahme gelangt !°*). 
Da durch die Union die Autorität der Sonderbekennt- 
nisse nicht aufgehoben ist, wurde auch ein den Bekenntniss- 
stand sichernder Zusatz zur Kirchenordnung von 1835 von 
beiden Provinzialsynoden beschlossen !%) und durch die 
Allerhöchste Ordre vom 25. November 1855 genehmigt. 
Für die Reformirten ist dadurch der Heidelberger Catechis- 
mus und resp. die Augsburgische Confession, wo diess her- 
kömmlich ist, als geltendes Symbol anerkannt. Den sich 
daraus ergebenden Consequenzen hat man sich auch nicht 
entzogen. Eine reformirte Kirche als äussere Rechtsanstalt 
ım Unterschiede von der unirten Provinzial- und Landes- 
kirche giebt es in Rheinland und Westfalen nicht mehr. 
Maassgebend ist $ 3. des Zusatzes über den Bekenntniss- 
stand: 
„Unbeschadet dieses verschiedenen Bekenntnissstandes 
pflegen sämmtliche evangelische Gemeinden, als Glieder 
Einer evangelischen Kirche, Gemeinschaft in Verkün- 
digung des göttlichen Wortes und in der Feier der Sa- 
cramente und stehen mit gleicher Berechtigung in Einem. 
Kreis- und Provinzial-Synodal-Verbande, und unter der- 
selben höheren kirchlichen Verwaltung“. 
Damit steht m vollem Einklange, was die westfälische sie- 
bente Provinzialsynode von 1853 einstimmig declarirte: 
„Es verstehe sich von selbst, dass, obgleich die in der 
Provinzialkirche verbundenen lutherischen und refor- 
mirten Gemeinden keine Sonderkirchen im kirchenregi- 


107, Verhandlungen der ersten westfäl. Provinzialsynode (Schwelm 
1535. 4.) 8. 49. 50. | 

105, Es ergeben diess die Verhandlungen der folgenden Provinzial- 
srnoden sub C. »das Confessionelle.« 

14) Im Jahre 1854 waren 32 Gemeinden der Union nicht beige- 
treten (Verhandlungen der neunten rheinischen Provinzialsynode (Elber- 
feld 1856.) S. 109. 

16) Die deshalb gepflogenen Verhandlungen sind von mir in der 
deutschen Zeitschrift für christliche Wissenschaft und christliches Leben. 
Berlin 1854. Jahrgang V. nro. 51. 52. mitgetheilt. 
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mentlichen Sinne bilden können, sie dennoch in Berus 

auf ihr Bekenntniss mit der auf Erden verbreiteten lu- 

therischen resp. reformirten Kirche innerlich verbunden 

bleiben“ 108), 

Eben desshalb sind auch die reformirten Gemeinden in Rhen- 
land-Westfalen (zwar) berechtigt, „eine ihrer confessionellen 
Eigenthümlichkeit entsprechende Gestaltung, beziehungswei« 
Umgestaltung der Form ihres Gottesdienstes in Anspruch zu 
nehmen, und 'ihr Wunsch, bei derselben die "wesentliche 
Gleichheit der gottesdienstlichen Einrichtungen in den ver- 
schiedenen (reformirten) Gemeinden hergestellt zu schen, is 
wohl begründet“, allein „ein synodales Zusammentreten der 
reformirten Gemeinden .... zu welchem Zweck auch immer, 
ist mit der Organisation der Provinzialkirche unvereinbar“ !"). 

Aber nicht bloss eine Scheidung der Provinzialkirche in 
eine reformirte und lutherische Synode, sondern jede itio in 
partes erscheint nach dem Standpunkte der rheinisch-west 
fälischen Kirche höchst bedenklich, zumal ein Bedürfnis 
dazu in der That nicht vorhanden ist. 

Im Jahre 1853 hatte die Kreissynode Minden den An- 
trag gestellt, dass bei allen confessionellen Angelegenheiten 
auf den Kreissynoden und der Provinzialsynode eine itio n 
partes vorzugehen habe. Die westfälische Synode !°®) selbst 
lehnte denselben aber ab und sprach sich, wie die rhe- 
nische !°®), dagegen aus, dass im Consistorium die itio m 
partes stattfinden solle. Ein Grund zu solcher Trennung 
scheint darum nicht vorhanden zu sein, weil stets an dem 
Prinzip festgehalten wird, 

„dass alle auf dem Standpunkte der unirten Kirche 

gefassten Beschlüsse für die lutherischen und reformir- 

ten Gemeinden nur so weit verbindliche Kraft haben 


106) Beschluss 212, in den Verhandlungen Fol. 48. 

107, Beschluss der siebenten rheinischen Provinzialsynode von 1831. 
8 166. 8. 416. folg. 

108) Beschluss 238. der siebenten westfälischen Provinzialsynode 
von 1853. Fol. 8. 52. 

109) Achte rheinische Provinzialsynode von 1853. $& 120. S. 179. fg. 
(verb. 8. 299. folg. 860. folg.).. Neunte rheinische Provinzialsynode von 
1856. $ 76. S. 108. folg. 
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können, als sie erweislich mit den confessionellen Eigen- 
thümlichkeiten derselben in Bekenntniss und Gottesdienst 
vereinbar seien“ 11°), 

Eine speciellere Darstellung erfordern nunmehr 


23) Die Französisch-Reformirten. 


Die Grundlage für die kirchlichen Verhältnisse der R& 
fugies in Preussen bildet das Edict vom 29. October 1685 
(s. oben Anm. 49) und zwar $ XI: | 

„Nous entretiendrons un Ministre dans chaque Ville et 

Forons assigner un lieu propre pour y faire l’exereice 

de la Religion en frangois selon les coutumes et avec 

les mömes c&r&monies qui se sont partiquees (? prati- 

quees) jusques & present parmi eux en France“. 
Es ist indessen darin nur von einzelnen Gemeinden die Rede, 
welchen die freie Religionsübung nach ihren bisherigen 
„Gebräuchen und Ceremonien“ zugesichert wird. Diese cou- 
tumes et c&r&monies waren nach und nach auf den franzö- 
sischen Synoden festgestellt und in der: Discipline ecclesia- 
stique des eglises reformdes de France zusammengefasst !1), 


116) Fünfte rheinische Provinzialsynode von 1847. 8 48. 8. 80. folg. 
verb. Sechste rhein. Provinzialsynode von 1849. $ 71. 8. 56. fg. u. a. m. 

111) Ein Nachweis der Entstehung und endlichen Feststellung der 
Discipline würde hier nicht am Orte sein. Eine gute Uebersicht, aus 
welcher die allmähliche Bildung der neuesten Gestalt entnommen werden 
kann, bietet Aymon: Tous les synodes nationaux des &glises r&for- 
mees de France. (A la Haye 1710. 2 vol. 4.) in der Table alphabetique 
zu Tom. I. u. II. unter dem Worte: discipline ecclesiastique. Die letzte 
französische Nationalsynode zu Loudun von 1660 hatte den Pastor und 
Professor an der Universität Saumur Amiraud beauftragt in Gemein- 
schaft mit Blondel, Gaultier und Catelan, um dem Missstand 
der von einander abweichenden Ausgaben der Discipline abzuhelfen, 
aufs neue nach den Synodalschlüssen die Discipline zusammenzustellen 
und ihre Arbeit den Consistorien von Saumur, Paris und la Rochelle 
zur Prüfung vorzulegen, um dann einen neuen Abdruck zu veranstalten 
(Synode tenu a Loudun chap.X. art. VII. bi Aymon a.2.0. Tom. II. 
pag.774). Es erschien hierauf eine Ausgabe von dem Prediger d’Huis- 
seau in Saumur, zu La Rochelle in Quarto 1666, wiederholt gedruckt 
im Haag 1710. Nach dieser letztern ist die Discipline am Schlusse des 
sechsten Bandes von M ylius corpus constit. Marchicarum mitgetheilt, 
doch ohne die Auszüge aus den Nationalsynoden, welche in der Aus- 
gabe von d’Huisseau vollständig jedem Artikel hinzugefügt sind. 
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in Verbindung mit dem wiederholentlich darin angeführten !!?) 
Glaubensbekenntnisse (la confession de foi arr&tee entre nous) 
vom Jahre 1559 !!3). Die in der Discipline enthaltene 
Kirchenverfassung ist eine presbyterial-synodale, indem die 
Gemeinden, jede mit einem Consistoire (Presbyterium) ver- 
sehen, innerhalb bestimmter Distriete Colloques (Classen, 
Kreissynoden) untergeben sind, aus deren Deputirten Synodes 
provinciaux gebildet werden und aus welchen als letzte und 
höchste Instanz Generalsynoden, Synodes nationaux, hervor- 
gehen !!*). Die Beibehaltung dieser Verfassung ist in dem 
.Ediet von 1685 nicht besonders verheissen und liess sich 
auch für die verhältnissmässig geringe Zahl der sich neu 
bildenden Gemeinden in den brandenburgischen Landen An- 
fangs nicht in Anwendung bringen. Wie sich überhaupt 
die Organisation dieser Gemeinden weiter gestalten würde, 
konnte im Voraus nicht wohl bestimmt werden, jedenfalls 
aber bedurfte es genauerer Festsetzungen, welche auch be- 
reits unter dem Nachfolger des grossen Churfürsten erfolgten. 


112) 8, Discipline chap. I. art. IX. chap. II. art. II. chap. III. art. L u.a. 

118) Auf der siebenten Nationalsynode von la Rochelle 1571. art. 11. 
(Aymon a. a. O. pag. 98) wurde declarirt: »D’attant que notre Con- 
fession de Foi est imprim&e de differentes manieres, le Synode declare 
que celle-lä est la veritable Confession de Foi de nos Eglises Reformees 
de France, qui commence par ces paroles: Nous croions qu’il n’y a 
qu’un seul Dieu:: laquelle Confession a &t& dressee au premier Synode 
National tenu & Paris le 25 Mai de l’An 1559e. Dieses, mit Calvin’s 
Grundsätzen übereinstimmende Bekenntniss, ist wohl von dessen Schüler 
Chandieu, reformirtem Prediger zu Paris, verfasst, wurde 1561 dem 
Könige Carl IX. überreicht und 1571 von Heinrich IV. bestätigt. Im 
Jahre 1562 wurde es ins Deutsche übersetzt, in Heidelberg gedruckt 
und von den französischen Gemeinden in Deutschland beibehalten (vergl. 
Niemeyer collectio confessionum pag. XLVIIlI. folg. u. pag. 327. fg.). 
Die Synode zu Tonnains von 1614 unterzog sich einer erneuten sarg- 
fältigen Revision der Confession (Aymon a. a. O. Tom. II. pag. 7) 
und der derselben entsprechenden Ausgabe bedienten sich die franzö- 
sisch-Reformirten in Preussen (vergl. Rescript vom 9. November 1717 
bei Mylius a.a. O. Theil I. Abth. I. nro. XCVIIL. Fol. 529. (deutsch), 
Theil VI. Anhang nro. LXXXVIII. Fol. 515. (französisch), mit dem Da- 
tum 9. December 1717). 

114) Vergl. Discipline chap. I. art. XXX. L. LIII—LVI. chap. V. 
art. XXXI. XXXII. chap. VIII. art. IX. X. XII. XIV. chap. IX. art. VU. 
chap. XIV. art. XXXIN. 
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Dabei durfte aber nicht ausser Acht gelassen werden, dass 
der neue Landesherr ein Glaubensgenosse der recipirten 
Flüchtlinge war, wie er selbst in dem Edict vom 13. Mai 
1709 erklärte, er habe den französischen Eingewanderten 
die Rechtsgleichheit mit den deutschen Landesbewohnern im 
Hinblick auf die gleiche Religion ertheilt (naturalisant ... 
tous ceux qui faisant profession avec Nous de la Religion 
protestante ...) 115). In ganz gleicher Weise, wie für die 
Reformirten in Cleve-Mark, welche vor der Vereinigung 
mit Brandenburg eine rein presbyterial-synodale Verfassung 
hatten und nachher ein consistorial-episkopales Element dazu 
erhielten, konnte dieses letztere und zwar wegen der beson- 
deren Umstände mit noch grösserem Uebergewicht bei den 
Französisch-Reformirten zur Geltung gebracht werden. Be- 
reits unterm 7. December 1689 erklärte Friedrich III., dass 
zur Erhaltung der Einheit die discipline eccl&siastique in 
sämmtlichen französisch-reformirten Gemeinden so beobachtet 
werden solle, wie es bisher in Frankreich geschehen (Que 
la discipline ecclesiastique sera observee et regl&ee au nom 
de Sa Serenite Electorale, selon F’usage, qui s’observoit dans 
les Eglises Reformees de France), jedoch unter Vorbehalt 
der Rechte der weltlichen Mägistrate in den dazu geeigneten 
Fällen und der Berufung von den Urtheilen der Consistoires 
an die zu bestellenden französischen Commissarien, unter 
der Direction der churfürstlichen reformirten Staatsminister 
und des Landesherrn selbst („En cas que quelgqu’un voulut 
appeller a Son Altesse Electorale de ce qui auroit este jug6 
dans les Consistoires frangois, il pourra s’addresser aux 
Commissaires frangois, qui seront &tablis par son Altesse 
Electorale, et qui seront experts et verses dans la d. disci- 
 pline eccl&siastique, les quel en presence, et sous la direction 

des Ministres d’Estat de Son Altesse Electorale de la Re- 
ligion Reformee, qui ont inspection sur les colonies frangoises, 
ou mesme sur les affaires consistoriales, examineront la d. 
affaire, et la regleront, comme ils le trouveront & propos, 


115) M ylius corp. const. Theil VI. Anhang nro. LXII. Fol. 259. 
verb. Theil VI. Abth. II. nro. XLVIH. Fol. 97. 
Zeitschr. f. Kirchenrecht. LI. 3. 22 
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ou si la necessitE ou la consequence de l’affaire le requeroit 
la porteront devant Sa Serenite Electorale ... a), 
Dieser Declaration gemäss erfolgte am 4. Mai 1694 die 
Einsetzung der Kirchencommission (Commission eccle- 
siastique), bestehend aus zwei geistlichen und zwei weltlichen 
Mitgliedern, zur Behandlung derjenigen kirchlichen Unord- 
nungen und Streitigkeiten der französischen Refugies, welche 
zum Nachtheil der fürstlichen bischöflichen Autorität u. s. w. 
gereichen könnten (au pr&judice de l’authorite Episcopale 
du $.S.E. et du bon ordre establi par la Discipline Fran- 
goise) 11%). Durch Patent vom 26. Juli 1701 wurde die 
Kirchencommission nach dem Muster der deutschen Cons- 
storien umgestaltet und zu einem Oberconsistorium 
‘ für alle französischen Gemeinden des Landes erhoben (Tri- 
bunal Ecclesiastique et Consistorial sur les Colonies Fran- 
goises). Vor dasselbe sollten alle Kirchen- und Consistorial- 
sachen gehören, wenn entweder beide Parteien oder auch 
nur der beklagte Theil ein Mitglied der französischen Colonie 
sei, ausgenommen die Fälle, welche sich der König selbst 
vorbehalten habe, sobald nämlich über die Religion und die 
Gegenstände des Glaubens ein Streit entstehe (les contesta- 
tions sur la Religion et les matieres du foi — de religione 
et capitibus fidei et credendorum); auch sollte von dem 
Consistorium keine weitere Appellation oder Provocation 
zugelassen werden, insoweit nicht in causis arduis et dubis 
etwas Anderes specialiter verordnet würde !!%). Der König 
betrachtete sich demnach selbst als das Oberhaupt der fran- 
zösisch-reformirten Kirche des Landes und übte demgemäss 
auch die höchste kirchliche Gesetzgebung, stets im An- 
schlusse an das Bekenntniss von 1559 und die Discipline 
ecclesiastique, bald unmittelbar, bald durch das Oberconsi- 
storium. So schärfte er den Gebrauch der Confession in 
der reyidirten Form von 1614 und des grossen Katechismus 


116), Mylius a.a.O. Anhang nro. XX. Fol. 71. 

un Mylius a.a.O. Theil I. Abth. I. nro. LXIH. Fol. 417 (deutsch), 
Theil VI. Anhang nro. XXxXVUl. Fol. 117 (französisch). 

19) Mylius ao. a. O. Theil I. Abth. I. nro. LXVIII. Fol. 423 
(deutsch), Theil VI. Anhang nro. XLVIIL Fol. 191 (französisch). 
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von Calvin, wie des Heidelberger Katechismus ein !1?) und 
verfügte über kirchliche Interna und Externa, wie über die 
Sonntagsfeier 12°), Haustaufen '?1), Form und Inhalt der 
Predigt und des Cultus !%?), Uebung der Disciplin !??), Klei- 
dung der Geistlichen !#*), die Verhältnisse der Studirenden 
der Theologie, die Candidaten, ihre Prüfung '?°) u. a. m. 12°). 
Indem der König die Discipline ecclesiastique nur unter 
Vorbehalt seiner Episkopalrechte anerkannte (... conforme 
.& la Discipline .., dont tant Nous que Nos glorieux Pre- 
decesseurs, avont non seulement permis, mais m&me enjoint 
l'observation, sauf Nos droits Episcopaux) !?”), bestimmte 
er, dass das Oberconsistorium die Stelle der früheren Syno- 
den einnehmen solle (Notre Consistoire Superieur Frangois, 
qui par plusieurs raisons, tient par rapport aux Eglises 
Frangoises de Nos Etats, la place des Synodes . .) 122), Da 


119) Erlass vom 31. März 1716 (Mylius.a.a. 0. Theil I. Abth. I. 
nro. XCV. Fol. 525 (deutsch), und, mit dem Datum 27. April 1716 a.a.O. 
Theil VI. Anhang nro. LXXIV. Fol. 461 (französisch). verb. oben Anm. 

113. a. E. 

120) Erlass vom 18. Januar 1703 (Mylius Theil VI. Anhang nro. 
LI. Fol. 209. folg.). 

121) Erlass vom 12. Januar 1717 (Mylius Theil VI. Anhang nro. 
LXXIX. Fol. 481. folg.). 

139) Dauer der Predigt (Erlass vom 13. April 1717), Katechisationen 
(Erlass vom 31. October 1717), Verbot des Streits über die Gnadenwahl 
(Erlass vom 12. Juni 1719) u. a m. (Mylius a. a. O. Theil VI. An- 
hang nro. LXXXIIU. LXXXV. XCIX. Fol. 497. 507. 553), Verbot der 
Ertheilung des Segens durch Candidaten (a. a. O. nro. CXIX. Fol. 589). 

123) Erlass vom 4. December 1717 (Mylius Theil VI. Anhang 
nro. LXXXVII. Fol. 509), vom 22. Januar 1720 (a. a. O. Theil I. Abth. I. 
nro. CVI. Fol. 541) u. a. 

124) Erlass vom 23. Februar, 24. October und 17. December 1737 
und 22. Juli 1740 (Mylius Theil VI. Anhang nro. CXXXIIL CXXXIV. 
CXXXVI CXXXXKX. Fol. 623. 631. 635). . 

125) Vergl. das Reglement vom 13. November 17386 (Mylius Th. VI. 
Anhang nro. CXXXL Fol. 617. folg.). 

126) Wegen anderer spezieller Bestimmungen s. m. die: Reglemens 
pour la Compagnie du Consistoire de l’Eglise Frangoise de Berlin. 
Berlin 1791, über welche das Nähere weiter unten (s. Anm. 137) aug- 
geführt ist. 

127) Ediet vom 23. Februar 1736. Art. I. (Mylius Theil VI. An- 
hang nro. CXXXI. Fol. 625). 


ı26) 9. a. O. Art. VII. 
22 * 
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aber diese Behörde nicht im Stande war, alle zum Theil 
weit entfernten Kirchen und Schulen ordentlich zu beauf- 
sichtigen, verordnete er, dass in jeder Provinz ein Pfarrer 
unter dem Namen eines Inspectors bestellt werde, aber 
entsprechend dem Geist der Discipline ohne weitern Vorrang 
(„Nous avons .etabli dans chaque Province un Pasteur qui 
sous le nom d’Inspecteur, et sans s’arroger aucune Superio- 
rite contraire & Pesprit de la discipline, veillera“.. — „Nous 
declarons que la commission des dits Inspecteurs ne leur 
donnera aucune Superiorit@, ni sur leurs Confreres ni sur 
les Consistoires; mais comme elle n’a pour but, que l’edif- 
cation des Eglises, l’avancement de la piete et lobservation 
du bon ordre dans tout ce qui appartient & l’etat ecclesia- 
stique, les dits Inspecteurs y travailleront dans les diff&rentes 
Eglises de leurs Distriets, sur le pied de Moderateurs des 
Assemblees Consistoriales“) 12°). 

In der Provinz Preussen befand sich damals nur eine 
französische Gemeinde in Königsberg; da es nun der Dis 
ciplin widerspricht, dass ein Prediger derselben die Inspec- 
tion über den andern Collegen und über das Consistorium 
dieser Kirche übernehme, wurde dieselbe der unmittelbaren 
Inspection des Oberconsistoriums untergeben. 

Während das synodale Element der französischen Kir- 
chenverfassung beseitigt war, wurde um so sorgfältiger, wie 
das bereits Mitgetheilte ergiebt, die presbyteriale Grundlage 
in der Ordnung der Gemeinden nach den Bestimmungen 
der Discipline ecelesiastique festgehalten und gepflegt. Jede 
Gemeinde soll nach derselben ein Consistoire (Consistorium 
oder Presbyterium) haben, welches aus den Predigern und 
Aeltesten (Pasteurs et Anciens) besteht und in dessen Ver- 
sammlungen die Prediger den Vorsitz haben. Die von den 
Aeltesten verschiedenen Diakonen (Diacres), deren Amt in 
der Fürsorge für die Armen, Gefangenen und Kranken be 
steht, während jenen die Theilnahme an der Aufsicht, der 
Kirchenordnung und dem Kirchenregiment neben den Pre 
digern obliegt, gehören eigentlich nicht zum Consistorium, 


129) a, a. O. Art. VIII. und: Instruction pour les Inspecteurs de 
23 Februar 1737 (Mylius a. a. O. nro. CXXXILH. Fol. 627. folg.). 
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können aber je nach Bedürfniss mit dem Charakter der 
Aeltesten versehen und zugezogen werden. Das Consisto- 
rium ist auch befugt, wenn es die Sachen erfordern, andere 
geeignete Mitglieder der Gemeinde zur Berathung zuzu- 
ziehen '°°). Nach der Discipline soll die Anstellung der 
Prediger in der Weise erfolgen, dass die Provinzial- oder 
Kreissynode (Colloque) der Gemeinde ein Subject in Vor- 
schlag bringt, welches dreimal vor derselben zu predigen 
hat und, wenn kein Widerspruch erhoben wird, für gewählt 
gilt '°!). Da das Institut der Synoden in Preussen nicht 
eingeführt wurde, musste eine andere Ordnung getroffen 
werden. Anfangs ernannte der Landesherr die Geistlichen, 
die er meistens aus der Fremde berief, gestattete aber auch 
die Wahl durch die Gemeinde, welche indessen öfter nicht 
regelrecht erfolgt zu sein scheint. Deshalb wurde seit dem 
Jahre 1715 zunächst für Berlin ein Wahlmodus vorgeschrie- 
ben, welcher auch auf die übrigen Gemeinden ausgedehnt 
wurde. In Berlin hatten die Refugies seit 1705 bereits drei 
Kirchen, jedoch ohne Parochialeintheilung. Die Missstände, 
welche daraus hervorgingen, bewogen den König auf An- 
trag des Oberconsistoriums durch Rescript vom 9. Januar 
1715 anzuordnen, dass eine Circumscription in drei Parochien 
erfolgen, der Zusammenhang derselben aber dadurch her- 
gestellt werden solle, dass für alle ein gemeinsames Con- 
sistorium aus den drei ältesten Predigern, einen aus jeder 
Parochie, und aus Aeltesten gebildet würde. Bei der Ge- 
legenheit bestimmte der König zugleich, dass die Gemeinden 
selbst für die Zukunft ihre Geistlichen in einer vom Ober- 
consistorium vorzuschlagenden Weise sollten wählen dürfen. 
Ungeachtet der gegen die ganze Anordnung von Seiten der 
Refugies erhobenen Widersprüche bestätigte der König unterm 
19. Februar 1715 seinen vorigen Erlass, welcher nun auch 
zur Vollziehung kam und im Wesentlichen bis zur Gegen- 
wart aufrecht erhalten worden ist 132). In Betreff der Pre- 


150%, M. s. überhaupt die Discipline chap. III. V. 

2. a. O. chap. I. 

132) Die königlichen Erlasse nebst der Remonstration der Re£fugies 
und den dagegen gemachten Bemerkungen und Verbesserungen des 
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digerwahlen wurde verordnet, dass in jeder Parochie die 
Prediger, Aeltesten und Diakonen derselben unter dem Vor- 
sitze zweier Räthe des Oberconsistoriums sechs geeignete 
Personen der Gemeinde designiren, von welchen diejenigen 
drei, auf welche die meisten Stimmen der Gemeindewähler 
gefallen sind, dem Könige zur Ernennung des Predigers 
präsentirt werden sollten '??). Ein Reglement vom 31. De- 
cember 1789 modificirte diess theilweise, indem zuerst eine 
Vorwahl von zwölf Predigern stattfinden sollte, von welchen 
dann aber sechs der betreffenden Gemeinde zur Auswahl 
von dreien vorgeschlagen. werden u. s. w. !°4). Ueber die 
Wahl der Aeltesten und Diakonen enthält die Discipline 
eine Vorschrift, welche auf der ersten französischen Natio- 
nalsynode im Jahr 1559 beschlossen und seitdem stets fest- 
gehalten wurde. Darnach soll bei neu begründeten Gemein- 
den die Einsetzung durch eine Urwahl der Prediger und 
der gesammten Gemeinde erfolgen, späterhin aber soll Co- 
optation stattfinden, indem das Consistorium wählt, der Ge- 
meinde aber ein Widerspruchsrecht zusteht („Dans les lieux, 
ou lordre de la Discipline n’est pas encore estably, les 
elections tant des Anciens que des Diacres, se feront par 
les voix communes du peuple avec les Pasteurs: mais ou 
la Discipline seroit deja, ce sera au Consistoire avec les 
Pasteurs, de choisir les plus propres, avec prieres tres ex- 
presses. Et sera leur nomination faite au dite consistoire 
& haute voix, et & ceux qui auront este choisis, les charges 
seront leu&s au consistoire, afin qu’ils sgachent & quoy ou 
‘ les veut employer. S’ils consentent, on le nommera puis 
apres au peuple par deux ou trois dimanches afın que le 
consentement aussi du peuple y intervenienne. Et s’il n’y 
a opposition au troisieme dimanche, ils seront regues publi- 
quement, eux se tenans debout devans la chaire, avec prieres 


Oberconsistoriums sind zusammen vollständig abgedruckt bei Mylius 
a. &. OÖ. Anhang von Theil VI. nro. LXX. Fol. 269—296. 
#8) (Ulrich) Ueber den Religionszustand in den preussischen 
Staaten. Theil V. S. 410. 
13) M. s. die sehr speziellen Bestimmungen in den Rägle pour 


la compagnie du consistoire de l’eglise frangoise de Berlin Section L 
chap. IX. 
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solemnelles, et ainsi seront ordonnez en leurs charges, signans 
la confession de foi et la discipline ecclesiastique: mais #'il 
y a opposition, la cause sera vuidee au consistoire, et si la 
on ne peut s’en accorder, le tout sera remis au colloque ou 
syrnode provincial“) 195), 

Nach der Discipline ist es wünschenswerth, dass die 
Aeltesten und Diakonen ihr Amt lebenslänglich verwalten, 
nach den späteren Bestimmungen dauert die Verwaltung 
sechs Jahre, doch sind die Abtretenden wieder wählbar !?®), 

Sehr genaue Vorschriften finden sich in der Discipline 
und den Re£glemens ber die einzelnen Gegenstände der 
kirchlichen Verwaltung, das Vermögen überhaupt, die Armen- 
pflege, die Kirchenzucht, den Cultus im Allgemeinen und 
Besondern, worauf hier näher einzugehen nicht erforder- 
lich ist. 

Die für Berlin getroffenen Einrichtungen sind stets ein 
Muster für die übrigen Gemeinden gewesen und geblieben; 
es wird daher nöthig sein, kürzlich Folgendes darüber zu 
bemerken. 

Während im Jahre 1715 Berlin nur drei Parochien hatte, 
vergrösserte sich die Zahl der Französisch-Reformirten so 
sehr, dass späterhin noch vier neue Kirchensprengel einge- 
richtet werden mussten. Wie früher behielt jede Parochie 
ihren besondern Vorstand, während für alle das gemeinsame 
Consistoire fortbestand. Indessen waren mit der Zeit man- 
nigfache Aenderungen eingetreten und gewisse Modificationen 
schienen ausserdem wiinschenswerth. Durch ein Hofrescript 
von 1778 wurde desshalb das Consistorium (la compagnie 
du Consistoire) aufgefordert, eine Commission zu ernennen, 
welche die Materialien für die Zusammenstellung der kirch- 
lichen Ordnung herbeischaffen und dem Consistorium zur 
Prüfung vorlegen sollte. Nachdem dies geschehen, wurde 
eine Generalversammlung der Familienväter am.18. August 
1783 berufen, welche aus ihrer Mitte dreissig Personen mit 


13) Discipline chap. III. art. I. verb. die in der vorigen Anm. cit. 
Röglemens Section I. chap. X. XI. und überhaupt Jacobson über 
die Bildung der Presbyterien u. 8. w., in Schneider’s deutscher 
Zeitschrift für christl. Wissenschaft. Jahrg. 1855. nro. 24. 8. 186. 187. 

ı# Discipline chap. III. art. VII. Röglemens cit. chap. X. $ 3. 
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der Revision der kirchlichen Gerechtsame beauftragte. Diese 
erstatteten einer neuen Generalversammlung am 5. September 
1786 den Bericht, worauf es nöthig schien zur Finalredac- 
tion einen Ausschuss von neun Familienvätern und neun 
Mitgliedern des Consistoriums zu bestellen, deren Arbeit 
eine Gemeindeversammlung vom 7. März 1791 bestätigte. ° 
Dieselbe erschien in demselben Jahre im Druck: Röglemens, 
pour la Compagnie du Consistoire de L’Eglise Frangoise de 
Berlin. A Berlin. Aux depens de la Compagnie du Con- 
sistoire 137). Die Compagnie du Consistoire oder Assemblee 
generale umfasst die Prediger, Aeltesten und Diakonen der 
fünf Parochien und hat über alle Angelegenheiten zu ent- 
scheiden, welche nicht im Besondern dem Consistorium oder 
dem Diakonat überwiesen sind. Das Consistorium wird von 
den Predigern, allen Aeltesten und fünf Diakonen, je einem 
aus jeder Parochie, nebst dem Secretär des Diakonats und 
dem Almosenempfänger gebildet und verwaltet die Spiritua- 
lien, während das Diakonat aus allen Diakonen besteht und 
unter der wechselnden Leitung eines Predigers die laufenden 
Armensachen behandelt. Vor die Generalversammlung des 
Consistoriums gehören die Ernennung der Aeltesten und 
Diakonen, der Commissionen und Kirchenbeamten, die Be- 
richte und Vorschläge an das Consistorium, das Diakonat 
und die verschiedenen Commissionen, die Unterbringung der 
Capitalien, Verfügungen über Grundstücke, Bausachen und 
alle Ausgaben, die nicht dem Diakonat oder einer Commis- 
sion übertragen sind. Wenn das Objekt beträchtlich ist, 


137) Das Werk ist 622 Seiten stark und besteht aus vier Abschnitten. 
Section I: Assembl&e generale behandelt in 44 Capiteln die allgemeinen 
und besonderen Bestimmungen über die Compagnie du Consistoire, ins- 
besondere die Vermögensverwaltung, die verschiedenen Anstalten der 
französisch-Reformirten und in den zwei letzten Capiteln: Concordat 
avec les autres Eglises, Pr&cautions pour maintenir leg Reglemens — 
Section II: Consistoire in 20 Capiteln über die kirchlichen Beamten 
(Pasteurs, Ministre de l’höpital, Catechiste, Proposans et Candidats, 
Officiers d’Eglise et leurs fonctions), Ehesachen, Kirchenzeugnisse, Dis- 
ciplin, Proselyten, Kirchenbücher, verschiedene den Cultus, den Reli- 
gionsunterricht u. 8. w. betreffende Festsetzungen — Section II: Dia- 
conat in 19 Capiteln über Armenpflege — Section IV: Commissions in 
27 Capiteln über die verschiedenen Zweige der kirchlichen Verwaltung. 
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hat die Compagnie je nach dem Werthe zehn, zwanzig oder 
dreissig Familienhäupter zuzuziehen und wenn die Summe 
mehr als 20000 Thlr. beträgt, die ganze Gemeinde zu be- 
rufen. Ausserdem beschliesst die Compagnie über ein all- 
gemeines Reglement wegen des Armen-Etats, lebenslängliche 
Aufnahme ins Hospital u. a. m., insbesondere auch über 
Ausnahmen von den Reglements, Veränderungen derselben, 
Einführung neuer u. dergl. — Dem Consistorium sind über- 
wiesen die Aufsicht über den sittlichen Zustand der Ge- 
meinde und die Aufrechthaltung der reinen Lehre, die Dis- 
ciplin, die Aufsicht über Erziehung und Unterricht der 
Jugend, das Schulwesen, die Aufsicht über den Gottesdienst, 
die Prüfungen der Candidaten und Ordination der Prediger, 
die Aufsicht über das Seminar, die Anstalt zur Bildung von 
Kirchensängern und Schullehrern, die Ausfertigung der Kir- 
chenzeugnisse und die Haltung der Kirchenbücher, der Ver- 
zeichnisse der Kirchenglieder, die Censur der von Mitgliedern 
der Kirche verfassten Religionsbücher. — Zum Geschäfts- 
kreise des Diakonats gehört die Armen- und Krankenpflege 
im weitesten Umfange, dabei insbesondere die Sorge für den 
Schulbesuch der armen Kinder, die Beschaffung der Schul- 
bücher, die Anweisung von Zehrgeldern —. 

& Die französisch-Reformirten hatten seit ihrer Reception 
. in den preussischen Landen kirchlich und bürgerlich ein 
. besonderes Gemeinwesen gebildet, ein eigenes französisches 
Colonie-Departement mit einem besondern Oberdirectorium 
(Conseil frangois), einer französischen Civil-Etatskasse, einem’ 
französischen Obergericht nebst den von demselben ressor- 
tirenden Coloniegerichten. Für die Kirchenverwaltung be- 
standen, wie im Vorigen näher dargestellt ist, das Obercon- 
sistorium, das Consistorium zu Berlin, die Inspectionen und 
die nach der Discipline und den Reglemens organisirten 
Kirchengemeinden. . 

Diese Einrichtungen bestanden im Grossen und Ganzen 
unverändert bis zum Jahre 1808. Die schweren Geschicke, 
denen der preussische Staat in den Jahren 1806 und 1807 
unterlag, gestatteten nicht die Fortdauer der bisherigen In- 
stitutionen, sie .nöthigten vielmehr zu einer vollständigen 
“ Veränderung des gesammten Staats- und Kirchenwesens. 
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Das Publikandum vom 16. December 1808 tiber die ver- 
änderte Verfassung der obersten Staatsbehörden !°®) hatte 
die Aufhebung des Colonie-Departements und des Ober- 
directoriums, und die Verordnung vom 26. December 1808 
wegen verbesserter Einrichtung der Provinzialbehörden !?®) 
den Wegfall des Oberconsistoriums zur natürlichen Folge. 
Durch die Cabinetsordre vom 30. October 1809 sprach sich 
der König darüber aus, indem er erklärte, dass die isolırte 
Verfassung der Colonie, insbesondere die Vereinigung der 
einzelnen Gemeinden zu einem geschlossenen abgesonderten 
Ganzen mit den neuen Staatseinrichtungen nicht mehr ver- 
träglich seien. Die Absicht der Isolirung habe übrigens 
keineswegs in ihrer Stiftung nach dem Edict von 1685 ge- 
legen; dagegen lasse sich die ursprüngliche Verfassung der 
Colonie, zu welcher man zurückkehren müsse, bei der neuen 
Organisation wohl aufrecht erhalten. „Gern bewahrt Unsere 
Allerhöchste Person der französischen Colonie ihre Urver- 
fassung. Wo also französische Colonisten besondere Kirchen 
haben, bilden die Mitglieder der Colonie eine besondere 
Kirchengemeinde, sie wählen ihre Aeltesten, ihre Kirchen- 
und Schulvorsteher, ihre Prediger und Schullehrer und ver- 
walten ihr Kirchen- und Corporationsvermögen; aber die 
polizeiliche Aufsicht über die Kirchen und Schulen und 
deren Vermögensverwaltung, die Disciplin über die Prediger 
und Schullehrer, die Prüfung und Bestätigung derselben 
kann nur den ordentlichen Staatsbehörden zustehen“ 14°). 
Die Gerichtsbarkeit der Colonie ging hierauf an die 
ordentlichen Gerichte über, das besondere Bürgerrecht, wel- 
ches die Colonie ertheilte, nahm ein Ende, indem nach der 
Städteordnung vom 19. November 1808 jede Stadt nur Eine 
Stadtgemeinde bilden konnte,- und die bisherige Geistliche- 
und Schulaufsicht der Colonie ging auf die Geistliche- und 
Schuldeputation der Provinzialregierungen, so wie auf die 
Section für den Cultus und öffentlichen Unterricht im Mini- 
sterium des Innern über. Um die Interessen der französisch- 


188) Novum Corp. Constit. Marchicaram Tom. XII. Fol. 527. folg. 
19), a. a. O. Fol. 679. folg. 
140), & a. O. Fol. 879. folg. 
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Reformirten wahrzunehmen, sollten aber Mitglieder der Co- 
lonie in die Section und resp. in die Deputation derjenigen 
Regierungen aufgenommen werden, wo sich bedeutende Ge- 
meinden der Colonie befänden. 

In solcher Weise erfolgte nun die Eingliederung der 
französisch-Reformirten in die Landeskirche. Einer Vertre- 
tung an oberster Stelle bedurften dabei vornehmlich die 
Gemeinden in der Mark Brandenburg, wo auch sofort ein 
Mitglied der Colonie der Deputation der Regierung beige- 
geben wurde, welches zugleich die Functionen des Inspectors . 
verwaltete, während die isolirt stehenden Gemeinden unmit- 
telbar den resp. Deputationen untergeben wurden. Als seit 
1815 und 1817 die Wiederherstellung der Consistorien be- 
wirkt wurde, übernahmen dieselben quoad Interna die Auf- 
sicht, während die Externa der Abtheilung der Regierung 
für Kirchen- und Schulsachen zugewiesen wurden. Schon 
vorher hatte aber die Cabinetsordre vom 30. October 1809 
zunächst die Colonie in Berlin bedenklich gemacht, indem 
ihre bisherige selbstständige Verwaltung dadurch bedroht 
schien. Auf ihre Eingabe erging deshalb eine neue Cabi- 
netsordre vom 3. Februar 1812, in welcher der König zur 
Beruhigung der Gemeinde festsetzte: „1) dass die -milden 
: Stiftungen, Armen- und Erziehungsanstalten derselben ihre 
: bisherige Verfassung behalten und die Vorsteher dieser Stif- 
tungen, Armen- und Erziehungsanstalten etc. wie bisher, 
nur der Gemeine verantwortlich sein sollen; 2) dass die 
vorhandenen Capitalien und sonstigen Besitzungen dieser 
milden Stiftungen und Anstalten in keinem Falle zu andern 
. Zwecken verwendet und eben so wenig die Vorsteher ge- 
. nöthigt werden sollen, Personen, die nicht zur Gemeine ge- 
hören, in dieselben aufzunehmen; 3) dass es in Rücksicht 
der Rechnungsabnahme und der zu ertheilenden Decharge 
bei der bisherigen Observanz verbleiben soll und 4) dass 
das Consistorium die Familienväter der Gemeine nach der 
vorgeschriebenen Form versammeln soll, um über neue An- 
lagen oder ausserordentliche Ausgaben | ihre Einwilligung 
nachzusuchen“ 141), 


141) Demgemäss legt die französische Gemeinde in Berlin den Be- 
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Die innere Verfassung der einzelnen Gemeinden blieb 
daher bei diesen Veränderungen im Ganzen unberührt; in- 
dessen konnten doch der Wegfall der die französisch-Refor- 
mirten in ihrer Abgeschlossenheit conservirenden Organe, 
dann die Union und die sich daran anlehnenden anderwei- 
tigen kirchlichen Einrichtungen nicht ohne den grössten Ein- 
fluss auf die Verhältnisse der französischen Kirche bleiben. 
Schon längst hatte die französische Sprache aufgehört das 
Uebergewicht zu behaupten, welches sie bis zum Tode Frie- 
drichs des Grossen fast unbestritten besass.. Wie dieselbe 
aus dem gewöhnlichen Verkehrsleben mehr und mehr ver- 
schwand, hörte sie auf alleinige Kirchensprache zu sein. 
Der Gottesdienst wurde abwechselnd in deutscher und fran- 
zösischer Sprache gehalten und zuletzt nur ausnahmsweise 
in dieser. In Berlin hatten die Französisch-Reformirten sieben 
Kirchen, in welchen nur französischer Cultus stattfand. 
Seit 1819 wurden auch deutsche Predigten gehalten und seit 
1830 wird nur in einer Kirche der ursprüngliche Cultus aus- 
schliessend geübt, während in den drei andern — drei sind 
der Colonie ganz verloren — derselbe der Regel nach deutsch 
geworden ist. Ausserhalb Berlins ist das Letztere ebenso 
allgemein der Fall !%2). Die Verschmelzung der französisch- 
reformirten mit den deutsch-reformirten Gemeinden oder selbst 
mit lutherischen und unirten wurde dadurch befördert und 
‘“ nicht wenige sind dann gänzlich aus der Colonie geschieden. 

Gegenwärtig besteht die französische Kirche in Preussen 
aus siebenzehn Gemeinden, vier in Berlin (Kloster, Frie- 
drichsstadt, Louisenstadt, Hospital), dann in Potsdam, in 
französisch-Buchholz, Gramzow, Gross-Zieten bei Chorin, 
Angermünde, Schwedt an der Oder, Battin in der Ukermark, 
Prenzlow, Strasburg in der Ukermark, Bergholz bei Löck- 
nitz, Stettin, Magdeburg, Königsberg in Preussen. Die vier- 
zehn Gemeinden der Provinz Brandenburg bilden eine Ge- 
meinschaft, deren Interessen ein französisch-reformirter Rath 
im dortigen Provinzialconsistorium vertritt, der auch zugleich 


hörden keine Rechnung. Da die Cabinetsordre vom 9. Februar 1812 

auch den audern französischen Gemeinden mitgetheilt ist, wird bei den- 

jenigen, welche grössere Stiftungen besitzen, derselbe Grundsatz befolgt. 
1) Weiss histoire des Röfugies Tom. I. pag. 223. 
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von Zeit zu Zeit die Visitation vollzieht. Die Gemeinden 
zu Stettin und Magdeburg haben sich dem Verbande der 
Gemeinden in Brandenburg angeschlossen und 1851 die 
Bildung einer eigenen französisch-reformirten Kreissynode 
beantragt, welche ihnen auch in Aussicht gestellt ist !%3). 
Die Gemeinden Stettin, Magdeburg und Königsberg stehen, 
der Cabinetsordre vom 30. October 1809 gemäss und den 
gegenwärtigen Ressortverhältnissen entsprechend, unmittelbar 
unter dem betr. Provinzialconsistorium, Königsberg ausser- 
dem in Verbindung mit dem Convent der deutsch-Reformirten 
der Provinz Preussen !*%), 

Als gemeinsame Institute für alle französisch-Refor- 
mirten des Staates bestehen noch das College, das Prediger- 
Seminar '*°), das Waisenhaus ’*%), das Hötel de Refuge '*?), 
Maison d’Orange !), sämmtlich in Berlin, die Prediger- 
Wittwen- und Waisen-Pensionskasse, deren Curatorium sich 
ebenfalls in Berlin befindet !*). 

Für alle Gemeinden gelten noch jetzt die Confession 
de foi nebst der Disciplin, die letztere mit den in den Re&- 
glemens pour la Compagnie du Consistoire de l’Eglise Fran- 
coise de Berlin und in einigen spätern Erlassen enthaltenen 
Modificationen. Für den Cultus dient die alte Calvinische 
Liturgie ?°°), mit einigen bei Gelegenheit der Unionsverhand- 


————— — 


“Ss, Ebrard reformirte Kirchenzeitung 1851. nro. 47. Bisher, so 
riel bekannt geworden, ist die Vollziehung nicht erfolgt und die Ver- 
bindung der Gemeinden, auf welche bei Ebrard.a.a, 0. hingewiesen 
st, besteht nur in einer jährlichen Predigerconferenz zu Berlin. 

#) Vergl. das Statut vom 19. December 1860. $ 7 und unten. 

145) M. 8. über dasselbe (Ulrich): Ueber den Religionszustand 
a. s. w. Theil V. S. 420. folg., die Reglemens pour la Compagnie Sec- 
üon L chap. XXXV. pag. 189. folg. Ueber das Colldge 1. c. chap. XLI. 
Pag. 240, 

146) Röglemens 1. c. Section I. chap. XXXVIII. pag. 230. folg. Ul- 
rich a. a. O. S. 415. 

147) Röglemens 1. c. Section I. Nel8p: XXXIX. pag. 234. folg. Ul- 
fich a a. O0. S. 414. 

1#°, Röglemens 1. c. Section I. chap. XL. pag. 238. 239. Ulrich 
ı 20. S. 414. 

7, Statut vom 81. Januar 1859. 

se) La Liturgie et le Catechisme des Eglises Reformees Francoises. 
(Berlin 1740. 4.) 
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lungen eingeführten Aenderungen !5!), und das Berliner Ge 
sangbuch !5?2). Wenn der Gottesdienst in deutscher Sprache 
gehalten wird, kommt die erneuerte Kirchenagende von 13% 
zur Anwendung !°°). 

Die Verfassung der einzelnen Gemeinden selbst ent- 
spricht im Ganzen der Disciplin. Jede Gemeinde hat ihr 
Consistoire, welches aus den Predigern, Aeltesten und Dia- 
“ konen gebildet wird. In wichtigern Angelegenheiten wer- 
den Gemeinderepräsentanten zugezogen. Die in den Rägle 
mens Section I. chap. II. nro. 5. enthaltene Vorschrift: 

„Quant & tout &tablissement nouveau, quel que soit k 
capital ou la somme annuelle qu’il exige, il faudra teu- 
jours demander le consentement de l’Assemblee des 

Chefs de famille, qui ne peut ötre convoqu&e que dı 

consentement de la Cour“ 
ist in der Weise noch jetzt in Geltung, dass die Zusammen- 
berufung der Hausväter einer Gemeinde erst nach der Ge 
nehmigung des den König hierbei vertretenden Provinzial- 
consistoriums erfolgen kann. 

Die Wahl_der Prediger erfolgt durch die Gemeinde aus 
drei oder vier derselben vom Consistorium der Provinz vor- 
geschlagenen Candidaten. Die Vorsteher der Gemeinde wer- 
den von dem Consistoire gewählt und der Gemeinde zur Er- 
hebung begründeter Widersprüche bekannt gemacht. 

Im Allgemeinen hat die Colonie stets an dem Grund 
satze festgehalten, welchen der letzte Artikel der Discipline, 
der aus der ersten Nationalsynode von 1559 geflossen ist, 
also aufstellt: : 

„Ces Articles qui sont icy contenus touchant la Disci- 


161) Gemäss Cabinetsordre vom 20. October 1834. 

153) Recueil de cantiques & l’usage de l’eglise frangoise de Berlin 
Berlin 1798. — Recueil de Pseaumes, d’Hymnes et de Cantiques. ed Il. 
Berlin 1806. 

183) Die: Agende für die evangelische Kirche in den königlich 
preussischen Landen, mit besonderen Bestimmungen und Zusätzen für 
die Provinz Brandenburg: vom 26. Mai 1829, welche auch die Unter- 
schrift des Consistorialraths und französischen Predigers Palmi& ent- 
hält. In Berlin wird das sogen. neue Berliner Gesangbuch von 182%, 
in Stettin das von Bolhagen, in Königsberg das neue reformirte @esang- 
buch von 1858 gebraucht (s. Anm. 186). 
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pline, ne sont pas tellement arrötez entre-nous, que ei 
Tutilite de P’Eglise le requiert, ils ne puissent estre chan- 
gez: mais il ne sera en puissance des Ministres, Consi- 
stoires, Colloques et Synodes Provinciaux, d’y ajoüter, 
changer ou diminuer, sans l’avis et. consentement du 
Synode National“ 
natürlich mit der Modification, welche der Fortfall der Sy- 
noden in den preussischen Landen zur Folge hatte, wie ja 
auch in Frankreich selbst, wo im Jahre 1660 die letzte 
Nationalsynode gehalten wurde, demgemäss verfahren wer- 
den musste. 
Ausser den R£fugies, welche aus Frankreich, der Schweiz 
und Orange nach Preussen kamen und ein zusammengehö- 
rıges Ganze bildeten, gab es auch einige französische Ge- 
meinden wallonischen und pfälzischen Ursprungs. Diese 
gehörten aber nicht zur französischen Colonie, sondern bil- 
deten für sich bestehende Gemeinschaften, welche aber bald 
mit den deutsch-reformirten Gemeinden commembrirt wurden, 
wie die in Judtschen, Gumbinnen und Insterburg, die Wal- 
lonen und Pfälzer in Magdeburg u. a. m., für welche daher 
im Wesentlichen gilt, was nunmehr im Besondern nachzu- 
weisen ist. 
Die dritte Gruppe der in Preussen vorhandenen Refor- 
mirten bilden 


3) die Deutsch-Reformirten der östlichen Provinzen. 


Bis zum Anfange des achtzehnten Jahrhunderts war 
die Zahl der deutsch-reformirten Gemeinden in den Marken 
und Preussen noch so klein, dass es eines dieselben ver- 
einigenden Verwaltungsorgans nicht bedurfte, vielmehr die 
Fürsorge des Landesherrn selbst genügte, welcher theils mit 
dem ihm zur Seite stehenden geheimen Rathe, theils durch 
Absendung besonderer Commissarien die Interessen seiner 
Glaubensgenossen wahrnehmen konnte !5*). Ueberdiess war 


1854) In Berlin war durch Rescript vom 20. April 1658 für den Dom 
ein Domkirchen-Directorium bestellt, zu dem stets einige ge- 
heime Räthe gehörten, denen auch Visitationen und Commissionen in 
reformirten Sachen überhaupt aufgetragen wurden. Hering Beiträge 
a. a. O. Bd. II. S. 105. 106. 
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schon seit 1637 für Brandenburg dem Consistorium ein re- 
formirter Hofprediger beigeordnet und in Preussen wurden 
ım Jahre 1709 ein geistlicher und weltlicher reformirter Rath 
zu Mitgliedern des Samländischen Consistoriums angestellt 
(vergl. oben Anm. 22 und 67). Diese Anordnungen erschie- 
nen aber seit dem Wachsthume der reformirten Bevölkerung 
nicht mehr ausreichend und desshalb beschloss Friedrich 
Wilhelm I. gleich nach seinem Regierungsantritt „zu Be- 
förderung der göttlichen Ehre und Unserer Christlichen 
Evangelischen Religion, Handhabung guter Ordnung in den 
reformirten Kirchen, Schulen und denen dazu gehörigen 
Stiftungen, Einkünften, Renthen und Gefällen,. nach der Uns 
von dem Höchsten anvertrauten Königlichen Chur- und 
Landesfürstlichen Macht und Gewalt ein beständiges refor- 
mirtes Kirchen-Directorium anzuordnen und auf ewig 
zu bestellen.“ So erfolgte unterm 10. Juli 1713 die Fun- 
dation des reformirten Kirchen-Directorii nebst 
dem Erlass einer Instruction für dasselbe !°5). Dem Colle- 
gium wurde die Oberaufsicht über alle reformirten Kirchen 
und Schulen des Königreichs und der Provinzen übertragen: 
nur die königlichen Hofprediger „als Prediger Unserer. hie- 
sigen Hofkirche oder Capell“ sollten von der Jwrisdietion 
des Kirchendirectoriums exemt lediglich vom Könige selbst 
dependiren, die Matrimonialia aber wie bisher bei den Con- 
sistorien der einzelnen Provinzen verbleiben. Auf die refor- 
mirten Kirchensachen von Cleve, Mark und Ravensberg 
wurde die Jurisdietion des Kirchendirectoriums nicht ausge- 
dehnt, weil diese „bereits ihre Einrichtung haben, welche 
sich guten Theils auf die mit Pfaltz-Neuburg hiebevor ge 
troffene Erb- und Religions-Verträge gründen“. Die Be 
setzung der Präsidentenstelle mit einem wirklichen Geheimen 
Etatsrath reformirter Religion behielt sich der König vor. 
„Solte aber Jemand von Unsern Erben, Successoren und 
Nachfolger von Unserer Evangelisch-Reformirten Religion 


155) Die Urkunde ist zum ersten Male gedruckt in Stengel’s 
Beiträgen zur Justizverfassung und der juristischen Literatur in den 
Preussischen Staaten. Band VII. (Halle 1799.) S. 95. folg. und wieder- 
holt in den: Mittheilungen aus der Verwaltung der geistlichen ... . 
Angelegenheiten. Erster Jahrgang (Berlin 1848.) Heft V. S. 391. folg. 
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abtreten, so... . wollen Wir...., dass alsdann bey Abgang 
des Präsidenten, der Räthe, des Secretarii und Kanzellisten 
dieses Collegii, das Kirchen-Directorium einen Successorem 
an des Abgelebten Stelle nominiren, vociren und einsetzen 
solle, so doch, dass auch solchenfalls der höchsten zeitlichen 
Landesherrschaft die Confirmation vorbehalten bleibt... .“ 
Die der Fundation zugefügte Instruction stellte zugleich den 
ganzen kirchlichen Organismus fest und bestimmte die Ein- 
theilung aller reformirten Kirchen und Schulen in Classen, 
unter der Leitung von Inspectoren, die Bestellung von 
Kirchenvorstehern oder Presbyterien, die Ab- 
haltung jährlicher Classicaleonvente und Visitationen, 
so wie dreijähriger Provinzialsynoden der Inspectoren 
und deputirten Prediger. Die Grundzüge über die Anord- 
nung reformirter Gymnasien und Schulen, über das Patro- 
natrecht, die Kirchengüter, Stiftungen, Stipendien und Al- 
mosen wurden ebenfalls vorgezeichnet und dem Kirchendi- 
rectorium der Auftrag ertheilt, hiernach eine ausführlichere 
Verordnung auszuarbeiten und dem Könige zur Bestätigung 


“ vorzulegen. Da alle wesentlichen Punkte bereits in der Ur- 


kunde vom 10. Juli 1713 gesetzlich bestimmt waren, konnte 
der königliche Befehl schnell vollzogen werden, so dass 
schon am 24. October 1713 die Publication des Gresetzes 
erfolgte. Es erschien unter dem Titel: „Königliche Preus- 
sische Evangelisch-Reformirte Inspections- 
Presbyterial- Classical- Gymnasien- und Schul- 
Ordnung. Ingleichen Prediger-Bestallungs-Puncte; nebst 
den drei Confessionen oder Glaubens-Bekändnüssen, welche 
in den Churfürstl. Brandenburg. die Religion betreffenden 
Edictis zu beobachten befohlen worden“ 15®), 

Diese Ordnung befolgt im Allgemeinen die Grundsätze 
der presbyterial-synodalen Verfassung, wie dieselbe in den 
französischen und deutsch-reformirten Kirchenordnungen fest- 
gestellt war, sie weicht aber von den letztern zugleich in 
wesentlichen Puncten ab, indem in ihr eigentlich nur die 
presbyteriale Basis vollständig vorhanden ist, die synodalen 


186) Gedruckt bei M yliusaa. O. Theil I. Abth. I. Nro. LXXXIIL 
Fol. 447—508. . | 
Zeitschr. f. Kirchenrecht. III. 8. 23 
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Organe dagegen nur mangelhaft entwickelt sind, und das 
landesherrliche Episcopalrecht in den Reservatrechten des 
Königs und der Autorität des von demselben bestellten Kir- 
chendirectoriums in unbeschränkter Geltung steht. 

Jede Kirche soll ihre Vorsteher haben, welche nebst 
den Predigern das Presbyterium ausmachen. Für die 
Einrichtung desselben befolgt man die französische Weise, 
indem man bestimmte: 

„Solches Kirchen-Vorsteher-Ambt, sol en dem Zustand 
jeder Gemeind, entweder officium perpetuum oder am- 
bulatorium seyn. Wann Jemand zu solchem Dienst 
durch die Prediger und Kirchen-Vorsteher, oder da, wo 
noch keine Vorsteher seyn, von Prediger und den Hauss- 
Vätern, ordentlich erwählet worden, soll er sich dessen 
keineswegs weigern, er habe dann hochwichtige Ursachen 
die ihn davon abhalten.“ 

Also auch hier für den Anfang Urwahlen, für die Folge 
Cooptation !°”). Das Präsidium in der Presbyterialversamm- 
lung hat der Prediger; wo mehrere Prediger sind, die ra- 
tione officii nicht von einander unterschieden sind, alterniren 
sie. Den Predigern und Aeltesten sind, ausser den gewöhn- 
lichen Kirchen- und Schulangelegenheiten, die Disciplinar- 
sachen in erster Instanz überwiesen, während Armen- und 
Krankenpflege den Diakonen obliegt, welche eben so wie 
die Acltesten angenommen werden sollen und, damit sie ihr 
Amt sorgfältiger verwalten, von gemeinen bürgerlichen Lasten 
befreit sind !?®). 

Die einzelnen Gemeinden unterliegen in bestimmten 
Kreisen der Aufsicht der Inspectoren, welche vom 
Kirchendirectoriun gewählt und vom Könige bestätigt wer- 
den. Ihre Stellung entspricht durchweg der der lutherischen 
Superintendenten, nach der in dem Gesetze vom 24. October 
enthaltenen Inspectionsordnung, welche in einer In- 
struction für die Localvisitationen besteht. Zugleich ist aber 
in einer Classicalordnung bestimmt, dass alle Jahre 


17 8, die Ordnung: Zweitens. Caput I. $ II. vergl. oben Ann. 
135. 136. 
se, S. die Ordnung a. a. O. Caput III. u. Ordre vom 17. Oct. 1713. 
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oder so oft es die Noth erfordert eine Classicalversamm- 
lung der Inspectoren gehalten werden soll, zu welcher von 
jeder Gemeinde an dem vom Inspector bezeichneten Orte 
sich je ein Pfarrer und ein Aeltester einfinden soll. Die 
nächste Aufgabe der Versammlung der Classicaldeputirten 
ist die Kirchen- und Schulvisitation des Orts der Zusammen- 
kunft, ausserdem aber „hat Inspector, als Praeses Classis, 
bei denen Fratribus Classicis und Deputirten Eltesten nach 
dem Zustand ihrer Kirchen zu fragen, und was fürgetragen 
wird, in Beratlischlagung zu nehmen“ 5°). Vor dem Schlusse 
“| noch eine brüderliche Censur über aller Anwesenden 
Lehre, Leben und Wandel vorgenommen werden !#°), 
Nach der Fundation vom 10. Juli 1713 Artikel II. 8. 7. 
swlite auch eine Synodalorduung entworfen werden, indem 
„dafen mehr als Eine Inspection oder Classe in einer Pro- 
vinz ist, alle drei Jahr ein Provinzialsynodus von gesammten 
Inspectoren und, deputirten Predigern aus den Classen ge- 
halten werden“ sollte. Das Kirchendirectorium arbeitete 
aber eine Synmodalordnung gar nicht aus, sondern nahm nur 
filgenden Passus in den Schluss der Classicalordnung auf: 
„ron den Synodis. Weil die Anzahl der Refor- 
mirten Kirchen in den Königlichen Provintzien, ausser 
dem Hertzogthum Cleve, und der Graffschaft Marck, 
noch nicht so gross, dass mehr, .als eine Classis, in 
jeder Provintz seyn kan, so hat es in Ansehung der- 
selben, wie auch insbesondere, der Chur-Marck, bey 
obiger Classical-Ordnung sein Bewandnüss.. Findet 
aber das Kirchendirectorium nöthig einen Synodum aus- 
zuschreiben, und darzu aus jeder Provintz oder Class’, 
die Inspectores, und einige Pastores zu fodern, so wird 
ermeldtes Directorium ihnen auch zeitlich die delibe- 
randa communicireu, und sie mit nöthiger Instruction 
versehen.“ 
Die Inspections- Classical- Presbyterialordnung erscheint hier- 
nach nur als ein schwacher Anfang einer presbyterialen 
Synodalordnung. Das wesentliche Element einer solchen, 


EG 


un ga a 0. Drittens $ X. 
“280.8 Xl. 
23 ® 
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dass nämlich die auf presbyterialer Grundlage ruhenden sy- 
nodalen Organe in kirchenregimentlicher Gliederung die Au- 
torität besonderer Instanzen besitzen, fehlt gänzlich. Wäh- 
rend die Cleve-Märkische Kirchenordnung die Classen, Pro- 
vinzial- und Generalsynoden als diese Organe aufgenommen 
hat und die Bestimmungen enthält: 

„Was im Consistorio — — nicht kann abgehandelt 

werden, soll in Classe erörtert werden“ 

„Was Classis nicht hat abhandeln können, soll zu dem 

Synodo Provinciali gebracht werden“ 

„Was Synodus Provincialis nicht schliessen kann, soll 

ad Synodum Generalem ausgestellt werden“ 16}) 
geht nach der Ordnung von 1713 die Berufung vom Pres- 
byterrum an den Inspector und das königliche Kirchend:- 
rectorium 162). Der Classicalconvent hat nur „Sachen, die 
bloss der Reformirten Kirchen des Ohrts Besten, oder der 
Prediger und Schul-Bedienten Ambt, Lehre, Leben und 
Wandel betreffen ..... zu untersuchen, die Fehler nach 
Möglichkeit in der Stille abzustellen, oder, wenn es nicht 
verfangen will, es an das Kirchendirectorium' gelangen zu 
lassen“ 16%), Die in Aussicht gestellten Provinzial- und 
Landessynoden der Reformirten sollten nur aus Geistlichen 
bestehen. 

Das neue Gesetz wurde alsbald eingeführt, aber, wie 
es scheint, nicht überall gleichmässig ausgeführt 1°*). Die 
Anwendung wurde auch für die 1702 erworbene Grafschaft 
Lingen und die 1707 erkaufte Grafschaft Teklenburg genehn 
gefunden, wo indessen bereits eine entwickeltere Verfassung 
bestand, namentlich die Classen einen vollständig synodalen 
Charakter und umfangreichen Geschäftskreis besassen, wel- 
cher auch eigentlich durch die Ordnung von 1713 nicht ab- 
geschwächt werden durfte, da bei der Besitznahme_ dieser 


ı61, Cleve-Märkische reformirte Kirchenordnung $$ 74. &1. 86. 

12, 8, die Ordnung: Zweitens. Caput III. 8 II. 

165) a. a. O. Drittens $ VII. 

144) v. Mühler a. a. O. S. 227. 228 äussert sogar: »Selbst die 
aus Geistlichen und Gemeindeältesten zusammengesetzten Classicalcon- 
vente scheinen nicht zu Stande gekommen zu sein; eine feste Wurzel 
haben sie nicht gefunden.« s. Anm. 170. . 
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Gebiete die hergebrachte Verfassung ausdrücklich garantirt 
war 16°). ‘Indessen war die Regierung nicht geneigt, die 
ältere Teklenburger Kirchenordnung nach der von der Sy- 
node 1715 und 1716 bewirkten Revision anzuerkennen und 
genehmigte auch nicht die Correspondenz mit dem Ministe- 
rum der Grafschaft Mark, „weil alle reformirten Kirchen 
ausser Cleve-Mark dem Kirchendirectorio untergeben* 169), 
Da überdiess auch sonstige Anträge der Synode vom Kir- 
chenregiment mehrfach zurückgewiesen wurden, und der Be- 
scheid auf die Synodalprotokolle mitunter erst nach Ab- 
lauf einiger Jahre erging, erschlaffte das Interesse der Sy- 
nodalen und, nachdem auf die eingeschickten Acten des 
Convents von 1741 erst 1744 das Decisum aus Berlin kam, 
trat die Synode im Jahr 1746 zum letztenmal zusammen 
und liess sich, ungeachtet des im Bescheide von 1749 ge- 
gebenen Befehls zur Fortsetzung der Convente, nicht mehr 
dazu bewegen 17). 

Wenn diess in einem Gebiete erfolgen konnte, wo die 
Ordnung von 1713 auf der Grundlage bereits vorhandener 
synodaler Einrichtungen zur Anwendung kam, wird es we- 
niger befremden, dass da, wo diese Elemente erst geschaffen 
werden sollten, keine glänzenden Erfolge erzielt wurden. 
Ein grosser Segen lag allerdings in den Presbyterien der 
einzelnen Gemeinden, in welchen übrigens mit der Zeit Ab- 
weichungen von der Presbyterialordnung von 1713 eintraten, 
wie in Beziehung auf die Wahlen, die Direction des Pres- 
byteriums u. a. '6%); die synodale Wirksamkeit fehlte aber 
eigentlich gänzlich. Die Classen bestanden zum Theil aus 
wenigen Gemeinden in der Zerstreuung und mitunter so 
weit von einander entfernt, dass der Besuch der Convente 
keineswegs regelmässig stattfand. Kaum ins Leben getreten 


165) Jacobson Geschichte a. a. O. II, IV. S. 412. 440. 

166) & a. O. S. 414. 

167), g. a. O. 8. 417. folg. 

168) So bestand nach der Observanz bei der reformirten Gemeinde 
in Königsberg seit 1695 bis zur Mitte des achtzehnten Jahrhunderts 
nicht Cooptation, sondern Wahl der Aeltesten durch die Hausväter. 
Eben da und anderweitig führte den Vorsitz im Presbyterium ein welt- 
licher Director. 
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siechten sie schnell dahin und waren wohl meistens schon 
vor der Mitte des achtzehnten Jahrhunderts den einfachen 
Visitationen der Inspectoren gewichen, über deren Charak- 
ter sie sich überhaupt kaum zu erheben im Stande gewesen 
waren. So war es z. B. in der Provinz Preussen, wo An- 
fangs die Gemeinden zu Memel, Insterburg und Tilsit eine 
Classe bildeten, welche bereits im Jahre 1719 beschlossen: 
„Zwar erklären die fratres classici allesambt, dass dieses 
(die Abhaltung der Convente) eine sehr heilsahme und nütz- 
liche Verordnung sei, inzwischen aber da die darinnen zu 
verhandelnde Sachen eben so pressant nicht seyn, zudem 
solche durch Schreiben abgemacht werden könnten, insbe 
sondere jetzund, da diese Classe sehr eingeschränkt und bis 
auf drei Kirchen reducirt ist, und doch die Reisen dahin 
(weil sie sich hin und zurück bis 42 Meilen betragen) sehr 
kostbahr fallen; Als ersuchet Classis E. Hochw. Directorium 
gehorsambst, ihr zu erlauben, dass sie künfftig hin nach 
‘dem Exempel der andern Class (es möchten dann erhebliche 
Casus sich eräugen) etwa alle zwei oder drei Jahre sich 
versamblen möchte, doch mit dem Erbiethen, dass sie jähr- 
lich ihre Kirchen-Rechnung einschicken wolle“ — was dem 
auch genehmigt wurde — !°9), Die hier erwähnte andere 
Classe umfasste die Gemeinden Königsberg (die deutsche, 
polnische und das Waisenhaus), Preussisch-Holland, Pillau, 
Judtschen, (französisch seit 1723), Schadewitz. Dazu traten 
dann die nach und nach neu gegründeten Gremeinden («. 
oben.) Eine allgemeine Theilnahme derselben an den in 
der Regel alle zwei oder drei Jahre gehaltenen Conventen 
fand aber keineswegs statt. Schon 1730 hatte der in Wil- 
helmsberg gehaltene Convent nämlich den Antrag gestellt. 
„dass zur Ersparung der Unkosten, auch nicht gänzlicher 
Entblössung der Kirchen von den Predigern, wenn im Ober- 
lande ein Classicalconvent gehalten würde, nur Deputati aus 
Litthauen, und vice versa aus dem Oberlande in Litthauen, 
dabei erscheinen dürfen“, den auch das Kirchendirectorium 


— u. 


16°) Diese und die übrigen Notizen sind den Acten des früheren 
reformirten Kirchendirectoriums entnommen, welche nach der Auflösung 
der Behörde der Regierung zu Königsberg überwiesen wurden. 
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approbirte. Selbst diese Anordnung wurde indessen nicht 
befolgt, denn auf dem 1736 zu Mohrungen gehaltenen Con- 
vent, dessen Convocation aber erst erfolgen konnte, nach- 
dem dazu die Genehmigung des Kirchendirectoriums ertheilt 
war, hatten sich nur deputirte Prediger aus Königsberg, 
Dönhoffstädt, Mohrungen, Wilhelmsberg, Preussisch-Holland, 
Göritten und drei Aelteste (einer aus Königsberg und zwei 
aus Mohrungen) eingefunden. Der Inspector der Classe 
äusserte deshalb bei Uebersendung des Protokolls an das 
Kirchendirectorium: „Es würde nicht undienlich sein, wenn 
E. H. Directorium vor dem künfftigen Convent Monitoria 
an alle Prediger ergehen zu lassen belieben wolte, dass nie- 
mand um einer leichtsinnigen Ursache, oder auch woll Pri- 
vat-Interesse wegen, wie es jetzt von einem und andern ge- 
schehen, von dem Convent zurückbleibe und also das be- 
sondere Königliche Beneficium offenbahr so gering schätze.“ 
Hierauf wurde die Classe Königsberg getheilt und eine neue 
Inspection Preussisch-Holland für das sogenannte Oberland 
eingerichtet, indessen diente diess mehr zur Erleichterung 
der Visitationen, als zur Beförderung der Convente, welche 
seit 1742 gar nicht mehr in Preussen gehalten wurden. 
Höchst wahrscheinlich war der Verlauf in der Mark 
Brandenburg, in Pommern und Sachsen eben so ungün- 
stig 170%). Die Classicalordnung kam somit ausser Anwen- 
dung und wurde daher auch, als im Jahr 1737 die ganze 
Verordnung von 1713 in revidirter Gestalt aufs neue zur 
Publication gelangte, unverändert wieder abgedruckt, während 
der Abschnitt über die Inspection mehrfache Erweiterung 
erfuhr !7!), Als im Jahr 1789 für die reformirten Gemein- 
den in Schlesien die Inspection neu eingerichtet wurde, er- 
ging eine eigene Inspectionsordnung unterm 31. Juli d. J., 
mit der Festsetzung, dass die Inspections- und Presbyterial- 


170) Auf Brandenburg zunächst bezieht sich die Aeusserung v. Müh- 
ler’s (Anm. 164); von Pommern heisst es in einem Bericht der neuen 
reformirten Kirchenzeitung 1856. 8. 213: »Die Kirchenordnung ven 
1713 scheint eigentlich nie zur rechten Wahrheit geworden zu sein. 
Die Classicalconvente waren seit undenklichen Zeiten gar nicht gehalten.« 

171) y. Mühler.a. a. O. 8. 226. Jacobson a. a O. JII, IV. 
S. 419. Anm. 228. 
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ordnung von 1713 und die Inspectionsordnung von 1737 
zur Ergänzung benutzt werden solle 1??); von Classicalcon- 
venten ist aber nicht die Rede, welche also gar nicht ein- 
geführt wurden. 

Die regelmässig gehaltenen Visitationen bezogen sich 
vornehmlich auf die Externa, so dass die inneren Angelegen- 
heiten mit der Zeit leicht in eine gewisse Unordnung ge 
rathen konnten. Für den Cultus dienten die Agende von 
1741 !73) und verschiedene Gesangbücher !7*), für den ka- 
techetischen Unterricht besonders der Heidelberger Katechis- 
mus !75) und in Betreff des Bekenntnisses überhaupt ausser- 
dem die Confessio Johannis Sigismundi, das Leipziger Reli 
gionsgespräch und die Declaration des Thorner Convents, 
von denen die Confessio (bis zum Jahr 1818) von allen 
Predigern mit einem eidlichen Reverse unterschrieben wer- 
den musste 178), 

Dem Verfall, dem seit dem letzten Drittel des acht- 
zehnten J shrhanderts die gesammte evangelische Kirche 
unterlag, konnten auch die Deutsch-Reformirten des preus- 
sischen Staates nicht entgehen und die schweren Heimsuchun- 
gen seit dem Tilsiter Frieden trafen dieselben ebenso, wie 
die übrigen Theile der Landeskirche. Das reformirte Kır- 


— u 


172) Im Novum Corp. Const. Tom. VIII. Fol. 3019. folg. 

78) Diese Agende ist eine Erneuerung der von 1713 und enthält 
alles Agendarische für den öffentlichen Gottesdienst und die Casualien 
in grosser Vollständigkeit. Die Formulare sind aus niederrheinischen 
Agenden entlehnt und schliessen sich im Bekenntniss streng an den 
Heidelberger Katechismus an. 

#4) Vergl. Ulrich.a. a. O. Band II. S. 88. 358. 363. 

6, Verordnung wegen der Catechisationen vom 28. September 1717 
(Mylius Corp. const. „Iheil I. Abth. I. nro. XCVII. Fol. 527), wegen 
der Catechismuspredigten vom 13. November 1720 (a. a. O. nro. CVI. 
Fol. 543) — Inspectionsordnung von 1713. nro. IV. 

176) Vergl. oben Anm. 15. 20. 25. Damit verb. man noch die »zwölf 
Punkte, welche den Königl. Preussischen Evangelisch-Reformirten Pre- 
diger-Bestallungen einverleibt sind, und worauf sie einen eigenhändigen 
Revers ausstellen, auch in Evangel. Reformirtem Kirchendirectorio einen 
Eyd zu Gott schweren«e, im Anhange der Inspections .... Ordnung von 
1713 (Mylius a.a.O. Fol.461. folg.). Durch Cabinetsordre vom 8. No- 
vember 1818 ist der eidliche Revers auf die Confessio Joannis Sigis- 
mundi abgeschafft (v. Kamptz Annalen 1818. Heft IV. S. 1018). 


? 
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ehendirectorium wurde 1809 aufgehoben und die reformirten 
Mitglieder der Consisterien traten in die Schul- und Kir- 
chendeputationen der Regierungen. Bei den seit 1815 für 
die Reorganisation der evangelischen Kirche des Staates 
gethanen Schritten wurde auch die reformirte Kirche im Geiste 
der Union mit berücksichtigt, erlitt aber vielfache Einbusse. 
Die Gemeinden in der Provinz Brandenburg, welche 
sieben Inspectionen 177) gebildet hatten, schlossen sich sämmt- 
lich der Union an und hörten auf, eigene Sprengel zu bil- 
den. In Preussen gab es am Anfange des jetzigen Jahr- 
hunderts 22 rein reformirte Gemeinden in drei Classen 
(Königsberg, Gumbinnen, Preussisch-Holland), eine Capelle 
(Steinort), sechs Simultankirchen mit den Lutherischen, 60 
rein reformirte Schulen und sieben in Gemeinschaft mit den 
Lutherischen !78). Von allen diesen verblieben nur zehn !”°) 
in einer Inspection. In Pommern erhielt sich die vor- 
handene Inspection (Stettin) mit vier Gemeinden !?°). In 
Sachsen fielen die Inspectionen Magdeburg und Halber- 
stadt fort und blieb Halle mit zehn Gemeinden !®}), von 
denen übrigens neun sich für die Union entschieden hatten. 
In Schlesien stehen die sieben Gemeinden nicht mehr 
unter einem eigenen reformirten Inspector ???), während in 
Posen der Senior der Unitätsgemeinden die Aufsicht über 
die vorhandenen sechs Gemeinden führt 13°), Eine Ver- 


177) Berlin, Frankfurt an der Oder, Neustadt-Eberswalde, Potsdam, 
Ruppin, Cüstrin, Züllichau. 

178) Ecclesiarum et scholarum, quae in Borussia orientali nunc sunt, 
conspectus (auctore D. Sam. Theoph. Wald). Regiomonti Boruss. 
1801. 4. (Weihnachtsprogramm der Königsberger Universität). 

1°) Königsberg, Pillau, Elbing, Samrodt, Mohrungen, Insterburg, 
Tilsit, Memel, Gumbinnen, Neunischken. 

180) Stettin, Stargardt, Colberg, Pasewalk. 

1) Halle, Wettin, Magdeburg (die wallonische und dänische Ge- 
meinde), Trüstedt, Aschersleben; Burg, Calbe an der Saale, Stendal, 
Halberstadt. 

ie?) Breslau, Glogau, Anhalt und die böhmischen Gemeinden Strau- 
seney, Tabor, Friedrichsgrätz, Hussinetz. (Die Schrift von Gillet: 
Die Reformirten in Schlesien und die Union. Breslau 1855: ist mir 
leider nicht zugänglich gewesen.) 

ı85) Posen (deutsch und polnisch), Lissa, Waschke, Lasswitz, 
Orczeskowo. 
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tretung der Reformirten im Kirchenregiment ist durch Be 
stellung je eines Raths im Provinzialeonsistorium und dreier 
Mitglieder iin Oberkirchenrath bewirkt worden. Die Be 
strebungen für Herstellung einer befriedigenderen Verfas 
sung !3*) führten aber auch zur Wiederbelebung der Class 
calconvente, welche jedoch erst, nachdem verschiedene Cor 
ferenzen vorangegangen waren, in Pommern seit 1850, in 
Preussen seit 1853 hergestellt und auf Sachsen 1856 mit 
übertragen wurden. Die rechtliche Basis für diese Versamm- 
lungen bot die noch immer in Geltung stehende Classical 
ordnung vom 24. October 1713. Diese konnte indessen nicht 
mehr für ausreichend gehalten werden und die Verhandlu- 
gen der Convente führten zur Berathung von Gegenständen, 
welche über den Geschäftskreis des Gesetzes von 1713 hir 
ausgingen. Indem die Behörden erkannten, dass innerhalb 
der Schranken der ältern Instruction den vorhandenen Mängel 
' und Gebrechen durch Mitwirkung der Convente nicht ab 
geholfen werden konnte, gestatteten sie stillschweigend die 
Thätigkeit der Classicalversammlungen, durch welche über- 
diess der bestehenden rechtlichen Ordnung kein Abbruch 
geschah, da die endgültige Entscheidung über die gefassten 
Beschlüsse doch immer dem Kirchenregiment vorbehalten 
blieb. 

Als dringendste Bedürfnisse ergaben sich zunächst die 
Verbesserung und Ergänzung der Agende von’1741, des 
ältern wenig befriedigenden Gesangbuchs von 1784 resp. 
für Danzig 1785, der kirchlichen Armenpflege u. a. m. Der 
erste, neu belebte, Convent der Provinz Preussen, im Jahr 
1853 zu Königsberg gehalten, beschloss sogleich die nöthr- 
gen Schritte zu thun, um der Willkür der einzelnen Geit- 
lichen bei der Anwendung der Agende zu begegnen. Es 
wurden desshalb die älteren Formulare revidirt, soweit als 
es unumgänglich nöthig schien verändert und das Sack 
sche Vorbereitungs- und Abendmahlsformular neu aufgenom- 


184, Soweit dieselben sich auf die Umbildung:der einzelnen Ge 
meinden bezogen, hatten sie im Ganzen weniger Erfolg. So ist di 
neu redigirte Gemeindeordnung der Burgkirche zu Königsberg von 185% 
nicht bestätigt worden. Dasselbe en auch von der Hofkirche in 
Breslau zu gelten. 
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men '85). Nach ertheilter Genehmigung des Consistoriums 
und des Evangelischen Oberkirchenraths wurde im Jahr 1856. 
die neue Agende gedruckt und zum Gebrauche neben der 
ältern, welche für den Gottesdienst überhaupt in Geltung 
blieb, eingeführt. Eben so wurde auch die Angelegenheit 
des Gesangbuchs mit Eifer betrieben. Auf dem Convent 
des Jahres 1857 einigte man sich, das bereits vom Ober- 
kirchenrathe approbirte Gesangbuch der Teklenburger Synode 
von 1854 anzunehmen und demselben einhundert Lieder aus 
dem bisher gebrauchten Gesangbuche hinzuzufügen. Im 
Jahr 1858 erhielt diess gleichfalls die höhere Genehmigung, 
wurde in demselben Jahre gedruckt und seitdem in den 
dazu willigen Gemeinden eingeführt '%%). In gleicher Weise 
wurde der allgemeine Gebrauch des Heidelberger Katechis- 
mus empfohlen und dessen Vorzug vor dem Hering’schen 
anerkannt '?7) und verschiedene Beschlüsse zur Hebung der 
Gemeinden gefasst ?°°). 

Der Convent hatte im Allgemeinen sich fortwährend an 
die Classicalordnung angeschlossen und ihr entsprechend auch 
den Wechsel der Orte der Zusammenkunft seit 1857 wieder 
hergestellt '°®), auch beschlossen, der älteren Observanz ge- 
mäss sich alle zwei Jahre zu versammeln, deshalb 1858 


m 


ı#5) Vergl. die Mittheilungen aus den Conventen von 1853 bis 1856 
in der neuen reformirten Kirchenzeitung 1854. 8. 27. 396. folg. 1855. 
8. 399. 400. 407. 1856. S. 372. 

#6, Vergl. die neue refurmirte Kirchenzeitung 1854. S. 29. 1855. 
8. 408. 1856. S. 373. 374. 1857. S. 318 über die Geschichte der: Er- 
neuerten Kirchenagende, herausgegeben mit hoher Genehmigung von 
den Predigern und Aeltesten des reformirten Classenconvents der Pro- 
vinz Preussen im Jahre 1856. Königsberg. 4., und des: Evangelischen 
Gesangbuchs. Gütersloh 1858. 8. 

7) a. a. O. 1854. S. 28. 1857. 9. 818. 

ıe, So, dass hinfort kein neu anziehender reformirter Christ in 
eine Gemeinde aufgenommen werden solle, ohne ein Aßgangszeugniss 
aus seiner früheren Gemeinde beigebracht zu haben (Convent von 1855. 
vergl. neue reformirte Kirchenzeitung 1855. S. 409); desgleichen wegen 
der Betheiligung der Presbyter bei kirchlichen Handlungen, insbesondre 
der Confirmation (Convent von 1857. 8. 318. 319). 

9%, Vergl. die neue reformirte Kirchenzeitung 1855. S. 409. 410. 
1856. S. 370. 1857. S. 311. - 
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nicht zusammen zu kommen !?°). Die vorgesetzten Behör- 
den hatten aber inzwischen immer ‘mehr die Nothwendigkeit 
erkannt, zur Befestigung der so erspriesslichen Institution 
die ältere Verordnung von 1713 zeitgemäss zu verändern 
und zu ergänzen. Ohne die desfallsigen Anträge des Con- 
vents abzuwarten, ergriffen dieselben daher die Initiative 
und legten der Classe den Entwurf eines ergänzenden Sta- 
tuts vor, welchen der Convent von 1859 begutachtete und 
theilweise modificirte 192), Im Wesentlichen wurde derselbe 
auf Grund der Allerhöchsten Genehmigung vom 16. Ma 
1860, im Einverständnisse mit dem Cultusministerium vom 
Evangelischen Oberkirchenrathe unterm 19. December 1360 
genehmigt und durch das Consistorium zu Königsberg am 
29. Januar 1861 publicirt !??). Dieses 

Statut für die Classical-Convente der refor- 

mirten Gemeinden in der Provinz Preussen 

wird ausdrücklich als: Ergänzung der Classicalordnung vom 
24. October 1713 bezeichnet, woraus also die fortdauernde 
Geltung der letztern im Uebrigen hervorgeht. 

Die Wichtigkeit dieses Statuts für die Deutsch-Re 
formirten des preussischen Staats überhaupt macht es nöthig, 
dasselbe einer eingehenden Betrachtung zu unterwerfen. 

Die reformirten Gemeinden der Provinz Preussen, welche 
die jetzige Classe bilden, waren nicht förmlich der Union 
beigetreten, indessen nicht aus einer antiunirten Gesinnung. 
sondern nur desshalb, weil sie durch eine unio absorptiva 
ihre Selbstständigkeit zu verlieren besorgten. In diesem Sinne 
hatte sich auch bereits der Convent von 1853 sehr bestimmt 
ausgesprochen und namentlich erklärt: 


190) a. a. O. 1859. S. 357. 

191) M. s. den Entwurf eines die Classicalordnung vom Jahre 1715 
ergänzenden Statuts für die Classicalconvente der reformirten Gemein 
den in der Provinz Preussen, in der neuen reformirten Kirchenzeitung 
1859. S. 361. 362. 

19%) In den: Amtlichen Mittheilungen des Königl. Consisteriums 
1861. Stück 3. nro. 308., auch mitgetheilt in den: Aktenstücken au: 
der Verwaltung des Evang. Oberkirchenraths Heft XIII. (Bd. V. Heft IIL, 
8. 117 folg., in v. Moser’s allgemeinem Kirchenblatt für das evan- 
gelische Deutschland 1861. S. 269, in dieser Zeitschrift Bd. I. S. 31. 


- 
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„Die reformirten Gemeinden unserer Provinz sind so- 
wohl der lutherischen Schwesterkirche, wie der Union 
gewiss nicht abgeneigt, indem sie sich schon jetzt mit der 
lutherischen Kirche in den evangelischen Grundlehren 
eins wissen und die Differenz in der begrifflichen For- 
mulirung der einzelnen Kirchen nicht von der Bedeu- 
tung halten, dass dadurch eine kirchliche Union, wenn 
diese nicht Aufhebung der Confession sein will, ausge- 
schlossen würde.“ 
Diess auszusprechen und die Stellung des Cosvene innerhalb 
der evangelischen Landeskirche zu bestimmen, musste na- 
türlich vor Allem nothwendig erscheinen und desshalb beginnt 
das Statut mit der Declaration: 
„Die reformirten Gemeinden in der Provinz Preussen 
erkennen die Einheit der Grundlehren der lutherischen 
und reformirten Kirche an, und sehen, obgleich sie an 
ihrem Bekenntnisse, Cultus und ihrer Verfassung fest- 
halten, in den Unterscheidungslehren kein Hinderniss 
der kirchlichen Gemeinschaft im Gebrauch der Gnaden- 
mittel und der Vereinigung zu einem landeskirchlichen 
Organismus mit der lutherischen Schwesterkirche.“ 
Begreiflicher Weise lautet dieser Passus anders, als die im 
Jahr 1855 der rheinisch-westfälischen Kirchenordnung hinzu- 
gefügten drei Paragraphen über den Bekenntnissstand (s. oben 
S. 319); er genügt aber bis zur Vollendung des Ausbaues 
der evangelischen Landeskirche, ja er würde selbst nach 
derselben nicht nothwendig aufgegeben werden dürfen. Da- 
gegen dürften manche Aenderungen des Statuts zweckmässig 
getroffen werden können oder selbst geboten sein, sobald 
die Reorganisation erfolgt ist. Für jetzt ist die regelmässige 
Abhaltung der Classicalconvente alle zwei Jahre angeordnet, 
sodann die fortdauernde Geltung der Classicalordnung von 
1713 „für ihre Form, Zusammensetzung und Geschäftsord- 
nung im Allgemeinen“ ausdrücklich bestimmt, „soweit nicht 
die folgenden Bestimmungen eine Aenderung zur Folge 
haben.“ 
Die Ordnung von 1713 hat zur alleinigen Direction des 
Convents den Inspector, dagegen nicht einen Vorstand (Mo- 
deramen), wie er sonst nach den Presbyterialordnungen für 
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die‘ Classen angeordnet zu sein pflegt; sie bestimmt nur, 
dass der Inspector durch den jüngsten Pastor ein Protokoll 
führen lassen soll !??). Noch weniger kennt das ältere Ge- 
setz ausser dem Inspector ein Organ, welches die Interessen 
der Classe ausserhalb des Convents wahrnimmt. Ein solches 
Organ, Collegium qualificatum, ist aber höchst noth- 
‘wendig und wird durch das Bestehen einer Consistorialbe- 
hörde keineswegs überflüssig. Daher hatte in Rheinland- 
Westfalen nicht bloss die General- und Provinzialsynode ein 
Collegium qualificatum !?*), sondern auch die Classe, in wel- 
cher dasselbe aus den abgehenden und neu eintretenden 
Moderatoren zusammen gebildet wurde !?5). Das Statut hat 
dem entsprechend bestimmt: 
„Der Convent hat das Recht, aus dem Kreise der mit 
ihm verbundenen Prediger und Aeltesten zwei Mitglie- 
der, unter denen ein Geistlicher sein muss, zu dem Zweck 
zu erwählen, damit diese im Verein mit dem Superin- 
tendenten den Convwent in der Zeit, da er nicht ver- 
sammelt ist, vertreten. Die so gewählten Mitglieder bilden 
mit dem Superintendenten zusammen unter dem Namen 
Moderamen ein Collegium, in dem der Superinten- 
dent den Vorsitz führt. Ihr Amt ist auf die Zeit von 
einem Convent zum andern beschränkt. Jeder einmal 
Gewählte kann wieder gewählt werden. Die Mitglieder 
des Moderamens haben auch, wenn sie nicht als Vertreter 
einzelner Gemeinden zum Convent gewählt sein sollten, 
auf demselben Sitz und Stimme.“ 
Dass der Convent nicht stets an demselben Ort gehalten 
werde, ist so zweckmässig, dass nach manchen ältern Ord- 
nungen sogar ein regelmässiger Turnus für alle Gemeinden 
vorgeschrieben war. Die Classicalordnung überweist deu 
Inspector die Wahl von Zeit und Ort 1°). Zweckmässiger 
ist die Vorschrift des Statuts $. 5. 
„Der Convent bestimmt nach eigenem Eımessen den 


198, Classicalordnung $$. VII. XI. 

14) Jacobson Geschichte IV, III. S. 142. 229. u. a. 
188) a. a. O. 8. 248. 

18) Classicalordnung $ II. 
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Ort, an welchem er sich das nächste Mal versammelt. 
Sollten Umstände eintreten, welche den gewählten Oıt 
als ungeeignet erscheinen lassen, so hat das Moderamen, 
welchem die Festsetzung der Zeit und die Einberufung 
obliegt, auch das Recht einen andern Ort der Zusam- 
menkunft zu bestimmen.“ 
Was die Competenz des Classicalconvents betrifft, so wird 
dieselbe verschieden ausfallen, je nachdem die Versammlung 
die Bedeutung eines synodalen Organs in einer wohlgeglie- 
derten presbyterial verfassten Kirche hat, oder nur als ein 
Institut erscheint, welches überwiegend den Zwecken eines 
econsistorialen Kirchenregiments dienen soll. Zwar bilden 
presbrteriale Synodeu keinen Gregensatz gegen das Regiment, 
sie haben vielmehr die vorzügliche Aufgabe dasselbe zu 
unterstützen und in Gemeinschaft mit ihm die kirchlichen 
Zwecke zu fördern !?°), aber sie haben doch auch zugleich 
eine bis zu einer bestimmten Grenze vom Inhaber des 
Regiments unabhängige Stellung, @urch welche sie auf die 
Entschliessungen desselben einzuwirken vermögen. So weit 
ist man indessen bei der Feststellung der Attributionen des 
Conventg3 nicht gegangen, man hat vielmehr den Grundge- 
danken der Classicalordnung von 1713 festgehalten, nach 
welcher der Convent nicht die Natur einer synodalen Ver- 
samınlung besitzt, und hat die ihm beigelegten Pflichten und 
Gerechtsame theilweise, jedoch nach unserer Ansicht nicht 
genügend erweitert. Nach dem Statut 8. 6. umfasst nämlich 
der Geschäftskreis des Convents 
„a. die Visitation der Gemeinde, bei welcher er sich 
versammelt hat,“ 
also die Aufgabe, welche schon in dem Gesetz von 1713 
als die wichtigste hervortritt. Sodann 


7) Dieser Gedanke, den König Friedrich Wilhelm IV. in der Aller- 
böchsten Ordre vom 30. December 1850 besonders hervorhob, indem er 
die Tebertraguug constitutioneller Anschauungsweisen auf die Kirche 
zmrückwies (Denkschrift, betreffend die Berufung einer allgemeinen 
Landessynode, in den Aktenstücken aus der Verwaltung des Evangeli- 
schen Oberkirchenraths Band III. Lieferung I. S. 6 (Berlin 1856) ), ist 
vca mir in dem 1856 erstatteten Gutachten (a. a. O. Lieferung II. 8. 1. fg.) 
festgehalten and weiter ausgeführt. 
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„b. die Entscheidung über Streitigkeiten und Beschwer- 
den, welche in einzelnen Gemeinden vorgekommen 
sind, und bei welchen die schiedsrichterliche Vermitt- 
lung in Anspruch genommen wird.“ 

Die Classicalordnung von 1713 bestimmt bereits, dass 
Klagen und Beschwerden gegen den Prediger und Schul- 
bediente an den Convent gebracht werden können, mit der 
Maassgabe : „Dieses nun hätte Inspector und Pastores Clas- 
sici, sambt den Deputirten Eltesten zu untersuchen , die 
Fehler nach Möglichkeit in der Stille abzustellen , oder, 
wann es nicht verfangen will, es an das Kirchen-Direc- 
torium gelangen zu lassen.“ Ebenso hat der Convent das 
Recht der Berathschlagung über die von den Deputirten 
angeregten Fragen !1?®). Wie diese Bestimmungen ist auch 
die des Statuts nicht ausreichend, sobald der Convent als 
ein synodales Organ aufgefasst wird. Dem Uonvent ist 
aber aufs neue zugesprochen 

„ec. die Berathung on kirchlichen Angelegenheiten, 

welche durch einzelne Mitglieder entweder in ihrem 

Namen oder in dem ihrer Gemeinden vor den Convent 

gebracht werden,“ 
zugleich mit der Ausdehnung auf 

„d. die gutachtliche Aeusserung über Gegenstände des 

kirchlichen Gemeindelebens, welche von der geistlichen 

Behörde vorgelegt sind.“ 

Dagegen ist der vom Convent selbst einstimmig gestellte Antrag 
auf: „die berathende Mitwirkung bei solchen Anordnungen 
der geistlichen Behörden, welche organische oder allgemeine 
Bestimmungen über die kirchliche Stellung der reformirten 
Gemeinden der Provinz Preussen bezwecken“ !?°), nicht ge 
nehm gefunden, während einen anderen Zusatz: „der Ge 
schäftskreis des Convents umfasst die Wahl der Deputirten 
zur Provinzialsynode“ bereits die Majorität als eine für die 
Zukunft etwa vorzubehaltende Bestimmung hatte fallen lassen. 

Diese Zukunft ist aber nicht mehr fern und die Er 

weiterung der Competenz der Ulassicalconvente im Sinne 


198) Classicalordnung $$. VI. VII. X. 
199, Neue reformirte Kirchenzeitung 1859. S. 362. 
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einer presbyterial-synodalen Kirchenordnung erscheint um 
so weniger beanstandet werden zu dürfen, als inzwischen 
die Kreissynoden für die Provinz Preussen schon gehalten 
sind und den reformirten Conventen wenigstens derselbe 
Umfang von Befugnissen zuzusprechen sein würde, welcher 
den übrigen Kreissynoden bereits gesetzlich zusteht. Der 
Convent der reformirten Gemeinden der Provinz Preussen 
umfasst sämmtliche jetzt noch. vorhandene Reformirte die- 
ses grossen Landestheils aus den frühern drei oder vier 
Inspectionen und hätte desshalb eigentlich schon selbst im 
Anschlusse an die Classicalordnung mit dem Charakter als 
Synode bekleidet werden dürfen. Dass diess künftig ge- 
schehen werde, unterliegt wohl keinem Zweifel; dann aber 
werden auch diejenigen Modificationen des Statuts nothwen- 
dig, auf welche im Obigen bereits aufmerksam gemacht 
wurde, .ja es werden noch andere, namentlich wegen der 
jährlichen Abhaltung, auch der Erwägung bedürfen. 
Das Statut enthält im Schluss-Paragraphen noch fol- 
gende Bestimmung : 
„Die reformirte Gemeinde in Danzig und die franzö- 
sisch-reformirte Gemeinde in Königsberg schliessen sich 
dem Classical-Convente an, doch bleiben in Betreff der 
Stellung des Convents zu diesen Gemeinden alle die 
Rechte vorbehalten, welche für die Danziger Gemeinde 
in dem Seniorenstatut vom Jahre 1834 und für die 
französische Gemeinde in Königsberg in der Discipline 
des eglises röform&es de France enthalten sind.“ 
Die besondern Rechte der französischen Gemeinde sind in 
dem vorigen Abschnitte schon ausführlicher nachgewiesen. 
Die Besonderheiten in der Verfassung und Verwaltung die- 
ser Gemeinde an sich wirken auf den Gesammtorganismus 
des Convents ebensowenig ein, wie die Eigenthümlichkeiten 
anderer Gemeinden, die in besonderen Localstatuten an- 
erkannt sind und den presbyterialen Prinzipien nicht wider- 
sprechen. Die französische Gemeinde steht aber unmittelbar 
unter dem Consistorium und ist der Inspection des Super- 
intendenten entzogen, der daher auch nicht befugt ist, die 
ihm durch die Classicalorduung, wie das Statut übertragene 
Visitation für diese Gemeinden zu, vollziehen. Auch. darin 
Zeitschr. f£. Kirchenrecht. III. 8. 24 
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liegt kein Hinderniss der Vereinigung der französischen Ge 
meinde mit dem Convent. Abgesehen von diesen Punkten, 
und unbeschadet der Autorität der Confession de foi von 
1559, ist ein vollständiges Zusammenwirken der Deputirten 
der französischen Gemeinde mit den Vertretern der übri- 
gen Gemeinden und eine Anerkennung und Befolgung der 
Schlüsse des Convents Seitens der französischen Gemeinde 
durchaus möglich und somit im Kleinen hier bereits voll 
zogen, was für die ganze Landeskirche in Aussicht ge 
stellt ist. _ 

Die deutsch-reformirte Gemeinde St. Petri und Pauli 
zu Danzig stand seit der Wiedervereinigung Danzigs mit 
Preussen im Jahr 1814 unter dem Provinzialconsistorium, 
ist aber seit 1854 in den Inspectionsverband der Superinten- 
dentur Königsberg getreten. Die oberste Leitung befindet 
sich in den Händen des Seniorencollegiums, dessen 
rechtliche Stellung durch Statut und Geschäftsordnung von 
3. August 1833, bestätigt durch die allerhöchste Ordre vom 
1. Mai 1834, fixirt ist. Das Collegium besteht aus 7 bis I 
Mitgliedern und hat im Allgemeinen die Rechte des Patrons, 
die Verwaltung der (sehr grossen) Stiftungen und die Er- 
nennung des Collegiums der Dreizehner. Sobald eine Stelle 
im Seniorencollegium erledigt ist, haben sämmtliche stimn- 
fähige Mitglieder der reformirten Gemeinde drei Candidaten 
zu wählen, aus welchen die Senioren einen ernennen und 
der Regierung zur Bestätigung anzeigen. Nach dem Statut 
gehört der Prediger nicht zum Collegium, doch wird der- 
selbe observanzmässig bei Berathung von Internis zugezogen. 
Unter den Senioren steht das sogenannte Kirchencolle 
. gium (Kirchenvorsteher, Presbyterium), das aus vier welt 
lichen Mitgliedern und dem Prediger besteht und dem die 
Verwaltung des Kirchenvermögens obliegt. Sobald eine Stelle 
im Kirchencollegium vacant wird, bringt dasselbe den Se 
nioren drei Candidaten zur Auswahl eines in Vorschlag, der 
Prediger aber wird durch -die Senioren unter Zuziehung der 
Kirchenvorsteher gewählt. Den Senioren subjicirt ist auch 
das Collegium der Dreizehner, gebildet von den 
vier weltlichen Gliedern des Kirchencollegiums und nem 
andern Gemeindegliedern, welche von den Senioren gewählt 
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werden. Die Rechtsverhältnisse der Dreizehner beruhen auf 
Observanz, nach welcher dieselben specielle kirchliche An- 
gelegenheiten wahrnehmen, und bei wichtigeren Angelegen- 
heiten auf Erfordern der Senioren Gutachten ertheilen 2°). 

So weit wie für die Provinz Preussen sind die Ver: 
hältnisse der Reformirten für die übrigen Landestheile noch 
nicht geordnet, indessen kann der Vorgang in Preussen 
nicht ohne Frucht für die Einrichtungen aller Reformirten 
des Staates bleiben. In der Provinz Sachsen hat derselbe 
auch schon den Erfolg gehabt, dass die Prediger und Aelte- 
sten seit 1856 ihren Convent wieder ordentlich halten. Auch 
hier ist zuvörderst unter Anerkennung des Rechtsbestandes 
der Union die Verbesserung und Einheit des Cultus herbei- 
geführt worden durch die im Jahre 1859 gedruckte : Ord- 
nung des Hauptgottesdienstes und der Verwaltung der hei- 
ligen Sacramente in den evangelisch-reformirten Gemeinden 
der Provinz Sachsen. Allerhöchst genehmigt unterm 7. März 
1859 auf Grund der Berathung des Convents der evange- 
lisch-reformirten Gemeinden am 7. und 8. September 1858. 
Für den Unterricht der Confirmanden ist der kleine Heidel- 
berger Katechismus von 1585 allgemein angenommen 291), 

Sobald die Provinzialsynoden zur Einführung gelangen, 
wird den reformirten Inspectionen und deren Conventen, 
gleich den übrigen Kreissynoden, diejenige Stufe in dem sy- 
nodalen Organismus vollständig zuzuweisen sein, auf welche _ 
sie als Theile der einzelnen Provinzialkirchen unbestreit- 
baren Anspruch haben. 

Da es nicht die Absicht dieser Darstellung ist, alle vom 
gemeinen evangelischen Kirchenrechte Preussens abweichen- 
den kirchlichen Vorschriften für die Reformirten im Beson- 
dern zu erläufern, so genüge die Bemerkung, dass aus der 
eigenthümlichen Stellung der Reformirten sowohl im Ver- 
hältnisse zum Landesherrn, als zu den Lutherischen und 
insbesondere der Deutsch-Reformirten zu den Französischen 


300) Nach dem Statut von 1833 steht dem Seniorencollegium die 
Verwaltung der inneren kirchlichen Angelegenheiten nicht zu, die Bil- 
dung eines eigentlichen Presbyteriums sollte deshalb noch erfolgen. 

201). Vergl. Allgemeine Kirchenzeitung 1856. nro. 110. S. 1072. Neue 
reformirte Kirchenzeitung 1857. 8. 49. folg. 1868. 8. 259. falg. * 

24 * 
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mannigfache Normen hervorgegangen sind, welche für die 
Praxis zum Theil eine nicht geringe Bedeutung haben. Es 
genüge vorläufig, ’desshalb auf das Ostpreussische Provinzial- 
recht Zusätze 179. $ 7, 182, 188, 190, 191. & 1, 197. 8 7, 
200. 8 1, 212. $ 12, aufmerksam zu machen. 

Die drei Hauptgruppen der Reformirten bilden sämnt- 
lich Theile der evangelischen Landeskirche Preussens und 
sind dem landesherrlichen Kirchenregiment und dessen Or- 
ganen untergeben. Eine Ausnahme davon machen diejenigen 
Reformirten, welche auf Grund des Patents vom 30. März 
1847 sich von der Landeskirche getrennt haben. Indem 
auf die speciellere Auseinandersetzung : Ueber die Arten der 
Religionsgesellschaften und die religiösen Rechtsverhältnisse 
der Dissidenten in Preussen (in dieser Zeitschrift Jahrgang L 
Heft IH., Nro. XII. S. 392. ff.) Bezug genommen werden 
mag , sd es hier um der a willen genügen, 
noch von den sogenannten 

Niederländisch-Reformirten in Preussen 
einiges Wenige hinzuzufügen 29%). 

In Elberfeld hatte sich schon seit längerer Zeit eine 
kirchliche Separation gezeigt, welche unmittelbar nach Publi- 
cation des Toleranzpatents von 1847 zur Constituirung @iner 
selbstständigen Gemeinde führte, die sich ein Presbyterium 
wählte und die nöthigen Schritte that, um von Seiten des 
. Staates anerkannt zu werden. Als ihre Symbole bezeichnete 
sie die reformirte schottische Confession von 1559 — 1560, 
die niederländische von 1566 und den Heidelberger Kate- 
chismus, sowie für ihre Verfassung die Jülich - Bergische 
Kirchenordnung von 1654. Nach ihrem Prediger wurden 
die Mitglieder dieser Gemeinde Kohlbrüggianer ge 
nannt. 

Auf der im Jahre 1847 zu Neuwied gehaltenen rheini- 
schen Provinzialsynode wurde von einem Synodalen darüber 
Bericht erstattet und der Erlass einer Entscheidung über die 
Stellung, welche die rheinische Kirche zu diesen Separirten 
einzunehmen gedenke, in Antrag gebracht. Auf Grund der 


‚ *%) Auf dieselben ist bereits in dem citirten “Aufsatze -in dieser 
Zeitschrift I. S. 416. 417. aufmerksam gemacht worden. 


Die kirchlichen Verhältnisse der Reformirten in Preussen etc. 359 


Mittheilungen des Superintendenten der Elberfelder Kreis- 
synode und des Gutachtens der betrefienden Commission 
beschloss die Synode beim Kirchenregiment zu beantragen: 
„Falls auch auf Grund des Allerhöchsten Patents vom 
30. März v. J. den betreffenden Dissidenten die Bildung 
einer neuen Gemeinde nicht versagt: werden könne, so möge 
ihnen doch nicht verstattet werden, der Namen reformirte 
Gemeinde zu führen, da sich an diesen Namen für die alt- 
bestehende, dem Verbande der rheinischen Provinzialkirche 
angehörige, reformirte Gemeinde in Elberfeld, wie für alle 
Gemeinden, welche mit kirchlicher und staatsrechtlicher An- 
erkennung den Namen reformirter Gemeinden führen, er- 
worbene und gesetzlich festgestellte Rechte und Pflichten 
knüpfen, welche auf eine von diesen Gemeinden sich los- 
sagende und mit denselben in Widerspruch sich setzende 
Dissidenten-Gemeinschaft nicht übertragen werden können. 
— — . Wenn übrigens die fragliche Gemeinschaft . . be- 
gehrt, dass ihr Pfarrer Seitens der Landeskirche, von wel- 
cher sie sich separirt, die Ordination erhalte, — so erscheint 
es ganz undenkbar, dass einem solchen Begehren jemals 
Folge gegeben werden könne —* ?°®), 

Die hierauf angeknüpften Verhandlungen endeten mit 
der Allerhöchsten Ordre vom 24. November 1849, durch 
welche der unter dem Namen „niederländisch - reformirte 
Gemeinde“ in Elberfeld bestehenden kirchlichen Gemeinde 
die Korporationsrechte Behufs der Erwerbung von Grund- 
stücken und Kapitalien ertheilt wurden ?°%), Zur Bildung 
einer zweiten Gemeinde dieser Separatisten ist es seitdem 
nicht gekommen, doch haben sich Mitglieder derselben auch 
weiter verbreitet ?°°). 


305, S, Verhandlungen der fünften rheinischen Provinzialsynode (Neu- 
wied 1848.). $ 49. S. 82. folg. 

2%4) Berliner Allgemeine Kirchenzeitung 1850. nro. 9. S. 69. 

05) Aus den Mittheilungen des statistischen Bureaus ergiebt sich, 
dass am Ende des Jahres 1855 sich Niederländische Reformirte, mit 
Ausnahme von 1 und 5 Personen resp. in den Regierungsbezirken Kö- 
nigsberg und Frankfurt, nur im Regierungsbezirk Düsseldorf befanden 
und zwar 8% in Elberfeld, 15 in Hardenberg, 3 in Dorp. (Kgl. preus- 
sischer Staatsanzeiger 1857. nro. 131. S. 1065). 
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. I 
Aus der brasilianischen Eherechtspfiege. 


Die eherechtlichen Verhältnisse der Akatholiken in Brasilien 
sind durch das Decret vom 11. September 1861 geregelt worden, 
freilich in einer Weise, welche weder den gerechten Forderungen 
der protestantischen Kirche, noch selbst dem Geiste der Brasiliani- 
schen Verfassungs-Urkunde vom 11. Dezember 1823. entspricht '!). 


1) Tit. I. Art. B. 


A Religiäo Catholica Apostolica 
Romana continuarä & ser a Religiäo 
do Imperio. Todas as outras reli- 
gides seräo permittidas com seu 
culto domestico ou particular, em 
casas para isso destinadas, sem 
forma alguma exterior do templo. 


Die römisch-katholisch-aposto- 
lische Religion bleibt fortwährend 
die Religion des Reichs. Alle andern 
Religionen sind erlaubt mit ihrem 
häuslichen Cultus oder besondern 
Gottesdienst in dazu bestimmten Ge- 
bäuden, ohne irgend äussere Form 
eines Tempels. 


Tit. I. Art. 6. 


Säo Cidadäos Brasileiros: 
V. Os estrangeiros naturalisa- 
dos, qualquer que seja a sua religiäo. 


Brasilianische Bürger sind: 
V. Die naturalisirten Fremden, 
welches auch ihre Religion sei. 


Tit. IV. c. VI. art. 9. 


Todos os que podem ser elei- 
tores, säo habeis para ser no- 
meados Deputados. Exceptua-se: 

III. Os que näo professarem 
& Religiäo do Estado. 


Tit, VIII. 


V. Ninguem pode ser perse- 
guido por motivo de religiäo huma 
vez que respeite a do Estado e näo 
offenda a moral publica. 


XIV. Todo o Cidadäo pode ser 
admittido aos cargos publicos civis 
ou militares, e sem outra differenca, 
que näo seja dos seus talentos e 
virtudes. 


Alle welche Wähler sein können, 
sind fähig zu Deputirten ernannt 
zu werden. Ausgenommen: 

III. Die welche sich nicht zur 
Religion des Staates bekennen. 


Art. 179. 

V. Niemand kann auf Grund 
der Religion verfolgt werden, voraus- 
gesetzt, dass er die des Staates re 
spectirt und die Öffentliche Moral 
nicht beleidigt. 

XIV. Jeder Bürger kann zu 
den bürgerlichen und militärischen 
öffentlichen Aemtern zugelassen wer- 
den, ohne andern Unterschied als 
den seiner Talente und sittlichen 
Eigenschaften. 
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Wenn auch der erste Artikel des genannten Gesetzes den 
durch den protestantischen Geistlichen eingesegneten Verbindungen 
die bürgerlichen Wirkungen einer Ehe («effeitos civis») zuschreibt, 
so berührt das ‚doch allein die erbrechtlichen Beziehungen der 
Ehegatten unter einander und die Legitimität der Kinder, da das 
bürgerliche Gesetzbuch den Begriff der «effeitos civis» in keiner 
Weise erläutert. Aus den Kammerverhandlungen aber geht un- 
zweifelhaft hervor, dass die ehelichen Verbindungen der Protestan- 
ten, sofern sie nicht nach den Bestimmungen des in Brasilien reci- 
pirten Tridentinum eingegangen werden, nichts weiter als Concubi- 
nate sein sollen, und dass auch nach dem neuen Gesetz den gemäss 
protestantischem Kirchenrecht eingegangenen Ehen nicht allein die 
absolute Gültigkeit abgesprochen wird, sondern auch die: «effeitos 
criminaes» fehlen, d. h. vor allen Dingen, dass eine eigenmächtig 
von den Ehegatten vorgenommene Scheidung von den Gerichten 
(sofern diese überhaupt, was zweifelhaft ist, die protestantische 
Ehejurisdiction ausüben sollen) nicht aufgehoben werden kann, und 
dass Bigamie nicht möglich und also auch nicht strafbar ist. 

Demnach sind auch heute noch die protestantischen Ehen nicht 
gegen ein Verfahren sicher gestellt, wie es i. J. 1857. der Bi- 
schof von Rio de Janeiro in dem bekannten Kerth’schen Falle 
einschlug. Er erklärte nämlich die durch den damaligen Prediger 
der deutsch-evangelischen Gemeinde in Rio de Janeiro LalleEmant 
eingesegnete Ehe eines Schweizerischen Protestanten mit einer 
Protestantin aus Baiern, obgleich dieselbe zwölf Jahre bestanden 
hatte, für ungültig, weil den Bestimmungen des Concilium Triden- 
tinum zuwider, und gestattete der inzwischen zum Katholicismus 
übergetretenen Frau die Eingehung einer anderen Ehe ?). 

Um so anerkennenswerther ist das in dem Folgenden mitge- 
theilte Erkenntniss des Bisthumsverwesers von Säo Paulo vom 
11. November 1862, worin er in einem dem eben angeführten völlig 
analugen Falle die protestantische Ehe als zu Recht bestehend 
annimmt. 

Es ist das um so auffallender, als die Verbindung vor dem 
schweizerischen Consul durch notariellen Act eingegangen war, 
mithin weder nach dem Schweizerischen Recht eine vollgültige Ehe 
begründete, noch auch nach dem neueren Brasilischen selbst nur 
die civilen Wirkungen geniessen konnte, die absolute Gültigkeit 
aber weder vor 1861. noch nachher beanspruchen durfte. 

Das Erkenntniss stützt sich auf die bekannte Declaratio von 


%) Preuss, Correspondenz. 1857. No. 92. 
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Benedict XIV. super dubiis respicientibus matrimonia in Hollandia 
et Belgio contracta et contrahenda ®), die aber, so weit die von 
Perrone*) mitgetheilte Uebersicht ergiebt, auf Brasilien nicht 
ausgedehnt ist, mithin auch dort keine Geltung hat. 

Das ausserdem noch in Bezug genommene Werk von Ceni- 
liati habe ich nicht erlangen können. 

Ich schicke den portugiesischen Text voran und lasse eine 
deutsche Uebersetzung folgen. 

«Vistos estes autos, peticäo inicial a fl. de Guilherme Blathner, 
em que pede, que tendo obtido licenca para se casar na villa de 
Jaguary d’este bispado, ordene-se ao parocho d’aquella villa o 
admitta na forma da licenca obtida: parecer do Rev. Dr. promotor 
do juizo, officio do vice-consul da Suissa em Campinas, declarando 
achar-se o dito Guilherme Blathner casado com Catharina Rechter 
por escriptura publica: traslado d’essa escriptura e o mais que 
dos autos consta: mostra-se, que 0 mesmo Guilherme Blathner 
casou-se com Catharina Rechter por escriptura publica, lavrada 
pelo tabelliäo de notas da cidade de Campinas em 13. de Agosto 
de 1857; e que como casados, e na vida conjugal, permane-ceräo 
alguns annos, de cuja uniäo teveräo dous filhos. 

Comquanto näo esteja provado ser este procedimento permit- 
tido pela lei suissa, patria dos contractantes, e näo o estä tambenm, 
que seja reprovado, e por isso deve-se suppör que seja a0 menos 
recommendado, ou tolerado na falta de outros recursos, atten- 
dendo-se & boa f& dos contractantes, e mais pessoas interessadas 
neste acto. Conformando-me portanto com & opiniäo mais segura 
dos autores, e mesmo mais conforme ao direito canonico, Cemiliati 
tratado 14 do matrimonio, cap. 7°, $. 8°, referindo a constituicäo 
de Bento XIV, datada de 4. de Novembro de 1741, diz que per 
esta constituigäo foi declarado, que se os conjuges (tratando dos 
hereges) voltarem para o gremio da igreja catholica, ficäo inteira- 
mente ligados com o mesmo vinculo que os ligava antes; mas que, 
convertendo-se um s6, nenhum delles possa passar a outras nupcias 
emquanto e outro för vivo. 

Julgo pois ao referido Guilherme Blathner impedido para 
passar äs pretentidas nupcias, e mando ao mesmo Blathner, hoje 
no gremio da igreja catholica, que applique os convenientes meios 
para que sua mulher siga seus louvaveis exemplos na abjuracäo 
de seus erros, e viväo no gremio da santa Igreja Catholica, € 


8) Abgedruckt u. a. in Richter u. Schulte Canon. et decrets3 
Conc. Tridentini (Lipsiae 1853) S. 324. 


*) De matrimonio christiano (Romae 1858.) II. p. 255—73. 
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nos prineipios d’esta santa e unica verdadeira religiäo eduquem 
seus filhos, como j& o prometteräo no estado de hereticos. Pague 
as custas. S. Paulo 11 de Novembro 1862. — 

Joaquim Manoel Goncalves de Andrade.» 


Nach Einsicht folgender Documente: der mit dem Anfangs- 
buchstaben & fl.. bezeichneten Petition des Wilhelm Blathner, in 
welcher er bittet, dass nachdem er die Licenz zur Verheirathung 
in der zu diesem Sprengel gehörigen Stadt Jaguary erlangt habe, 
dem Pfarrer dieser Stadt seine Zulassung [zur Ehe] in Form der 
erlangten Licenz befohlen werde, 

des Gutachtens des ehrwürdigen Doctors, Promotor des Gerichts, 

des Schreibens des Schweizerischen Vice-Consuls zu Campinas, 
welches erklärt, dass der besagte Wilhelm Blathner mit Catharina 
Rechter durch notariellen Act verheirathet sei, 

der Abschrift dieses notariellen Actes und alles dessen, was 
sonst aus den Acten hervorgeht: 

so erhellt, dass selbiger Wilhelm Blathner sich mit Catharina 
Rechter durch notariellen Act, welcher von dem Notar der Stadt 
Campinas am 13. August 1857. aufgenommen wurde, verheirathet, 
und dass sie als Verheirathete in ehelichem Leben mehrere Jahre 
verblieben, aus welcher Vereinigung zwei Söhne entsprossen sind. 

Obwohl nun nicht bewiesen ist, dass dieses Verfahren nach dem 
in der Schweiz, der Heimath der Contrahenten, bestehenden Gesetze 
erlaubt sei, so ist es doch auch nicht bewiesen, dass es verboten 
sej, und man muss deshalb annehmen, dass es zum Wenigsten 
empfohlen, oder in Ermangelung anderer Mittel geduldet sei, mit 
Rücksicht auf den guten Glauben der Contrahenten und mehrerer 
bei diesem Acte betheiligter Personen. Indem ich mich deswegen 
nach der glaubwürdigsten und mit dem canonischen Recht am . 
Meisten übereinstimmenden Ansicht der Autoren zu richten suche, 
so finde ich, dass Cemiliati, Tractat 14. über die Ehe, Kap. 7. 
$. 8, wo er von der Constitution Benedicts XIV. vom 4. No- 
vember 1741. handelt, sagt, dass durch diese Constitution erklärt 
würde, dass, wenn Gatten (nämlich Ketzer) in den Schooss der 
katholischen Kirche zurückkehrten, sie ganz durch dasselbe Band 
gebunden wären, welches sie vorher band, und dass, wenn nur 
einer sich bekehrte, keiner von ihnen bei Lebzeiten des andern 
eine andere Ehe eingehen könne. 

Ich erachte daher den erwähnten Wilhelm Blathner als ver- 
hindert an Eingehung der von ihm beabsichtigten Ehe, und ich 
befehle demselbigen Blathner, der heute im Schoosse der katho- 
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lischen Kirche ist, 'dass er die geeigneten Mittel anwende, damit 
seine Frau seinem löblichen Beispiel in Abschwörung ihres Irrthums 
folge und sie beide im Schoosse der heiligen katholischen Kirche 
leben und in den Grundsätzen dieser heiligen und einzig wahren 
Religion ihre Kinder erziehen, wie sie es bereits im Stande der 
Ketzer versprochen haben. Er hat die Kosten zu bezahlen. 
Säo Paulo, den 11. November 1862. 
(gez.) Joaquim Manoel Gongalves de Antsade 


Dr. Emil Friedberg, 


Docent der Rechte an der Universität Berlin. 


I. 


Mittheilungen aus fremden Gesetzgebungen über die Erthei- 
lung von Korporationsrechten an Dissidenten und religiöse 
Genossenschaften. 


Von 
Dr. Emil Friedberg, 


Docenten der Rechte an der Universität Berlin. 


Die dissidentischen Religionsgesellschaffen, welche seit den 
vierziger Jahren in den deutschen Staaten als christkatholische, 
8. g. freireligiöse Gemeinden u. s. w. entstanden sind, haben na- 
mentlich in Bezug auf die Korporationsrechte eine Anzahl recht- 
licher Fragen in’s Leben gerufen, die bis jetzt eine gesetzliche 
Lösung noch nicht gefunden haben. 

So ist auch in Preussen das durch Art. 31. der Verfas- 
sungsurkunde vom 31. Januar 1850. verheissene Gesetz über 
die Korporationsrechte: ' 

«die Bedingungen, unter welchen Korporationsrechte ertheilt 
oder verweigert werden, bestimmt das Gesetz.» 
noch nicht erlassen worden, und der Art. 13. dieses Verfassungs- 
gesetzes: 
«die Religions-Gesellschaften, so wie die Seiktichen Gesell- 
schaften, welche keine Korporationsrechte haben, können 
diese Rechte nur durch besondere Gesetze erlangen.» 
hat noch keine praktischen Consequenzen haben können, bis die 
Grundsätze festgestellt sind, welche bei Erörterung dieser schwie- 
. rigen Frage befolgt werden müssen. 
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Es erscheint mir daher angemessen, die Rechtsgrundsätze der 
ausserdeutschen Länder über diese Materie mitzutheilen, da diess 
vielleicht dazu beitragen wird, die Ansichten aufzuklären und die 
einheimische Entwicklung vor Missständen zu bewahren, welche im 
Auslande entweder schon durchgelitten und abgestellt worden sind 
oder noch auf der Gesetzgebung lasten. In gleicher Weise werde 
ich aber auch die Vorschriften über Errichtung von geistlichen 
Gesellschaften im Sinne des Preussischen Landrechts d.h. 
von Klöstern, Kongregationen u. dgl. berücksichtigen. 

Ich beginne mit Frankreich und werde demnächst die ge- 
setzlichen Bestimmungen Belgiens, Italiens, der Schweiz, 
Englands, der Vereinigten Staaten von Amerika und 
der Niederlande darstellen, wozu mich die Güte des Herrn 
Ministers der geistlichen Angelegenheiten Dr. von Mühler, Exc. 
durch Mittheilung amtlicher Materialien in den Stand gesetzt hat. 


L. 
Frankreich. 


Die Zahl derjenigen, welche keiner der drei staatlich aner- 
kannten christlichen Kirchen und der jüdischen Konfession ange- 
hören, ist in Frankreich kaum nennenswerth, und hatte bis auf 
die neuere Zeit allein zu den nachher zu erwähnenden Prohibitiv- 
bestimmungen des Code p&nal Anlass gegeben. Neuerdings erst 
hat die freie separirte reformirte Kirche, welche etwa 100. Pastoren 
und 150. Kirchen begreift, das Edict vom 19. März 1859. her- 
vorgerufen, welches specielle Anordnungen über die Toleranz neuer 
Religionsgesellschaften trifft. 

Von den anerkannten christlichen Kirchen hat die katholische 
ihre Organisation erhalten durch das Concordat vom 26. Messi- 
dor des Jahres IX. (15. Juli 1801.) und die sich daran anschlies- 
senden organischen Artikel vom 18. Germinal des Jahres 
X. (8. April 1802.); durch eben diese Gesetze sind auch die Be- 
ziehungen der katholischen Kirche zum Staate geordnet worden. 

Die Verhältnisse der augsburgischen und reformirten 
Kirche sind durch die Articles organiques des cultes pro- 
testants vom 18. Germinal des Jahres X. (8. April 1802.) 
geregelt und haben durch das Decret vom 26. März 1852. und 
die Ministerial-Erlasse vom 10. September und 10. No- 
vember 1852, vom 20. Mai 1853. und 19. März 1859. eine durch- 
greifende Reorganisation erfahren. 

* Die anerkannten christlichen Kirchengesellschaften sind Kor- 
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porationen, können als solche Grundeigenthum erwerben und ver- 
äussern, Erbschaften und Legate annehmen u. dgl. Sie werden 
jedoch wie alle öffentliche Anstalten, als Minderjährige betrachtet, 
und handeln nur mit Genehmigung der sie beaufsichtigenden 
Staatsbehörden. 

Religionsbekenner einer anderen als der genannten drei christ- 
lichen Kirchen und der jüdischen Konfession können als religiöse 
Gesellschaften eine staatliche Anerkennung nicht finden und dem- 
gemäss Korporationsrechte nicht erlangen, durch welche auch in 
Frankreich der Erwerb von Grundstücken auf eigenem Namen be- 
dingt ist. Es existirt keine gesetzliche Bestimmung, welche einer 
solchen Vereinung auch nur die Möglichkeit der staatlichen Aner- 
kennung, der Gleichstellung mit den een Religionsgesell- 
schaften eröffnen könnte. 

Vielmehr sind ihre Versammlungen den prohibitiven Bestim- 
mungen des Code penal, der jene ergänzenden Verordnungen 
vom 10. April 1834. und 25. März 1852. und den polizeilichen 
Bestimmungen des Decrets vom 19. Juli 1791. unterworfen, welche 
in gleicher Weise das ganze Gebiet des Vereinsrechtes umfassen, 
und von denen die des Jahres 1852. sich nicht allein auf die orga- 
nisirten Gesellschaften (associations), sondern jede auch nur zu- 
fällige Vereinigung (r&unions) beziehen. Der religiöse Character 
von Vereinen ausserhalb der anerkannten Kirchen bleibt völlig in- 
different: sie stehen den politischen Associationen durchaus gleich. 

Die angezogenen Gesetze, welche auch für Congregationen, 
Orden und dergleichen geistliche Gesellschaften gelten, lauten: 

Code peEnal Art. 291: «Nulle association de plus de vingt 
personnes, dont le but sera de se reunir tous les jours ou & cer- 
tains jours marques pour s’occuper d’objets religieux, litteraires, 
politiques ou autres, ne pourra se former qu’avec l’agrement du 
gouvernement, et sous les conditions qu’il plaira & l’autorite pu- 
blique d’imposer & la societ@. — Dans le nombre des personnes 
indique par le present article ne sont pas comprises celles domi- 
‚ ciliees dans la maison oü l’association se r&unit.» 

292. «Toute association de la nature ci-dessus exprimee qui 
se sera form&e sans autorisation, ou qui, aprös l’avoir obtenue, 
aura enfreint les conditions & elle imposees, sera dissoute. — Les 
chefs directeurs ou administrateurs de l’association seront en outre 
punis d’une amende de 16. fr. & 200 fr.» 

293. «Si, par discours, exhortations, invocations, ou prieres, 
en quelque langue que ce soit, ou par lectures, affıches, publication 
ou distribution d’ecrits quelconques, il a &t& fait dans ces assemblees 
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quelque provocation & des crimes ou & des delits, la peine sera 
de 100. fr. & 300. fr. d’amende, et de trois mois & deux ans 
d’emprisonnement, contre les chefs, directeurs ou administrateurs 
des ces associations; sans pr&judice des peines plus fortes qui 
seraient portees par la loi contre les individus personellement 
coupables de la provocation, lesquels, en aucun cas, ne pourront, 
ötre punis d’une peine moindre que celle inflig&e aux chefs, di- 
recteurs ou administrateurs de l’associätion.» 

294. «Tout individu qui, sans la permission de l’autorite 
municipale, aurait accorde ou consenti l’usage de sa maison, ou 
de son appartement en tout ou en partie, pour la r&union des 
membres d’une association m&me autorisee, ou pour l’exercice d’un 
culte, sera puni d’une amende de 16. fr. & 200 fr.» 


Loi sur les associations du 10. avril 1834. 


Art. 1. «Les dispositions de l’art. 291, du Code p£nal, sont 
applicables aux associations de plus de vingt personnes, alors 
meme que ces associations seraient partagees en sections d’un 
nombre moindre, et q’uelles ne se r&uniraient pas tous les jours 
ou & des jours marques. L’autorisation donn&e par le gouverne- 
ment est toujours r&vocable.» 

2. «Quiconque fait partie d’une association non autorisee sera 
puni de deux mois & un an d’emprisonnement, et de 50 & 1000 
fr. d’amende. — En cas de recidive, les peines pourront £tre 
portees au double. — Le condamne pourra dans ce dernier cas, 
etre place sous la surveillance de la haute police, pendant un 
temps qui n’exc&dera pas le double du maximum de la peine. — 
L’art. 463. du Code p&nal, pourra &tre appliqu& dans tous les cas.» 

3. «Seront consideres comme complices et punis comme tels, 
ceux qui auront pr&t& ou lou& sciemment leur maison ou apparte- 
ment pour une ou plusieurs r&unions d’une association non 
autorisee.» ' 

4. «Les attentats contre la süret& de l’&tat commis par les 
associations ci-dessus mentionnees, pourront &tre deferes & la 
juridietion de la chambre des pairs, conform&ment & l’art. 28. de 
la charte constitutionelle.» 

«Les delits politiques commis par lesdites associations seront 
deferes au jury, conformement & l’art. 69. de la charte constitu- 
tionelle. — Les infractions & la presente loi et & l’art. 291. du Code 
penal, seront deferees aux tribunaux correctionels.» 

5. «Les dispositions du Code penal auxquelles il n’est pas 
deroge par la pr&sente loi, continueront de recevoir leur ex&cution.» 
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Decret du 25. mars 1852, qui abroge celui du 28. juillel 
1848 sur les clubs a Vexception de Varticle 13, et declare apypli- 
cables aux reunions publiques les articles 291. 292. et 294 du 
Code penal et les articles 1, 2 et 3, de la loi du 10. avril 1834). 

Art. 1. «Le döcret du 28. juillet 1848. sur les clubs est abrogt, 
ä l’exception toutefois de l’article 13. de ce decret, qui interdit 
les societes secretes.» 

2. «Les articles 291. 292. et 294. du Code penal et les articles 
1, 2et 3 de la loi du 10. avril 1834. seront applicables aux r&unions 
publiques, de quelque nature quelles soient.» 

De&cret du 19. juillet 1791, relatif @ Vorganisation d'une 
police municipale et correctionelle, Tit. 1. 

Art. 14. <«Ceux qui voudront former les societes ou clubs 
seront tenus & peine de deux cent livres d’amende, de faire preca- 
lablement au greffe de la municipalite, la declaration des lieux et 
jours de leur r&union; et en cas de recidive ils seront condamnes 
& cinq cents livres d’amende. L’amende sera poursuivie contre 
les presidens, secr&taires ou commissaires de ces clubs ou societes.» 

Im Jabre 1859. hat die Regierung mit besonderer Beziehung 
auf die Kirchengesellschaften eine Verordnung erlassen, welche 
- speciell die Formen der staatlichen Autorisation, und die Behörden, 
durch welche diese zu gewälıren ist, regelt. Aber auch dies Gesetz 
ist weit davon entfernt, den alten Unterschied zwischen »eglises 
reconnucs« und »non reconnues« aufzuheben. Vielmehr — und 
es ist das für den Geist der französischen Gesetzgebung bezeich- 
nend — glaubt der Gesetzgeber genug und fast mehr als zu viel 
gethan zu haben, wenn er den Religionsgesellschaften der letzteren 
Art die Möglichkeit der Tolerirung erleichtert. Das Decret ist 


1) Auf kurze Zeit war i. J. 1848. die religiöse Freiheit durch den 
Artikel 8. der Constitution gewährleistet worden, welcher den 
Art. 291. des Code p&nal aufhob und den Bürgern gestattete, sich 
friedlich und ohne Waffen zu versammeln. Auch der Artikel 19. des 
Gesetzes vom 28. Juli 1848. über politische Versammlungen änderte 
darin nichts. Er bestimmte: «Les dispositions du present decret ne 
sont pas applicables aux r&unions ayant pour objet exclusif l’exercice 
d’un culte quelconque, ni aux r&unions Electorales pr&paratoires.» Aber 
schon das Gesetz vom 22. Juni 1849. hatte diese Anordnung suspendirt. 
indem es der Regierung das Recht verlieh, während dieses Jahres die 
Clubs und andere öffentliche Vereine («autres r&unions publiques>) zu 
unterdrücken, wobei ein Gesetz zur Reglung des Vereinsrechts in Aus- 
sicht gestellt wurde. Dann erfolgte das im Text angeführte Decret 
vom 25. März 1852. . . 
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nichts weiter als ein durch vielfache Klauseln beschränktes und 
eingeengtes Toleranzedict, welches die Gewährung weiterer Befug- 
nisse und namentlich die Ertheilung der Korporationsrechte aus- 
schliesst, welches nicht sowohl die Religionsgesellschaft privilegirt, als 
vielmehr ihre Vereinigung gestattet, den Ort ihrer Zusammenkünfte 
für dazu tauglich erklärt, diese Erklärung, die auf andere Orte 
nicht ausgedehnt werden kann *), von bestimmten, unveränderlich 
festzuhaltenden Bedingungen abhängig macht, und welches endlich 
durch die offen gehaltene, freilich nothwendige Möglichkeit der 
Revocation zugleich die Handhabe giebt zu jeder Art von polizei- 
licher Maassregelung. Der territorialistische Geist, welcher die 
kirchliche Gesetzgebung Frankreichs durchdringt, kennt nicht 
die Freiheit der Gestaltung, wie sie beispielsweise das deutsche 
Recht und die Preussische Verf.U. zulässt, und die verfassungs- 
mässig gewährte Glaubeusfreiheit greift nicht in das Gebiet des 
Asseiationsrechts über °). 


?) Das gilt auch für die cultes reconnus; eine Statistik der des- 
wegen erfolgten Strafurtheile giebt Clamage&ran sur l’etat actuel du 
protestantisme en France in der Revue de Paris v. 1. Januar 1857. 
Vgl. auch Simon la libert& de conscience $. 179. 

” Der Art.5 der Verfassungsurkunden von 1814 und 1830: 
«Chacun professe sa religion avec une &gale libert& et obtient pour son 
eulte la me&me protection.» und Art. 7 der Constitution von 1848: 
«Chacun professe librement sa religion et recoit de l’&tat pour l’exer- 
äice de son culte la m&me protection. — Les ministres des cultes ac- 
tnellement reconnus par la loi recoivent seuls un traitement> 
enthalten ausdrücklich oder stillschweigend die Bedingung, dass der 
Culte ein reconnu sein müsse. Das haben auch seit dem Jahre 1830. 
mehrere Urtheile des Cassationshofes anerkannt: vom 28. December 
1831. über die Saint-Simonisten, vom 22. Juli 1837. über die französische 
Kirche, vom 12. April 1838, welches das Gesetz vom 7. vendemiaire des 
Jahres 4. für abgeschafft erklärte, weil es mit dem Gesetz vom 18. ger- 
minal des Jahres 10. in Widerspruch stehe und welches das Motiv 
enthielt: «Que la surveillance et l’intervention de l’autorit& publique ne 
doirent-point Etre separdes de la protection promise & tous les cultes; 
que cette protection est aussi une garantie d’ordre public, mais qu’elle 
Be peut &tre röclamee que par les cultes reconnus et.publiquement 
exerces,» und endlich das entscheidendste vom 9. Januar 1858. In dem 
ktzten heisst es: «Attendu que la disposition de l’article 5. de la charte 
de 1830, qui assure & chacun une £gale libert& de professer sa reli- 
Kon, et d’obtenir pour son culte la möme protection, ne peut &tre en- 
tendue et appliqu6e que dans un sens susceptible de donner & cette 
Prötectiof®la garantie et l’efficacit6 necessaires; que si des associations 


N 
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Ich theile in dem’ Folgenden den Wortlaut des Decretes mit, 
nachdem ich den Bericht des Cultusministers an den Kaiser, der 
die Motive enthält, vorangeschickt habe *). 

Paris le 19. mars 1859. 
Ministöre 
de I’Instruction publique et des Cultes. 
Administration des Cultes. 
Rapport & V Empereur. 
Sire, 

«Notre legislation soumet ä la condition de l’autorisation prea- 
lable du Gouvernement l’etablissement de tout nouveau lieu de 
culte sur le territoire francais. Plusieurs Consistoires protestants 
et les Fglises dissidentes ou separatistes, ont &lev& des doutes 
sur la legitimite de cette regle si importante pour l’independance 
de l’Etat et pour l’accomplissement de ces devoirs de surveillanee. 
On a prötendu qu’elle &tait incompatible avec le principe de la 
libert& des Cultes et l’on oubliait, que ce principe malgre sa for- 
mule generale, se rapportait surtout & la libert& absolue de con- 
science. L’Etat n’a point & demander compte des croyances per- 
sonelles, et nul ne peut &tre recherche ou inquiete A cause d’elles, 
si d’ailleurs il n’offense ni les rögles de la morale ni les lois du 
pays. Mais lorsque sortant du for interieur et des prieres ou pra- 
tiques individuelles, des citoyens se r&unissent dans le but d’exercer 
ensemble et exterieurement le culte de leur choix, il s’agit moins 


forme&es dans le but de se r&unir pour 8’occuper d’objets religieus pour- 
raient, sans autorisation prealable, s’etablir dans les formes et les lieux 
qui leur conviendraient, professer des doctrines et exercer des cultes 
non reconnus ou non autorises, il pourrait en r&sulter des dangers 
pour l’ordre public et pour la morale publique, que c’est pour prevenir 
ces dangers qu’ont &t& portees les dispositions des articles 291. et sui- 
vants du Code penal de 1810, qui investissent le gouvernement dans 
l’inter&t m&me de la libert& des cultes, d’un droit de surveillance et 
d’une initiative d’autorisation qui est le gage et la sauvegarde de cette 
liberte; que loin que ces dispositions aient &t& reconnues inconciliables 
‚avec les principes de la charte de 1830, elles ont recu une sanction et 
une extension nouvelles dans la loi du 10. avril 1834; d’oü il suit, que 
les articles 291. et suivants du Code peneN conservent aujourd’hui toute 
leur force.» 

*) Die hier dargelegten Ideen finden sich noch offener ausgesprochen 
in einem Artikel des Moniteur vom 27. Januar 1858. Eingehend 
beschäftigte sich mit dieser Frage auch der Senat im seiner Sitzung 
vom 30, Mai 1860, deren Protokoll sich in dem Moniteur vom 14. Juni 
desselben Jahres befindet. 
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de la libert& de couscience, que d’une assemblee religieuse, qui 
se constitue et agit ostensiblement pour la manifestation de ses 
rites et de ses doctrines, et ‘qui entre, en quelque sorte, dans la 
domaine de la vie publique. Dans ce cas, la Legislation francaise, 
n’a jamais hesiteE, en vue de graves interäts d’ordre public & con- 
fier & l’Etat le droit d’autorisation prealable. Aussi et depuis 
soixante ans, les lois sur la police de l’exercice public des cultes 
ont constamment exist& A cöt& du principe de liberte. Quand le 
premier consul relevait les autels de la religion catholique il ecrivait 
dans l’article 1. du concordat ces dispositions si expressives, accept6es 
par le Saint-Siege: »La religion catholique sera librement exercee 
en France, son culte sera public en se conformant aux reglements 
de police que le Gouvernement jugera necessaire« et ces reglements 
contenus dans les articles organiques declarent: — »qu’aucune 
partie du territoire francais ne pourra &tre 6rigee en cure ou 
succursale, qu’aucune chapelle de secours ou domestique aucun 
oratoire, meme prive ne pourront &Etre 6tablis sans l’autorisation 
du Gouvernement.<« En agissant ainsi vis-A-vis de la religion de 
!’ancienne majorit& des Francais, le Gouvernement ne pouvait pas 
et ne devait pas agir autrement vis-A-vis de la religion reformee 
ou de tout autre culte reconnu. Em consequence, soit dans les 
articles organiques du culte protestant, soit dans les decrets 
speciaux, la necessite de l’autorisation des oratoires ou nouveaux 
lieux de culte est formellement exprim6e: — »I’Etat a le droit et 
le devoir, disait Portalis, d’emp&cher qu’il ne se fasse, sans son 
consentement, aucun rassemblenrent de citoyens ou de fideles hors 
des lieux regulierement consacres.« Voilä pourquoi aujourd’hui 
; comme toujours, un Üonsistoire dans sa circonscription ne peut 
.. - pas plus qu’un Eveque dans sa diocese, cr&eer, par sa seule volonte, 
un oratoire ou nouveau lieu de culte. L’article 4. du Decret du 
26. Mars 1852 rattachant administrativenent au Consistoire le plus 
voisin les protestants des localites oü il n’y a pas de pasteur in- 
stitue n’a deroge en rien A cette regle essentielle de la police 
des cultes. — Quant aux Cultes non reconnus par I’Etat, ou qui ne 
le reconnaissent pas, les dispositions generales des articles 291. et 
suivants du Code penal, et du 25. Mai 1852 soumettent leurs 
reunions, et de la manicre la plus expresse, & la condition de 
lautorisation prealable. On peut resumer notre Liegislation, en 
disant qu’elle a cre& la libert& absolue de conscience, mais qu’elle 
n’a pas admis la libert& illimitee de l’exercice public des Cultes. 

Votre Majeste, Sire, apprecie trop bien la sagesse et l’utilite 
de cette legislation pour jamais l’affaiblir ou l’abandonner. La 
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libert& illimit6e de l’exercice public de tout culte implique, pour 
l’el&ment religieux, bien au delä de libert€ de conscience; elle le 
suppose toujours irresponsable et sup6erieur alors m&me qu’il se 
traduit en actes de r&unions exterieures au milieu de 1a societ£. 
L’Etat, m&me dans ce cas, deyrait rester compl&tement indifferent 
ou subordonnd. Cette theorie, excessive n’a jamais &t€ admise en 
France. On y accorde ‚respect et protection aux religions qui, de 
leur cöt6, se soumettent aux lois et r&glements sur la police des 
Cultes, et on & toujours exerc& le droit de surveillance, entiere 
sur toute espece d’association. 

Mais Votre Majeste, Sire, mue par les sentiments les plus 
justes et les plus sinceres, a pens& qu’il fallait multiplier les ga- 
ranties d’attention et d’impartialit6 dans l’examen des demandes 
d’autorisation de nouveaux lieux de culte. En matiere religieuse, 
surtout les susceptibilit6s sont vives, et les citoyens sont facilement 
entraines & suspecter l’autorit&, quelque soit son d6sir de solutions 
@quitables. Nous avons donc, suivant les ordres de Votre Majest£, 
cherch6 quelles pourraient 6ötre ces nouvelles garanties. Il nous 
a sembl6 qu’elles seraient completes si les demandes pr&sentees 
par les Consistoires protestants &taient accordees ou refusees par 
un Decret Imperial rendu en Conseil d’Etat. Cette assemblee, 
placee si haut dans la hierarchie des pouvoirs, et si loin des pas- 
sions locales, donnerait son avis avec toute l’autorite et l’inde- 
pendance qui lui appartiennent. Elle examinerait et contrölerait 
les renseignements fournis par le Ministre des Cultes par les Con- 
sistoires et par les administrateurs du departement et de la com- 
mune oü le nouveau lieu de culte devrait &tre etabli et la decision 
de l’Empereur interviendrait apr&s cette instruction solennelle. Celle 
est la marche suivie, d’apres le Decret du 22. Decembre 1812 
pour la creation des chapelles et oratoires catholiques. Elle de- 
viendrait ainsi applicable & tous les cultes reconnus par l’Etat. 

En ce qui concerne les cultes non reconnus, On pourrait, Sire, 
hesiter peut &tre & leur conceder des garanties aussi consid&rables 
. et qui semblent n’appartenir qu’ä ceux qui ont accepte l’alliance 
de l’Etat. Pour ces derniers, en effet, tout est prevu par Ia loi, 
droits et devoirs r&ciproques, surveillance et protection. Des 
regles administratives certaines president & tout les rapports entre 
le Gouvernement et les Consistoires. Mais le Ministre des Cultes 
ne saurait administrer en dehors d’un Concordat ou reglement 
particulier, toutes les associations religieuses qui fondent autant 
d’Eglises libres qu’elles constituent de dissidences ou de nouveautes. 
En pareil cas, il y a des citoyens qui se groupeut dans une nou- 
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velle croyance; mais dont le culte n’est l’objet d’aucune convention 
organique entr’eux et la puissance publique. La consöquence de 
cette situation exceptionelle est que l’Etat ne peut voir dans ceux 
qui le pratiquent que les membres d’une association ou r6union 
religieuse telle qu’elle est definie par l’art. 291. du Code Penal 
et le Decret du 25. Mars 1852. Ces sortes de r&unions existent 
en France, mais sous le regime special des lois que nous venons 
de citer, et elles sont soumises & la surveillance et & l’autorisation 
du Ministre de l’Interieur, charge de la police generale du pays. 
Toutefois, ‚Sire, et quelle que soit la difference de situation et de 
regime que la nature des choses entraine entre les cultes reconnus 
et ceux qui ne le sont pas, comme il s’agit toujours de ce qu’il _ 
ya de plus intime et de plus respectable dans la conscience hu- 
maine, c’est-A-dire de besoins et de sentiments religieux, nous 
pensons que Votre Majeste pourrait & fin de prouver & tous sa 
haute Eequite, accorder aussi aux cultes non reconnus, pour l’examen 
des demandes de r&union et ‘d’exercice, la Garantie d’un Decret 
Imperial rendu en Conseil d’Etat. 

Mais au moment, Sire, oü Votre Majest& donne aux r6unions 
religieuses, qui ne sont point des cultes reconnus un gage de S6- 
carite pour l'’examen de leurs demandes, il convient de leur rap- 
peller qu’elles ne peuvent, soit en se declarant independantes soit 
en pourvoyant elles-memes & toutes les depenses, &chapper aux 
obligations generales de nationalite, de fidelit& et de moderation 
que nos lois imposent. Ces obligations &crites dans les concordats 
ou dans les articles organiques de la religion catholique et pro- 
testante interessent au plus haut point les droits du souverain et 
le bien de Il’Etat et il est &vident qu’elles ne sont faites exclusi- 
vement ni pour les religions reconnues, ni pour leurs ministres 
retribues par le Gouvernement. Suivant nos lois organiques, tout 
ministre d’un culte, pratiqu& en France par des nationaux doit 
etre Francais, ou s’il est etranger il doit &tre autorise. Toute 
asemblee deliberante des ministres de ces cultes ne peut avoir de 
relations avec une puissance ou une autorite etrangere; — aucuns 
ministres enfin, ne peuvent se permettre dans leurs instructions 
aucune inculpation directe ou indirecte contre les personnes ou 
les eroyances d’un culte autoris& par l’Etat. — Ces dispositions 
fondamentales ont un caractöre manifeste d’utilit6 absolue. Les 
empictements, les exc&s de proselytisme venant de l’etranger, 
laigreur et la violence des pol&miques et des predications, tout 
ce qui trouble enfin le repos public et porte atteinte & la securit6 
prumise & chaque culte reconnu peut aussi Eclater aux reins des 
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Fglises particulires et libres. Tl est done indispensable de de- 
clarer que ces rögles devront &tre observees par les r&unions re- 
ligieuses autorisees, ä peine d’echeance de l’autorisation. 

Le Decret a dü prevoir le cas oü la population protestante 
d’une localite n’ayant point encore obtenu l’autorisation de l’exercice 
public et permanent du culte, desirerait la c&elebration temporaire 
de ce culte, c’est-A-dire & certains jours ou dans certaines circon- 
stances, et au moyen de ministres envoyes par le consistoire de 
la circonseription. En pareille occurrence, le Consistoire ne sera 
point oblig& aux delais et & la solenniteE d’une demande soumise 
au Conseil d’Etat. Les Prefets continueront, apres verification 
des motifs allegues d’accorder les autorisations necessaires; mais 
s’il y a refus, comme le Deöcret augmente les garanties au lieu 
de les affaiblir, les parties interess&es pourront se pourvoir devant 
le Conseil. 

Votre Majeste, Sire, entend que le Decret actuel n’apporte 
aucun trouble dans les faits religieux qui ne sont consomme6s sous 
les yeux et avec le consentement tacite de l’Administration depar- 
tementale. Ainsi partout oü des r&unions religieuses se sont for- 
mees et ont vecu publiquement, sans opposition de la part de 
l’autorit@ suffisamment informee, partout oü des temples ou ora- 
toires ont et& ouverts et fr&equentes dans les m&emes conditions, 
l’etat des choses reste acquis, et il n’y a pas lieu de demander 
l’autorisation exigce par le present Decret. Il ne statue que pour 
l’avenir et respecte tout ce qui peut se prevaloir d’une possession 
tranquille et notoire. 

Enfin V’article 4. du decret regle dans la forme la plus juste, 
tout ce qui regarde la revocation des autorisations. Lorsque ces 
autorisations concernent l’etablissement de nouveaux lieux de culte 
et sont le resultat d’un Decret Imperial rendu en Conseil d’Etat, 
elles ne peuvent Etre revoquees que dans la m&me forme et avec 
les m&mes solennites d’examen. Tel est le principe du droit com- 
mun. — Cependant, la r&vocation peut ©tre urgente, et il peut 
se rencontrer pour l’autorite, de pressantes necessites d’agir dans 
un interet d’ordre publicce En ce cas les ministres competents 
auront la faculte de suspendre provisoirement les effets de l’auto- 
risation; mais ils devront dans le delai de trois mois, se pourvoir 
devant Votre Majest& en son Conseil d’Etat, et faire prononcer 
döfinitivement la r&vocation. Autrement, la suspension cesseraäit 
de plein droit & l’exspiration du delai precite. I reste bien en- 
tendu d’ailleurs que le Decret Imperial pourrait se borner & main- 
tenir la suspension pendant un temps limit, si les circonstances 
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exigeaient l’adoption de cette mesure et si la peine de la deche- 
ance parraissait excessive en presence des infractions constatees. 

Telles sont, Sire, les bases du Decret que nous avons l’honneur 
de soumettre & l’approbation de Votre Majeste. II ne contient 
rien qui ne soit l’expression fidele de notre Legislation sur la 
police des Cultes et il consolide ainsi leur veritable liberte. Tout 
en consacrant les droits traditionels de l’Etat- il concede aux dif- 
ferentes communions protestantes pour l’etablissement de leurs 
oratoires ou de leurs reunions les plus fermes assurances d’in- 
struction approfondie et d’impartiale decision. Enfin il respecte 
tons les droits acquis et tous les interäts legitimes.» 

Nous sommes avec le plus profond respect 
Sire 
de Votre Majeste 
Les tres-humbles, tres-obeissants et 
tres-fideles serviteurs, 
Le Ministre de l’Interieur. Le Ministre de l’Instruction Publique 
signe: Delangle. et des Cultes. 
sign&: Rouland. 
Decret. 

Napol6on ,. par la gräce de Dieu et la volonte nationale, Em- 
pereur des Francais, A tous presents et & venir, Salut. 

Sur le Rapport de notre Ministre Secretaire d’Etat au depar- 
tement de I’Instruction publique et des Cultes, 

avons decrete et decretons ce qui suit: 

Art. 1. 

«L’autorisation pour l’ouverture de nouveaux temples chapelles 
ou oratoires destines A l’exercice public des Cultes protestants or- 
ganises par la loi du 18. Germinal an X. sera, sur la demande 
des Consistoires donnee par Nous, en notre Conseil d’Etat, sur 
le Rapport de Notre Ministre des Cultes.» 

Art. 2. “ 

«Les Prifets continueront de donner les autorisations pour 
l'exercice public temporaire des m&mes cultes. — En cas de diffi- 
culte il sera statue par Nous en Notre conseil d’Etat.> 

Art. 3. 

«Si une autorisation est demandee pour l’exercice public d’un 
culte non reconnu par I’Etat, cette autorisation sera donnce par 
Nous en Conseil d’Etat, sur le Rapport de notre Ministre de l’In- 
tericur, apres avis de Notre Ministre des Cultes. Les reunions 
ainsi autorisees pour l’exercice public d’un culte non reconnu par 
l’Etat sont soumises aux regles gencrales consacrees par les articles 
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4.°) 32°) et 52°) de la loi du 18. Germinal an X. (articles orga- 
niques du culte catholique), et 2. de la m&me loi (articles une 
_ des cultes protestants) °). 
Nos prefets continueront de donner dans le m&me cas les auto- 
'risations qui seront demandes pour ‚des reunions accidentelles de 
ces cultes.» 
Art. 4. 

<Lorsquil y aura lieu de r&voquer les autorisations donnees 
dans les cas prevus par l’art. 1. et par l’art. 3. $. 1. du present 
Decret, cette r&vocation sera prononc&e par Nous en Notre Conseil 
d’Etat. 

Toutefois les Ministres compe6tents pourront, en cas d’urgence 
et pour cause d’ex&cution des conditions ou de süret& publique, 
suspendre provisoirement l’effet des dites autorisations. 

La suspension cessera de pleiu droit & l’expiration du delai de 
trois mois, si dans ce delai la r&evocation n’a et& definitivement pro- 
nonc& comme il est dit au $. 1. du present article.» 

Art.5. 

- «Notre Ministre Secrstaire d’ftat au d&partement de l’instruction 
publique et des Cultes et notre Ministre Secretaire d’Etat au de- 
partement de IInterieur sont charg6s, chacun en ce qui le concerne, 
de l’ex&cution du present Decret, qui sera inser& au Bulletin 
des Lois.» 

Fait au Palais des Tuileries, le 19. Mars 1859. 

Signs: Napoleon. 


Gehen wir jetzt zur Besprechung der Orden über. 
Zur Zeit der Revolution hatten die Decrete vom 13. und 
19. Januar 1790. und 18. August 1792. alle geistlichen Orden 


°) «Aucun concile national ou m&tropolitain, aucun synode dioc&sain, 
aucune assembl&e deliberante n’aura lieu sans Ja permission expresse 
du gouvernement.» Vgl. art. 10. der Liberies de P£gl. Gall. 

) «Aucun 6tranger ne pourra &tre employ& dans les fonctions da 
ministere ecclesiastique sans la permission du gouvernement.» 

7) «Ils (d. h. les cur&s) ne se permettront dans leurs instructions 
aucune inculpation directe ou indirecte, soit contre les personnes, soit 
contre les autres cultes autorises par l’Etat.» — Es greifen sonst in 
gewissen Fällen die strafrechtlichen Bestimmungen des Code penal Platz 
(art. 260. ff.), oder auch der Appel comme d’abus. Vgl. meinen Auf- 
satz: Der Missbrauch der geistlichen Amtsgewalt oben 8. 106. 

®) «Les €glises protestantes, ni leurs ministres, ne pourront avoir 
des relations avec aucune puissance ni autorit& &trangere.» 
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ohne Ausnahme aufgehoben und weder das Concordat noch die 
organischen Artikel hatten sie wieder hergestellt. 

Die kirchliche Gesetzgebung Frankreichs streifte aber dann all- 
mählich den antikirchlichen Geist ab, der einst den Convent beherrscht 
hatte, und schon das Decret vom 3. Messidor des Jahres XII. 
(22. Juni 1804.) hob zwar die inzwischen erstandenen Männercon- 
gregationen auf, liess jedoch die Congregation der soeurs de charit6 
und hospitalieres zu, freilich unter der Bedingung, ihre Statuten 
der vorgängigen Genehmigung des Staatsrathes zu unterbreiten. 
Ein zweites Decret vom 18. Februar 1809. ’°) stellte die Frauen- 


% Art. 1. <A compter du jour de la publication du present de&cret, 
Pagregation ou l’association connue sous les noms de P£res de la Foi, 
d’Adorateurs de Jesus ou Paccanaristes, actuellement &tablie & Belley, 
& Amiens et dans quelques autres villes de l’empire, sera et demeurera 
dissoute. | 

Seront pareillement dissoutes toutes autres agregations ou as80ci8- 
tions form&es sous pretexte de religion et non autoris6es.> 

2. «Les eccl&siastiques composant lesdites agregations ou associations 
se retireront sous le plus bref delai dans leurs diocöses, pour y vivre 
conforme&ment aux lois et sous la juridiction de l’ordinaire.> 

3. «Les lois qui s’opposent & l’admission de tout ordre religieux 
dans lequel on se lie par des voeux perpetuels, continueront d’&tre 
ex&cut&es selon leur forme et teneur.» 

4. «Aucune agregation ou association d’hommes ou de femmes ne 
pourra se former & l’avenir sous pretexte de religion, & moins qu’elle 
n’ait &t& formellement autorisee par un decret imp£rial, sur le vu des 
statuts et röglements selon lesquels on se proposerait de vivre dans 
cette agregation ou association.» 

5. «Neanmoins les agregations connues sous les noms des Soeurs 
de la Charite, de Soeurs Hospitalieres, de Soeurs de Saint Thomas, de 
Soeurs de Saint-Charles et de Soeurs Vatelottes, continueront d’exister 
en conformit& des arr&t&s des 1er nivöse an IX, 24. vendemiaire an XI, 
et des d£cisions des 28. prairial an XI et 22. germinal an XII; & la 
charge, par lesdites agr&gations, de pr&senter, sous le delai de six mois, 
leurs statuts et röglements pour &tre vu et verifits en Conseil d’Etat 
sur le rapport du conseiller d’Etat charg& de tontes les affaires con- 
cernant les cultes.> 

6. «Nos procnreurs generaux pr&s nos cours, et NOS procureurs 
imperiaux sont tenus de poursuivre ou faire poursuivre, m&me par voie 
extraordinaire, suivant l’exigence des cas, les personnes de tout sexe 
qui contreviendraient directement au present decret, qui sera inser6 au 
Bulletin des lois.>» | 

10) Decret relatif aux comgregations ou maisons hospitalitres de 
femmes. 
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orden wieder her, welche sich der Armen- und Krankenpflege 
widmen würden, beschränkte aber die Wirkung der Gelübde, welche 
neben dem Bischof von einem Civilbeamten entgegengenommen 
werden sollten, auf die Dauer von fünf Jahren. 

Die Errichtung der Congregationen wurde unter dem Kaiser- 
reich durch ein Decret gestattet, seit 1814. durch eine Ordonnanz 
und die Erwerbsfähigkeit durch das Gesetz vom 2. Januar 1817) 
geregelt. Er, 

Die jetzigen Rechtsverhältnisse, welche wesentlich auf den unten 
mitzutheilenden Gesetzen vom 24. Mai 1825. und 31. Januar 1852. 
beruhen, haben sich folgendermassen gestaltet: Zur Errichtung sog. 
geistlicher Gesellschaften bedarf es selbstverständlich der staatlichen 
Erlaubnis. Vom legislativen und administrativen Gesichtspunkt 
aus werden aber die Männer- von den Frauenorden genau ge- 


Section premiere. 
Dispositions gen6rales. 

Art. 1. «Les congregations ou maisons hospitaliöres de femmes, 
savoir: celles dont l’institution a pour but de desservir les hospices 
de notre empire, d’y servir les infirmes, les malades et les enfants 
abandonnes, ou de porter aux pauvres des soins, des secours, des re- 
medes & domicile, sont placdes sous la protection de Madame, notre 
trös-chere et honoree me£re.» 

Art. 2. «Les statuts de chaque congregation ou maison separee 
seront approuves par nous et inseres au Bulletin des lois pour &tre 
reconnue avovir force d’institution publique.» 

Art. 3. «Toute congregation d’hospitalieres dont les statuts n’auront 
pas EtC approuv6s et publies avant le 1. janvier 1810. sera dissoute.» 

. Section deuxieme. 
Noviciats — et voeux. 

Art. 8. «<A l’äge de vingt et un ans, ces novices pourront s’engager 
pour cing ans.» 

11) Lori sur les donations et legs aux Etablissements eeclesiastiques. 

Art. 1. «Tout &tablissement ecclesiastique reconnu par la loi, pourra 
accepter, avec l’autorisation du roi tous les bieus meubles, immmeubles 
et rentes qui lui seront donnes par actes entre vifs ou par actes de 
derniere volonte.» 

Art. 2. «Tout etablissement ecclesiastique, reconnu par la Joi, pourra 
egalement, avec l’autorisation du roi, acquerir des biens immeubles ou 
des rentes.>» 

Art. 3. «Les immeubles ou rentes appartenant & un e£tahlissement 
ecclesiastique seront possedes A perpetuite par ledit etablissement et 
seront inalienables, ä& moins que l’alienation n’en soit auteriscee par 
le roi.» 
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schieden, und auch die Art der Thätigkeit, ihre Beschäftigung mit 
dem Unterricht oder anderen Zwecken hat eine verschiedene Be- 
handlungsart zur Folge. Die Männerorden nämlich, welche den 
Unterricht zur Aufgabe haben, werden als Anstalten von öffentlichem 
Interesse angesehen, und mit Rücksicht darauf durch kaiserliches, 
nach Gutachten der Unterrichtsbehörden erlassenes Decret bestätigt, 
während die Orden der letzteren Kategorie nur durch ein Gesetz 
genehmigt werden können. Weibliche Orden dagegen werden, wenn 
sie sich an einen bereits im Lande bestehenden Mutterorden an- 
schliessen wollen — und das geschieht fast immer — durch ein in 
der Staatsrathssitzung ergangenes kaiserliches Decret bestätigt, durch 
ein Gesetz dagegen, wenn es sich um die Bildung eines völlig neuen 
Ordens handelt. 

Zur Erlangung der staatlichen Genehmigung ist der vorgängige 
Nachweis der Erfüllung gewisser Bedingungen nothwendig. Der 
Orden muss seine von der Diöcesanbehörde geprüften und genelhh- 
migten Statuten vorlegen, die dann von Neuem der Prüfung und 
Genehmigung des Staatsrathes unterliegen, er muss erklären, dass 
er der bischöflichen Behörde gehorchen wolle, er hat darzuthun, 
dass sich eine hinreichende Menge von Gläubigen mit Erlaubniss 
der Kirchenbehörde zusammengethan habe, und dass dieser Verein 
im Besitz eines Hauses sei, und er muss sich endlich den Zwecken 
des Unterrichts oder der Mildthätigkeit widmen. Bloss beschau- 
liche Orden würden nicht bestätigt werden. 

Durch das Genehmigungsdecret werden den geistlichen Gesell- 
schaften zugleich die Korporationsrechte verliehen und sie zum 
Erwerb von Grundbesitz auf eigenem Namen ermächtigt, jedoch 
bedarf jede Handlung sowohl des Erwerbes wie der Veräusserung 
von liegenden Gütern, und ebenso jede Anleihe der vorgängigen 
Genehmigung des Staatsrathes '?). 


ı7, Das geltende Recht ist enthalten in dem Code civil Art. 910: 
«Les dispositions entre-vifs ou par testament, au profit des hospices des 
pauvres d’une commune, ou d’etablissemens d’utilite publique, n’auront 
leur effet qu’autant, qu’elles seront autoris&ees par une ordonnance royale> ; 
in dem Decret vom 12. August 1807. 

Art. 1. «L’arrät& du 4. pluviöse an XII, sur les dons et legs faits 
aux höpitaux et qui n’excödent pas la somme de trois cents francs, 
est declar& commun aux fabriques, aux etablissemens d’instruction 
publique et aux communes.» 

2. «Ein consegence les administrateurs des etablissemens d’instruction 
publique et les maires des communes, tant pour les communes que 


Pr 
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Diese hier dargestellten Sätze finden auch analoge Anwendung 
auf die reformirte Kirche und die Augsburgische Confession. — — 
Ich beschränke mich auf diese allgemeinen Andeutungen und ver- 


pour les fabriques, sont autorises A accepter les dits l&gs et dons, sur 
la simple autorisation des sous-prefets, sans prejudice de l’approbation 
prealable de l’ev&que diocesain, dans le cas ou ils seraient faits & la 
charge de service religieux.» . 

3. «Chaque anne, le tableau de ces dons et legs sera envoy& par 
les pr&fets & notre ministre de l’intrieur, qui en formera un tableau 
general, lequel nous sera soumis dans le cours du mois de janvier et 
sera publie.» — 

Gesetz vom 2. Januar 1817 — siehe oben Anmerk. 11. 

Gesetz vom 2. April 1817. 

Art. 1. «Conform&ment & l’article 910. du Code civil et la loi da 
2. janvier 1817, les dispositions entre-vifs ou par testament de biens 
meubles et immeubles au profit des Eglises, des archeväches et &vöches, 
des cbapitres, des grands et petits s&minaires, des cures et des succur- 
sales, des fabriques, des pauvres, des hospices, des collöges, des com- 
munces et en general de tout &tablissement d’utilit& publique et de 
toute association religieuse reconnus par la loi, ne pourront &tre acceptes 
qu’aprös avoir &t6 autorisees par nous, le conseil d’Etat entendu, et sur 
l’avis prealable de nos pröfets et de nos &väques suivant les divers 
cas. — L’acceptation des dons ou legs en argent ou objets mobiliers 
n’excedant pas trois cent francs, sera autorisee par les pre&fets.» 

2. «L’autorisation ne sera accordee qu’apr&s l’approbation provisoire 
de l’ev&que diocesain, s’il y a charge de services religieux.> 

3. «L’acceptation desdits legs ou dons, ainsi autorisee, sera faite, 
savoir : Par les Cv&ques, lorsque les dons ou legs auront pour objet 
leur &vöche, leurs cathedrales et leurs s&minaires. — Par les doyens 
des chapitres, si les dispositions sont faites au profit des chapitres; 


‘“ Par le cur& ou desservant, l’orsqu’il s’agira des legs ou dons faits & la 


cure ou succursale, ou pour la subsistance des ccclesiastiques employes 
& la desservir; — Par les tresoriers des fabriques, lorsque les dona- 
teure ou testateurs auront dispose en faveur des fabriques ou pour 
l’entretien des &glises et le service divin; — Par le superieur des 
associjations, lorsquil s’agira de liberalit&s faites au profit de ces asso- 
ciations; — Par les consistoires, lorsqu’il s’agira des legs faits pour 
la dotation ou pour l’entretien des temples; Par les administrateurs des 
hospices, bureaux de charit& et de bienfaisance, lorsqu’il s’agira de li 
beralit6s en faveur des höpitaux et autres etablissemens de bienfaisance; 
— Par les administrateurs des collöges, quand les dons ou legs auront 
pour objet les collöges ou des fondations de bourses pour les &tudians, 
ou des chaires nouvelles; Par les maires des communes, lorsque les 
dons ou legs seront faits an profit de la generalit# des habitans, ou 
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weise für weitere Einzelheiten auf den Wortlaut der beigebrachten 
Gesetze und die gangbaren Schriften von Vuillefroy, Dupin, 
Laferriöre, Cormenin und Dalloz. Ferner auf: JulesSimon 


pour le soulagement et l’instruction des pauvres de la commune; — 
Et enfin par les administrateurs de tous les autres &tablissemens d’uti- 
lite publique, legalement constitu&s, pour tout ce que sera donne ou 
legu& & ces &tablissemens.>» 

4. «Les ordonnances et arr&t&s d’autorisation determineront, pour le 
plus grand bien des 6&tablissemens, l’emploi des sommes donne6es, et 
prescriront la conversation ou la vente des effets mobiliers, lorsque le 
testateur ou le donateur auront omis d’y pourvoir.> 

b. «Tout notaire, depositaire d’un testament contenant un legs au 
profit de l’un des &tablissemens ou titulaires mentionnes ci-dessus sera 
tenu de leur en donner avis lors de l’ouverture ou publication du testa- 
ment. — En attendant l’acceptation, le chef de l’stablissement, ou le 
titulaire, fera tous les actes conservatoireg qui seront juges n&cessaires.» 

7. «L’autorisation pour l’acceptation ne fera aucun obstacle & ce 
quc le tiers interesses se pourvoient, par les voies du droit, contre les 
dispositions dont l’acceptation aura £t& autorisee.» 

Gesetz vom 24. Mai 1825. — folgt unten im Text. 

Ordonnanz vom 14. Januar 1831: 

Art. 1. «L’article 6. de l’ordonnance royale du 2. avril 1817. est 
rapport&: en consequence aucun transfert ni inscription de rentes sur 
l’Etat, au profit d’un 6tablissement ecclesiastique ou d’une communaut6 
religieuse de femmes, ne sera effectu& qu’autant, qu’il aura 6t6 autorise - 
par une ordonnance royale, dont l’&tablissement interesse presentera, 
par l’intermediaire de son agent de change, expedition en due forme, 
au directeur du grand-livre de la dette publique.» 

2. «eAucun notaire ne pourra passer acte de vente, d’acquisition, 
d’echange, de cession ou transport, de constitution de rente, de trans- 
action, au nom desdits 6tablissemens, s’il n’est justifi& de l’ordonnance 
royale portant autorisation de l’acte, et qui devra y ötre entidrement 
inser&e. » 

"8. «Nulle acceptation de legs au profit des mömes &tablissemens 
ne sera presentee & notre autorisation sans que les h£ritiers connus 
du testateur aient &t€ appeles par acte extrajudiciaire pour prendre 
connaissance du testament, donner leur consentement & son ex&cution 
ou produire leurs moyens d’opposition.. S’il n’y a pas d’heritiers con- 
nus, extrait du testament sera affich& de huitaine, et & trois reprises 
cons&cutives, au chef-lieu de la maison du testateur, et inser& dans le 
journal judiciaire du d£partement avec invitation aux heritiers d’adresser 
au prefet, dans le möme delai, les reclamations, qu’ils auraient & 
presenter.» 


4. «Ne pourront #tre pr“sent“es & notre autorisation les donations 
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la libert& de conscience Paris 1857. La libert& religieuse et la 
legislation actuelle Paris 1860. Laboulaye la libert& religieuse 
Paris 1859. Dargaud Histoire de la libert& religieuse en France 
et de ses fondateurs Paris 1860. 4. vols. — Lenormant des 
associations religieuses dans le catholicisme, de leur esprit, de leur 
bistoire et de leur avenir 1845. Recueil des travaux de Portalis 
(publ. par Et. Portalis) Paris 1345. part. 3. 

Schliesslich theile ich noch den Wortlaut der schon oben er- 
wähnten beiden Gesetze bezüglich der Frauen-Congregationen mit. 


Loi relative aux congregations religieuses des femmes du 
24. mai 1825. 


Art. 1. «A l’avenir, aucune congregation religieuse de femmes 
ne pourra &tre autorisee et, une fois autorisee, ne pourra former 
d’etablissement que dans les formes et sous les conditions pre- 
scrites par les articles suivants.» 

Art. 2. «Aucune congregation religieuse de femmes ne sera 
autorisce qu’apres que les statuts, düment approuves par l’Ev@que 
diocesain, auront ete verifies et enregistres au Conseil d’etat en 
la forme requise pour les bulles d’institution canonique. Ces sta- 
tuts ne poürront etre approuves et enregistres s’ils ne contiennent 
la clause que la congregation est soumise dans les choses spiri- 
tuelles & la juridiction de l’ordinaire. Apres la vörification et 
l’enregistrement, l’autorisation sera accordee par une loi & celles 
des ces congregations qui n’existaient pas au 1. janvier 1825. Ä 
l’egard de celles de ces congregations qui existaient ant&erieurement 
au 1. janvier 1825, l’autorisation sera accordee par ordonnance 
du roi.» 

Art. 3. «Il ne sera form& aucun 6tablissement d’une congre- 


qui seraient faites & des &tablissemens ecclesiastiques ou religieux avec 
reserve d’usufruit en faveur du donateur.» 

5. «eL’etat de l’actif et du passif, ainsi que les revenus et charges 
des 6tablissemens l&gataires ou donataires, verifid et certifiö par le 
prefet, sera produit & l’appui de leur demande en autorisation d’accepter 
les dons ou legs qui leur seraient faits.» 

6. «Les dispositions de la presente ordonnance sont applicables 
aux autorisations A donner par le pr£fet, en vertu du dernier para 
graphe de l’article 1. de l’ordonnance du 2. avril 1817.» 

Gesetz vom 25. Mai 1835. 

Art. unique. «Les communes, hospices et tous autres &tablissemens 
publics pourront affermer leurs biens ruraux pour dix-huit annces, sans 
autres formalites que celles prescrites pour les baux de neuf annecs.> 
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gation religieuse de femmes d&jä autorisee, s’il n’a &te& prealable- 
ment inform& sur la convenance et les inconvenients de l’etablis- 
sement, et si l’on ne produit & l’appui de la demande le consen- 
tement de l’eveque diocesain et l’avis du conseil municipal de la . 
commune oü l’etablissement devra etre forme. L’autorisation 
speciale de former l’etablissement sera accordee par ordonnance 
du roi, laquelle sera inseree dans quinzaine au Bulletin des lois.» 

Art. 4. «Les etablissements düment autorises pourront avec 
’autorisation speciale du roi: 1. accepter les biens meubles et 
immeubles qui leur auraient et& donnes par actes entre-vifs ou de 
derniere volonte, & titre particulier seulement; 2. acquerir & titre 
onereux des biens immeublcs, ou des rentes; 3. aliener les biens 
immeubles ou les rentes dont ils seraient proprietaires.> 

Art. 5. «Nulle personne faisant partie d’un &tablissement au- 
torise ne pourra disposer par actes entre-vifs ou par testament, 
soit en faveur de cet &tablissement, soit au profit de l’un de ces 
membres, au delä du quart de ses biens, & moins que le don ou 
legs n’excede pas la somme de dix mille francs. Cette prohibition 
cessera d’avoir son effet relativement au membre de l’ctablissement, 
si la legataire ou donataire etait heritiere en ligne directe de la 
testatrice ou donatrice. Le present article ne recevra son ex6- 
cation pour les communautes deja autorisees que six mois aprcs 
la publication de la presente loi, et pour celles qui seraient auto- 
risees & l’avenir six mois apres l’autorisation accordee.» 

Art. 6. «L’autorisation des congregations religieuses de femmes 
ne pourra &tre revoquce que par une loi. L’autorisation des mai- 
sons particulieres, d&pendant de ces congrcgations, ne pourra ötre 
revoquce qu’apres avoir pris l’avis de l’eveque diocesain, et avec 
les autres formes prescrites par l’article 3 de la presente loi.» 


Deöcret 
du 31. janvier 1952. sur les congregations eb commumautes religieuses 
de femmes. 

Art. 1. «Les congregations et communaut6s religieuses de femmes 
pourront etre autorisces par un decret du Presideut de la Rc- 
publique: 

1. Lorsqu’elles declareront adopter, qu’elle que soit l’epoque de 
leur fondation, des statuts deja verifies et enregistres au 
conseil d’Etat et approuves pour d’autres communautes 
religieuses; 

2. Lorsqu’il sera attest6 par l’eEvöque dioc&sain que les congr&- 
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gations qui presenteront des statuts nouveaux am conseil 
d’Etat existaient antörieurement au 1. janvier 1825. 

3. Lorsqu’il y aura n£cessit& de reunir plusieurs communautss 
qui ne pourraient plus subsister separ&ment; 

4. Lorsqu’il une association religieuse de femmes apr&s avoir et& 
d’abord reconnue comme communaute regie par une su- 
perieure locale, justifiera qu’elle 6tait r&ellement dirigee, 
a l’epoque de son autorisation par une superieure generale, 
et qu’elle avait forme, & cette &poque, des etablissemens 
sous sa dependance.» 

2. «Les modifications des statuts verifi6s et enregistres au 
conseil d’Etat pourront &tre &galement approuvses par un decret.> 

3. «Dans les cas pr&vus par les articles pr&c6dens, l’autorisation 
ne sera accordee aux congregations religieuses de femmes qu’apres 
que le consentement de l’eveque dioc&sain aura Et€ represente et 
que les formalit&s prescrites par les articles 2 et 3 de la loi du 
24. mai 1825. auront &t& remplies.» 


II. 


Lübisches Gesetz über Eidesleistungen vom 9. August 1862. 
(Publizirt am 12. August 1862.) 


Zur Herbeiführung eines angemessenen Verfahrens bei Eideslei- 
stungen hat der Senat im Einvernehmen mit der Bürgerschaft be 
schlossen und verkündet hiemittelst als Gesetz: 

Art. 1. Der Abnahme eines Eides muss in der Regel voraufgehen 
eine Bekanntmachung mit den gesetzlichen Strafen und Folgen des 
Meineides, sowie die Verlesung der »Warnung vor dem Meineide«, 
(Anlagen 1 und 2), und, sofern nicht ohnediess ein richtiges Verständ- 
niss der Eidesworte durch den Schwörenden vorauszusetzen ist, eine 
möglichst genaue Erläuterung des Sinnes derselben. 

Art. 2. Der Bekanntmachung mit den gesetzlichen Strafen und 
Folgen des Meineides, sowie der Verlesung der Warnung vor dem 
Meineide bedarf es bei Versprechungseiden, mit Ausnahme 
allein der Eide eines Zeugen oder Sachverständigen, nicht; sie kann 
jedoch auch bei Versprechungseiden nach dem Ermessen der Behörden 
eintreten. 

Art. 3. Wenn eine Mehrzahl von Zeugen oder Sachverständigen 
in derselben Sache und in demselben Termine vernommen werden soll, 
kann die Verlesung der Warnung vor dem Meineide für alle gemein- 
schaftlich geschehen, worauf indess jeder Zeuge, beziehungsweise Sach- 
verständige, einzeln, unmittelbar vor seiner Vernehmung, beeidigt wird. 
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Art 4. Wenn einem Christen der Eid abgenommen wird, ist 
die in der Anlage 1 enthaltene Warnung vor dem Meineide zu verlesen. 
Bei gerichtlich abzuleistenden Eiden kann überdies, nach dem Er- 
messen des Gerichtes, die vorgängige Belehrung und Verwarnung des 
Schwörenden durch einen Geistlichen seines Bekenntnisses angeordnet 
werden. In diesem Falle sind die Akten dem betreffenden Geistlichen 
zuvor mitzutheilen. 

Art. 5. Bei Eidesleistungen von Israeliten ist die in der An- 
lage 2 enthaltene Warnung vor dem Meineide zu verlesen. Bei ge- 
richtlich abzuleistenden Eiden kann, nach dem Ermessen des Gerichtes, 
die vorgängige Belehrung und Verwarnung des Schwörenden durch den 
Rabbiner, oder einen denselben vertretenden, von ihm als zu solchem 
Geschäfte tüchtig anerkannten, Öffentlich zugelassenen israelitischen Re- 
Igionslehrer angeordnet werden. 

Soll von Israeliten ein Parteieneid im Prozesse geleistet werden, 
so müssen, wenn die Gegenpartei es verlangt, der Rabbiner, oder dessen 
Stellvertreter, und zwei von ihm bezeichnete israelitische Zeugen im 
Termine gegenwärtig sein. Die hieraus erwachsenden besonderen Kosten 
hat die Gegenpartei des Schwörenden allein zu tragen. 

Die Ansetzung aller Termine, in welchen die Gegenwart des Rab- 
biners erfordert wird, erfolgt nach vorheriger Mittheilung der Akten 
an denselben. 

Art. 6. Den Fall dringender Nothwendigkeit ausgenommen, sind 
Israeliten nicht verpflichtet, an einem Sabbath oder jüdischen hohen 
Fest- oder Busstage Eide zu leisten. Als solche Tage gelten das Passah-, 
Wochen-, Neujahrs-, Versöhnungs-, Hütten- und Beschlussfest, die zehn 
Busstage vom Neujahrs- bis nach dem Versöhnungsfeste, und der Tag 
der Trauer über die Zerstörung Jerusalems. 

Art. 7. Wenn von einer Partei im Prozesse ein Eid zu leisten ist, 
mass dieselbe, nach geschehener Verlesung der Warnung vor dem 
Meineide, ausdrücklich befragt werden, ob sie zur Eidesleistung noch. 
bereit sei. Falls die Bereitwilligkeit dazu erklärt worden, ist der im 
Termine anwesende Gegner zur Aeusserung darüber aufzufordern, ob 
er auf der Eidesleistung dennoch bestehe. 

Art. 8. Die Eidesformel soll lauten: 

»Ich (gelobe und) schwöre zu Gott, dass........ So 
wahr mir Gott helfe!« 

Christliche Männer haben bei Leistung des Eides die drei 
ersten Finger der erhobenen, nach innen gekehrten rechten Hand zum 
Himmel zu erheben, christliche Frauenzimmer dagegen die drei 
ersten Finger der rechten Hand auf die bedeckte linke Brust zu legen. 

Bei der Eidesleistung von Israeliten bedecken der Schwörende 
und alle bei der Handlung anwesenden Israeliten sowohl während der 
Verlesung der Warnung vor dem Meineide, als auch während der Eides- 
leistung, das Haupt. Der Schwörende leistet den Eid mit erhobenem 
Zeigefinger der nach aussen gekehrten rechten Hand.. 
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Art. 9. Für Herrenhuter, Mennoniten und Quäker kann eine mit 
Handschlag bekräftigte Betheuerung die Stelle des Eides vertreten. 

Vor der Abnahme solcher Betheuerung, deren Formel in jedem 
einzelnen Falle die Behörde zu bestimmen hat, ist dem Betheuernden 
zu bedeuten 

dass das Gesetz ihm zwar mit Rücksicht auf den Glauben, zu 
welchem er sich bekenne, statt des fürmlichen Eides eine ein- 

"fache Betheueräng gestatte, dass aber diese Betheuerung in Zeit 

und Ewigkeit ihn ebenso binden solle und werde, als wenn er 
mit förmlichem Eidschwur sich verpflichte, 
auch in denjenigen Fällen, in welchen, nach Vorschrift dieses Gesetzes, 
der Abnahme eines Eides die Verlesung der Warnung vor dem Mein- 
eide voraufgeht, die in der Anlage 1 enthaltene Warnung zu verlesen. 

Art. 10. Bei Abnahme von Eiden auf Requisition auswärtiger Be- 
hörden, wenn für dieselbe die Benutzung eines auswärtigen Eidesfor- 
mulars begehrt wird, sowie in denjenigen Fällen, in welchen von Seiten 
des Schwörenden, zur Benutzung im Auslande, die Abnahme eines Eides 
nach dem dort gesetzlich vorgeschriebenen Eidesformulare beantragt 
wird, sind die hiesigen Gerichte und Behörden befugt, von den Bestim- 
mungen dieses Gesetzes abzuweichen. 

Art. 11. Die Gerichte und Behörden, vor denen Eidesleistungen 
stattfinden, haben darauf zu halten, dass bei der Abnahme der Eide 
dem Ernste der Handlung in keiner Weise Eintrag geschehe. " 

Art. 12. Alle diesem Gesetze entgegenstehenden Bestimmungen, 
namentlich der bisherige Gebrauch der Ableistung israelitischer Eide 
in der Synagoge, werden hiemit aufgehoben. 

Gegeben Lübeck, in der Versammlung des Senates, den 9. Aug. 1858. 


(Die Anlagen: 1. Warnung vor dem Meineide für Christen, 2. für 
Israeliten sind vollständig mitgetheilt im Allgemeinen Kirchenblatt für 
das evangelische Deutschland, Jahrgang 1863. Nr. 6. 8. 79. fg.) 


Berichtigung. 


8. 223. Z. 1. v. 0. Statt: 1859. 1. 1849. 

Jahrgang Il. 8. 421. Anm. 3 ist zu Icsen: „Ecclesia cum vacat pastore 
eliyant presbiterum parrochiani in roluntate episcopi.“ Der Umstand, dass das Wort 
episcopi aus Versehen nicht gesperrt gedruckt war, veranlasst Rosshirt, Bei- 
träge zum Kirchenrecht (Heidelberg 1863) S. 16 jetzt zu einem hettixren Ausfalle. 
Dergleichen wird von unseren Lesern, soweit sie mit der eigenthümlichen Art 
des genannten Schriftstellers vertraut sind, nicht mehr auffällig gefunden werden. 


IX. 


Kirchliches Gewohnheitsrecht. 


Von 
Dr. Ad. von Scheurl, 


ord. Professor der Rechte zu Erlangen. 


Dritter Artikel. 


Den Schluss dieser Erörterungen über das kirchliche 
Gewohnheitsrecht sollen Bemerkungen machen, durch welche 
ich meine Ansicht über die richtige Anwendung des Erfor- 
dernisses der Rationabilität kirchlicher Rechtsgewohn- 
heiten bei uns Protestanten genauer entwickeln, und damit 
zugleich zur Erledigung gewisser wichtiger Streitfragen bei- 
tragen möchte, bei welchen es sich wesentlich darum handelt, 
ob eine bestimmte langjährige constante Praxis als Aeusse- 
rung wirklicher gewohnheitsrechtlicher Veränderung alten 
gesetzlichen Rechts anzuerkennen, oder nur als fortgesetzter 
Missbrauch, als eine blosse Kette von Gesetzesverletzungen 
anzusehen sei. 

Soweit das Erforderniss der Rationabilität im geschrie- 
benen kanonischen Recht begründet ist, hat es im Allgemeinen 
den Sinn, dass die Anerkennung kirchlicher Rechtsgewohn- 
heiten als Rechtsnormen durch die Beschaffenheit ihres In- 
halts bedingt ist, insofern diese bei einer genaueren Prüfung. 
sich als eine solche darstellen kann, welche die Gewohnheit 
als der sana ratio widerstreitend, und ebendesshalb unge- 
eignet erscheinen lässt, Richtschnur für das kirchliche Han- 
deln zu sein, nach dem allgemeinen, in c. 11. D. IX. aus- 
gesprochenen Grundsatz: „Sana quippe ratio etiam exemplis 
anteponenda est“, wobei das „etiam“ an den früher schon 
erwähnten altkirchlichen Grundsatz erinnert, es zieme einem 
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Christen, so zu handeln, wie er eine Gemeinde handeln sehe, 
in deren Mitte er eintrete (c. 11. D. XII.) In c.7. D. VII. 
findet sich jener (diesen einschränkende) Grundsatz so aus- 
gedrückt: „Ratio et veritas consuetudini praeponenda est.“ 
Dabei ist aber freilich ratio oder sana ratio nicht gleichbe- 
deutend mit dem „unbestimmten und vieldeutigen“ Ausdruck: 
„Vernunft“, wovon Puchta (Gew. Rt. II. S. 51) so tref- 
fend sagt: „Die Vernunft ist gleich einem weissen Blatt, 
das Jedem mitgegeben ist, und von Jedem mit den ver- 
schiedensten Sätzen beschrieben wird.“ Nicht an die eigene, 
besondere Vernunft des Einzemen, welchem diese Prüfung 
einer Gewohnheit ihrem Inhalt nach zukommt, wollen ihn 
jene Regeln des kanonischen Rechts verweisen, sondern, 
wenn der Ausdruck gestattet ist, an die Vernunft der Kirche, 
an das kirchliche Gesammtbewusstsein, wie es in ihrer, die 
göttliche Offenbarung nach der ihr davon imnwohnenden Er- 
kenntniss wiedergebenden Lehre und m feststehenden, all- 
gemein anerkannten Grundsätzen des Kirchenrechts sich 
ausgesprochen hat. Ob damit die bestimmte Gewohnheit 
übereinstimme, das soll der Einzelne nach Anleitung der 
unwandelbaren Denkgesetze untersuchen. 

So aufgefasst ist dann das Erforderniss der Rationabi- 
lität oder Vermünftigkeit ebenso wahrhaft praktisch, als der 
Wahrheit gemäss, dass die Geltung einer kirchlichen Rechts- 
gewohnheit wesentlich auf ihrem ursächlichen Zusammenhang 
mit einem wirklichen kirchlichen Gesammtrechtsbewusstsein 
beruht; denn dieses müsste, was aber undenkbar ist, mit 
sich selbst in Widerspruch gerathen sein, wenn aus ihm 
eine in jenem Sinn irrationable Rechtsgewohnheit hervorge- 
gangen sein sollte. 

Hiernach ergiebt sich zugleich, dass das kanonische Recht 
einer kirchlichen Rechtsgewohnheit nur dann um der Be 
schafienheit ihres Inhalts willen Geltung und Anerkennung 
kann abgesprochen wissen wollen, wenn sie in jenem Sinn 
irrationabel ist, und insofern dürfen wir alle Stellen des ka 
nonischen Rechts, in welchen kirchliche Rechtsgewohnbheiten 
um ihres Inhalts willen verworfen werden, benützen, um 
volle Klarheit darüber zu erlangen, was es unter irratio- 
nablen kirchlichen Rechtsgewohnheiten verstehe, nicht bloss 
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diejenigen Stellen, die solche ausdrücklich und geradezu als 
irrationabiles oder minus rationabiles consuetudines bezeich- 
nen. Nur sind dabei Stellen, welche Letzteres nicht thun, 
insofern mit Vorsicht zu gebrauchen, als es sich dann immer 
noch fragt, ob sie bestimmte Rechtsgewohnheiten als schon 
vom richterlichen, oder als bloss vom gesetzgeberischen Stand- 
punkte aus verwerflich bezeichnen wollen. Denn der Ge- 
setzgeber kann auch wirklich geltendes Gewohnheitsrecht 
abzuschaffen sich bewogen finden; damit er eine kirchliche 
Rechtsgewohnheit verwerfe, braucht sie also nicht irratio- 
nabel zu sein !). Wenn daher z.B. c. 1. X. de consuetud. 
mit den Worten Gregor’s I. sagt: „Consuetudines, quae ec- 
clesiis gravamen inducere dignoscuntur, nostra nos decet 
consideratione remittere“, so lässt sich damit nicht belegen, 
dass alle Rechtsgewohnheiten, welche für einzelne Kirchen 
belästigend sind, irrationabel seien. Es soll damit nur ge- 
sagt werden, dass dieses für die gesetzgebende Kirchen- 
gewalt ein Grund sein könne, dergleichen Gewohnheitsrechte 
ausser Kraft zu setzen. 

Die solchergestalt maassgebenden einzelnen Quellen- 
stellen ergeben nun mehrere allgemeine Gründe, aus welchen 
kirchliche Rechtsgewohnheiten als irrationabel zu betrachten 
sind; für uns wird es die Hauptfrage sein, in wie weit und 
in welchem Sinn wir sie auch in der protestantischen Kirche 
gelten lassen können. 

Wenn in den kanonischen Rechtsbüchern, namentlich 
im Decretum Gratiani vielfach kirchliche Gewohnheiten für 
verwerflich erklärt werden, weil sie dem jus naturale oder 
divinum, der veritas, der catholica fides zuwider sind, so 
lässt sich das Alles auf Eines zurückführen: Abweichungen 
von der Befolgung des erkannten göttlichen Willens sind’ 
nur um so sündlicher, je länger sie fortgesetzt werden; sie 
möchten zu noch so grosser Allgemeinheit und Festigkeit 
gediehen sein, niemals könnten sie als Rechtsübungen be- 
trachtet werden, niemals die darin befolgten Regeln kirch- 
lichen Handelns als Rechtsregeln gelten. Oder, wie wir 
mach unserem Begriff vom kirchlichen Gewohnheitsrecht 
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sagen müssen: niemals könnten sie als Aeusserungen eines 
wirklichen kirchlichen Gesammtrechtsbewusstseins angesehen 
werden. Es ist immer die unbedingte und unwandelbare 
Geltung des göttlichen Willens, woraus die Irrationabilität 
und Verwerflichkeit solcher Gewohnheiten folgt. Denn als 
Inhalt des jus naturale im Sinn des kanonischen Sprachge- 
brauchs ist ebenso, wie als Inhalt des jus divinum, als In- 
halt der veritas ist ebenso, wie als Inhalt der catholica fides, 
wo veritas und catholica fides als im Gegensatz zu consue- 
tudines stehend bezeichnet werden, ein unbedingt geltender 
göttlicher Wille zu denken. Nur die Erscheinungsformen 
desselben sind dabei als verschieden zu denken. Im jus 
naturale hat jener göttliche Wille mehr die Form ethischer 
Prinzipien, im jus divinum mehr die Form eigentlicher, po- 
sitiver Rechtsvorschriften, in der veritas mehr die Form von 
Lehren, wie sie unmittelbar von Gott geoffenbart, in der 
catholica fides, wie sie von der Kirche sich angeeignet und 
bekennend ausgesprochen worden sind. Ueberall jedoch ist 
gleichmässige Voraussetzung der Irrationabilität einer Ge- 
wohnheit aus diesem Grunde, dass der bestimmte ihr in 
einer dieser Formen entgegenstehende göttliche Wille von 
der Kirche als solcher, und zwar eben dem maassgeben- 
den bestimmten Inhalte nach als solcher, als unbedingt gel- 
tender göttlicher Wille erkannt und anerkannt sei. Bei der 
Form der catholica fides ergiebt sich das aus der Bezeich- 
nung von selbst; aber es gilt nicht minder für jus naturale, 
jus divinum und veritas. Nicht das ist entscheidend, ob 
die consuetudo mit dem, was der Einzelne, der sie zu prüfen 
hat, für jus naturale oder divinum, oder für veritas hält, 
in Widerspruch steht; sondern ob sie mit einem von der 
Kirche als einem Satze des jus naturale, des jus divinum, 
der veritas anerkannten Satze in Widerspruch steht. 

Ohne Frage müssen nun auch wir Protestanten eine 
jede kirchliche Gewohnheit für höchst irrationabel, verwerf- 
lich und unfähig rechtlicher Geltung halten, wenn sie einem 
erkannten göttlichen Willen zuwiderläuft. Auch hindert uns 
kein protestantischer Grundsatz anzuerkennen, dass der einer 
kirchlichen Rechtsgewohnheit entgegenstehende göttliche Wille 
theils in der Form des jus naturale, theils in der Form der 
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veritas und der catholica fides, alle diese Worte im Sinn 
des kanonischen Sprachgebrauchs genommen, entgegenstehen 
könne, und dass nicht die Meinung Einzelner, sondern nur 
das Urtheil der Kirche darüber zu entscheiden habe, ob 
und in wiefern ein Satz dem jus naturale oder der veritas 
wirklich angehöre; nur dass wir unter Kirche natürlich nicht 
die blosse ecclesia docens im Sinn des legitimen Lehr- 
standes, als ausschliesslichen Trägers der kirchlichen potestas 
magisterii verstehen können, sondern darunter die Gesammt- 
gemeinde verstehen müssen, in welcher Lehrstand und Laien 
organisch zu Einem untheilbaren Körper verbunden sind. 
Ich erwarte den Einwand: das sei unrichtig; nach pro- 
testantischem Grundsatz könne nur das Zeugniss der h. Schrift 
darüber entscheiden, ob und in welchem Sinn etwas gött- 
licher Wille sei. „An sich“, antworte ich, allerdings. Aber 
um der kirchlichen Geltung nach jus naturale oder veritas 
zu sein, muss dazu, dass es dieses nach dem Schriftzeugniss 
ist, hinzukommen, dass die Kirche es erkannt und anerkannt 
hat; und hier kommt es eben darauf an, dass dasjenige 
der kirchlichen Geltung nach jus naturale oder veritas sei, 
was durch seinen Gegensatz zu einer consuetudo sie irratio- 
nabel machen soll. Einzelne mögen noch so fest davon 
überzeugt sein, dass eine bestimmte kirchliche Praxis „schrift- 
widrig“ sei: so lange nicht das Schriftverständniss, worauf 
diese ihre Ueberzeugung beruht, zu kirchlicher Geltung ge- 
langt ist, wird diess der Rechtsgeltung der in Rede stehen- 
den Praxis keinen Abbruch thun können; es hat so lange 
Jeder, der nicht der gleichen Ueberzeugung ist, volles Recht, 
sich auf die Rechtsregel, welche jener Praxis zu Grund liegt, 
zu berufen und zu stützen. Der von Einzelnen ausgehende 
Nachweis der Schriftwidrigkeit kann dazu führen, ihre Ueber- 
zeugung zur Ueberzeugung der Gesammtheit zu machen, 
womit dann die Macht der angefochtenen Praxis von selbst 
gebrochen sein würde; er kann auch bewirken, dass das 
fragliche Gewohnheitsrecht im Wege der. Gesetzgebung ab- 
geschafft wird. Aber an sich kann er schon darum nicht 
als Beweis der Unmöglichkeit des, wie wir annehmen, 
jedenfalls der äussern Erscheinung nach bestehenden Ge- 
wohnheitsrechtssatzes gelten, weil ein solcher Nachweis an 
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sich uns nicht überzeugt, dass das kirchliche Gesammtk- 
wusstsein mit sich selbst in Widerspruch gerathen sein müsste, 
wenn es den fraglichen Rechtssatz aus sich erzeugt hätte; 
es könnte ja dabei vermöge eines mangelhaften Schrift 
verständnisses in voller Uebereinstimmung mit sich geblieben 
sein. Um die eigentliche Irrationabilität einer kirch 
Hchen Reehtsgewohnheit wegen Schriftwidrigkeit darzuthun, 
muss auch protestantischer Seits der Nachweis der letzteren 
mit dem weiteren Beweise verbunden werden, dass da 
dabei vorausgesetzte Schriftverständniss bisher . schon da 
kirchliche, d. h. dass es das von der kirchlichen Gesammt- 
gemeinde als das richtige anerkannte Schriftverständniss war. 

Wie lässt sich aber dieser Beweis führen? Worau 
ist das Schriftverständniss der Gesammtgemeinde über 
einen bestimmten Punkt in emer gegebenen Zeit zu erkennen? 

Die symbolischen Schriften unserer Kirche wird man 
als vollgültige Zeugnisse über das Schriftverständniss der 
Gesammtgemeinde hinsichtlich der darin bekannten Schrift- 
wahrheiten in der Zeit ihrer Entstehung anerkennen. Aber 
sind sie auch als solche für neuere Zeiten anzuerkennen ’? 
Und wenn sie über den treffenden Gegenstand schweigen, 
woran sollen wir uns dann halten ? 

Auf die erstere Frage scheint mir die richtige Antwort 
folgende. 

Die in unseren symbolischen Schriften ausgesprochenen 
Ueberzeugungen waren so tief gegründete, dass wir voll- 
kommen zu der Vermuthung berechtigt sind, sie seien Ueber- 
zeugungen der kirchlichen Gesammtheit bis jetzt geblieben, 
bis uns für einen einzelnen Punkt nachgewiesen werden kann, 
es habe darüber eine abweichende Ansicht wirklich eine 
eben so allgemeine und feste Anerkennung in der kirch- 
lichen Gesammtgemeinde erlangt, als es bei den in jenen 
Schriften niedergelegten Ueberzeugungen der Reformatoren 
seiner Zeit unstreitig der Fall war. 

Wo aber das kirchliche Schriftverständniss über einen 
bestimmten, in den Symbolen nicht erörterten Satz für irgend 
eine Zeit zu ermitteln ist, werden wir uns an die Ueberein- 
stimmung der anerkanntesten Theologen der Kirche in der 
bestimmten Zeit halten müssen. Damit erkennen wir keines- 
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wegs in unprotestantischer Weise den Lehrstand oder Theo- 
logenstand als ecclesia docens oder repraesentativa an. Wir 
erkennen damit vielmehr nur eine, wie mir scheint, un- 
widersprechliche, wirkliche Thatsache an, welche voll- 
kommene Analogon der Thatsache ist, 22 bei wissenschaft- 
licher Ausbildung des Rechts das Volk im Rechtsbewusst- 
sein von dem Juristenstande repräsentirt wird. Der Theo- 
logenstand in seiner Gesammtheit — ohne Rücksichf’ darauf, 
ob seine Glieder ordinirt sind, oder nicht, also auch im 
Unterschied vom legitimen Lehrstand — ist der natürliche, 
nicht fiktive, Repräsentant der Gesammtgemeinde für die 
Schriftauslegung: er ist in Wirklichkeit die schriftauslegende 
Gesammtgemeimde. Dabei ist freilich vorauszusetzen, dass 
wir es nicht mit Theologen zu thun haben, welche sich ge- 
flissentlich den Einflüssen des kirchlichen Gesammtgeistes, 
des Gemeindeglaubens und Gemeindebewusstseins entziehen, 
oder durch ihre Bildungsweise davon abgesperrt worden 
sind. Ist diese Voraussetzung aber zutreffend, so wird dann 
auch die Schriftauslegung solcher Theologen nicht lediglich 
wissenschaftlich, sondern zugleich durch den kirchlichen 
Gemeingeist bestimmt sein. 

Diese bloss zeitweilige Uebereinstimmung des Theologen- 
“ standes aber in der Auslegung der einen bestimmten Punkt 
betreffenden Schriftäusserungen hat nicht nur nicht die Au- 
torität von Symbolzeugnissen — von Autorität ist hier 
überhaupt nicht die Rede —, sondern sie ist auch ihrer 
Natur nach weit mehr dem Wechsel unterworfen; es ist bei 
ihr weit fraglicher, ob sie eine sichere, bleibende Erkennt- 
nisserrungenschaft der Kirche, oder eine blosse Uebergangs- 
stufe in dem Processe der kirchlichen Erkenntnissentwicklung 
darstellt. Es darf daher nie von der Vermuthung ausge- 
gangen werden, dass eine solche, für eine frühere Zeit nach- 
weisbare communis opinio theologorum Ausdruck der Ge- 
sammtüberzeugung der Kirche auch für die Gegenwart, 
oder auch nur für ein gewisses in der Mitte liegendes Zeit- 
alter sei. | 

Fehlt es für ein gewisses Zeitalter gänzlich an einer 
derartigen Uebereinstimmung des Theologenstandes in der 
Schriftauslegung hinsichtlich eines bestimmten Punktes, so 
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ist diess als Kennzeichen zu betrachten, dass die Kirche 
selbst zur Zeit überhaupt in diesem Punkt durch eine gött- 
liche Offenbarung in ihrem Gesammtbewusstsein sich nicht 
gebunden fand, oder findet; denn offenbar ist eine solche 
Gebundenheit durch ein sicheres Bewusstsein von dem be- 
stimmten Inhalt der göttlichen Offenbarung bedingt, welche 
jene bindende Kraft haben soll. Es ist dann für eine solche 
Zeit jefes Gewohnheitsrecht möglich, das mit einem viel- 
leicht durch richtige Schriftauslegung wirklich nachzuwei- 
senden, aber jedenfalls damals von der Kirche nicht erkann- 
ten göttlichen Willen in Widerspruch steht, wenn es nur 
mit demselben vereinbar ist, soweit er damals der Kirche 
bewusst war. 

Sind die bisher entwickelten Sätze richtig, so wird sich 
verhältnissmässig leicht ein sicheres Urtheil darüber gewinnen 
lassen, was wir zu der Behauptung zu sagen haben, dass 
die von dem Consens der evangelischen Kirchenordnungen 
des XVI. Jahrhunderts abweichende oonstante Ehescheidungs- 
praxis der kirchlichen Ehegerichte des vorigen Jahrhunderts, 
welche nach dem Zeugniss G. L. Böhmer’s in seinen 
Principia juris canonici 88. 407. u. 408. nicht bloss adulterium 
und malitiosa desertio, sondern jedes factum turpe, dolosam 
fidei conjugalis violationem continens (nicht aber auch eine 
causa ab infortunio proveniens) als justa divortii causa be- 
handelte, „„ehriftwidrig“ und darum irrationabel sei? 

Mögen wir uns durch die Schriftauslegung, worauf diese 
Behauptung gestützt wird, überzeugt finden, oder nicht, — 
in keinem Fall wird uns damit die Frage als erledigt 
gelten können, ob wir in jener Praxis eine wirklich dero- 
girende consuetudo contra legem vor uns haben, oder nicht ? 
Zwar würde uns im ersteren Fall die Vermuthung nahe 
genug liegen, es habe der Uebereinstimmung der alten Kir- 
chenordnungen in ausschliesslicher Anerkennung der zwei 
Scheidungsgründe des Ehebruchs und der böslichen Verlas- 
sung ein kirchliches Bewusstsein zu Grunde gelegen, dass 
nach dem durch die h. Schrift bezeugten göttlichen Willen 
Ehen nur aus einem dieser zwei Gründe geschieden werden 
dürfen, und dieses Bewusstsein sei auch nachmals nicht in 
der Kirche als Gesammtheit, sondern nur bei den Einzelnen, 
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welche bei jener Praxis thätig waren, wieder erloschen oder 
verdunkelt worden. Aber das Alles wäre denn doch blosse 
Vermuthung; es stünde ihr an sich offenbar mit gleichem 
Gewichte die andere entgegen, dass jene Uebereinstimmung 
der alten Kirchenordnungen einen andern Grund gehabt 
habe, oder dass wenigstens die fragliche Praxis Folge davon 
gewesen sei, dass in der Zeit ihrer Bildung das kirchliche 
Gesammtbewusstsein nicht oder nicht mehr durch eine Ueber- 
zeugung von alleiniger Schriftmässigkeit jener zwei Schei- 
dungsgründe beherrscht war. In ersterer Beziehung ist na- 
mentlich Folgendes zu erwägen. Es war eine Neuerung, 
dass überhaupt jetzt eigentliche Ehescheidung zugelassen 
wurde; es ist daher sehr erklärlich, dass bei der Behutsam- 
keit, mit welcher namentlich die Verfasser der lutherischen 
Kirchenordnungen und insbesondere die juristischen Rath- 
geber der Landesherren, welche sie zu sanktioniren hatten, 
in der Abweichung vom kanonischen Recht zu Werk gingen, 
für's Erste allgemein nur den zwei Scheidungsgründen aus- 
drückliche gesetzliche Anerkennung gewährt wurde, deren 
Zulässigkeit man am deutlichsten und bestimmtesten in der 
h. Schrift bezeugt fand, wenn auch keineswegs noch eine 
entschiedene Gesammtüberzeugung der Kirche darüber sich 
gebildet hatte, dass jene Scheidungsgründe die allein schrift- 
mässigen seien. Es kommt dazu, dass bekanntlich in den 
symbolischen Schriften eine solche kirchliche Ueberzeugung 
nirgends ausgesprochen ist, was freilich darum nicht als 
Beweis ihres Mangels gelten kann, weil die Schriftlehre, 
um die es sich dabei handeln würde, auf keinen Fall Gegen- 
stand eigentlichen Bekenntnisses sein konnte, wie die 
Lehre von der Rechtfertigung oder auch von der Zahl der 
Sakramente u. dgl. 

In der zweiten Beziehung liegt aber die Thatsache 
offenkundig vor, dass in der Zeit der Bildung jener Praxis 
der Theologenstand hierüber sehr getheilter Meinung war. 
Es müsste also mit besondern Beweismitteln dargethan wer- 
den, dass jemals und namentlich in dieser letzteren Zeit die 
Kirche als Gesammtheit die Ueberzeugung von der alleinigen 
Schriftmässigkeit der genannten zwei Scheidungsgründe hatte. 
Solange diess nicht dargethan ist, und bis jetzt wenigstens 
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ist es nicht dargethan, lässt sich von dem einstweilen allein 
in Rede stehenden Gesichtspunkt aus die Irrationabilität 
jener Praxis nicht behaupten. Die blosse Behauptung ihrer 
Schriftwidrigkeit also, auch wenn sie durch eine vollkommen 
überzeugende Schriftauslegung unterstützt würde, könnte 
nicht den Richter, sondern nur den Gesetzgeber zur Ver- 
werfung jener Praxis bestimmen. Vollends lässt sie dem, 
welcher sich von der Richtigkeit der Schriftauslegung, worauf 
sie sich stützt, nicht zu überzeugen vermag, volles Recht, 
in jener Praxis, wenn sie nicht aus andern Gründen als 
irrationabel nachgewiesen werden kann, die Erscheinung 
eines wahren Gewohnheitsrechts anzuerkennen, das als gel- 
tend und verbindlich betrachtet werden müsse, bis es ge- 
setzlich abgeändert oder durch ein neues Gewohnheitsrecht 
anderen Inhalts verdrängt sei. 

Anders würde es sich freilich verhalten, wenn soviel 
feststünde, dass unsere Kirche als solche stets die fraglichen 
Aussprüche Christi und des Apostels Paulus über die Ehe- 
scheidung für Promulgationen eines eigentlichen jus divinum 
angesehen habe und noch ansehe, über dessen Verständniss 
nur die Ansichten je und je getheilt geblieben seien. Dann 
nämlich würde es allerdings lediglich Sache des einzelnen 
Richters sein, ihren Sinn nach bestem Wissen und Gewissen 
zu ermitteln; es würden ihn dann dabei nicht einmal die 
Bestimmungen der alten Kirchenordnungen, noch weniger 
aber die fragliche neuere Praxis binden können; denn nach 
protestantischen Grundsätzen dürfte für ein in der h. Schrift 
bezeugtes wirkliches jus divinum weder einem es interpre- 
tirenden Kirchengesetz die Bedeutung einer authentischen, 
noch einer es in einem bestimmten Sinn constant anwen- 
denden Praxis die Bedeutung einer Usual-Interpretation im 
technischen Sinn beigelegt werden. Aber davon, dass unsere 
Kirche als solche jemals die fraglichen Schriftstellen wie 
unmittelbar in den Gerichten anzuwendende Artikel eines 
göttlichen Scheidungsgesetzes angesehen habe, steht gerade 
das Gegentheil fest. Diese Betrachtungsweise der einschla- 
genden Schriftstellen haben so ziemlich alle namhaften Theo- 
logen unserer Kirche von Luther bis auf Harless entschieden 
verworfen, und in ihrer vollen Schärfe wohl jederzeit nur _ 
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sehr Wenige vertheidigt ?). Schon in meinem ersten Artikel 
(OH. Jahrg. S. 191. f.) habe ich nachzuweisen versucht, dass 
die evangelische Kirche ein jus divinum in jenem Sinn über- 
haupt nicht anerkennen kann. — 

Nach kanonischem Recht gilt ferner ak irrationabel 
eine consuetudo, quae canonicis obviat institutis ®). Es sind 
darunter Grundsätze des Kirchenrechts, und zwar- zunächst, 
aber nicht ausschliesslich, des kirchlichen Verfassungsrechts 
zu verstehen, .die als eigentliche canones, als Grundregeln 
des kirchlichen Lebens gelten, ohne dass ihnen desshalb 
göttlicher Ursprung zugeschrieben zu werden braucht. 

Das schlagendste Beispiel, dass auch eigentliche canones 
durch Gewohnheitsrecht ihre Kraft verlieren können, bietet 
der Beschluss des sog. Apostelconcils dar, welcher auf die- 
sem Weg ım Laufe der Zeit ausser Geltung gekommen ist. 

Aber unbestreitbar, und zwar auch vom protestantischen 
Standpunkte aus ist es, dass wenn mit einem noch als sol- 
chem geltenden Grundsatz des Kirchenrechts eine Rechts- 
gewohnheit in unvereinbarem Widerspruch steht, sie un- 
möglich rechtsverbindliehe Kraft haben kann. Gerade solche 
Grundsätze des Kirchenrechts sind so zu sagen das kirch- 
liche Gesammtrechtsbewusstsein beherrschende Mächte; es 
ist möglich, dass einzelne aufhören, es zu sein; aber so lange 
dieses eben nicht der Fall ist, lassen sie eine unmittelbare 
Rechtserzeugung in Beziehung auf einzelne, untergeordnete 
Punkte, oder in einzelnen, engeren Kreisen nicht zu, aus 
welcher eine mit ihnen streitende Rechtsgewohnheit hervor- 
gehen könnte. So lange also kann eine solche nicht Ergebniss 
wirklicher unmittelbarer Rechtserzeugung sein, und doch 
könnte eben nur darauf ihre rechtsverbindliche Kraft beruhen. 


?) Meist wird dabei als die eigentliche Meinung die zu betrachten 
sein, welche die Ansbacher Eheartikel von 1748 (Arnold Beiträge 
zum teutschen Privatrechte I. S. 67) sehr gut so ausdrücken: »Alldie- 
weilen die Ehe eine nach Göttlicher Ordnung geschlossene rechtmäs- 
sige Zusammenfügung, Verbindnüss und Gemeinschaft eines Mannes 
und eines Weibes ist, welche kein Mensch, ohne wichtige, in heil. 
Göttl. Schrift gegründete Ursachen u. obrigkeitliche Erkänntnüss, 
zu scheiden noch aufzulösen Macht noch Gewalt hat; so« etc. 

®) S. namentlich c. 8 X. de consuetud. (1, 4). 
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Natürlich aber kommt es bei der Prüfung einer kirch- 
lichen Rechtsgewohnheit von diesem Gesichtspunkte aus 
sehr darauf an, über den wirklichen Inhalt des Grundsatzes, 
mit dem sie in Widerspruch zu stehen scheint, und ebenso 
über den Umfang des Widerspruchs, in dem sie mit jenem 
Grundsatz seinem wahren Inhalte nach wirklich steht, volle 
Klarheit zu gewinnen. 

Um diess deutlich zu machen, dürfte ein geeignetes 
Beispiel die von O. Mejer *) behauptete Irrationabilität der 
desuetudo sein, welche längst allenthalben den Bestimmungen 
der alten lutherischen Kirchenordnung über Handhabung der 
Kirchenzucht und insbesondere des Banns widerfahren ist. 
Denn es scheint mir der beachtenswertheste Grund, den 
Mejer für diese seine Behauptung angeführt hat, der zu 
sein, dass die fragliche Praxis sich als obvians canonicis 
institutis darstelle. 

Gewiss nämlich ist es ein canon, an welchem festzu- 
halten auch die evangelische Kirche nie unterlassen kann, 
und in der That nie unterlassen hat, dass Kirchenzucht 
geübt werden muss, und insbesondere auch in Form des 
Bannes. Und ebenso hat es wirklich den Anschein, dass 
es sich bei der fraglichen Praxis nicht bloss um die „Formen 
der Sache“, sondern um den „Gedanken“ selbst gehandelt 
habe. 

Aber es scheint mir doch sehr fraglich, ob jener canon 
in dem von Mejer vorausgesetzten Sinn unbestreitbare 
Geltung in unserer Kirche habe, und ob ihm, sowie er sie 
wirklich hat, die fragliche Praxis in der Art widerspreche, 
dass sie als schlechthin irrationabel anzusehen sei. 

In den Schmalkaldischen Artikeln Theil II. Art. 9. 
sagt Luther bekanntlich: „der kleine, das ist der rechte 
christliche Bann ist, dass man offenbarliche, halsstarrige 
Sünder nicht soll lassen zum Sakrament oder ander Ge- 
meinschaft der Kirchen kommen, bis sie sich bessern und 
die Sünde meiden.“ Damit, meine ich, ist in treffender 
Weise der Grundsatz in Beziehung auf Bann- und eigent- 


*) Kirchenzucht und Consistorial- Competenz nach Mecklenbur- 
gischem Rechte. Rostock 1854. S. 65. ff. 
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liche Kirchenzuchtübung überhaupt ausgedrückt, wie er in 
der evangelischen Kirche unwandelbar gelten muss. Dass 
damit nicht die Bannübung gefordert wird, wie sie z. B. 
eben auch die Mecklenburgischen Kirchenordnungen des 
XVI. und XVII. Jahrhunderts vorschreiben, ist einleuchtend, 
und wird durch die bekannte Stelle der Konkordienformel 
(Müller S. 729.) bestätigt, welche den Satz als einen „irrigen 
Artikel“ der Schwenkfeldianer verwirft, „dass keine rechte 
christliche Gemeine sei, da kein öffentlicher Ausschluss oder 
ordentlicher Prozess des Bannes gehalten werde.“ Wie 
Luther den Grundsatz ausdrückt, fordert er nur, dass offen- 
barliche, halsstarrige Sünder in Fällen, wo sie zum Sakra- 
ment oder zu anderer Gemeinschaft der Kirchen (z. B. zur 
Pathenschaft) sich zudrängen, allenfalls durch eine kirchen- 
regimentliche, auf Bericht des betheiligten Pfarrers ergehende, 
nur ihnen, nicht der Gemeinde zu eröffnende Verfügung 
zurückgewiesen werden. Ferner, dass sie dann auch über- 
haupt nicht wieder zugelassen werden, bis sie sich bessern 
und die Sünde meiden, nicht aber, bis sie öffentliche Kirchen- 
busse gethan, der Gemeinde Abbitte geleistet haben u. s. f. 
Insoweit eine noch so eingewurzelte Praxis der Erfüllung 
jener Forderungen des Schmalkaldischen Artikels sich ent- 
zieht, muss sie auch nach meiner Ansicht als irrationabel 
verworfen werden. 

Nun aber würde eben das zu untersuchen sein, ob die 
Praxis, welcher Mejer die Bedeutung einer derogirenden 
consuetudo abspricht, und zwar ob sie gerade in derjenigen 
Ausdehnung und Beständigkeit, welche sie an sich als 
eine derogirende desuetudo erscheinen lässt, im Abstehen 
von Kirchenzuchtübung soweit gegangen sei, dass sie auch 
den in den Schmalkaldischen Artikeln aufgestellten canon 
gänzlich bei Seite gesetzt hätte. Würde sich, wie es wahr- 
scheinlich ist, ergeben, dass die Kirchenordnung nur, soweit 
ihre Vorschriften über .diesen canon hinausgingen, seit 
mehreren Menschenaltern völlig unangewendet blieb, dass 
dagegen immer noch, wenigstens in einzelnen- Fällen, ge- 
schah, was jener canon wirklich fordert, so würde schon 
desshalb die desuetudo, auf deren Prüfung es überhaupt 
ankäme, enger begränzt werden müssen, und eben in dieser 
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engeren Begränzung würde sie dann nicht als irrationabel 
erscheinen. 

Canonica instituta in dem obenangegebenen Sinn schlies- 
sen vermöge. ihres inneren Wesens, so lange sie gelten, also 
stillschweigend jedes damit unvereinbare Gewohnbheits- 
recht aus. Nun kommen aber in und ausserhalb der kano- 
nischen Rechtsbücher Kirchengesetze vor, welche aus 
drücklich die Nichtbeachtung aller ihnen zuwiderlaufen- 
den Gewohnheiten vorschreiben. Man kann sagen: sie legen 
sich damit selbst die Bedeutung von canonica instituta bei. 
Tragen sie dieselbe wirklich in sich, so ist die Clausel eine 
überflüssige, aber unzweifelhaft vollgültige Nebenbestimmung. 
Beruht es aber lediglich auf gesetzgeberischer Willkür, dass 
ihnen damit die Bedeutung von canonica instituta beigelegt 
werden soll, so erhebt sich die Frage, ob gleichwohl eine 
consuetudo verwerflich, im weitern Sinn irrationabel ist, weil 
sie sich einer selchen Vorschrift zum Trotz gleichsam ge- 
bildet und eingewurzelt hat? 

Meines Bedünkens kann einer derartigen Clausel nur 
der- Sinn beigelegt werden, dass das Kirchenregiment eine 
consuetudo contra legem nicht aufkommen lassen soll. 
Hat eine solche aber gleichwohl volle Festigkeit erlangt, 
und ist sie nicht wirklich an sich irrationabel, so darf ihr 
die Anerkennung, Erscheinung eines wirklichen Gewohn- 
heitsrechts zu sein, nicht versagt werden. Es ist nicht ab- 
zusehen, warum nur eine derartige Gesetzesvorschrift der 
Derogation durch Gewohnheitsrecht nicht unterworfen sein 
sollte, während doch im Allgemeinen feststeht, dass auch 
gesetzliches Recht durch Gewohnheitsrecht aufgehoben wer- 
den kann. : 

Als irrationabel im eigentlichsten Sinn gilt nach kano- 
nischem Recht eine Gewohnheit, welche der ratio des be 
sonderen kirchlichen Rechtsverhältnisses, worauf sie sich 
bezieht, zuwiderläuft, d.h. dem Satze, welcher seinen Grund- 
gedanken, sein eigentliches Wesen ausdrückt. Es wird dess- 
halb z. B. in c. 2. h. t. in VI!® eine consuetudo quanto- 
cunque tempore de facto servata verworfen, wonach von 
einem bischöflichen Official an seinen Bischof appellirt wer- 
den könnte. Der Grundgedanke des Rechtsverhältnisses 
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zwischen dem Bischof und seinem Oflicial ist der, dass der 
Bischof durch ihn Recht spricht; die Appellation von ihm 
an den Bischof würde also eine appellatio ab eodem ad se 
ipsum sein. Dass dieser Grundsatz auch protestantischer 
Seits ohne Weiters anerkannt werden muss, kann einer Äus- 
führung nicht bedürfen. Aber freilich fordert seine An- 
wendbarkeit überall, dass eben wirklich die ratio des be- 
sondern Rechtsverhältnisses, mit welcher die Gewohnheit in 
unvereinbarem Widerspruch steht, vollkommen feststehe. 

Wenn man also z. B. behauptet, die oben besprochene 
Ehescheidungspraxis sei schon desshalb irrationabel, weil 
sie dem „Wesen“ der Ehe zuwiderlaufe, so ist damit nichts 
ausgerichtet, weil gerade über das Wesen der Ehe als Rechts- 
verhältnisses nur so viel für die protestantische Kirche fest- 
steht, dass sie ein durch richterliche Scheidung voll- 
kommen lösbares, aber freilich so nur wegen einseitiger 
Verschuldung lösbares Rechtsverhältniss ist, wie sich Beides 
aus dem Satz des Anhangs zu den Schmalkaldischen Arti- 
keln (Müller S. 343.) entnehmen lässt: „Injusta traditio est, 
quae prohibet conjugium personae innocenti post factum 
divortium.“ Dass dagegen nach dem Wesen der Ehe die 
einseitige Verschuldung, um welcher willen sie durch richter- 
lichen Ausspruch lösbar sei, gerade in Ehebruch oder bös- 
licher Verlassung bestehen müsse, hat für unsere Kirche 
nie festgestanden, sondern war stets nur eine Meinung Ein- 
zelner in ihr. 

Auf die bis jetzt aufgezählten Gründe lassen sich, wie 
mir scheint, alle Ayssprüche des kanonischen Rechts zurück- 
führen, in welchen consuetudines ‚wirklich als schon vom 
richterlichen Standpunkte aus verwerflich bezeichnet werden. 

Noch bleibt es uns aber übrig, eine im Grunde selbst- 
verständliche Art von Irrationabilität kirchlicher Rechtsge- 
wohnheiten zu erörtern, ich meine den Fall, dass sich ihr 
Ursprung aus einem Irrthum oder einfachem Nichtwissen 
nachweisen lässt. Genau genommen igdt sie dann freilich 
nicht sowohl eine irrationabilis consuetudo, als vielmehr 
blosser Schein einer Rechtsgewohnheit; denn so kann ein 
ursprünglich durch Irrthum bestimmtes und dann nur zu- 
fällig gleichmässig fortgesetztes Handeln nicht wohl genannt 
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werden; es ist das eher alles Andere, als eine fortgesetzte 
Rechtsübung. | 

Denken wir uns z. B., ein verbietendes Kirchengesetz 
ist lange nicht zur Anwendung gekommen, weil sich kein 
Fall ereignete, in dem es anwendbar gewesen wäre. Dar- 
über ist das Gesetz selbst in Vergessenheit gerathen. Dess 
halb ist es dann bei einer langen Reihe von Anwendungs» 
fällen unbeobachtet geblieben, d. h. wider das gesetzliche 
Verbot gehandelt und dieses Handeln zugelassen worden. 
Was sollte die kirchenregimentliche Behörde, die jetzt auf 
das Gesetz wieder aufmerksam gemacht worden wäre, hir- 
dern, es gleichwohl wieder zur Anwendung zu bringen ? 

Der Hauptfall aber, der unter diesen Gesichtspunkt zu 
stellen wäre, dürfte folgender sein. 

Es besteht eine festgewurzelte Praxis, deren bindende 
Kraft jetzt aus dem Grunde beanstandet wird, dass sie 
lediglich auf einer vererbten irrigen Doktrin beruhe, also 
auf einem wissenschaftlichen Irrthum. 

Bekanntlich ist, und zwar mit grossem Schein der Wahr- 
heit, behauptet worden, die hier bereits wiederholt unter 
andern Gesichtspunkten besprochene Ehescheidungspraxis sei 
ein solches bloss scheinbares Gewohnheitsrecht, in der That 
sei sie nur das Ergebniss naturrechtlicher Theorieen von 
der Ehe, deren Unhaltbarkeit jetzt allgemein eingesehen 
werde; desshalb müsse ihr jede weitere Anerkennung ver- 
sagt und zu strenger Anwendung der alten kirchlichen 
Eheordnungen zurückgekehrt werden. 

Es ist durchaus nicht zu läugnen, „Jass auf die Aner- 
kennung der von jener Praxis befolgten, von den alten 
Eheordnungen abweichenden Grundsätze im Bereiche der 
Wissenschaft des protestantischen Kirchenrechts die gedach- 
ten naturrechtlichen Theorieen grossen Einfluss gehabt haben, 
und dass diese auch in den Entscheidungsgründen der ehe- 
gerichtlichen Scheidungsurtheile des vorigen Jahrhunderts 
eine grosse Rolle ®ielten. Und dem gegenüber scheint es 
sehr schwer zu sein, nachzuweisen, dass doch in Wahrheit 
die fragliche Praxis aus einem davon unabhängigen Gesammt- 
rechtsbewusstsein hervorgegangen, und die Sätze, welche sıe 


befolgte, nur irrigerweise auf falsche naturrechtliche Prin- 
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zipien zurückgeführt und auf diese Art vertheidigt worden 
seien, dass man ihnen damit nur in der Wissenschaft Ein- 
gang zu verschaffen gesucht habe, während sie in der That 
einen ganz anderen Ursprung als den ihnen damit nur an- 
gedichteten hatten. 

Aber gleichwohl lässt sich nach meiner Ansicht dieser 
Beweis wohl erbringen. Er liegt nämlich, wie mir scheint, 
ganz einfach und in schlagender Weise in dem Umstande 
vor, dass die Beschränkung der fraglichen Praxis auf 
Ehescheidung wegen grober einseitiger Verschuldung, ihre 
Verwerfung aller causae divortii ab infortunio prove- 
nientes zu den damals gangbaren naturrechtlichen Theorieen 
von der Ehe durchaus nicht passt. Soweit die Praxis durch 
sie wirklich bestimmt war, ging sie auch viel weiter in 
ihrer Abweichung von den alten Eheordnungen. Aber zu 
. einer allgemeinen, constanten Praxis wurde sie eben nur in 
. jener Begränzung auf Zulassung der Ehescheidung wegen 
eines jeden turpe factum, dolosam fidei conjugalis violatio- 
nem continens. Diese Praxis musste also zu ihrer wahren 
Quelle etwas anderes haben, als die naturrechtlichen Theo- 
' nieen von der Ehe. 

Es ist Zeit, dass ich meinen Ausführangen über kirch- 
liches Gewohnheitsrecht, welche vielleicht schon zu viel 
. Raum in dieser Zeitschrift in Anspruch genommen haben, 
jetzt ein Ziel setze. Ich thue es mit dem Bewusstsein, 
gleichwohl den Gegenstand keineswegs erschöpft, aber doch 
auch nicht ohne die Hoffnung, zu neuen gründlicheren Be- 
handlungen desselben vielleicht einige brauchbare Anregun- 
gen gegeben zu haben. 
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X. 


Zur Bevision der Lehre von der rechtlichen Natur 
der Concordate. 


Von 
Dr. Bernhard Hübler 


zu Breslau. 


Erster Artikel. 


Es kann auffallen, dass die Wissenschaft, obwohl be- 
reits seit mehr als tausend Jahren zwischen Staat und Kirche 
recessirt worden, über den juristischen Charakter der Con- 
cordate noch immer nicht zu einer festen Rechtsansicht ge- 
kommen ist. 

Der Streit darüber ist bekanntlich fast so alt, als das 
judicium finium regundorum inter civitatem et ecclesiam; 
der Zwiespalt der Entscheidungen dabei so schroff, als es 
nur irgend die Partei-Interessen sein können, und mit den 
letzteren schwankte auch die Praxis abwechselnd von einem 
Extrem zum andern !). 

So nahm die Curie zeitweis keinen Anstand, die Rechts- 
verbindlichkeit der Concordate ihrerseits zu leugnen, so- 
fern ein Bruch derselben für sie vortheilhaft erschien ?); 
wogegen ‚sie hinwieder temporum ratione habita mit Energie 
die gegenseitige Unverletzlichkeit der Con- 
‚cordats-Verträge zu betonen wusste. 


1) Schulte: Das katholische Kirchenrecht (Giessen 1860), I. p. 452 
erklärt die Controverse für einen blossen Schulstreit; »die maassgebenden 
Autoritäten in Staat und Kirche« wären nie schwankend gewesen. Das 
Gegentheil wird sich aus der weiteren Darstellung ergeben. 

?) Vergl. z. B. die Verwahrungs-Bulle (Salvatorium) Eugen’s IV. 
vom 5. Februar 1447. 
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Und der Staat, der sich jetzt so genial über die Un- 
bequemlichkeiten der Conventionen durch Normative ‚Aus- 
führungs-Decrete, Verordnungen, Edikte und organische 
Gesetze hinwegsetzt, — wie oft im Mittelalter wies sein 
Klageruf die Kirche in die Schranken der feierlich aufge- 
richteten Verträge zurück. Man lese nur das Sünden- 
register der infractiones concordatorum, die gravamina na- 
tionis Germanicae, die sich wie eine Passion durch die 
deutsche Geschichte ziehen bis zu .der famosen remonstratio 
e comitüis Ratisbon. ad imperatorem facta vom 18. April 1703: 
„ut concordata rebus sic stantibus et ubi aula Romana contra 
eadem identidem agit atque eis se non obligari prafeacıt 
— penitus tollantur“ ®). 

Die Wissenschaft ist in einem gewissen Sinne nur die 
Justifizirung des Actuellen. Auch bei den Concordaten blieb 
sie stets im engsten Anschluss an die Praxis. Nach zwei 
Feldlagern geschieden (Welf und Waibling), zweigt sie sich 
weiter aus in einzelne Fiaktionen voll scharfer , oft tumul- 
tuarischer Gegensätze. 

Eine communis opinio über die Natur der Concordate: 
konnte auf solchem Boden selbstverständlich nicht erwachsen; 
so gilt noch heut das alte Wort Rebuff’s: 

„Gravis est quaestio et ardua, super qua possum 
A Ista non decent humeros gestamina nostros“ *). 

Man hat von jeher — um. hier einen Präjudizialpunkt 
zu berühren — die Vereinbarungen zwischen Staat und 
Kirche Concordate genannt). In neuerer Zeit ist aber 


”), Moser: Jus publ. Germ. I, 1. cp. 18. $. 55. — Pfeffinger: 
Vitriar. illustrat. I. p. 1403. »Unde recte concludimus, Romanos prae- 
sules Germanorum querelis in hunc usque diem illudere.« 

% Rebuffi tractat. concord. quae inter s. d.n. pap. Leonem X. 
et sed. apost. ac Christ. d. n. reg. Franc. et regn. sunt edita. Colon. 1610. 
p. %2. 

5) Technisch sicher kommt der Ausdruck zuerst im Constarizer 
Vergleich von 1418 vor: »capitula concordata.« Das Substantivum 
»Concordat« ist erst modernen Ursprungs; eg kann nichts anderes 
besagen als conventio [»concordare et convenire parum differunt« 
Bebuffa.a O.], mit dem es von der Curie abwechselnd gebraucht 
wird. So im Text des französischen Concordats (1801), des bayrischen 
(1817), des österreichischen (1855), des württembergischen (1857): concor- 

97 a 
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der Umfang des Begriffes streitig geworden. Walter, 
Mejer und Andere wollen ihn auf eigentliche Ver- 
träge zwischen dem päpstlichen Stuhl und dem Staat 
beschränken, in welchen ihr gegenseitiges Ver- 
hältniss in einem oder mehreren Punkten 
prineipiell normirt wird. Darnach wäre das österreichi- 
sche Concordat ein Concordat im eminenten Sinne, das erste, 
welches wahrhaft diesen Namen verdient ®). 

Diese Definition erscheint indess historisch unrichtig. 
Denn einmal: 

1) werden im Mittelalter auch Vereinbarungen zwischen 
Prälaten unter einander resp. mit irgend einer 
weltlichen Regierung, — auch einzelnen Reichs- 
ständen ?), — ja sogar alle Verträge, die das Verhältniss 
zwischen Staat und Kirche berühren, und bei deren Ab- 
schluss beide: thätig gewesen °), mit dem Namen Concordate 
bezeichnet; anderseits behandeln 

2) die älteren Concordate, ja alle bis zum Jahre. 1801, 
— darunter die wichtigsten und diejenigen, bei denen der Name 
zuerst vorkommt, — gar nicht oder doch weniger das Ver- 


datum, conventio, pactum, concessio. Gleichwohl sind aus dem Namen 
die entgegengesetzten Folgerungen für das Wesen des Begriffes her- 
geleitet worden. Vergl. unten. 2 

e Walterin Aschbach’s Kirchen-Lexikon II. p. 180 und in 
seinem Lehrbuch des Kirchenrechts, XII. Auflage, Vorwort p. IX — 
Mejer: inHerzog’s Real-Encyclopädie s. v. Concordate III. p. 60. 

?) So die concord. Austriaca. Mehrere andere bei Richter: Lehr- 
buch des katholischen und evangelischen Kirchenrechts, V. Auflage, 
p. 167. Ausführliche Nachricht darüber giebt Schulte, katholisches 
Kirchenrecht I, p. 503. 

©) Am weitesten geht darin Amort: elementa jur. can. III. p. 370 
und Vindiciae jurisdictionis eccles. p. 412: »Concordata solemnia voco 
Pactiones Constitutiones, Pragmaticas sanctiones, Capitulationes, Con- 
cessiones, Confirmationes aut Leges communi consensu Statuum imperi 
et ecclesige editas pro conservanda perpetua pace, quiete, concordia ac 
tranquillitate publica inter Sacerdotium et Imperium. Ad ejusmodi 
Concordata solennia etiam pertinent decreta seu Conclusa Synodalıa in 
generalibus Conciliis, Synodis Nationalibus aut generalibus Conventibus 
Imperii..... Ad eadem Concordata referri possunt Leges Impera- 
torum vel summ. Pontif., quae per publicum usum Tribunalium .... 
transierunt in Jus Publicum Ecclesiastico-Politicum.« 
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hältniss zwischen Staat und Kirche, als vielmehr einzelne 
Ordnungen, die lediglich innerhalb der 
Kirche gelten sollen. So vor Allem das Constanzer 
(a. 1418) und das Wiener Concordat (a. 1448) ?). 

Kann man nun auch heut von der erstgedachten Ausdeh- 
nung absehen, die allerdings zur Zeit kaum mehr als ein histo- 
risches Interesse hat !°), so ist doch die zweite, sachliche 
Extension des Begriffes von wesentlicher und praktischer 
Bedeutung, weil noch immer Vereinbarungen zwischen der 
Curie und den einzelnen Staaten getroffen werden, deren 
Umfang nicht weiter reicht, als z. B. das Wiener Concordat. 

Soll der Begriff aber durchaus enger begrenzt werden, 
so scheint mir nur der von Schulte '!) vorgeschlagene 
Unterschied berechtigt, wonach der Name Concordat lediglich 
den älteren Vereinbarungen zukommt, die eben nur ein- 
zelne Rechte und Streitigkeiten reguliren, — während die 
Concordate der neueren Zeit „Verträge ganz anderer Art“ 
bilden ??). 

Indess sind auch diese Uebereinkommen vom Staat wie 
von der Kirche stets als Concordate angesehen und bezeichnet 
worden, und ihnen diesen Namen abzusprechen, bloss weil 
ihr Inhalt weiter greift, als das bei ähnlichen Recessen früherer 


°) Münch: Vollständige Sammlung aller Concordate I. p. 20 und 
p. 88. — Dass mittelbar durch solche Specialbestimmungen vielfach 
auch das Verhältniss zwischen Staat und Kirche principiell mit 
normirt wird, — wie Herrmann iin Bluntschli’s Staatswörter- 
buch V. p. 739 bemerkt —, mag zugegeben werden. Diess gilt 
dann aber auch in gleicher Weise für die Circum- 
scriptions-Bullen und ihre Spezialien, z. B.: Anerkennung der 


vollen Episcopalgewalt juxta canones — Nomination der Bischöfe 
(Wormser Concordat!) — freier Verkehr mit Rom — freie Verwaltung, 
— Placetum etc. — Das Constanzer und Wiener Concordat, sowie die 


Fürsten-Concordate, gehen hier kaum weiter. 

ı% Vergl. hierüber Herrmann in Bluntschli’s Staatswörter- 
buch V. p. 738. 

m) Schultea.a. O. I. p. 440. | 

127) Nicht consequent scheint es, wenn Schulte im Verlaufe 
seiner Darstellung die Concordate wieder allgemein Verträge nennt: 
»geschlossen zwischen der Staats- und Kirchengewalt über die Stellung 
der katholischen Kirche innerhalb des betreffenden Staats und das Ver- 
hältniss der Kirchengewalt zur Staatsgewalt.« 


‘ 
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Jahrhunderte der Fall, — das ist zum mindesten juristisch 

unnlitz. 

Man kann nach alledem die Concordate etwa als 

Vereinbarungen zwischen Staat und Kirche 

über Verhältnisse der letzteren resp. über 
wechselweise Ansprüche der geistlichen 
und weltlichen Gewalt?) 

bezeichnen. 

Es sind also bereits der Friede des Kaisers Justinus 
mit dem Papst Hormisdas (a. 519) und der tractatus Wor- 
matiensis (a. 1122) !*) mit gleichem Fug als wirkliche und 
eigentliche Concordate zu erachten, wie die Circumscriptions- 
Bullen des 19. Jahrhunderts !°). 

Denn das steht doch allseitig fest !%), dass jenen Bullen, 
wie sie durch gemeinsame Redaction concipirt worden, auch 
eine wirkliche Vereinbarung zu Grunde liegt (es wird diess 
übrigens sowohl in ihnen selbst, wie meistens in den landes- 
herrlichen Publications-Noten ausdrücklich ausgesprochen); 
ihre scheinbar unilaterale Form kann aber schon um deshalb 
nicht in das Gewicht fallen, weil sich der Publications-Modus 
per bullam in gleicher Weise bei den berühmtesten und 
wichtigsten Concordaten des Mittelalters findet, bei Con- 
cordaten, die als solche von jeher bezeichnet wurden und 
die vielfach die eigentliche sedes materiae für die Contro- 


18) Kessler: Studien über das österreichische Concordat. Wien 
1856, p-. 17. | 

4) Formell trat der Tractat in zwei getrennten Urkunden auf: 
das »praeceptum Heinrici quarti imperatoris« und das >privilegium Calixti 
pape secundie (Pertz monum. IV. P. I. p. 75). Es versteht sich von 
selbst, dass hierdurch materiell am Rechtscharakter des Geschäftes nichts 
geändert wird. 

15) Ganz dieselbe Natur wie den eigentlichen Concordaten 
schreibt ihnen zu: Richter.a a. O. p. 186. Ebenso Schulte a 
8. OÖ. p. 512. Dagegen Mejer 8.8.0. Laspeyres, die katholische 
Kirche Preussens I. p. 865. sqq. und viele Andere, vergl. unten. Im 
Resultate stimmt übrigens Laspeyres mit der obigen Ansicht überein. 
Die Distinktion, die er noch zwischen Concordat und Circumscriptions- 
Bulle festhält, betrifft lediglich den Inhalt. 

1) Mejer: Die Propaganda etc. 2 Bde. Göttingen :1852, 53. 
(Vergl. besonders die Materialien zu dem Circumscriptions - Bullen in 
Band II.) Vergl. übrigens Note 66. 68. 
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versen der vorliegenden Rechtsfrage bilden 7). Sie ward 
sogar noch in der württembergischen Concordats-Verhand- 
lung vom Jahre 1807 von beiden Seiten als die geeignetste 
beliebt !®). | 

Der Unterschied endlich, den Mejer !?) zwischen Con- 
cordaten und Circumscriptions-Bullen dahin formulirt, dass 
auf Grund der ersteren Staat und Kirche jeder ein Ge- 
setz zu geben habe, während in Folge der Convention 
zu einer Bulenur die Kirche eine Constitution 
edire, der Staat diess aber lediglich geschehen 
lasse und bestätige — (Placet?) — scheint mir auf einem 
Irrthum zu beruhen. Die von dem rite promulgirten Staats- 
patent umschlossene Bulle ist eben so gut ein Gesetz, wie 
diess von einem in Ausführung jener getrennt ergehenden 
legislativen Acte gelten würde. Andernfalls dürfte auch den 
Circumscriptions- Bullen theilweise der Rechtsboden fehlen, 
und namentlich die darin regulirte Dotationsfrage in der 
Luft schweben, denn diese kann natürlich nicht Inhalt eines 
einseitigen vom Papst erlassenen Kirchengesetzes sein. — 

_ Ueber die rechtliche Natur der Concordate sind nun im 
Wesentlichen drei Hauptansichten aufgestellt worden: 

Die Curialisten betrachten die Concordate noch heut 
vielfach als mera privilegia des päpstlichen Stuhles, während 
sie nach den Territorialisten die Bedeutung gewöhnlicher 
Staatsgesetze oder gar nur rein administrativer 
Maassregeln haben; eine dritte vermittelnde Meinung 
vindicirt ihnen dagegen den Charakter und die Kraft zwei- 
seitiger Verträge. 

Dieser Zwiespalt der Concordats-Literatur schliesst sich 
entsprechend an die einzelnen Entwickelungs - Phasen des 


ın) 2. B. bei den Fürsten-Concordaten von 1446. 

18) Mejer: Das württembergische Concordat von 1807. Stuttgart 
1859. Man projectirte damals zwei getrennte Urkunden, in welcher 
jeder Contrahent die seinerseits gemachten Concessionen aufzunehmen 
hatte: — ein landesherrliches Gesetz und eine päpstliche Constitution, 
die: aber ebenfalls der König publiciren sollte. Diese Duplicität der 
Form, die später niemals wieder vorkommt, erinnert an das Wormser 
Concordat. 

1) Mejer in Herzog’s Encyclopädie a. a. O. 
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Verhältnisses zwischen Staat und Kirche an. Hiernach 
gruppirt sich die folgende Darstellung : 


I. Die Privilegien-Theorie. 


1) Das Axiom der Bulle Unam sanctam: „Subesse Ro- 
_mano pontifici omni humanae creaturae declaramus, dicimus, 
definimus et pronuntiamus omnino esse de necessitate sa- 
lutis“! 2%) hatte bereits im 13. Jahrhundert in dem Ausbau 
der christlich kathölischen Universal-Monarchie seine Ver- 
wirklichung gefunden. Die Expansivkraft dieser neuen Bil- 
dung verstand es, alle eigenen Kreise des altgermanischen 
wie des antiken Lebens in ihren Cosmopolitismus aufzulösen, 
und auch der Staat war schliesslich unter dem Primat der 
absoluten Kirche der Art zu Grunde gegangen, dass das 
Mittelalter, wie ein berühmter Canonist mit Recht bemerkt, 
keine Staaten sondern verschiedene Territorien 
bietet, in welchen die menschlich kirchliche 
"Gesellschaft nach Nationen geschieden 
wohnt ?°), 

Steht nun der Staat innerhalb der Kirche ??), — greift 
diese effectiv soweit in seine Lebenssphäre ein, dass ihr die 
Einsetzung und das Richteramt über die weltliche Gewalt 
zukommt ??), so kann eine Vereinbarung zwischen Beiden 


») Bonifacius VII. (1302) c. 1. de maj. et obed. in Extr. 
comm. (I, 8). Derselbe Papst erschien bei den Ceremonien des grossen 
Jubiläums von 1300 zum Zeichen seiner zweifachen Souverainität bald 
in kaiserlicher, bald in päpstlicher Kleidung mit der Devise: Ecce duo 
gladiil Vergl. Paulus: Sophronizon. VII. Heft 6. 

») Schulte a. a. O. I. p. 368. Aehnlich Aegidi in der Er- 
langer theologischen Zeitschrift N. F. Bd. 36. p. 143: »Es sind kaum 
Staaten da; die Persönlichkeiten der Völker sind wie zermalmt, auf- 
gegangen in der Person der Christenheit, ihr Staatsrecht wiedergeboren 
zu einem bedingungsweise gültigen Provinzialrecht des heiligen römischen 
Reichsrechts« etc. 

' ?3) Die mittelalterlichen Schriftsteller sind bekanntlich reich an 
signifikanten Bildern für das Verhältniss zwischen geistlicher und welt- 
licher Gewalt. Dahin gehört auch die fulminante Parallele von Ori- 
chovius: »Tantum sacerdos praestat regi quantum homo bestiael« 

**) c. 1. de maj. et obed. in Extr. comm. (1.8). Vergl. Phillips: 
Kirchenrecht III. p. 254. sqq. Die historischen Belege ausführlich in 
Friedberg’s vortreffllichem Buche: de finium inter eccl. et civit, 
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immer nur den Erfolg haben, den Staat zu binden, während 
die Kirche auf Grund ihres göttlichen Oberhoheitsrechts von 
einer eigentlichen Verpflichtung im juristischen Sinne frei 
bleibt. Und diess Alles — weil eben kein Vertrag 
zwischen Haupt und Gliedern möglich er- 
scheint °%). 

Tractate also zwischen Staat und Kirche, mögen sie 
Namen haben wie sie wollen, enthalten Seitens der Curie 
nur Verheissungen, Indulte, Zugeständnisse, Gnaden, Pri- 
vilegien, Erlasse, Vorrechte, Exemtionen u. dgl., die das 
geistliche Oberhaupt-dem subditus gewährt, und deren Um- 
änderung resp. Aufhebung dem freien Ermessen seiner Auto- 
rıtät nicht bloss nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen, sondern 
auch auf Grund des-ihm zustehenden unverzichtbaren 
göttlichen Majestätsrechts über alle weltliche Ord- 
nung verbleibt ?°). | 


regundor. judicio etc. (Leipzig 1861.) p. 26. seg. — Baronius: Annal. 
X. ad a. 870. bei Pfeffinger L p. 18: »Nullus puto Catholicus id 
revocet in controversiam, an in reges jus dicere possit pontifex, nisi 
qui inter Christi oves non numerandos esse principes amens dixerit.«. 

2? Brühl: Ueber den Charakter und die wesentlichen Eigen- 
schaften der Concordate. Schaffhausen 1853.- [Aus dem Italienischen 
übersetzt.] p. 59.sqq. — Die Analogie, die Rebuff in dieser Hinsicht 
mit dem Bunde zwischen Gott und Israel zieht, entspricht vollkommen 
der altcanonischen Weltanschauung. 

In jenem Sinne haben übrigens auch die Päpste mehrfach rescribirt. 
J. J. Moser citirt ein Brevee Benedict XIV. vom 16. Dezember 
1740. Ich wähle, da die Richtigkeit des Citats von Schulte (a. a. 
O. p. 454) bezweifelt wird, ein anderes evidentes Beispiel, den Brief 
Calixt’s III. an Friedrich II. (no. 369. der epist. Aeneae Sylvii): 
»liberrimam esse Apostolicae sedis auctoritatem nullisque debere pactionum 
vinculis coerceri«<! Bei der epistola no. 371, die Schulte für seine 
Behauptung anführt, dass sich Rom offener als der Staat über die Ver- 
tragsnatur der Concordate und namentlich dahin ausgesprochen: »non 
est intentionis nostrae. concordatis ipsis contravenire«, — übersieht er, 
dass nicht gewillt sein etwas anderes ist, als sich nicht für be- 
rechtigt halten. Die beiden Briefe, von ein und demselben Papste 
herrührend, stehen also mit einander in bester Harmonie. — Ganz 
ebenso spricht auch die bekannte Bulle Clemens VII. Admognet nos 
(a. 1534) nur von der guten Intention des Papstes, bei den Con- 
cordaten stehen bleiben zu wollen. 

5) Vergl. Staudenmaier: Geschichte der Bischofswahlen p. 237: 


412 . Dr. Häbler: 


Dagegen kann der Staat darin ganz wohl bestimmte 
Verpflichtungen gegen die ilım überstehende Macht über- 
nehmen, ‘die, einmal acceptirt, an und für sich unwider- 
ruflich sind, — schon weil es hier der Sohn ist, der 
die Mutter beschenkt °®). 

Von diesem Standpunkt aus, auf den die Kirche auch 
noch heut zeitweilig mit dogmatischer Strenge zurückgeht ?”), 
schreibt die ultramontane Doctrin den Concordaten nur ali- 
quam vim pacti, speciem contracius zu ?®?). Die civilistische 
Construction erhält diese Zwitternatur mit dem Namen „ne- 
gotium ex pacto et privilegio mixtum“ ??). 


Darum wohl hat der Papst in einem Concordat, das er mit einem 
deutschen Könige geschlossen (Bayern?), die Ernennung (sc. der 
Bischöfe) dem Regenten als Indult überlassen. Das Indult ist aber 
immerhin ein unvollkommenes Recht und muss bei gün- 
stigeren Verhältnissen für die Kirche dem alten posi- 
tiven und allein göttlichen Recht weichen. 

#) Brühla. a. O. p. 75. u. p. 72. »Interfamiliäre Verträge«!? 

#°) Vergl. vor allem die Ausführungen Mejers in dem oben 
citirten Werke: Die Propaganda. 

»8, Vergl. Febronius: de statu ecclesiae I. p. 688. — v. Luca 
bei Brühl a.a O. p. 68. Branden: super conc. inter S. ap. et 
inclit. nat. Germ. collect. qu. 8. Col. 1620: >»Nam dum concordata di- 
£untur habere vim contractus (ex Puteo dec. 47.), intelligendam est ex 
parte Germanorum, quod videlicet illi non solum ex jure divino, ufi 
Christiani, sint obligati ad parendum Romano pontifici circa reserva- 
tiones, sed etiam ex speciali concordia, quasi in vim contractae pacifi- 
cationis inita, ut in omni judicio Germani Sedi apostolicae rebelles 
minns forent excusabiles, si obedientiae suavi jugo excusso etiam pacta 
firmata violare praesumerent. Ex parte autem pontificis conc. in favo- 
rem Germanorum admissa oontinent meram gratiam, quae in lıbera 
pontificis remanet facultate..... Et facultatem jure divino Pontifici 
competentem Papa a se abdicare non potest, quamquam Papatui renun- 
ciare valeat.« 

#2) »In hac quaestione (an papa valeat derogare concordatis) non 
est multum laborandum; qui euim agnoscit pontificem esse summum 
Christi vicarium et jure divino habere dispensationem et plenissimam 
administrationem omnium bonorum .... is non dubitabit, Sanct. suam 
ex plenitudine potestatis posse in totum vel pro parte tollere concor- 
data.ce ‚Branden a. a.0. und bei Schloer im thesaur. jur. eccles. 
I. 81%: »adeoque dicunt saltem conc. negotium ex pacto et privilegio 
mixtum.< Ganz ähnlich Nicolarts: Compend. prax. benef. 1735. 
dub, III. — Hiermit ist wohl Schulte’s Behauptung widerlegt, dass 
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2) Gegen solche Theorie lag nun freilich der Einwand 
nahe, dass auf die unklare und unjuristische Auffassung 
einiger älteren Schriftsteller nichts ankommen, dass vielmehr 
lediglich die Praxis der Kirche selbst maassgebend sein 
könne °°). Indess hat es auch an dem Antritt dieses prak- 
tischen Beweises nicht gemangelt, und der Satz, dass 
die Concordate auch faktisch von den Päpsten 
niegehalten werden, konnte bei den vielfachen Ver- 
suchen Roms, einseitig unbequeme Bestimmungen der Con- 
ventionen abzuändern °!), geradezu und allen Ernstes als 
cin Argument für ihre Privilegien-Natur aufgestellt werden °®). 

3) Im Anschluss an jene mittelalterliche Machtstellung 
der Kirche ist dann aus dem Dogma ihrer Alleinberechtigung 
und aus der angeblich streng realistischen Aufgabe 
des Staates — ein Spinozistischer Beweisantritt mit mani- 
festum est! — gefulgert worden, dass ihm die concordats- 
mässigen Verpflichtungen schon von Naturobgelegen, 
gleichgültig ob er heidnisch oder christlich formirt sei 3°): 
— dass die Kirche dagegen auf ihrem Gebiete und von 
ihren Prärogativen dem Staate nichts verschulde: — dass 
also, da sie durch die Concordate nichts gewonnen, 


die angesehensten Schriftsteller der Curie stets die Gegenseitig- 
keit der Concord. anerkannt und die ihnen entgegenstehenden päpst- 
lichen Gesetze eo ipso damit für unanwendbar erklärt hätten. Auf 
Branden greifen ja, wie Schulte selbst bemerkt, die älteren und 
namentlich die römischen Commentatoren meist zurück. Ja selbst Ri- 
gantius, den Schulte für sich allegirt, gesteht ganz offen: »licet 
certissimum sit, posse summum pontificem concordatis derogare, nun- 
quam tamen derogare velle censetur, nisi de hac ejus voluntate per- 
spicue constat.e Comment. in reg. cancell. apostol. Col. Allobr. 1751. 
l. 131. 

3) Schulte a.a.0. — Es ist der treffende Gedanke Pascal’s: 
>) ne faut pas juger de ce qu’est le pape par quelques paroles des 
peres ... . mais par les actions de l’eglise et des peres et par les ca- 
pons.e (Pensees II, 2. a. 92 u. 94.) Oder wie de Maistre dazu 
bemerkt: par Vensemble des faits | 

s:, Sie sind theilweis mit Erfolg durchgesetzt, wie die bekannte 
Bulle Gregor's XIO. von 1576 betreffend die Smonatliche päpstliche 
Collationsfrist. Pfeffinger a. a O. I. p. 1403. 

2, Branden bei Schloer.a.a. O. 

-3#7, Taparelli beiBrühlaa O0. p.60. Also wohl auch pari- 
tätisch oder confessionell! 
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sondern nur verloren habe, wohl von Gnadenbriefen, nicht 
aber von Verträgen, die begriffsmässig gegenseitige Rechte 
und Verpflichtungen voraussetzen, die Rede sein könne °%). 

4) Um aber den Privilegien-Charakter ganz rein dar- 
zustellen, blieb noch übrig, den offenen Nexus der in jedem 
Concordat enthaltenen correspondirenden Stipula 
tionen auch formell zu lösen. In dieser Beziehung 
wurde zu einer Zeit, wo die Coordination zwischen 
Staat und Kirche bereits praktisch vollzogen war, die Ent- 
deckung gemacht, dass in dem Concordat nur zwei ein- 
seitige Verordnungen enthalten seien, deren Abände- 
rung oder Aufhebung dem freien Ermessen der constituirenden 
Factoren anheimfalle, quia conditori licet adversus suam 
constitutionem dispensare etiam sine causa, — eine Theorie, 
die bekanntlich im modernen Völkerrecht viel Glück gemacht 
hat, und die bei ihrer Zweischneidigkeit auch keine gradezu 
fagrante Unbilligkeit enthält °°). In der neuesten Zeit wird 
dagegen curialerseitg wieder die Ungleichheit der Concordate 
in ihren Subjekten und Objekten betont, und hieraus der 
erforderliche Schluss gezogen, dass die qu. Zusicherungen 
sich nicht gegenseitig bedingten, sondern bezüglich 
der Kirche nur in dem Verhältniss „ron Beweggründen 
zur Zulassung“ ständen °®). 

Neben solch’ hochkirchlicher Argumentirung griff die 
Theorie, besonders seit dem Sturz des Romanismus, auch zu 
näherliegenden juristischen Calculs. Hier ist zunächst: 


%#) Brühl a. a. O. p. 64. Ebenso die bekannte decis. Rot. in 
causa Leodinens. canonic. 15 Mart. 1610: Quae alias dicuntur, quod 
concordata Germaniae habent vim contractus, non sunt vera, quod .... 
papa per ejusmodi concordata nihil de novo acquisivit, sed multum de 
jure suo remisit, unde remanet merum privilegium. Richter: Kirchen- 
recht p. 186. 

>) Vergl. Rebuffus (der selbst übrigens den Vertrags-Charakter 
anerkennt, vergl. Note 81) a. a. O. p. 902: »cjus est nolle, qui potest, 
et velle.e — Heffter: Das europäische Völkerrecht $ 81.: »Schwer- 
lich wird man darüber eine andere Ansicht vertheidigen können als 
die, dass ein Vertrag: duorum vel plurium in idem consensus: an sich 
nur durch die Einheit des Willens ein Recht setze, folglich auch nur 
solange diese Einheit dauert.« — 

**, Brühla.a. O.p. 65. 
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5) ein besonderes Gewicht auf den Namen „Con- 
cordat“ gelegt worden, der, dem Ausdruck: Bündniss, 
Uebereinkunft, Vertrag angeblich mit vollem Bewusstsein 
vorgezogen °’), den einseitigen Charakter des Geschäfts 
so recht eigentlich präcisiren soll, — wofür denn etwa Homer 
die Bezeichnung „Harmonias“ gewählt haben würde! 38) 

6) Nicht minder gab der Inhalt der Vereinbarungen 
Anlass zu Bedenken. Schon die Reta hatte in einer berüch- 
tigten Entscheidung darauf hingewiesen, dass die Vertrags- 
theorie bei den Concordaten um desshalb unanwendbar sei, 
quia spiritualia non cadunt in commercium, sed expediuntur 
per vim gratiae °°®). Und dem entsprechend hat man wieder 
im letzten Jahrzehnt für die Privilegien - Natur de negativo 
geltend gemacht, dass die Zwecke und Objekte der wahr- 
haften und eigentlichen Verträge immer nur die materielle 
Erhaltung und Hebung der Staaten: Krieg, Frieden, jeden- 
falls aber „den Handel (!) in irgend einer Beziehung“ be- 
träfen, und dass von alledem die Concordate nirgends be- 
rührt würden *°). 

7) Noch greifbarer erscheint endlich das Argument, das 
aus der Form und aus dem Stil der'Instrumente 
hergeleitet wird. | 


#7) Die Technik der modernen Concordate (cfr. Note 5) bleibt da- 
bei natürlich ausser Ansatz. 

:®) Brühl.a.a. O. p. 69. Achnlich Rotteck im Staatslexikon 
von Rotteck und Welker III. p. 616: »der Name Concordat deutet we- 
nigstens auf die Ahnung eines wesenklenen Unterschiedes« (sc. von 
Verträgen). — 

»®) In causa Leod. canon. 15. Mart. 1610. (dec. 266... Schulte 
will von dieser Decision freilich nichts wissen. Er nennt sie seicht 
und überdiess vereinzelt. Aber der Gedanke kehrt mehrfach in den 
Entscheidungen wieder, die ein unbedingtes Derogationsrecht aus- 
sprechen. 

*) Brühl a.a. O. p. 58. seq. 65. Ein ähnliches Bedenken äus- 
sert auch de Pradt: Quatre concordats I. p. 293: »Que des interets 
temporels soient regles par des traites, dont il ne sort que des effets 
temporels ..... Mais qu’un acte d’oü il sort des effets spirituels, un 
acte mie-partie religieux et politique, et plus encore de la premiere 
nature que de la seconde, depende exclusivement d’un acte diploma- 
tique ...... voild, je l’avoue, ce qui depasse ma conception propre et 
peut £tre aussi celle de beaucoup de monde.« 
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Den Anhalt bietet hier vor Allem. die Confirmations- 
Bulle des Wiener Concordats: Ad sacram Petri sedem *!). 
In ihr rechtfertigt sich gleichsam: der Papst mit der humilis 
supplicatio principum und setzt dann die einzelnen Punkte 
der Vereinbarung (juxta modum et formam subsequentes) 
mit einem wiederkehrenden »placet nobis fest. 

Ebenso ist die unvorsichtige Fassung des französischen 
Concordats von 1517 benutzt. Der Tenor dieses Concordats 
wird durch zwei Bullen gebildet, die sämmtliche Stipulationen 
des bereits ratifieirten Vertrages unter dem allgemeinen Titel 
und der einseitigen Form päpstlicher Privilegien und Con- 
cessionen enthalten (guasdam constitutiones statuimus et or- 
dinamus) **) und in dieser Gestalt von dem König mit dem 
offenen Bekenntniss promulgirt sind, dass ‚ihr Inhalt vom 
apostolischen Stuhl erbeten worden (quibus nostris precibus 
“ exorala Pontificis sanctitas) *°). 


I. Die Legal-Thoorie. 
1) Die Reaction gegen die absolute Kirche lässt sich 


#4) Schmauss: corp. jur. publ. I. p. 52. Sie fehlt auffallender- 
weise bei Münch a. a 0. 

4) An einer Stelle ($ 14.) freilich auch mit der ausdrücklichen 
Qualification eines obligatorischen Vertrages >Illam (concordiam) con- 
tractus et obligationis ... .. vim et robur obtinere, — was aber todt ge- 
schwiegen wird ! 

#) Brühl a. a. O. p. 44. seq. — Die Urkunden sind abgedruckt 
bei Münch: Sammlung etc. I. p. 224. 

Brühl’s (oder seines Auctors) Argumente sind schon von Schulte 
in gebührender Weise abgefertigt worden. Es ist indessen zu beachten, 
dass diese Polemik auf katholischer Seite vereinzelt dasteht. Schulte 
gesteht selbst zu, dass Brühl’s Schrift vielfach citirt und in 
kritischen Blättern gerühmt worden. Die Anschauungen der 
selben stimmen also offenbar mit der gemeinen kanonischen Doctrin 
mehr überein als Schulte glauben machen will, — und Richter 
(Kirchenrecht $ 88.) und Mejer (Institutt. $ 90.) haben schwerlich 
Unrecht, wenn sie jene für die römisch consequentere Ansicht inner- 
halb der Kirche halten. 

Wäre aber Brühl’s Abhandlung, — wie Schulte vermeint, 
wohl gar nur als ein Pamphlet zum Verderben der Kirche anzt- 
sehen, nun so ist es den Ultramontanen mit ihr gegangen, wie seiner 
Zeit mit den epistt. viror. obscuror. — So nahı berühren sich die Cop- 
touren des Ur- und Zerrbildes I 
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bis in das 11. Jahrhundert zurlickverfolgen. An ihr ist zu- 
nächst die spiritualistische Richtung der Häresie betheiligt, 
die die weltliche Macht (potestas in temporalibus) wie durch 
einen Desinfections-Process freilegt **). 

Auf diesem politischen Elemente der mittelalterlichen 
Secten, besonders der Waldenser und Katharer, erwuchs von 
Neuem die Idee des unabhängigen Staates; sie erhielt dann 
durch die Theorien der anticurialen Staatsphilosophie *°) und 
in dem Weltkampfe mit Rom (bei dem es sich bekanntlich 
gar nicht um die Religion, sondern nur um die äussere Macht- 

stellung der Parteien handelte *°)), die wissenschaftlich feste 
Gestalt. 

Nachdem im 15. Jahrhundert endlich das. System des 
Romanismus und die weltliche Oberherrlichkeit der Kirche 
factisch gebrochen war, erfolgte der natürliche Rückschlag. 
Auch die Gleichstellung genügt nicht mehr. Der 
Staat nimmt jetzt den Primat der Rechtsordnung für sich 
in Anspruch. 

Die ersten Anklänge dieser Vindikation finden sich schon: 
im Marsilius von Padua (a. 1324) *°); schärfer betont sie 
Cugniöres “) (a. 1329), der Vater des appel comme d’abus; 
ganz offen ist sie endlich im 15. Jahrhundert von Ferritres 


“) Laurent: L’eglise et l’etat. Bruxelles 1858. p. 123. 

#5) Hierher gehören die Schriften von Occam, Petrus Cras 
sus, Marsilius Patavinus, der unbekannte Auctor des Som- 
nium viridarium, Joannes de Parisiis, später Pierre de Fer- 
rieres, Antonius Rosellus, Greg. Heymburg und Andere. 
Sehr viele davon hat Goldast in seiner Monarchia gesammelt. Die 
Specialien giebt jetzt am besten Friedberg a.a. O.Iib. I. cp. 2. 
Vergl. auch den literarischen Excurs daselbst p. 245. sqg. Dadurch ist 
Laurent’s Bach (Note 44) zum guten Theil veraltet. 

*) Voltaire: Essai de l’histoire etc. I. p. 278. — Laurent: 
a a. OÖ. p. 123: »La longue lutte du sacerdoce et de l’empire m’est 
autre chose qu’une lutte pour le pouvoir souverain.« 

«n Marsil. defensor pacis bei Goldast: Monarchia II. Vergl. 
Laurent. a.a. 0. p. 134: »Marsile retablit l’unit& sociale, il ne re 
connait aucun pouvoir & l’eEglise, car le pouvoir n’est autre chose que 
la souverainite et l’eglise ne peut avoir un part quelconque dans la: 
souverainite de l’etat.« 

2) Er kennt schon Rechte »que le roi ne pouvait abdiquer, parce- 
qu’ils &tatent de l’essence de la royaute.« Laurent a a. O.p. 103. 
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ausgesprochen *?). Die letzte Entscheidung erging freilich 
erst ein Jahrhundert später durch die Reformation. 

Seitdem ward das kirchliche Hoheitsrecht (jus majestatis 
circa sacra, kirchliches Majestätsrecht) ein integrirender Be- 
standtheil des modernen Staatsbegriffs. Die Mancipation der 
Kirche ist damit vollzogen. Denn Ring an Ring schliesst 
sich von jetzt die Kette,. mit der der Staat die Kirche an 
sich schmiedet: Neben dem eminentesten Aufsichts- und 
Einspruchsrecht (jus reprehendendi, cavendi, inspiciendi, — 
placetum) in Sachen der Verfassung, der inneren Organisation, 
der Gerichtsgewalt, der clericalen, Erziehung und Schulbil- 
dung, ja oft des Wissens, Glaubens und des Cultus gilt 
bald das positivste Recht anordnender Direction (jus diri- 
gendi) °°). 

Man sieht, die Figuren haben sich verschoben; es 
tauschen Staat und Kirche ihre alten Rollen, und das Wort 
des alten Goffridus ist in Erfüllung gegangen: „Quando vero 
ecclesia saeculari potestati subjicitur, quae ante domina erat, 
ancilla efhcitur“ °')! 

Diese absolutistische Staats-Doctrin nun, die ihren Or 
ganismus nicht bloss als den obersten, sondern wohl gar 
als den einzigen Faktor aller Entwicklung hinstellt, — 
der Alles gewährleistet und zugleich Alles gewährt °*), — 
hatte fernerhin auf ihrem Gebiete auch keinen Platz mehr 
für die Entfaltung einer selbstständigen Kirche. Dieser 
Begriff scheidet vielmehr als unverträglich aus dem Staats- 
leben aus. Es giebt consequent nur noch Religions- 
gesellschaften mit den Rechten von Corporationen 


4%) »La domination de l’Eglise detruit l’&tat; il faut choisir, il n’y 
a pas deux souverains; si l’&glise est souveraine, il n’y a plus d’etat, 
les princes deviennent esclaves de l’eglise; s’il y a un 6tat, il doit ötre 
souverain, et par consequence l’eglise lui est subordonnee.« Bei Lau- 
renta8.0.p. 141. 

6) Bluntschli: Allg. Staatsrecht II. p. 373. seq. Vergl die 
neuen badenschen und württemberg. Kirchengesetze vom J. 1860 u. 1862, 
in denen formell — aber allerdings auch nur formell — das Princip der 
Ordnung kirchlicher Angelegenheiten im Wege der Gesetzgebung culminirt. 

6), Goffridi opuscul. IV. bei Sirmondi oper. III. pag. 589. 

63) Vergl. Aegidi in der Note 53. und Herrmann in der 
Note 59 genannten Schrift. 
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unter einem Vorstande, der, wenn er ein Ausländer ist, ver- 
möge nothwendiger Fiktion als einheimisch und gegenwärtig 
angeseben wird °°). 

Damit sind materiell die Concordate in das Gebiet des 
Staatsrechts hinübergespielt, in ihrer Ausführung und 
ihrem Rechtsbestande schliesslich zu einseitigen Gesetzen 
umgewandelt, nach ihrem Inhalt — wie das ganze Recht 
der Kirche — mit einem Worte Staatsconcession 5*)! 

Nur noch der Form nach haftet ihnen der Charakter 
der Vereinbarung an; denn auch hier gilt die Vertrags- 
unmöglichkeit zwischen Haupt und Gliedern °5). Ungleiche 
Gewalten haben zusammen verhandelt, — die überlegenere 
ordnet kraft gütlichen Einvernehmens an, was ihr genehm, 
dem Andern vom Unerwünschten das mindest Nachtheilige 
erschienen °°). 


55, Brendel Kirchenrecht I. p. 43. sqq. >Denn wenn auch das 
allgemeine Kirchenoberhaupt ausser dem Bereich der Staatsgewalt sich 
befindet, so ist dasselbe doch wie jeder demselben untergeordnete Kir- 
chenvorsteher der Staatsgewalt unterworfen.«e Aegidi: Die neuen 
Vereinbarungen mit dem römischen Stuhl etc. p. 164. seq. 187. seq. (in 
der Erlanger theolog. Zeitschrift N. F. Bd. 36.). Jetzt besonders wieder 
Sarwey: Ueber die rechtliche Natur der Concordate, in dieser Zeit- 
schrift II. (1862.) Heft 4. und III. (1863.) Heft 3. — oben p. 283. seq. 
Vergl. auch A. (Preuss.) L.R. UI. tit. 11. $ 11 u. 113. sqq. " 

4) Brendel Kirchenrecht I. p. 43. seqg. mit dem Resultat: »Sind 
nun so die Concordate als Staatsgesetze zu betrachten... . 
»Wie alle Staats- und Umstandsgesetze verändert, modificirt oder auf- 
gehoben werden können und zwar von Seiten jener rechtmässigen Ge- 
walt, die sie in das Dasein rief, so auch die Concordate .... Was 
die Nothwendigkeit erzeugt hat, hört auf, wenn es nicht mehr Bedürf- 
niss ist.« 

6) Sarweya.2.0. Zeitschr. III. p.275. »Eine wesentliche Voraus- 
setzung aller Verträge ist, dass sich zwei gleichberechtigte Persönlich- 
keiten gegenüberstehen«e .... p. 272. »Um überhaupt von Vertrag 
sprechen zu können, muss eine Uebereinkunft nach dem Rechtsgesetz er- 
zwingbar sein.«e Erzwingbar ist sie aber nur im Gebiete des Privatrechts 
(Staatsgewalt) und des Völkerrechts (Selbsthülfe. Darüber hinaus ist 
also kein Vertrag denkbar (Staatsverträge im engern Sinne) p. 275. sqq. 

66) »Acte gegenseitiger Verständigung über die Regelung kirch- 
licher Angelegenheitene — (Warnkönig) oder wieSarwey 2.2.0. 
III. p. 290. formulirt: »Punktationen (sc. der Minister!), nicht Willens- 
bestimmungen, sondern Ausdruck der Identität der Ansichten.« Ihr In- 
halt wird nur »durch einen Act der Gesetzgebung« geltendes Recht im 

Zeitschr. f. Kirchenrecht. II. 4, 
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Zu dieser territorialistischen Doctrin bekennen sich die 
Anhänger des Rechtsstaates, vor Allem das profanum vulgus 
des religiösen Indifferentismus. Am insolentesten trat sie 
wohl in den Unterhandlungen des oberrheinischen Kirchen- 
bundes, vorzüglich in den Reden des oldenburgischen Ge- 
sandten von Berg hervor °’). Ihr Grundthema: „Octroyi- 
ren, nicht concordiren!* ward dann in glänzenden Variationen 
bei den bekannten badenschen und: württembergischen Kam- 
mer-Debatten wieder aufgenommen. Aus diesen hat sich Sar- 
wey in den letzten Tagen Material und Anregung geholt, um 
schonungslos, wenn gleich nach allen Regeln der juristischen 
Kunst, den Concordaten auch den letzten Schein des Rechts 
zu rauben und die Allmacht legislativer Willkür über die 
Kirche herabzurufen. j 

So drängen alle progressistischen Zeitrichtungen zu 
einem Bruche mit der geschichtlichen Entwickelung, voran 
die Publizistik 5%) und die protestantische Staatspraxis 5°). 


Staat. ib. p. 287. Wie sich hiernach das ständische Zustimmungsrecht 
gestaltet, darüber weiter unten. 

657) Vergl. Kirchen-Pragmatik von 1830. $5. Mejer die Propa- 
ganda. II. p. 394. seq. >Der Fürst braucht kein Concordat mit Rom, 
sondern kann, wenn der Papst nicht thut, was seines Amtes 
ist, angemessene Verfügungen treffen.«e Wie nun bei solcher Verge- 
waltigung das Concordat immer noch durch eine Hinterthüär in’s Haus 
schlüpft, darüber vergl. Note 59. 

68) Von älteren Schriftstellern ist hier, ausser Brendel, etwa 
noch Rotteck zu nennen in seinem Staatslexikon 38. voc. Concordate 
II. p. 616: »Ein Concordat ist eben ein Gesetz wie ein anderes, kann 
also jeden Augenblick frei zurückgenommen werden von derselben Ge- 
walt, die esschuf...... denn die vertragsweise Festsetzung drückt 
bloss den einstweiligen Nichtwiderspruch aus.« In. diesen Sätzen con- 
centrirt sich schliesslich die Rechtsansicht des Autors, bei dem sich 
sonst Gesetz- und Vertrags-Prämissen bunt durchkreuzen. Vergl. z.B. 
mit dem Obigen folgenden Satz: »Die rechtliche Kraft des Con- 
cordats ist durchaus nicht zu bestreiten, wo immer die 
einen solchen Vertrag schliessenden Parteien bloss über eigene und 
ihrem freien Verfügungsrecht unterstehende Gerechtsame und Interessen 
sich verpflichten.«e Rotteck.a.a O. p. 6lb. 

s®, Hierher gehören die in Note 50 genannten Kirchengesetze ; 
dann (Herrmann) in Messner: Neue evang. Kirchenzeitung 1859. 
p. 210: Ueber die Concordate zwischen: deutschen Staaten und dem 
röm. Stuhl: »Eine solche Weise der Festsetzung (sc. durch Concordate) 
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2) Am schärfsten steht dem Territorialismus de lege 
lata wohl der Widerspruch entgegen, in den er mit den 
Thatsachen:'dem Gange der Verhandlungen, der Form, 
der Ausdrucksweise und dem Inhalte der Concordate un- 
rettbar geräth. Da deutet Alles auf Verträge hin. — Aus 


lässt sich nicht gut heissen ..... es mag..... gerechtfertigt werden, 
wenn auf den Stadien des Uebergangs des Staates zur Selbstständigkeit 
sein reifender Wille noch an den der Kirche sich bindet und durch 
Verträge mit der Kirche ordnet, was diese früher allein, aber in Wahr- 
heit in Vertretung des Staates zu ordnen gewohnt war. Solche Stadien 
sind ein angemessener Zeitpunkt für Concordate; sie passen in den 
Staat des 15. und des angehenden 16. Jahrhunderts. Im 19. sind sie 
ein Anachronismus ..... Der richtige Weg ist nicht der des Concor- 
dats, nicht der der Verordnung, sondern der des Gesetzes.« — Sar- 
wey das württemberg. Concordat. Stuttgart 1860. und Hofacker: 
Das wüärttemberg. Concordat. Stuttgart 1860, an die sich eine ganze 
Anti-Concordats-Literatur anschliesst. Vergl. auch was Warnkönig 
Kritische Ueberschau etc. in Pözl; Krit. Vierteljahrsschrift. 1861. 
Heft 4. p. 575 in Beziehung auf das württembergische Concordat vom 
%ıs. April 1857 bemerkt: »Das Dominirende bei der Kammerberathung 
war die verneinende Antwort, welche in oben berührter Frage: Soll 
überall eine Vereinbarung mit dem Kirchenoberhaupt der Katholiken 
stattfinden ? im Geist und Gemüth der Mehrheit voraus schon gegeben 
war :.2..% Das entscheidende Moment war einzig und allein das 
Prineip einer Machtvollkommenheit des Staates, vermöge welcher er 
den Umfang und die Ausübungsart seiner Rechte über die Kirche, die 
Grenzen seiner Einmischung in ihre Angelegenheiten ohne alle bin- 
dende Vereinbarung mit der Kirche lediglich nach seinem freien Er- 
messen und durch seine Organe zu bestimmen habe.«e — Hinter diesem 
Princip liegt schliesslich aber doch nur eine Illusion. Solch Octroyiren 
Seitens der Staatsgewalt geht nicht über die Initiative hinaus. Wo es 
sich um ein positives Thun der Kirche handelt, da hört zuletzt 
die Allmacht des Gesetzes auf. In derartigen Fällen muss die Curie 
durch passiven Widerstand stets obsiegen. Ganz schlagend hat sich 
diess zuletzt in Baden wiederum herausgestellt. Nachdem die Conven- 
tion vom 28. Juni 1859 gefallen und das Gesetz vom 9. October. 1860 
ergangen, war in der Lage der Sache gegen früher nichts geändert. 
Denn das Gesetz blieb bei der Opposition des Erzbischofs von Frei- 
burg in seinen wesentlichsten Punkten unausführbar. Es begann da- 
ber ein wundersames Schauspiel. Die Regierung eröffnete neue Ver- 
handlungen mit der Kirche, [— der Erzbischof machte ausdrücklich 
Alles von der Zustimmung des Papstes auhängig —] und schliesslich 
trat denn auch — ein s. g. »Uebereinkommen« in’s Leben, das eigent- 
lich erst die erforderliche Grundlage zur Ausführung des octroyirten 
Gesetzes darbot. Cujus juris ist wohl nun dieses Uebereinkommen ? 
28% 
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solcher Schwierigkeit errettet ihn indess das Dogma von der 
Unveräusserlichkeit staatlicher Hobeits- 
rechte °°), die sogar schon formell den Abschluss eines 
Concordats unmöglich machen soll °)). 

3) Der Unebenheit des subjektiven Beweises, bei dem 
(das fühlte man) doch stets ein Bruch zurückbleibt ©%), suchte 


eo) Vergl. die in Note 59 aufgeführte Literatur. Reyscher: 
Das österreichische und württemberg. Concordat etc. 1858. p. 70 u. 85: 
»Mit der schon im Begriff des Staats liegenden Unabhängigkeit ist von 
selbst gegeben, .... dass der Staat überhaupt nicht auf wesentliche 
Rechte ... wie gegenüber von Einzelnen, so gegenüber von Corporatio- 
nen oder Gesellschaften im Staat verzichten kann.e — Man mag diesen 
staatsrechtlichen Imperativ eine begriffliche Nothwendigkeit des Systems 
nennen, wonach der Staat für alle rechtlichen Ordnungen seines Be 
reichs die Grenzen zu stecken hat, mithin keinem Staate im Staate 
Raum geben darf (Aegidi.a.a.0.p.171u.169. Reyscher aa...) 
Dass aber auch die Kirche faktisch, nicht bloss als »theo- 
retisches Postulat«, eben nur eine Corporation gewesen, 
und dass sie respektive heut nichts weiter ist, — 
das bleibt noch immer thema probandum. Jedenfalls fällt ein eigenes 
Schlaglicht auf die neueren Vereinbarungen mit Rom, wenn man be- 
denkt, dass von dem Schluss des Wiener Congresses an bis tief in die 
dreissiger Jahre hinein ein wahres Heer von Residenten und Gesandten 
im Vatican antichambrirten, nur um ein Concordat oder eine Bulle von 
der Curie zu erlangen. Wo blieb deun hier die Subjection ? Bei wem 
sind überhaupt wohl die, diplomatischen Geschäftsträger in Rom accre- 
ditirt, — bei dem weltlichen oder dem geistlichen Souverain ? 

eı) 2.B. Sarweya. a. 0. Ill. p. 286: »Nicht ob diese oder jene 
einzelne Bestimmung (sc. im Concordate) ein wesentliches Attribut der 
Staatsgewalt aufgiebt, ist die Frage, ..... sondern der ganze Ver- 
such, die Staatsgewalt in ihrer gesetzgeberischen 
Omnipotenz zu beschränken, ist der Verzicht auf 
ein unveräusserliches Recht und darum nach allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen nichtig.e Dagegen Aegidi a. a. O. p. 169. und 
Warnkönig aa. 0. »Dass aber eine souveräne Gewalt schon 
durch den Abschluss eines Concordats auf ein unver- 
äusserliches Recht nicht verzichte, scheint Referent insofern keine 
zweifelhafte Frage, weil, wenn man auch solchen Vereinbarungen die 
stärkste bindende Kraft eines gewöhnlichen Vertrages beilegt, sie doch 
ein absolutes Aufgeben der staatlichen Selbstständigkeit nicht ent 
halten würden I« 

2) Vgl. Note 60. g.E.— Reyscher a.a.0. p. 70: »Die Unnatur 
der neuen Vereinbarungen liegt nicht darin, dass die römische Kirche 
aus der Stellung einer Corporation herauszutreten und eine selbststän- 
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man andererseits auf objektivrem Wege abzuhelfen. So ward 
für die staatsrechtliche Natur der Concordate auch ihr In- 
halt für maassgebend erklärt, der keineswegs die unver- 
äusserlichen Rechte der Kirche (wie die Dogmen, die jura 
in sacra, oder die wesentlichen Grundlagen der Kirchen- 
verfassung und Verwaltung [sic!], sondern immer nur mehr 
untergeordnete, das Staats- oder öffentliche 
Kirchenrecht berührende Gegenstände betreffe 
(etwa den Umfang und die Ausstattung der Diözesen, Stellen- 
besetzung, Jurisdictions - Streitigkeiten, Taxen, Sporteln 
u. dgl. €°). 

4) Daneben fehlt es weder an der historischen noch 
der juristischen Folie. Denn schon das alte deutsche 
Staatsrecht soll die Concordate unter dem legislativen Ge- 
sichtspunkt aufgefasst haben, wie diess aus ihrer Aufnahme 
in die kaiserlichen Wahlcapitulationen, — worin die Voll- 
ziehung (Manutenenz) ihrer Bestimmungen und die Hebung 
der ständig gewordenen Beschwerden feierlich verheissen 
wird, — angeblich unzweideutig zu ersehen °*). Die äusserlich 


dige Machtstellung neben dem Staate wieder einzunehmen versucht hat 
iein Versuch, der bekanntlich schon oft gemacht ist [— ja wohl, und 
geglückt!! —]), sondern darin, dass zwei deutsche Regierungen... . 
keinen Anstand genommen, für jene Bestrebungen einen Rechtstitel 
in den abgeschlossenen Verträgen zu geben.« 

es) Brendela.a.O. AehnlichSarweya.a0.IIl.p.285: »Den 
Inhalt der heutigen Concordate bilden keineswegs die Rechte des Papstes 
und Oberhauptes der gesammten katholischen Kirche, sondern die Ver- 
hältnisse der kathol. Landeskirche gegenüber der Staatsgewalt, die 
Rechte, Freiheiten und Pflichten .der kathol. Staatsangehörigen oder 
Mitglieder der von dem Staate anerkannten Corporation.« 

°4) Brendel.a. a. O., woselbst auch die einzelnen Wahlcapitula- 
tionen. Vergl. insbesondere die Capitulation Joseph’s II. von 1764. 
Art. 14. $ 1.: »Wir sollen und wollen auch... .. bei dem heiligen 
Vater dem Papst und Stuhl zu Rom Unser bestes Vermögen anwenden, 
dass von demselben .... die concordata principum und die ...... auf- 
gerichteten Verträge ..... allerdings beobachtet und dagegen .... in 
keine Weisse gehandelt«e .... 8 3. »Auch darob und daran seyn, dass 
die vorgemeldete Concordata Principum und aufgerichtete Verträge .... 
gehalten, gehandhabt und denenselben vestiglich gelebt und nachge- 
kommen ..... werde« Bei Schmauss: corp. jur. publ. II. p. 1582. seq. 
Freilich hatte schon Grotius gelehrt (de jure belli ac pacis lib. II. 
cap. 14): $ 9. »Possunt tamen quaedam esse mixta ex contrachbus et 
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contractsartige Festsetzung aber soll hierbei 
bloss den einstweiligen Nichtwiderspruch der 
Interessenten bedeuten, — eine Deduktion, die lebhaft an die 
bei Rebuff erwähnte Physiologie der Verträge erinnert °°). 
. 5) Am fügsamsten für die territorialistische Schablone er- 
wiesen sich die Circumscriptionsbullen. An ihnen wird speciell: 
a) der Mangel einer eigentlichen Staatsverpflichtung gerügt, 
die sich „bloss“ (!) auf die Dotation der neuen kirch- 
lichen Institute erstrecke #%); — bekanntlich ein finan- 
ziell sehr häkliges Verhältniss; — daneben aber auch 
b) behauptet, dass die der Bulle vorangegangenen Ver- 
handlungen gar nicht den Abschluss eines Vertrages 
intendirt, sondern lediglich dazu gedient hätten, die 
Curie über die Modalitäten zu informiren, unter 
denen ein kirchlicher Erlass die landesherrliche Geneh- 
migung erwarten dürfte °7). 


legibus, ut contracius cum vicino rege aut cum publicane factus, qwi 
simul pro ‚lege publicatur, quatenus ei insunt quaes subditis observanda 
sunt.:. — 

6) Rotteck a. a. O. vergl. Note 58. und oben I, 4. Für solche 
Lehre gilt was Walter: Kirchenrecht $ 47. Note 21. »eine Begriffsver- 
wirtung« nennt, >die jeden Rechtszustand in den Abgrund ziehen wird.« 

6%, Eichhorn: Kirchenrecht I. p. 408. seq. mit der Folgerung: 
»Die Uebereinkunft begründete daher überhaupt kein vertragr 
mässiges Verhältniss für die Zukunft.« So jetzt auch wieder 
Sarwey.ae.a O. II. not. 15. (Zeitschr. III. p. 281) >man verpflichtete 
sich, abgesehen von den einzelnen vermögensrechtlichen Zusagen: 
[— mit solchen Reservationen schafft man wohl alle Verträge aus der 
Welt! —] »in keiner Weise zu irgend etwas« etc. Nur Schade, dass 
diese Ansicht, — die schliesslich auf eine blos anticipirte Placetirung 
hinausläuft, — durch die von Mejer in der Propaganda veröffentlich- 
ten Materialien das schärfste Dementi erfährt; denn Niebuhr’s In- 
struction ging ausdrücklich dahin: »mit dem römischen Stuhl zu unter- 
bandeln und eine Vebereinkunft abzuschliessen.«e Die Regierung 
selbst — Public. v. 11. Aug. 1821 — bezeichnete eine solche Unterhandlung 
als >unvermeidliche und wollte sogar bis 1820 speciell in Concordat. 
Vergl. Mejer a. a. O., der auch das Unzutrefiende des obigen Argu- 
ments gefühlt zu haben scheint: »denn Das ist nicht zu übersehen, 
dass in den deutschen Conventionen zu den Circumscriptions-Bullen 
z. B. rücksichtlich der Dotationen auch wahre Concordats-Meo 
mente enthalten sind.«e Mejer bei Herzog a 8.0. 

e?, Vergl. die vorhergehende Note. 
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c) Das Hauptbeweisstück endlich bildet auch hier die 
Form. Dass eine Bulle immer nur einseitig aus 
der Fülle apostolischer Gewalt hervorgegangen, dass 
sie daher auch nur durch landesherrliche Sanction inner- 
halb des Staates Geltung erhalten könne, — und dass 
diese Sanction lediglich als ein Ausfluss 
der gesetzgebenden, oder gar der admini- 
strativen®®) Staatsgewalt anzusehen“: — 
das konnte freilich mit Allem, was daraus folgt, bei 
Rechtsanschauungen wie den obigen (sub a und b) nur 
noch mit Unrecht zweifelhaft erscheinen ®°). 


II. Die Vertrags-Theorie. 

Gegen die Einseitigkeit dieser beiden Theorien, die eine 
beliebige Phase des Grenzstreits zwischen Staat und Kirche 
zur Basis machen, von der aus sie die Weltordnung und 
die Concordate construiren wollen, reagirte schon frühzeitig 
eine Schule, die den Concordaten entschieden die Natur 
eigentlicher Verträge zuschrieb. 

1) Sie ging vor Allem auf die Genesis der Concordate 
zurück. Unstreitig sind dieselben darnach compositiones 
amicabiles, Schlusspunkte lebhaften Streites zwischen Staats- 


68) Wolfart: Preussen in seinen religiösen Verhältnissen p. 73. sq.: 
»Die Bulle gilt weder als Vertrag noch als Gesetz, sie hat nur die 
Bedeutung einer administrativen Maassregel.« Und zwar: 
»weil und so weit sie die landesherrliche Sanction des Königs erhalten 
hat.< Denn ob sie gleich »das Resultat vorangegangener diplomatischer 
Verhandlungen und Uebereinkunft« ist, so hat doch »eigentliche Ver- 
träge zu schliessen in Gegenständen des Kirchenregiments... das geist- 
liche Oberhaupt seiner behaupteten Würde als Statthalter Gottes nie 
angemessen befunden.«e »Hätte (also) der König den Antrag des Staats- 
kanzlers nicht genehmigt, so wäre von der päpstlichen Bulle nicht 
weiter die Rede gewesen.« p. 62. sqq. 

69), Bezeichnend ist, was (nach den öffentlichen Blättern) der jetzt 
regierende König von Preussen dem Cardinal Geissel bei der Königs- 
berger Krönungsfeier erwiederte. Der Prälat sprach von der selbst- 
ständigen Stellung der Kirche »kraft der Staatsverträge und der 
Verfassung«, worauf der König bemerkte: es gereiche ihm zur Genug- 
thuung, dass die Verhältnisse der katholischen Kirche im Staate durch 
Geschichte, Gesetz und Verfassung geordnet seien! 
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und Kirchengewalt. Im Uebrigen liess sie den Rechts- 
charakter der Subjecte ausser Ansatz, — genug, dass 
Staat und Kirche im CGoncordat als Pacis- 
centen auftreten. Der Willensact selbst muss also 
consequent als Pact, als Vertrag gelten ’°). 

2) Aber auch eine billige Erwägung der Personalität 
schien dieser Auffassung günstig zu sein. — Sieht man 
nämlich auf den Besitzstand, so zeigt sich der Papst in allen 
späteren Stadien der kirchlichen Entwickelung „als ein geist- 
licher Monarch, an den die gläubigen römisch-katholischen 
Christen in ihrem Gewissen gebunden sind, und der seiner- 
seits nur an bestimmte ... Regeln gebunden ist, nicht aber 
an den Willen anderer Kirchenglieder, selbst nicht der Bi- 
schöfe, die er nur zusammenberuft, wenn es ihm gutdünkt. 
Kurz das Bild einer in sich unbeschränkten Monarchie mit 
alten Generalstaaten oder Ständen, deren Rechte allmählich 
in den Hintergrund gestellt worden sind.“ ... „Unabhängige 
Macht unabhängigen Mächten gegenüber“ kommt der Kirche 
damit auch eine völkerrechtliche Stellung zu ’)). 

Natürlich sind mit solcher Coordination die Grundlagen 
für eine unilaterale Behandlung der Concordate wesentlich 
zerstört. 

3) War nun so die Grundlage für den Vertrag gefunden, 
so stimmten damit auch die einzelnen Formalien: 

a. Der Name selbst: „Concordare et convenire parum 
differunt“ hatte schon Rebuffus im Hinweis auf den 


9) Schloer: dissert. ad conc. Germ. im thesaur. jur. eccl. 1. 
p. °19. sqq. Natio Germanica ..... cum sede Rom. conflictata fuit 
Juxta habens gravamina, pro quibus sopiendis tandem amicabilis prodiit 
compositio, quam concord. dieimus.« »Nequaquam igitur talis actus e 
praevüs illis tractatibus pacificis resultans pro actu imperii vel proprio 
privilegio aliaque simili ordinatione reputandus venit, utpote non supe- 
riori qua tali, sed a paciscente procedens ; jus enim naturae omnes pa 
ciscentes seu principes seu subditos aequaliter obligat.« 

“) Heffter) Der Grenzstreit zwischen Staats- und Kirchen-Ge 
walt. Halle 1839. p. 6. qq. und Heffter: Europäisches Völker 
recht der Gegenwart. 8. 40. — »Sicut neque papa vel imperator inter 
gradus dignitatum vel magistratus non dicuntur facere gradum: quis 
non habent -alios supra se, sed sunt fontes dignitatum. Gomes: 
comment. in reg. cancell. (Lugd. 1545.) p. 566. 
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canonischen Sprachgebrauch bemerkt '?2). In neuerer 
Zeit ist von der Curie diese Synonymie legalisirt worden, 
indem sie insbesondere das österreichische Concordat von 
1855, das specifischeste von allen, ausdrücklich als con- 
ventio fasste. — Dem entsprechend reden auch die 
Protokolle der Vorverhandlungen, die Circumscriptions- 
Bullen und fast alle staatlichen Publications-Patente von: 

„Uebereinkunft, Uebereinkommen, Vereinbarung, Con- 
ontiop“ ); 

b. Die Form der Instrumente, die zu allen Zeiten nach 
denRegeln eines Staats-Vertrages ausgefertigt, 
nach der heutigen Praxis von beiden Theilen oder ihren 
Bevollmächtigten vollzogen, ratifizirt und ausgetauscht 
zu werden pflegen **. Bei der Publikation in vim 
legis, — was nicht zu verwechseln, — ist freilich oft 
ein anderer Modus gewählt. Endlich 

c. die ganze Ausdrucksweise und der Stil. — 
Hier bilden die Ratifikations-Clauseln und das decretum 
irritans einen Hauptbeleg °°). Sogar an der ausdrück- 


"9, Rebuffa.a. 0. cfr. c. 3. und c. 46. in VIo de elect. (1, 6.). 

75) Schulte a. a. O. p. 457. 509. seq., woselbst die einzelnen 
Urkunden. Vergl. Barthels dissert. III. de concord. 1762. (bei Fe- 
bronius: de statu imperii etc. im Anhang) »Vel potest pontifex no- 
mine sedis Apostolicae contrahere.... .. vel non potest... . si non 
potest, ergo, dum pontifex se posse palam dicit, et sub hoc praetextu 
solemnem et perpetuam cum integris Nationibus pro se et successoribus 
suis pactionem inire simulat, illusor et impostor est.« 

74, Schloer a. a. O.: »>Quis enim non videt, experientia et prin- 
cipiis diplomaticis manifesto refragari, privilegium aut gratiam superioris 
in scripto impertitam ab ipso privilegiato subscribi !« 

76, »Et insuper quogue irritum et inane, si secus super his a quo- 
quam quavis auctoritate scienter vel ignoranter contigerit attentari. 
Nulli ergo omnino hominum liceat paginam hanc nostrae approbationis, 
ratificationis, laudationis, &Acceptationis, commutationis, reservationis, 
constitutionis et voluntatis infringere vel ei ausu temerario contraire. 
Si quis autem hoc attentari praesumserit, indignationem Omnipotentis 
Dei ... se noverit incursurum.e Aus der Confirmationsbulle ad sacram 
Petri sedem bei Schmauss corp. j. publ. I. p. 56. — Barthels: 
dissert. III. de concord. Germ. bei Febronius a.a.O. (im Anhang) 
»Quid ? ergo Pontifices eam potestatem se ligandi non habent, quam 
tamen integris nationibus, imo toti orbi palam faciunt et “an pro- 
fitentur ?« 
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lichen Bezeichnung als Vertrag fehlt- es nicht. 
„Ilam [concordiam] contractus et obligationis .... vim 
et robur obtinere!“ bekennt ganz offen das französische 

Concordat von 1517 °®). | e 

4) Als Incident - Beweise werden sodann einzelne 
Concordats-Stipulationen aufgeführt. So die aus- 
drückliche Verpflichtung der Paciscenten pro nobis et succes- 
soribus und der. Verzicht auf einseitiges Vorgehen bei etwa 
hervortretenden Differenzen ?7), — was Alles bei einem 
blossen Gesetz undenkbar erscheint. 

5) Den sichersten Rückhalt bot dieser Schule aber 
schliesslich: die ständig gewordene Observanz. 
Der Staat hatte sich im wohlverstandenen Interesse während 
des Mittelalters immer auf die Vertragsnatur der Concordate 
berufen ?®). 

Andererseits sb aber auch die Curie zeitweilig das 
gleiche Anerkenntniss ab. So die Päpste Julius III. und 
Clemens VII Aehnlich Paul V., Urban VII, 
Pius VII ’®) Ingleichen hat die Rota Romana mehrfach 


’%) Bei Münch: Sammlung etc. I. p. 244. vergl. Note 42. 

7) Schulte aa.0. I p. 456. Concord. von 1447. (Deutschland), 
1817 (Bayern), 1855 (Oesterreichh — Conc. von 1817 (Bayern), 1818 
(Neapel), 1855 (Oesterreich). 

8, In diesem Sinne versteht Schulte (a. a. O. p. 456) die 
Aufnahme der deutschen Concordate in die Wahlcapitulationen von 
Carl V. an bis zu Franz U. Vergl. Brendel in Note 64. 

9 Ferraris: prompta biblioth. can. Rom. 1844. 8. voc. benefic. 
I. p. 639 sqq., woselbst die einzelnen Aussprüche. Sie sind jetzt voll- 
ständig bei Sarwey.a.a.0. I. (Zeitschr. II. p. 452. seq.) abgedruckt. 
Die Wendungen erscheinen freilich vielfach zweideutig und sprechen 
oft nur von den guten Intentionen der Päpste: »nec suam unquam 
mentem fuisse derogare concordatis.e Paulus Y. bei Ferrari 
a. a. O0. Es ist indessen nicht begründet, dass sich die Päpste, wie 
Sarwey.a.a.O. p. 452 mit allem Aufwand von Scharfsinn herausinter- 
pretirt, niemals »als durch die Concordate gebunden erklärt und 
betrachtet hätten.«e Die Worte Julius III: »Nos attendentes con- 
cordd. praedicta vim pacti intra partes habere, et quae ex pacto con- 
stant absque partium consensu abrogari non consuevisse neque debere!« 
besagen sehr bestimmt und scharf das Gegentheil. 

Und dass der Papst damit nur das Concil (sic!) als seinen Gegen- 
contrahenten anerkenne, sich also durch das Concordat nur insoweit 
verpflichtet hielte, als und >»sobald seine Gesetzgebungsgewalt nicht 
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für die Rechtsbeständigkeit der Concordate decidirt ®®), und 
— was hier vor Allem durchschlägt, — auch das Majoritäts- 
Votum der Wissenschaft ist von jeher nach dieser Seite hin 
ausgefallen. Ich beschränke mich auf die bekanntesten 
Namen: Chokier fratr., Gonzalez, Rigantius, Re- 
buffus, Ferraris, Febronius, Roth, Barthels, 
Schloer, Dürr, Koch, de Pradt, Schenkl, Sauter, 
Gmeiner, Card. Soglia, Walter, Phillips, Gitzler, 
Richter, Laspeyres, Mejer, Herrmann u. A, 8!) — 


durch die Concilien gehemmt iste, — dazu liegt in den Ausdrücken 
kein Anhalt. Es hätte aber auch das so angeblich reservirte Deroga- 
tionsrecht gar keine präctische Bedeutung. Denn soweit das Con- 
cordat mit allen seinen Einzelbestimmungen reicht, so weit ist eben 
auch die päpstliche potestas jurisdictionis durch das Coneil ausdrück- 
lich prohibirt. 

Man darf nicht päpstlicher sein wollen als der Papst! Es ändern 
sich die Zeitverhältnisse und die Anschauungen. Die streng concrete 
römische Politik temporum ratione habita ist keine Erfindung des 19. 
Jahrhunderts. 

80, Die einzelnen Decisionen vergl. bei Sarwey a.a. 0. (Zeitschr. 
IL p. 453. seq.). Auch hier gilt vielfach, was in der vorigen Note von 
seinen Vereinigungsversuchen gesagt ist. j 

es, Joann. a Chokier: in indult. primar. prec. scholia (Col. 
1621) p. 103. seq. — Erasm. a Chokier: tract. de jurisd. ordin. 
in exempt. p3. 3. qu. 1, — Ferraris a. a. O. »concordd. Germaniae 
quae sortiuntur naturam pacti et contractus non solum inter pontificem 
sed aeque principaliter inter ipsam sanctam sedem et nationem Germ. 
Et consequenter sunt servanda.« (p. 639.) — Hieron. Gonzalez ad 
reg. de altern. $. 67. — Rigantius a. a. O. I. p. 66. »cum illud 
(sc. conc. Gall.) stipulatum fuerit per viam contractus, ita nec solus rex 
eidem derogare valet, sed necessarius est utriusque consensus.« — Re- 
buffusa.a 0. »contrarium credo verius, quia concordata contractus 
vim babent et contractus ligant etiam principem.e — J. R Roth: 
Ist ein deutscher Landesherr berechtigt, einen ständigen Nuntius auf- 
zunehmen ? Mainz 1788. — Schloer: dissert. ad conc. German. im- 
thes. jur. eccles. I. p. 819. qq. — F. A. Dürr: dissert. de natura ac 
indole concord. Germ. (Mog. 1771.) — Koch: comment. de collat, 
dignit. et benefic. eccles. p. 87. seq. — de Pradt: quatre concordats 
I. p. 293. 8qq. — Schenkl Institutt. jur. eccles. (ed. a. 1880.) p. 192. 
»Isthaec Germaniae concordata ..... sunt vera transactio et pactum 
licite valideque initum, quod sedem Rom. non minus quam nationem 
Germanicam ligabat.«e — Sauter: Jus ecclesiast. I. 8. 85. II. 8. 247. — 
Phillips: Kirchenrecht III. p. 676. sqq. — Walter a.a.0. Rich- 
tera.20. Mejera.a0. — Laspeyres, die katholische Kirche 
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Mit dieser Feststellung der Ma im Allgemeinen 
ist nun freilich nicht viel erreicht. 

Denn der Character der Verträge wechach auf den 
verschiedenen Rechtsgebieten. Das eigentlich entscheidende 
Moment der Controverse liegt daher auch in der Frage, 
welcher Rechtssphäre denn die Concordate an 
gehören. Diess blieb indess bis in die neueste Zeit fast 
ausnahmlos unbeachtet. 

A. Die ältere Doctrin ®?) begnügte sich vielmehr, die 
practische Seite der Streitfrage zu erörtern, und löste sie 
hierzu in zwei specielle Fragen auf: 

a) Sind die Concordate gua pacta überhaupt recht> 
verbindlich? eventuell: 

b) Wie weit erstreckt sich diese Verbindlich- 
keit? Ä 

Erscheint nun schon ein solches Auflösen bedenklich, 
so war das weitere Verfahren geradezu anarchisch. 

Um nämlich die Wirksamkeit gegenseitiger Stipulationen 
resp. ihre Nicht-Wirksamkeit nachzuweisen, allegirte man 
Alles, was sich irgend wie dafür oder dagegen aufführen 
liess, ohne im Uebrigen zwischen Moral und Recht und 


« 


Preussens I. p. 865. sg. — Gitzler: Handbuch des Kirchenrechts 
p. 44. — Gmeiner: Kirchenrecht I. Einleitung. — Cardin. Soglia: 
Institt. jur. publ. eccles. 1844. p. 135. »concordd. rationem non habent 
privilegii sed pacti, estque illud pactum non temporarium et personale, 
sed reale et perpetuum, quod religiose observandum est.e — (Herr- 
mann) in Messner: N. evang. Kirchenztg. 1859. Ueber die Con- 
cordate zwischen deutschen Staaten und dem römischen Stuhl p. 212.: 
»es genügt uns von der in der Absicht der contrahirenden Theile sicher 
begründeten Annahme auszugehen, dass das Vereinbarte zwar als Ge- 
setz in dem betreff. Staate gelten, zugleich aber durch die Vertrags 
form der Veränderung auf dem sonst verfassungsmässigen Wege der 
Staatsgesetzgebung entzogen sein sollee — und Herrmann 
Bluntschli’s Staatswörterbuch a. a. O. 

89) Sarwey a. a. O. Zeitschr. II. p. 450. »Die Frage über die 
rechtliche Natur der Concordate wurde bis Anfang dieses Jahrhunderts 
nur mit specieller Rücksicht auf die 8. g. Concordate der deutschen 
Nation erörtert, und wenngleich da und dort die Untersuchung genera- 
lisirt wurde, so blieben es doch stets diese einzelnen bestimmten Ur- 
kunden, aus welchen und für welche man seine Schlüsse zog.« Das ist 
nur a potiori richtig! Vergl. Note 81. u. Note 4.. 
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speziell wieder zwischen Privatrecht, Staatsrecht, Kirchen- 
recht, Völkerrecht zu scheiden. Alle Argumente dieser Dis- 
ciplinen pele-möle gelten bei der Definitiv-Entscheidung für 
durchgreifend, — ein Unfug, der besonders bei den älteren 
Canonisten bis zur Naivität geht 8), : 

I. Nimmt man aber etwa Febronius aus, der auf die 
Concordate überaus übel zu reden ist: — .Extorsere ea (sc. 
concordata) temporum injuriae et fatalıs illa opinio..... 
ac si tota' ecclesiae authoritas penes Romanum pontificem 
resideat ..... Pacta, quibus error et ignorantia causam 
dederunt quaeque vel ex hoc capite nullam producunt obli- 
gationem! ®*) — so stimmte doch die Majorität, wozu auch 
wieder die Rota Rom. mit mehreren Decisionen gehört, ®>) 
von jeher für die Rechts-Verbindlichkeit der 
Concordate. 

Von Gründen wird hierfür in bunter Reihe etwa Fol- 
gendes geltend gemacht: 

1) Vertragsbruch ist Treubruch und als abominabile men- 
dacium auch dem Fürsten nicht gestattet, da selbst 
Gott seinen Versprechungen nachgekommen. Beweis: 
die Verheissung Abraham’s und die Sendung des hlg. 
Geistes 9°). 

2) Das Wesen jedes zweiseitigen Vertrages besteht in der 
synallagmatischen Verknüpfung gegenüber- 
stehender Rechte und Pflichten. Dieses Band 
darf schon begriffllich nicht einseitig gelöst werden, weil 
nach allgemeinen Grundsätzen die Aufhebung 
von Rechtsverhältnissen nur in derselben Form erfolgen 
kann, in der sie begründet worden; — oder weil ein 
Vertrag den Boden für jura quaesita der Con- 
trahenten bildet, und wohl erworbene Rechte 
nicht ohne Weiteres als entziehbar gelten °”). 


85) Vergl. z. B. Rebuffusa. a. O. 

&) Febronius: de statu imp. I. p. 688. 

85, Vergl. die decisiones der Note 80. 

se), Rebuffus a.a.O.: »mendacium ‚abominabile est in ore prin- 
cipis maxime; ergo fidem servare debet contractus.« 

er) Rigantius: comment. in regulas cancell. apost. I. p. 66. — 
Rebuffus.a. a. O.: »Nullus potest contra substantiam actus illo re- 
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: "Die Beläge für diese Sätze, die augenscheinlich dem 
System des Privatrechts entnommen sind, liefert 
denn auch das corpus juris civilis und canonici in un- 
zähligen Citaten. Ueber das Bedenken aber, ob die 
'Contrahenten der Concordate auch als eigentliche Sub- 
jekte des Privatrechts anzusehen seien,, half hinwie- 
derum der Satz hinweg: „In contractibus princeps seu 
pontifex consideratur ut privatus!“ wobei die allgemeine 
Fassung der berühmten c. 4. C. de actt. et obligatt. 
(4. 10) zu Grunde liegt °°). 

3) Ebenso wirksam erwiesen sich die Normen des jus gen- 
tium. Angeblich unabänderlich, werden sie auch dem 
Fürsten gegenüber für zwingend proclamirt. Citirt wird 
dafür: e. 1. X. de probation. (2, 19.) L. 8. D. de 
capite minutis (4, 5.) L. 5. D. de justitia et jure 
(1, 1) ®°). 

4) Dieses s. g. jus gentium spielt aber wieder vielfach in 
die nebelhaften Regionen des jus naturale hinüber. Die 
Beweisführung bewegt sich hier in den absoluten Formen 
des kategorischen Imperativ’s.. Ich beschränke mich 
auf die geläufigsten Sätze: 

Naturalis ratio vult, quae contrahentibus placuerunt, 
ea servare teneantur! — Nec princeps solutus est lege 
naturae! oder Pontifex neutiquam superior juris na- 
turae!. — De jure naturali obligatur princeps propter 
consensum! wobei Chokier mit den Worten des alten 
Legisten Baldus ganz gut ad hominem argumentirt: 
„Nam si esset in arbitrio principis, contractum factum 
infringere, nullus cum eo contrahere vellet...... ut 
qui est omnium praesul, esset omnium exul.“ „Et magna 
poena est“ — bemerkt hiezu Rebuff — „inter homines 


manente disponere . . substantia contractus est, ut sit ultro citroque 
obligatorius ... . ergo princeps contrahendo substantiae contractus se 
subjicit, alioqui non esset contractus. Quod nostrum est, sine facto 
nostro a nobis non potest avelli; sed per contractum nobis quaeritur; 
ergo non poterit avelli sine nostro facto.« 

es» Joan. aChokier aa. O0. — Rebuffa a0. — »Bonam 
fidem in contractibus considerari aequum est.«e L. cit. 

®) Chokiera. a0, — Rebuffa. a0. 
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esse et hominum carere commercio, ut erat Tanta- 

fus.2.:.,:4 29). 

II. Die Existenzfrage war hiermit zu Gunsten der Con- 
eordate entschieden. Der Sieg blieb indess nur ein princi- 
pieller, denn das Derogationsmoment unterband ihnen bald 
von neuem die Lebensadern. 

1) Zunächst ist Gott natürlich mehr zu gehorchen 
als den Menschen. Soweit also Verträge seinem 
Willen widersprechen, sind sie unverbindlich. — Bei 
dem Monopol der Kirche auf die Offenbarung des jus 
divinum liegt diese Collision der Pflichten freilich wie 
eine Pulvertonne unter den Concordaten. Es ist der 
Stützpunkt, von dem aus man jeden Vertrag aus den 
Angeln heben kann °!). Wo diess noch nicht ausreicht, 
helfen die Modalitäten von Zeit, Person und Umständen. 
In Betreff der Zeit, so war die Frage, ob-die Ver- 
Jährung gegen die Concordate Platz greife, im Mittel- 
alter von hoher praktischer Bedeutung gewesen. Sie 
ist daher auch vielfach ventilirt, schliesslich aber meist 
verneint worden °?). 

. In neuerer Zeit hat man sie wieder hervorgeholt und 
bejaht. Eigentlich neue Gründe constiren nicht °°). . 


2 


N 


%, Schloera a0. — Chokiera.a0. — Rebuff aaO. 
— Baldus adl.31. D. de legibus (1, 3). Zu einer scharfen Scheidung 
beider Sphären hat sich die mittelalterliche Jurisprudenz bei dem Brach- 
liegen des öffentlichen Rechts bekanntlich nie erheben können. 

91) Die Hierarchie verstand von jeher die Bedeutung jener Con- 
sequenz. Vgl. >Quia oportet domino magis quam hominibus obedire 
ee nulla possumus humana constitutione ligari, nec etiam jura- 
mento.« Joannes Archiep. Cantuariens. Eduardo regi bei Mansi 
XXIV., 423. | 

92) »Ipsi sane jurisconsulti Romani jura concordatis quaesita non 
usu, praescriptione vel consuetudine contraria non tolli uno omnes ore 
adstruunt.e Koch: sanctio pragm. p. 225. — »C’est qu’on ne peut jamais 
prescrire contre son titre, ..... le titre ... est le concordat ..., c’est 
un contrat r&ciproque .. La nature de ces sortes d’actes est d’exclure 
toute prescription entre les parties contractantes, tandis que le contrat 
est ex&cut& de la part de l’une des parties, l’autre ne peut se dispenser 
de l’ex6&cater de sa part« etc. Cels. Cochin: Pro. eccles. cathedr.' 
Camer. bei Koch.a a. 0. 

#) Schenkl a. a. O. I. p. 192. »Potest tamen concordatis his 


434 Dr. Hübler: 


3) Genialer war die Entdeckung dass die Rechtsverbind- 
lichkeit der Concordate nur eine mera personalis, also 
streng an die Person der Contrahenten gebunden sei, 
mit deren Tode sie erlösche. Denn: quia par in parem 
non habet imperium, so veranag auch Niemand, seinen 
Nachfolger ernstlich zu verpflichten, am wenigsten der 
Papst, der sich ja selbst nicht, geschweige andern Päp- 
sten, die Hände binden darf! 

Da bricht denn auch die Kraft des Decretum irritans 
zusammen, sogar wenn es ausdrücklich per nos et successo- 
res nostros gefasst ist °*). 

Am wichtigsten von allen diesen Argumenten erscheint 
indess der Grundsatz: 

4) Die Derogation ist gestattet ex justa, gravi, rationabili 
causa und zwar auf beiden Seiten. 

Dieser Satz kehrt bei allen Schriftstellern jener Zeit 
fast ausnahmslos wieder, er kann gewissermassen gemeinen 
Rechtens genannt werden. Indess hat man ihn sehr ver- 
: schieden fundamentirt. 

Die Curialisten stützen ihn auf die summa et absoluta 
potestas papae a Christo proveniens °°), — die wesentlich 
auch zu einer dispensatio supra jus berechtige, — zum 
Theil sogar auf den speciellen Titel der römischen Dero- 
gationsclausel: nisi ex rationabili et evidenti causa, die 
hierzu ohne Weiteres generalisirt wird °®). 

Die Juristen haben dagegen mehr die gemeinrechtliche 
Lehre von der clausula rebus sic stantibus benutzt. Sie ist 


praevalere ..... ,‚ consuetudo seu observantis potius et praescriptio 
legitima.« 
“) Chokier.a.a.O. p.103. — Idem: comment. in regul. cancell. 


apost. (Colon. 1621) p. 120. »Nec obstabit decretum irritans in cun- 
cordatis appositum, qui non ligat papam, nec etiam Nicolaus V. 
potuit suis successoribus aliquam legem imponere, quam ipsi de ne 
cessitate tenerentur servare: quia par in parem non habet imperium.« 
Wo bleibt da c. 15. C. 25. qu. 1.? 

%) Schloer 2.2.0. Rebuffus aaO. vgl. auch Ferraris 
a. &. OÖ. »papa de jure potest supra jus dispensare.« 

%) Ferrarisa.a. O. p. 639. Vgl. auch Febroniusa. a. 0. 
Die berüchtigte Formel findet sich im Wiener Concordat von 1443 
(Münch: Sammlung etc. I. p. 91). 
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zweischneidig; ihre Consequenzen treffen gleichmässig die 
Interessen beider Theile °°). 

Ueber die Tragweite der justa causa und die Gren- 
zen der Rationabilität ist übrigens die Doctrin viel weniger 
auseinandergegangen als man annehmen möchte. — Zum 
mindesten war man beiderseits darüber einig, dass ein De- 
rogationsfall, — evidens necessitas derogandi — schon durch 
das bonum commune ecclesiae, resp. die utilitas regni ??) — 
begründet werde. — Und hierin lag zugleich die practi- 
sche Lösung der ganzen Frage. Wie der Abschluss der 
Concordate nur den Nutzen der Contrahenten bezweckt °?), 
— so reicht auch ihre Verbindlichkeit nicht über die Oppor- 
tunität hinaus. 

„Sic“, sagt Rebuffus a. a. O., „judices debent secun- 
dum concordata judicando inspicere regni utilitatem et in- 
tellectum utilitatem regni respicientem insequi ! — 

ein wichtiger Satz, es steckt in ihm das Grundprincip 
der Revolution 199. 

“ B. Die eigentlich wissenschaftliche Behand- 
lung des Concordat-Vertrages datirt erst aus dem vorigen 
Jahrhundert. 

I. Schon Koch !°!) hatte darauf hingewiesen, dass die 


») Chokiera. a. O. «Nam in omni dispositione et privilegio 
tacite inest clausula: Rebus sic stantibus» und Andere. D. h. zuletzt 
mit dürren Worten: «foedus tam diu fixum manet, quamdiu causa 
foederis pangendi, nempe metus damni seu lucri spes in medio est.» 
(Spinoza tract. theol. polit. c. 3.) 

»®) Rebuff.a. a. O. «videtur quod papa et rex non debeant dero- 
gare his concordatis, in quantum sapiunt regni utilitatem.» Ferraris 
a. a. OÖ. «pro meliore ecclesiae gubernio.» — Sauter: J. eccl.I. 8. 85. 
1I. 8.247. «Etsi adventitia primatus jura ... pactis et concordatis definita 
et circumscripta sunt, abhuc tamen .... cum boni communis ratio 
postulet, invito licet pontifice vel penitus tolli vel ad modum magis 
convenientem reduci possint.> 

») Rebuffa.a.0. Brühla.a. O.p. 74. 

100) Das Salut public über Recht und Gesetz: vgl. Justin. hist. 
lib. 41. c. 3. «fides dictis promissisque nulla nisi quatenus expedit.> 
Die glänzendste Widerlegung dieses Satzes hat van Bynkershoek 
in seinen quaest. jur. publ. lib. U. c. 10 versucht. 

ı01) Koch: sanctio pragmat. p. 229: «quum concord. inita fuerint 
per modum pacti inter eos, qui judicem supra Se non agnoscunt> etc. 

Zeitschr. f. Kirchenrecht. IIL «. 29 
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Paciscenten keinen Richter über sich anerkennen, 

— eine Position, die anerkanntermaassen den Begriff der 

Souverainität constituirt. Was daraus weiter folgt, die be 

ziehungsweise internationale Rechtsnatur der Concordate, 

sprach dann Roth 1°?) mit den classischen Worten aus: 
„Die Aufrechterhaltung dieser kirchlich deutschen Ver- 
fassung (concord. nat. Germ.) ward demnach für den 
Papst, die deutschen Bischöfe und katholischen Lar- 
desherrn eine kirchliche, — für die deutsche Na 
tion und den römischen Hof eine völkerrechtliche 
— für die einzelnen Mitglieder des deutschen Reichs 
eine reichsgesetzmässige, — für den Kaiser und 
das gesammte Reich eine vertragsmässige Ver 
bindlichkeit, an welche also der Papst und der Kaiser 
(u. so weiter) jeder in seiner Art gebunden ist.“ 

Ueber diesen Fundamentalsatz ist auch die neuere Wis 
senschaft nicht viel hinausgekommen. Ihm sind unter den 
Kirchenrechts-Lehrern vor Allem Richter, Laspeyres 
(bezüglich der Circumscriptions-Bullen) und Schulte beige 
treten. Von den Publicisten nenne ich nur Heffter '®; 
und Bluntschli !°%). Aus der Spruchpraxis der Gerichts 
höfe gehört hierher das wichtige Erkenntniss des Kgl. Preus 
sischen Obertribunals vom 11. März 1850 19%). — 

Was die Beweisinstanz anlangt, so hat nächst H effter, 
besonders Schulte die ausführlichste Begründung der völ- 
kerrechtlichen Vertragsnatur gegeben. Die Argumente tref- 
fen einmal 

1) das Object der Vereinbarung, das nicht Privat 
sondern öffentliche Rechte, nämlich Hoheits-Rechte be- 


103) Roth.a.a. 0. " 

108) Heffter: Das europäische Völkerrecht der Gegenwart. $. 4 

1049) Bluntschli: Staatsrecht II. .p. 828: «Die Concordate sind 
dem öffentlichen Recht angehörige Verträge zwischen Staat und Kirche 
als zwei selbstständigen Mächten.» Daneben bleibt bei ihe 
dem Staate freilich das kirchliche Majestätsrecht in einem Umfange 
gewahrt, der die Unabhängigkeit der Kirche vielfach zur Chimär 
herabdrückt. cfr. oben. 

1°, Entscheidungen des Kgl. Obertribunals. Neue Folge. B. DL 
p. 414. eg. 


u 
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rühre, die nie an Unterthanen, sondern lediglich an 
Souveraine abgetreten werden könnten. Sodann 
2) die Subjecte: 

a) Nach Schulte zeigen Staat und Kirche sich als 
zwei durchaus selbstständige Gewalten, die auf dem 
ihnen gemeinschaftlichen Gebiete, sc. „der Durch- 
führung der Aufgabe des Christenthums“ streng co- 
ordinirt, nicht aber subordinirt agiren und zwar um 
desshalb, weil die Kiche ihr Recht auf Exi- 
stenz unmittelbar von Gott und nicht vom 
Staate herleitet, mithin eine völkerrechtliche 
Person im eminenten Sinne bildet '9%), | 


b) Gegenüber diesem katholischen Idealismus hält Heff- 
ter sich an die thatsächliche spirituelle Souve- 


rainität der Curie !P). — Sie führt im Wesent- 
lichen zu demselben Resultat. (Vergl. oben.) 


106%, Schulte a. a. O. I. p. 458. se. Es ist mit jener Art von 
Dualismus freilich ein missliches Ding. Dem christlichen («Durchführung 
der Aufgabe des Christenthums») Staate gegenüber wird die Kirche 
immer die Oberhand behalten. Schulte emancipirt den Landesherrn 
als solchen allerdings von der potestas papalis, und nur in Sachen 
der Moral und des Gewissens soll er ihr unterworfen sein. Aber wo 
hört das Gebiet des Gewissens auf? Und wo fängt die unverantwort- 
liche Selbstständigkeit des Monarchen der Kirche gegenüber an? — 
Sind diese Grenzen vielleicht im österreichischen Concordat festgehalten, 
das Schulte so vortrefflich findet, und das von der Kirche laut als 
«die Öffentliche, ruhmvolle, pflichtschuldige und gehorsame Unter- 
werfung des Kaisers unter das Gesetz Gottes und seiner heiligen 
Kirches bezeichnet wird! (Jesuitenpredigt bei Carl Sturm: Kurze 
Randglossen zu den anstössigen Artikeln des österreichischen Concordats, 
p- 74.). 

ı09 Wenn Sarwey a. a. O. Zeitschr. III. p. 279 meint, dass der 
Papst die Concordate nicht als Souverain abschliesse, sondern als 
Nachfolger Petri, «als Oberhaupt der Kirche, also als Vertreter 
auch (!} der einzelnen Landeskirche,» — und dass desshalb «die Sub- 
sumtion der Concordate unter die Völkerverträge ausgeschlossen» sei, 
so vermag ich die Folgerichtigkeit dieses Schlusses nicht einzusehen. 
Nachfolger Petri und Souverain sind keine Gegensätze. Ich komme 
daranf später noch zurück. Hier nur soviel: 

Es giebt trotz aller neneren Circumscriptionen keine katholische 
Landeskirche. Dieser gallicanische Begriff ist einmal dogma- 
tisch obsolet [c. 1. de maj. et obed. Extrav. ecomm. (1, 8) <unam 

000g 
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c) Die banale Rechts-Construction der Concordate end- 
lich auf Grund des weltlichen Besitzstandes 
des Papstes 1°®) ist nach unendlich wiederholten älteren 
Versuchen in der letzten Zeit von einem angesehenen 
Juristen von Neuem heraufbeschworen worden !). 
Als ob man mit dem Souverain des Kirchenstaates 
und nicht vielmehr mit dem geistlichen Oberhaupt 
der „ecclesia catholica, communis mater in terris“ 
‚verhandelt hätte '9). 


sanctam ecclesiam catholicam ..... in qua unus dominus, rector, gu- 
bernator.» vgl. Bellarm. eccl. milit. c. 2. und Devoti _in den 
Institt. can. «societas hominum sub ... centro .. unitatis, Romano pon- 
tifice.» Mejer: Das württemb. Concordat von 1807 p. 81.] — Zum 
andern ist er factisch nur ein «Postulat» des Staates, um kein Haar 
besser als das katholische Ideal vom christlichen Kosmos. — Er ist 
aber auch juristisch nicht zutrefiend. Der Papst gerirt sich bei 
den Concordaten nicht als Landesbischof. Kann er als solcher etwa 
die neuen Diöcesangrenzen festsetzen? Warum verhandelt denn der 
Staat nicht mit Prälaten, die ihm zur Hand und untergeben sind? Das 
soll «ein Zufall» (Sarwey Zeitschr. III. p. 284) sein?! — Daraus allein, 
dass in den Concordaten für die katholische Kirche nur insoweit «poli- 
tische Rechte und Pflichten» constituirt werden, als sie innerhalb der 
Grenzen des betreffenden Landes fällt, kann selbstverständlich nicht die 
rechtliehe Qualifikation der Paciscenten irgendwie berührt werden. — Es 
ist schliesslich unlogisch, durch solche controversia status sich die Con- 
cordate zurechtzulegen. Ein Staat, der mit dem Papste über Kirchen- 
angelegenheiten concordirt, und ihn doch nur als Landesbischof ansehen 
will, verwickelt sich in einen innern Widerspruch. Er anerkennt und 
leugnet so gleichzeitig die Machtstellung, die der heilige Stuhl als 
centrum unitatis der katholischen Weltkirche thatsächlich behauptet. 
«Das blosse Factum eines Vertrages involvirt nothwendig den logischen 
Schluss, dass sich beide Contrahenten für das eigentliche Vertragsobject 
als befähigt und berechtigt anerkennen.» Schulte a a. O. p. 477. 

108) Sie scheint auch de Pradt vorgeschwebt zu haben, wenn er 
sagt: «Un concordat est passe entre deux cours: par lA il et 
repute acte diplomatique» etc. a. a. 0. 

100) Hofacker: Das württembergische Concordat. Stuttgart 1860. 
«Träte freilich die Hauptveränderung ein, dass der Papst seine welt- 
liche Herrschaft verlöre, so fallen alle Concordate, weil sie einen 
Souverain als Contrahenten und Vollzieher voraussetzen.» 

110) Solche Verwechselung hat schon Aegidi a. a. O. nach Gebühr 
gegeisselt. Nur macht ihn wieder die Polemik blind, wenn er aus jenem 
Grunde überhaupt den völkerrechtlichen Character 
leugnet und in den Concordaten lediglich staats- oder kirchenrechtliche 
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Die weiteren Gründe für die internationale Kraft der 

Concordate, nämlich: 
3) die angeblich unbezweifelte Verbindlichkeit der 
successores zu ihrer Vollziehung und 
4) der Umstand, dass durch sie nicht Dritte, sondern le- 
diglich die Kontrahenten selbst berechtigt 
oder verpflichtet werden, — 
trifft m. E. der Vorwurf der petitio principi. Es sind das 
Consequenzen des bewiesenen Themas (sogar bestrittene) 
nicht selbstständige Argumente. — 

II. So schien denn endlich in der gegenseitigen Aner- 
kennung zwischen Staat und Kirche das Problem gelöst. 

Es blieb den Forschungen der letzten Jahre — Herr- 
mann und Sarwey — vorbehalten, Alles wieder in Frage 
zu stellen. 

Das Hauptgewicht der neuen Theorieen liegt in der Kritik, 
in der Anomalıe, mit der sie ihre Endentscheidung fast nur auf 
rationes dubitandi aufbauen. Am schärfsten zeigt sich diese 
Negation bei Sarwey; — da fällt die letzte Falte des pac- 
tirten Rechts. (Vergl. oben.) 

Nach Herrmann!!!) sind die Concordate „eine eigen- 


Acte erblickt, je nachdem man sich dabei auf territorialistischen oder 
canonischen Rechtsboden stellt. — Im Uebrigen scheint mir indess der 
ganz maasslose Angriff Schulte’s (a. a. O. I. p. 435) gegen Aegidi 
nicht gerechtfertigt. Dass es misslich, ja dass es ein Unding ist, bei 
Concordats-Verhandlungen einen Prälaten mit Wahrnehmung der staat- 
lichen Interessen zu betrauen, kann nur derjenige leugnen, der wie 
Schulte (a. a. O. p. 437) die Trennung zwischen Staat und Kirche 
principiell nicht anerkennt. — Man vergesse dann doch nicht den Eid, 
den der Cardinal Rauscher «von Gottes und des apostolischen Stuhles 
Gnaden Fürsterzbischof von Wien» dem Papst geleistet hat, und «der 
ihn an die Vorschriften des Kirchenrechts so bindet, dass er ohne 
Eidesverletzung davon nicht abgehen kann.» (Ipsissima verba Schulte’s 
a. a. OÖ. p. 469%). — Der Präcedenzfall in Bayern, wo der Cardinal 
Häffelin im Jahre 1817 den Staat vertrat, kann hieran nichts ändern. 
Er bildet sogar einen striceten Gegenbeweis. Denn ohne das destructive 
organische Edict war das von Häffelin errungene Concordat staat- 
licherseits ganz unannehmbar. Aehnlich das Wiener Concord. (1448) — 
Aeneas Sylvius. — j 

111) Herrmann in Bluntschli’s Staatswörterbuch Bd. V. 
p- 737. 244. 
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neben den Staats- und Völkerverträgen.“ 
Diese Individualisirung stützt sich einmal: 
1) auf ein politisches Motiv (— diess giebt ihr ihr cha- 
rakteristisches Gepräge! —): das Misstrauen des Staates 
gegen die gleichberechtigte Kirche, und die Gefahr, die 
ihre völkerrechtlich garantirten Rechte „nicht bloss dem 
materiellen Wohl,“ sondern „den edelsten geistigen Gü- 
tern“ drohen; !1?) — sodann 
2) auf eine rein juridische Deduction mit folgenden 
Prämissen : 
Die Concordate sind nicht wirkliche völkerrecht- 
liche Verträge, „weil ihre Durchführung durch völker- 


\ 


rechtlichen Zwang“ Seitens der Curie unmöglich ist !"?). 
Sie bilden selbstverständlich (!) auch nicht Staatsverträge, 
„welche das Staatsoberhaupt mit den selbstberechtigten 
Organen politischer Rechte innerhalb des Staates ab- 
schliesst“ 1!%). Da sie indess nach Form, Object und 


119) So wird denn also doch «die Furcht zur Staatsraison!»? (Herr- 
mann) in der neuen evang. Kirchenzeitung von Messner 1859. p. 211. 

115) Ebenso Sarwey a.a.O. Zeitschr. III. p. 280. Aber das Wesen 
eines Rechtsverhältnisses wird nach seiner innersten principiellen 
Natur, nicht bloss nach seinen möglichen Folgen bestimmt! 
Vgl. hierüber v. Kaltenborn in der Zeitschrift für die gesammte 
Staatswissenschaft. Tübingen 1861. Heft 1. p. 73. — So liegt auch 
das Kriterium des Rechts gar nicht auf dem Gebiete einer thatsächlichen 
Realisirbarkeit, am wenigsten aber darin, dass sich die letztere in ganz 
bestimmten (ausschliesslichen) Zwangsformen kundgiebt. 

Und sind vielleicht die katholischen Gewissen eines Landes, der 
Friede und die Glaubensruhe von Millionen Untertbanen ohne Zwing- 
kraft für die Entschliessungen der Regierung’? 

14) Sarwey a.8.0. Zeitschr. III. p. 274. ff. bezieht den Ausdruck 
wohl nicht richtig. Mit «Gemeinden» kann der Staat als solcher freilich 
niemals contrahiren; ihr Recht ist durchweg Privilegium. Dagegen 
kennt der alte ständische, besonders aber der moderne constitutionelle 
Staat coordinirte Grössen (z. B. die Factoren der Gesetzgebung), die mit 
einander auf dem Boden des Staatsrechts compromittiren und pacisciren. 
Das neue preussische Verfassungsleben hat diess sehr anschaulich ge- 
macht. — Ob diese Staatsform aber (die also wirklich alles Recht per 
modum contractus erzeugt) unvollkommen zu nennen, wie Bluntschli 
a. a. O. I. p. 12 meint, das halt’ ich einmal für sehr fraglich, zum 
andern hier, wo sich’s de lege lata handelt, für gar nicht entscheidend. 
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den sie schliessenden Subjecten !!°) doch immerhin Ver- 
träge bleiben, so müssen sie — als publicae conventio- 
nes, Verträge des öffentlichen Rechts betrachtet werden, 
„auf welche die rechtlichen Eigenschaften und Wirkun- 
gen des Völkervertrages nur insoweit übertragbar 
sind, als die Eigenthümlichkeit der Kirche als mitpacis- 
cirenden Theils die Uebertragung gestattet“ 1%), 


Einen besonderen Platz in der Literatur nehmen 
schliesslich 
III. die beiden Koryphäen des katholischen Kirchen- 
rechts ein: Phillips und Walter. Sie argumentiren an- 
scheinend noch immer nach der Weise der älteren Doctrin. 
Darnach steht zwar die vertragsmässige Verbind- 
lichkeit der Concordate ausser Zweifel; die Frage nach 
dem maassgebenden Rechtsgebiet (— hier der titu- 
lus obligatorius —) bleibt aber gänzlich ausser Ansatz !17), 


118) Denn auch die Kirche ist «ein selbstständiges staatsartiges Ge- 
meinwesen neben den Staaten.» Aber sie ist «weder nach ihrem eigenen 
Begriffe noch nach ihrer völkerrechtlichen Anerkennung in dem Sinne 
ein staatsartiges Gemeinwesen, dass sie durch physischen Zwang und 
dessen völkerrechtlich zulässige Formen, äussersten Falls durch Krieg, 
in ihrem einseitig erkannten Recht sich zu behaupten oder dasselbe 
zu erstreben befugt wäre: und ebensowenig ist gegen sie von Seiten 
der Staaten ein Krieg möglich, der ja immer die Richtung wider einen 
zu dieser Art von Selbsthülfe fähigen und berechtigten Gegner voraus- 
setzt. Sonach fehlt dem Concordat nicht bloss wie jedem Völkervertrage 
die Realisirbarkeit durch eine über den Paciscenten stehende Obrigkeit, 
sondern es geht ihm auch die rechtliche Möglichkeit seiner Durchführung 
durch die völkerrechtlichen Zwangsformen ab.» Herrmanna.aO 
p- 741. 

Herrmann’s Auffassung entspricht übrigens nicht dem Ideal 
der mittelalterlichen Kirche, wie Sarwey a.a.0. Zeitschr. III. p. 282 
glaubt (vgl. oben); sie führt auch nicht zu den von Sarwey hinge- 
stellten Consequenzen. Denn sie enthält keineswegs dieSubjection 
des Staates unter die Kirchengewalt «in allen Puncten, welche Letztere 
vor ihr Forum ziehen will, — sondern die Coordination von 
beiden, die eben jede Vergewaltigung ausschliessen soll. 

116), Und wo diess nun nicht geht, was dann? Da liegt doch die 
jaristische Pointe! Conventio publica ist nur ein leeres nomen juris. — 
Gegen jene Distinction hat sich mit guten Gründen auch Sarwey 
erklärt. 

un Waltera.a O. Phillips a. a. O. — Es liegt in diesem 
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Wenn Walter!!®) übrigens zwischen katholischen und 
protestantischen Staaten unterscheidet und der Kirche in den 
letzteren nur die Stellung einer uralten Corporation vin- 
dizirt, so giebt er damit auch implicite zu, dass dann von 
einem völkerrechtlichen Vertrage nicht die Rede sein kann. 


Verfahren schwerlich eine Unwissenschaftlichkeit, wie Schulte(a.a0. 
p. 363) annimmt. Man muss den Standpunct beachten, von dem be- 
sonders Phillips ausgeht. Ein offenes Privilegien-Bekenntniss & la 
Brühl erscheint indess im eigenen Interesse der Kirche ebensowenig 
gerathen, wie ein Bruch des Princips. Die Frage wird daher am füg- 
lichsten offen gehalten. 

118) Walter in Aschbachs Kirchenlexikon II. p. 180. sa. 
«Insbesondere bezeichnet man mit Concordaten die Vereinbarungen, 
welche der Papst als das Oberhaupt der Kirche mit den weltlichen 
Regenten über die kirchlichen Einrichtungen ihres Landes abschliesst. 
Genau genommen sind aber davon zwei Fälle zu unterscheiden, je nach- 
dem die Staatsregierung eine katholische oder akatholische 
ist. — Im ersten Falle ist das Verhältniss als ein Vertrag über einen 
Gegenstand aufzufassen, dessen Wohl beiden Theilen gleichmässig am 
Herzen liegt ...... Anders ist dagegen das Verhältniss einem akatho- 
lischen Landesherrn gegenüber. Dieser handelt dabei nicht aus per- 
sönlichem Interesse für die Kirche, sondern nur wegen der religiösen 
Bedürfnisse seiner katholischen Unterthanen.... Hinsichtlich der nicht 
in jene Verabredung aufgenommenen Puncte bleibt es bei den allge 
meinen Grundsätzen. Die Kirche hat also gegen die Staatsgewalt für 
ihr Gebiet und ihre Institutionen das Recht auf Freiheit und Selbst- 
ständigkeit und auf den bürgerlichen Schutz, der ihr als einer mit 
uraltem Besitzstande anerkannten Corporation ge 
bührt.e 


— 


Miscellen. 


I. 


Die Rechtspflege des obersten Gerichtshofs in Baden in 
Kirchen- und Ehesächen. 


Neueste Zeit (Erster Abschnitt: das Jahr 1860). 
£ Von 


F. Haass, 
Vicekanzler des Grossherzogl. Oberhofgerichts in Mannheim. 


Vorwort. 


Die Rechtspflege der Badischen Gerichte in kirchlichen An- 
gelegenheiten beschränkt sich auf die vermögensrechtlichen und 
strafrechtlichen Beziehungen der letzteren, sie behandelt die staats- 
rechtlichen und polizeilichen Fragen nur negativ, indem solche 
vorkommenden Falles von den Gerichten an die Staatsverwaltungs- 
behörden zu verweisen sind. 

In dieser Begrenzung soll die neueste kirchenrechtliche Praxis 
des obersten Gerichtshofes unter einzelnen Gegenständen nach 
alphabetischer Folge, und zwar zuerst diejenige des Jahres 1860 
dargestellt werden, wobei die Ehesachen ihres innigen Verbandes 
mit der Kirche wegen in den Bereich der letzteren aufgenommen 
wurden. 

Da die Publikation der Jahrbücher des grossh. Oberhofgerichts 
seit 1859 unterbrochen worden ist, so mussten wir den Stoff vor- 
zugsweise den Originalakten des Gerichtshofs entnehmen, neben 
welchen auch die Annalen der Badischen Gerichte und das Ma- 
gazin für Badische Rechtspflege und Verwaltung berücksichtigt 
worden sind. 

Bei dem Beginn der Aufgabe wurde übrigens ausnahmsweise 
in die nächste Zeit zurück- oder vorgegriffen, wo es die Wichtig- 
keit des Gegenstandes oder der Zusammenhang der Sache zu er- 
fordern schien. 

Wir hoffen, die Fortsetzung der folgenden Jahre in Bälde 
bringen zu können. 
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Alimente. : (Zusage eines Dritten.) 


1. Das Versprechen eines Dritten zur Ernährung eines un- 
ehelichen Kindes ist gültig und verbindlich, wenn dasselbe von der 
Mutter angenommen worden ist. Der Grund der Verpflichtung 
liegt hier in der Schadloshaltung der Mutter, und dem rechtlichen 
Interesse, welches aus dem Verhältniss des Dritten zu dem mut 
maasslichen Erzeuger des Kindes hervorgeht. — Erkenntniss 
des Oberhofgerichts vom 10. Juli 1860. 


Alimente. (Eideszuschiebung.) 


2. Nach dem Gesetz vom 21. Febr. 1851 über die Ernährung 
unehelicher, nicht anerkannter Kinder ist zum Beweise des Bei- 
schlafs die Eideszuschiebung unzulässig. Diese Vorschrift findet 
jedoch keine Anwendung auf die Vaterschaftsklage nach Artikel 
340. a. des Landrechts, wobei die allgemeinen Grundsätze maass- 
gebend sind, und das Geständniss der Vaterschaft auch durch 
Eideszuschiebung dargethan werden kann. : 

Annalen der badischen Gerichte. 1860. S. 240. 
Magazin für badische Rechtspflege. IV. S. 461. 


Baukosten-Ersatz. 


3. Der Kirchenfonds (fabrica ecclesiae), welcher die Kosten 
eines kirchlichen Bau’s bestritten hat, ohne die Unzulänglichkeit 
seiner Mittel vorzuschützen, kann nicht auf den subsidiär bau- 
pflichtigen Zehntherrn zurückgreifen, und von diesem Ersatz seiner 
Auslagen verlangen. Der Fonds hat nicht die Geschäfte eines 
anderen, insbesondere des Zehntherrn geführt, sondern seine eigene 
Verpflichtung erfüllt, und dabei auf eine ihm zustehende Befugniss 
verzichtet. Es findet daher keine Klage aus der Geschäftsführung 
(negotiorum gestio) statt. 

Erkenntniss vom 25. September 1860. 

Annalen der Badischen Gerichte. 1861. S. 38. 

Magazin für Badische Rechtspflege und Verwal- 
tung. V. Bd. S. 443. 

Nach Badischem Partikularrecht — Gesetz vom 26. April 1808 
— ruht die Baupflicht der Kirchengebäude zunächst auf den Bas- 
schaffneien und »Heiligen« (Kirchenkassen, Kirchenfabrik), soweit 
diese zur Bestreitung der Kosten im Ganzen oder theilweise ver- 
mögend sind. Hülfsweise — in zweiter Reihe — ist der Kirc- 
spielszehnten, und zuletzt das Kirchspiel (die Parochianen) bas- 
pflichtig. Im Wesentlichen stimmt damit das gemeine Recht, 
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insbesondere die Vorschrift des Trienter Concils überein. (Richter, 


Kirchenrecht. V. Aufl. $. 318, Walter, Kirchenrecht. 13. Aufl. 
$. 272.) 


Baukräfte. 


4. Zu den Baukräften eines baupflichtigen Kirchenfonds ge- 
hören auch der Ehrschatz (laudemium) von den dem letzteren zu- 
stehenden Schupflehen (Falllehen), und die Heimfallshoffnung von 
diesen und den von dem Fonds relevirenden Erblehen. Beide 
Berechtigungen bilden einen reellen Vermögenswerth und müssen 
dem Aktivvermögen des in erster Reihe baupflichtigen Fonds bei- 
geschlagen werden, so dass dieser Werth dem in zweiter Reihe 
zu Kirchenbauten Verpflichteten, insbesondere dem Zehntherrn — 
zu gute kommt. 

Dieses Verhältniss ist insbesondere bei Ablösung der Zehnt- 
rechte und der auf letzteren ruhenden Lasten in Rücksicht zu 
ziehen. 

Erkenntniss vom 12. November 1860. 

Die Gründe besagen: dass beide Gegenstände der Klage nicht 
auf einer Fiktion blosser Möglichkeiten beruhen, sondern einen 
reellen Vermögenswerth haben, kann schon im Allgemeinen nicht 
bezweifelt werden, weil Besitzveränderungen bei Schupflehen, mit 
denen die Entrichtung des Ehrschatzes verbunden ist, periodisch, 
wenn auch nicht in genau vorauszubestimmender Zeit, doch sicher 
eintreten und beziehungsweise wiederkehren, und was den Heim- 
fall betrifft, die Erblehen und die Schupflehen ebenfalls bald früher, 
bald später, aber jedenfalls unausbleiblich dem Obereigenthümer 
zum unbeschränkten Eigenthum heimfallen; und es ist dieser Ver- 
mögenswertb auch in unserer Gesetzgebung in bestimmter Weise 
anerkannt. Gesetz über Ablösung der Erb- und Schupflehen vom 
21. April 1849. 


Beugungsgrade (Ehepflicht.) 
5. Nach dem Gesetze (Ehe-Ordnung $. 27., Hofraths-Instruktion 
8.43.) dürfen nicht mehr als drei Beugungsgrade erkannt werden. 
Erkenntniss vom 12. Juli 1856. 
Annalen der badischen Gerichte. 1861. S. 133. 
Die Hofraths-Instruktion von 1794 bestimmt, dass wenn jemand 
die Wiederannalhme seines verstossenen Ehegatten oder die ehe- 
liche Beiwohnung ohne in Rechten hinlängliche Ursache, und ohne 
von dem andern gegebenen schuldhaften Anlass beharrlich ver- 
weigert, er diese Behbarrlichkeit der Abneigung durch dreimalige 
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Arrest-Erstehung, deren die erste 8—14 Tage, die andere 4-6 
‘Wochen, die dritte 3—6 Monate, je nach der mehr oder minderen 
moralischen Imputabilität seiner Widerspenstigkeit andauert, er- 
proben müsse, ehe darauf die wirkliche Ehescheidung erkannt, oder 
bei Katholiken die gänzliche Trennung zu Tisch und Bett erlaubt 
werden kann. | 

Die Eheordnung von 1807 verweist die - Uebertretung der 
ehelichen Pflichten zum gütlichen Besserungsversuch an Seelsorger 
und Sittengerichte, hiernächst zur ahndenden Zurechtweisung der 
Unterpolizei-Behörden, bei fortdauernder Unverbesserlichkeit aber 
zur abhülflichen Erörterung der Oberpolizei-Behörde, die darin 
bis zu einjährigem Verhaft in Besserungshäusern vorangehen kann. 

Die Gründe des obigen Erkenntnisses besagen: Die Ehefrau 
des N. N. wurde schon dreimal wegen Verweigerung der Rückkehr 
zu ihrem Ehemann bestraft. Mehr als ein dreimaliger Beugungsrver- 
such lässt sich aber aus den Gesetzen nicht rechtfertigen, indem nach 
8. 43. der Hofraths-Instruktion, dessen Bestimmungen für die Zahl 
der Beugungsversuche immer noch maassgebend sind, da dieselben 
weder durch die Eheordnung, noch durch spätere Gesetzesvor- 
schriften aufgehoben oder abgeändert wurden — die Beharrlichkeit 
in der Verweigerung der ehelichen Verpflichtungen ausdrücklich 
nur durch dreimalige Arresterstehung in stufenweiser Verstärkung 
gebüsst werden soll. 


Bigamie. 

6. Zum Thatbestand derselben gehört der böse Glauben, d.h. 
das Bewusstsein über den faktischen und rechtlichen Fortbestand 
der ersten Ehe. Auch der Irrthum über den Rechtsbestand der 
ersten Ehe schliesst den bösen Vorsatz aus, und es entscheiden 
hierüber nicht sowohl die Straf- als die bürgerlichen Gesetze. 

Erkenntniss vom 6. Dezember 1858. 

Dieses Erkenntniss war durch die zweite Ehe einer Frauens- 
person veranlasst, welche aus Oesterreich nach Baden ausgewandert, 
in jenem Staate ein Scheidungsdekret von ihrem ersten katholischen 
Gatten von Tisch und Bett erwirkt hatte, und auf Grund des 
letzteren von den weltlichen und kirchlichen Behörden in Baden 
zur Eingehung der zweiten Ehe zugelassen und getraut worden war. 

Die Gründe des Erkenntnisses besagen hierüber: Da die An- 
geschuldigte wegen eines weltlichen in Baden begangenen Ver- 
brechens bestraft werden soll, so kommt cs nicht darauf an, ob 
sie ihre Handlung als eine nach österreichischen Gesetzen un- 
erlaubte erkannt bat, sondern nur darauf, ob sie wusste, dass 
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diese Handlung auch nach badischen Gesetzen eine verbotene 
sei, d. h. dass unter den vorliegenden Verhältnissen auch nach 
den badischen Gesetzen, welchen sie bei Eingehung der zweiten 
Ehe in jeder Hinsicht unterworfen war, diese nicht abgeschlossen 
werden dürfe. Ebenso wenig ist es für sich allein entscheidend, 
ob der Eingehung der Ehe kirchliche Hindernisse entgegen- 
standen, sondern es mussten diese Hindernisse zugleich solche der 
bürgerlichen Gesetzgebung sein, und als solche erkannt werden. 

Mag nun die Angeschuldigte auch gewusst haben, dass in 
Oesterreich die weltlichen und die kirchlichen Gesetze ihrem Vor- 
haben entgegen sind, so ist gleichwohl denkbar, dass sie über die 
Tragweite des Scheidungsdekrets und seine rechtlichen Wirkungen 
in Bezug auf sie, als nunmehrige Angehörige des Grossherzogthums 
Baden, sich wirklich in einem Irrthum befunden hat. Ein solcher 
Irrthum schliesst aber den bösen Vorsatz aus, denn die Regel, 
dass Unkenntniss der Strafgesetze nicht entschuldige, kann hier 
keine Anwendung leiden. Es handelt sich nicht darum, ob die 
Angeschuldigte gewusst habe, dass die Bigamie keine strafbare ' 
Handlung sei, sondern darum, ob sie gewusst hat, dass die be-. 
absichtigte Ehe als eine Bigamie erscheine, und dieser Punkt ist 
nicht nach den Strafgesetzen zu beurtheilen, vielmehr entscheiden 
hierüber nur die bürgerlichen Gesetze. 

Auf die Unkenntniss der bürgerlichen Gesetze bezieht sich 
aber die Vorschrift des $. 73. des Strafgesetzbuchs (über Reclıts- 
unwissenheit) ebensowenig, als der Satz 1.b. des bürgerlichen Ge- 
setzbuchs (über Rechtsirrthum) auf das Gebiet des Strafrechts aus- 
gedehnt werden darf. — Es folgt die Ausführung, dass nach diesen 
Grundsätzen unter den vorliegenden Umständen, insbesondere bei 
der Mitwirkung der Badischen Behörden, welchen das bezügliche 
Scheidungsdekret vorgelegt wurde, ungewiss bleibe, ob die An- 
geschuldigte das Bewusstsein hatte, dass sie durch ihre Handlungs- 
weise das bürgerliche Gesetz und damit auch das Strafgesetz übertrete. 

Dass übrigens zum Thatbestand der Bigamie der böse Vorsatz, 
d. h. das Bewusstsein des Verbrechers gehöre, dass er selbst oder 
der andere Theil noch in gültiger Ehe lebe — ist auch gemein-. 
rechtlich nicht zu bezweifeln. (P. G. O. Art. 121 «Betrüglicher 
Weiss — mit Wissen und Willen.» Feuerbach, Peinliches Recht. 
13. Ausg. $. 385.). | 


Ehebruch. (Ehescheidung.) 


7. Die Ehescheidung wegen Ehebruchs des Ehemanns ist be- 
gründet, wenn das Vergehen in der gemeinschaftlichen Wohnung, 
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oder in solcher Nähe verübt wurde, dass ein fernerer Zuwandel 

leicht stattfinden konnte. Die Sätze 230 und 230a. des Landrechts 

fordern nicht, dass der Ehemann eine Person in die gemeinschaft- 

liche Wohnung gebracht habe, um sie als Beischläferin zu halten. 
Erkenntniss vom 24. November 1860. 

In dem Fall des Erkenntnisses hatte der Beklagte mit seiner 
Ehefrau das nämliche Haus bezogen, welches seine Schwiegereltern 
und deren ledige Tochter — Schwester der Klägerin — bewohnten, 
mit welcher der Beklagte strafbaren Umgang pflog. 

Die angeführten Landrechtssätze berechtigen die Ehefrau, auf 
Ehescheidung anzutragen, wegen eines von dem Ehemann began- 
genen Ehebruchs, wenn er eine Beischläferin in der gemeinschaft- 
lichen Wohnung gehalten hat, und es wird dieser Fall für vor- 
handen geachtet, sobald die Beischläferin in solcher Nähe des 
Aufenthalts des Mannes ist, dass sie einander von daauszuwandeln 
können, 


“ansseheldung: (Rechtsmittel — provisorische Maass- 
regeln.) 

8. In Ehestreitigkeiten finden nur zwei Instanzen statt, und 
es versteht sich, dass diese Bestimmung nicht bloss auf die Ent- 
scheidung in dem Hauptstreite, wo es auf die Scheidung oder 
Nichtigerklärung einer Ehe ankommt, sondern auch auf Neben- 
punkte, insbesondere, wenn während des Scheidungsprocesses für- 
sorgliche Massregeln beantragt werden, sich erstreckt. Zu letzteren 
gehören die Bestimmung des Aufenthalts der Ehefrau während der 
Dauer des Prozesses, die Obsorge über die Kinder, Unterhalt der 
Ehefrau etc. 

Erkenntniss vom 21. August 1860. . 


Ehescheidung. (Geständnisse.) 


9. Wenn schon im gewöhnlichen Untersuchungsverfahren zur 
vollen Glaubwürdigkeit von Geständnissen, namentlich der bloss 
aussergerichtlichen, weitere Voraussetzungen der Glaubwürdig- 
keit gehören, so muss diess insbesondere bei Ehescheidungssachen, 
wo gewisse Vergehen (Ehebruch etc.) als Grund und Mittel zur 
Herbeiführung der Trennung des Ehebandes geltend gemacht werden, 
der Fall sein, weshalb solche weitere Bürgschaften der Glaub- 
würdigkeit für die Geständnisse der Eheleute auch in der älteren 
Eheordnung nachdrücklich gefordert sind, welche in dieser Hinsicht 
noch maassgebend ist. 

Erkenntniss vom 11. März 1861. 
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Die angerufene Eheordnung (8. 65. a.) bestimmt hierüber: 
Blosse obwohl einstimmige Geständnisse der Eheleute machen keinen 
Beweis aus, der zur Auflösung einer Ehe hinreichte, wenn nicht 
der Satz, der durch ihr Eingeständniss erwiesen werden soll, noch 
anderwärts her solche Unterstützungen hat, um derentwillen man 
vernünftiger Weise annehmen kann, dass Wahrheit und nicht 
wechselseitiger Vortheil das Geständniss geformt habe. 


Erziehungsrecht der Kinder. (Ehescheidung — gericht 
liche Competenz.) 

‚10. Die Befugniss der Aufsicht über die Unterhaltung und 
Erziehung der Kinder, welche den geschiedenen Ehegatten nach 
dem Landrechte zusteht, wurzelt im bürgerlichen und nicht im 
öffentlichen Rechte, und ist daher vor dem Civilrichter und nicht 
vor den Staatsverwaltungsbehörden geltend zu machen. 

Erkenntnisse des Ministeriums des Innern vom 10. März 
und 28. August 1857. 

Nach L.R. 302—3 sollen die Kinder dem Ehegatten, welcher 
die Ehescheidung erlangt hat, anvertraut werden, wenn nicht das 
Gericht zum Besten der Kinder verordnet, dass alle oder einige 
von ihnen der Obsorge des anderen Ehegatten oder einer dritten 
Person übergeben werden sollen. 

Wer es auch sei, dem man die Kinder anvertraut, immer 
behalten Vater und Mutter gegenseitig das Recht, über die Unter- 
haltung und Erziehung ihrer Kinder die Aufsicht zu führen, und 
sind nach Verhältniss ihres Vermögens dazu beizutragen verbunden. 


Frohndleistung. (Pfarrhausbau.) 


11. Die Frohndleistung der Gemeinde zur Unterhaltung eines 
Pfarrhauses, welches das Bedürfniss einer den Lokalverhältnissen 
entsprechenden Pfarrwohnung überschreitet, beschränkt sich auf 
das durch dieses Bedürfniss gebotene Maass. 

Die Ermittelung desselben und die Entscheidung darüber steht 
den Verwaltungsbehörden zu. 

Erkenntniss vom 22. Dezember 1859. 
Annalen der badischen Gerichte. 1860. 8. 295. 

Zur Erläuterung dient: Nach den Bestimmungen des badischen 
Bauediktes oder Gesetzes von 1808 soll das Kirchspiel, auch wo 
es im Allgemeinen nicht baupflichtig ist, die Hand- und Fuhr- 
arbeiten zu Kirchen- und Schulhausbauten, wozu auch die Pfärr- 
gebäude gehören, unentgeltlich leisten, und es werden diese sowie 
alle übrigen Baukosten des Kirchspiels auf alle Güter der Gemar- 
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kung ausgeschlagen, oder nach Umständen auf die politische Ge- 
meindekasse gelegt. 


Gefährdung der öffentlichen Ruhe und Ordnung. 
(Kritik des Concordats.) 


12. Die Kritik der Gesetze und Verfügungen der öffentlichen 
Behörden ist erlaubt, insofern sie nicht mit Erdichtungen oder 
Entstellungen der Wahrheit und mit der Absicht verbunden ist, 
dadurch Unzufriedenheit zu erregen. 

Erkenntniss vom 27. Juli 1860. 
Annalen der badischen Gerichte. 1860. S. 381. 

Den Gegenstand des obigen Erkenntnisses bildete ein Zeitungs- 
artikel, welcher sich gegen die Convention der Regierung mit dem 
päpstlichen Stuhle, insbesondere die bischöfliche Gerichtsbarkeit 
über die Curatgeistlichen aussprach und die Gefängnisse in S. 
Peter (dem geistlichen Besserungshaus) mit den Bleikammern Ve- 
nedigs zusammenstellte. 

Die Gründe des Erkenntnisses auf Freisprechung besagen: 
Die $$. 630. sq. des Strafgesetzbuchs (über Gefährdung der öffent- 
lichen Ruhe und Ordnung) haben den Zweck, der Gefährdung der 
öffentlichen Ruhe und Ordnung zu steuern, indem sie der Wüh- 
lerei, d. h. dem planmässigen Untergraben — der Achtung vor 
Allem, was dem Staatsbürger heilig sein muss, entgegentreten. 
Sie setzen Handlungen voraus, welche in der Absicht, den Unm- 
sturz der gesetzlichen Ordnung vorzubereiten, unternommen sind. 
Eine solche Absicht liegt aber dem gerichtlich verfolgten Artikel 
nicht zu Grunde. Der Verfasser spricht sich gegen die mit dem 
päpstlichen Stuhl vereinbarte Unterordnung der Bezirksgeistlichen 
unter die bischöfliche Gerichtsbarkeit und gegen die Aufhebung 
der etwa hierauf bezüglichen Bestimmungen der Verfassung aus. 

Diese Erörterung ist eine erlaubte, nachdem die Bekanntmachung 
der Convention die ständische Zustimmung zur Aenderung der ent- 
gegenstehenden Gesetze ausdrücklich vorbehalten, somit der öfent- 
lichen Besprechung der einschlagenden Fragen Raum gegeben hatte. 

Das Gesetz ($. 631. a.) bedroht lügenhafte Entstellungen in 
Bezug auf Verfügungen oder, Anordnungen Öffentlicher Behörden 
nur dann, wenn sie auf Erregung der Unzufriedenheit in sträf- 
licher Absicht berechnet sind. 

Diese Absicht liegt aber in einer erlaubten Erörterung nicht, 
wenn auch die Vergleichung der Gefängnisse zu S. Peter mit den 
Bleikammern von Venedig für eine Erdichtung oder Entstellung 
der Wahrheit gehalten werden könnte. i 
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Gefährdung der öffentlichen Ruhe und Ordnung. 
(Geistliche Predigt.) 


13. Das Vergehen muss gegen die bestehende Regierung 

gerichtet, deren Verfügungen entstellt oder geschmäht worden sein. 
Erkenntniss vom 23. März 1860. 

Rechtsfall: In der Predigt eines Geistlichen war die Aufhebung 
des Klosters S. Blasien ein Raub genannt und sollte mit den 
Thaten eines berüchtigten Räubers «Schinderhannes» in Verbindung 
gesetzt worden sein. \ 

Hierüber sagen die Gründe des freisprechenden Erkenntnisses: 
Zum Thatbestand des in Frage stehenden Verbrechens gehört nach 
Wort und Sinn des Gesetzes, dass die Aufreizung gegen die be- 
stehende Staatsregierung in Bezug auf deren Verfügungen und 
Anordnungen gerichtet sei, dass die letzteren entstellt oder mit 
eruoben Schmähungen angefeindet werden. 

Verfügungen früherer Regierungen, wie die vor mehr als 
50 Jahren erfolgte Aufhebung des Klosters 8. Blasien gehören der 
Geschichte an, sind von der gegenwärtigen Regierung nicht zu 
vertreten, und kann deren wahrheitswidrige oder leidenschaftliche 
Beurtheilung nicht geeignet sein, zum Hass oder Verachtung der 
bestellenden Staatsverwaltung aufzureizen, oder die Sicherheit und 
Wirksamkeit der letzteren zu gefährden. 


Herabwürdigung der Religion. 


14. Zum Thatbestand dieses Verbrechens gehören solche Aeusse- 
runzen und Handlungen, welche die Tendenz haben, Religions- 
lehren oder Gegenstände der religiösen Verehrung einer im Staate 
aufeenommenen oder geduldeten Religionsgesellschaft lächerlich oder 
verächtlich zu machen, weil jene für die bürgerliche Gesellschaft 
gefährlich sind, den Gläubigen ein Acrgerniss geben, und den 
religiösen Glauben, damit aber Uie Grundlage unseres ganzen ge- 
sellschaftlichen Zustandes zu erschüttern geeignet sind. | 

Das Bewusstsein der Strafbarkeit der AeUSSeruBp oder Hand- 
lung muss dem Tbäter beiwohnen. 

(Strafgesetzbuch. $. 583.) 
Erkenntnisse vom 28. April und 21. Mai 1860. 
Annalen der badischen Gerichte. 1860. S. 345. 


Herzenshärtigkeit. (Ehescheidung.) 
15. Die Herzenshärtigkeit genügt zur Ehescheidung, wenn die 
Verweigerung der ehelichen Pflichten ohne vernünftigen Grund 
Zeitschr. £. Kirchenrecht. III. 4. 30 
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geschieht, und eine grobe Verunglimpfung oder harte Misshandlung 
enthält, was nach den Umständen des einzelnen Falles von dem 
Richter zu ermessen ist. 

Erkenntnisse vom 25. Januar 1860, 10. März 1860. 

Erläuterung: Die Eheordnung von 1807 kennt als vollgültige 
Trennungsursache der Ehe eine über drei Jahre ohne vernünftigen 
Grund fortgesetzte durch zuvor angewendete gütliche Ueberredungs- 
und polizeiliche Zuchtmittel nicht zu überwinden gewesene Hart- 
näckigkeit in Verweigerung der ehelichen Pflicht. 

Das Landrecht (Code Napol&on) hat diese Scheidungsursache 
— eine Art der gemeinrechtlichen Desertion — nicht aufgenommen, 
dagegen harte Misshandlungen oder grobe Verunglimpfungen des 
einen Eihegatten gegen den andern. 

(sevices ou injures graves.) art. 231. 

Eine Verordnung vom 4. November 1812 bestimmt hiernach: 
Herzenshärtigkeit als solche ist nach dem neuen Recht kein 
Grund zur Elescheidung, sie kann es aber werden, wenn sie in 
eine der von dem neuen Recht gebilligten Ursachen — harte Miss- 
handlung oder grobe Verunglimpfung ausartet, welches der Richter 
zu ermessen hat. 

Die Gründe eines oberstrichterlichen Erkenntnisses begründen 
hiernach die Verwerfung der Ehescheidung dahin: 

Wenn auch die durch Anwendung der gerichtlichen Zwangs- 
mittel (Beugungsgrade) nicht zu überwindende Verweigerung der 
Ehepflicht (Herzensbärtigkeit) unter Umständen ein Scheidungs- 
grund in der landrechtlichen Form der harten Misshandlung für 
den anderen Ehegatten sein kann, so liegt doch dieser Fall bier 
nicht vor. Es sind vom Kläger keine solche Umstände angegeben 
worden, welche der Weigerung der Beklagten das Gewicht einer 
harten Misshandlung im Sinne des Gesetzes verleihen könnten. 

Dagegen ergiebt sich aus den Verhandlungen, dass die Ehe- 
streitigkeiten durch eine rohe Behandlung der beklagten Ehefrau 
von Seiten des Klägers und durch thätliche Missbandlungen jener 
verschuldet sind, während dieser gegen die Ehefrau nichts Er- 
hebliches vorzubringen vermochte, wodurch letztere ihm zu der 
verletzenden Behandlung Ursache gegeben hätte. 

Reichen jene Thätlichkeiten auch nicht hin, um die Klage der 
Ehefrau auf Trennung von Tisch und Bett zu rechtfertigen, so 
sind sie doch bei Bestimmung des richterlichen Ermessens in Be- 
urtheilung der Frage, ob die Beklagte dem Kläger eine harte 
Misshandlung zugefügt habe, nicht ohne Gewicht. 

Da die Weigerung der Beklagten, wenn auch an sich nicht 
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ze billigen, doch dadurch in milderem Lichte erscheint, so kann 
dieselbe im vorliegenden Falle um-so weniger als zureichender 
Grund zur Scheidung erachtet werden, als bei der kurzen Dauer 
der Ehe von einem verständigeren Benehmen und besseren Be- 
handlung von Seiten des Klägers auch bei der Beklagten ein ver- 
söhnliches Betragen und damit die gedeihliche Fortsetzung der Ehe 
erwartet werden darf. 


Kirchendienst. 


16. Der Dienst eines kirchlichen Beamten ist im Zweifel nicht 
für unwiderruflich zu halten, und kann der Beamte ohne Gehalt 
entlassen werden, wenn der Anstellungsvertrag eine bezügliche 
Bestimmung über die Dauer des Dienstes nicht enthält. Die 
blosse Behauptung eines mündlichen dem schriftlichen Anstellungs- 
vertrag vorausgegangenen Versprechens der Unentlassbarkeit kann 
nicht berücksichtigt werden, wenn das letztere nicht in den Ver- 
trag — die Signatur — aufgenommen worden ist. Eine Eides- 
zuschiebung gegen den Inhalt der letzteren ist unzulässig. 

Erkenntniss vom 15. Dezember 1859 zur Sache des erz- 
bischöflichen Sekretärs B. in ne gegen das erz- 
bischöfliche Ordinariat daselbst. 


Kirehspielsverband (Gerichtszuständigkeit.) 


17. Der Streit über die aus dem Kirchspielsverband abgeleitete 
Baupflicht eignet sich nicht vor die Gerichte. Die Frage, ob eine 
Gemeinde im: Verhältniss der Kirchspielsgenossenschaft stehe und 
als Theil der letzteren baupflichtig sei, ist Öffentlichen Rechtens, 
und als solche dem Gerichte entzogen. Die Bildung wie die Tren- 
nung eines Kirchspiels wird im Öffentlichen Interesse von der geist- 
lichen und der Staatsgewalt vermittelt und ausgesprochen. 

Erkenntniss vom 24. October 1859. 
Annalen der badischen Gerichte. 1859. 8. 215 sq. 

Der Kirchspielsverband wird nicht stillschweigend auf- 
gelöst, sondern auf dieselbe Weise, wie er zu Stande gekommen, 
wieder getrennt. Die Bildung geschieht durch die kirchliche Ober- 
behörde mit Staatsgenehmigung, und währt so lange fort, bis das 
Verhältnis unter dem Zusammenwirken beider Gewalten gelöst 
wird. Sonach genügt weder die Anordnung der einen oder der 
andern jener Behörden, noch weniger ein nur faktischer Zu- 
stand zur Auflösung einer Kirchspielsgenossenschaft, beziehungs- 
weise zur Theilung einer Pfründe. i 

80 * 
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vgl. Weiske, Rechtslexicon «Kirchengebäude», -Kirchen- 
ämter.» : 
Walter, Kirchenrecht. $. 219. 


. Mensnerdienst. 


18. Dingliche Verpflichtang zur Besorgung des Messnerdienstes 
oder Bestreitung des desfallsigen Aufwandes. Eine solche Ver- 
pflichtung gegenüber dem Kirchspiel liegt dem Besitzer eines in 
der Nähe der Kirche stehenden Wirthshauses nicht schon deshalb 
auf, weil sie mit Ertheilung des Wirthschaftsrechtes als Bedingung 

des letzteren auferlegt wurde, oder weil die Besitzer des Hauses 
seit unvordenklicher Zeit den Messnerdienst besorgt haben sollen. 
Aus diesen Thatsachen folgt im Zweifel weder ein vertragsmässiger 
beziehungsweise privatrechtlicher Anspruch der Kirchengemeinde, 
noch eine dingliche auf alle Besitzer des Hauses als solche sich 
fortpflanzende Last. . 
Erkenntniss vom 6. März 1860. 


Pfarrkompetenz. 


19. Die Kirchspielsgemeinde ist nicht berechtigt, eine auf 
Entrichtung der Pfarrkompetenz gerichtete Klage zu erheben, viel- 
mehr kann das bezügliche Recht nur von dem Inhaber der Piarr- 
pfrände, beziehungsweise der nach den bestehenden Gesetzen zu 
deren Vertretung berufenen Staatsbehörde gerichtlich geltend ge- 

‚macht werden. Auch gegenüber dem Kirchenpatron ist die Ge- 
meinde in dieser Beziehung nicht zur Sache legitimirt. 
Erkenntniss vom 31. Januar 1860. 

Die Gründe des Erkenntnisses besagen: 

Die aus den politischen Gemeinden Schenkenzell und Bergzell 
bestehende Kirchspielsgemeinde hat mit Zustimmung der Kirch- 
spielsgenossen gegen die fürstliche Standesherrschaft Fürstenberg 
als Rechtsnachfolgerin des Nonnenklosters Wittichen eine Klage 
erhoben, worin sie verlangt, dass die Beklagte die spezitizirte 
Pfarrkompetenz an den jeweiligen Inhaber der Pfarrpfründe zu 
Schenkenzell auf Martini jeden Jahres abgebe. 

Diese Klage muss auf den Grund der von der Beklagten vor 
geschützten Einrede der fehlenden Aktivlegitimation der Klägerin 
verworfen werden, da das hier verfolgte Recht nur als ein solches 
der Pfarrpfründe angesehen werden kann, mithin nur von dem In- 
haber derselben, keineswegs aber von der Kirchspielsgemeinde oder 

- dem Stiftungsvorstande, welche mit dem Vermögen der Pfarrpfründe 
nichts zu schaffen haben, gerichtlich geltend gemacht werden kann. 
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Die Klägerin mag zwar aus den von ihr angeführten Gründen 
dabei interessirt sein, dass ihr Pfarrer seine Competenz vollständig 
erhalte, allein dieses Interesse, welches nicht einmal vermögens- 
rechtlicher Natur ist, da die Gemeinde zur Leistung der Pfarr- 
besoldung nicht verpflichtet ist, ‘giebt derselben keinerlei Rechte 
bezüglich dessen Competenz, und ist also niemals dazu geeignet, 
die fragliche Legitimation der Klägerin herzustellen. 

Die Klägerin sucht zur Begründung ihrer Legitimation weiter 
geltend zu machen, dass bei der Schenkung des Patronatrechts 
samımt Zugehör bezüglich fraglicher Pfarrei an das Kloster Wittichen 
diesem die Auflage gemacht worden sei, den Pfarrer zu besolden, 
und dass in dieser Auflage eine zu ihren Gunsten gemachte Schen- 
kung enthalten sei; allein die von der Klägerin vorgelegte Schen- 
kungsurkunde von 1331 erwähnt die Kirchspielsgemeinde nicht, im 
Gegentheil ergiebt sich daraus, dass damals die fragliche Pfarrei 
bereits existirte, wesshalb, wenn eine zu Gunsten der Pfarrei ge- 
troffene Bestimmung gefunden werden könnte, damit nur ein Recht 
der Pfarrpfründe begründet worden wäre. 


Schulhausbaupflicht. (Umfang — Lehrerwohnung.) 


20. Der zum Schulhaus Baupflichtige ist im Allgemeinen, und . 
insoweit nicht ein weitergehendes rechtsgültiges Anerkenntniss oder 
ein rechtskräftiges Urtheil deshalb vorliegt, nach dem Bauedikt 
nicht verbunden, auch für die Wohnung des nach dem Schulgesetz 
von 1835 angestellten zweiten oder weiterer Hauptlehrer Vorsorge 
zu treffen, beziehungsweise den hiefür regulirten Miethzins zu 
zahlen, diese Last trifft vielmehr, wenn sonst kein privatgechtlich 
Verptlichteter vorhanden ist, lediglich die (politische) Gemeinde. 

Plenar-Entscheidung vom 2. Dezember 1861. | 

Erkenntniss vom 2. Dezember u. 13. Dezember 1861. 

Annalen der badischen Gerichte. 1860. 8. 309. sq. 
« « « < 1862. S. 43. sa. 

Die Gründe der Plenarentscheidung, welche die Ausgleichung 
entgegengesetzter Ansichten und Erkenntnisse aus früheren Jahren 
zum Zweck hatte, besagen: 

Durch das Schulkesers vom 28. August 1835 sollte die privat- 
rechtliche Verbindlichkeit des zum Schulhaus Baupflichtigen in 
keiner Weise alterirt, dieselbe weder vermindert noch erweitert 
werden. 

Die Entscheidung der vorwürfigen Frage muss daher lediglich 
aus dem Bauedikt von 1808 — die Kirchen- und Schulbaulich- 
keiten betreffend — geschöpft werden. Nach letzterem ist aber 
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. für den Umfang der Baupflicht nicht das jeweilige Bedürfniss der 
betreffenden Gemeinde im Allgemeinen masssgebend, dieselbe be- 
zieht sich vielmehr auf ein bestimmtes Gebäude, welches zu unter- 
halten, und wo nöthig, zu erweitern und wieder aufzubauen ist; 
sie ist deshalb realer Natur und richtet sich nach den Zwecken, 
für welche das betreffende Gebäude bestimmt ist. 

Das Schulgebäude muss nun nothwendig die dem Bedürfniss 
entsprechenden und nach der Anzahl der schulpflichtigen Kinder 
bemessenen Schulzimmer und regelmässig auch die Wohnung für 
den Schullehrer und etwa auch für seinen Gehülfen oder Unter- 
lehrer enthalten. Mehr als die Vorsorge hiefür und für die nach 
Orts- und Dienstbeschaffenheit nothwendigen Wirthschaftsgebäude 
umfasst die Baupflicht nicht. 

Das Schulgesetz wollte diese Verbindlichkeit nicht erweitern, 
und hat sie in der Tbat nicht erweitert, indem es vielmehr aus- 
drücklich bestimmt, dass der zweite oder die weiteren Hauptlehrer 
(die von den Unterlehrern wesentlich zu unterscheiden sind) nicht 
eine Wohnung im Schulgebäude, sondern mehr nicht verlangen 
können, als dass ihnen die Gemeinde für eine freie Wohnung 
sorge, oder statt dessen den gesetzlich regulirten Miethzins zahle, 
wodurch diese Vergütung als ein Theil der Dienstemolumente er- 
scheint. 

Hieraus erhellt, dass die Anstellung eines zweiten Hauptlehrers 

die Nothwendigkeit einer Erweiterung des Schulgebäudes behufs 
der Schaffung einer Wohnung für denselben gesetzlich nicht her- 
beiführen kann, die betreffende Fürsorge vielmehr im Allgemeinen 
nur deg Gemeinde obliegt. 


Schulhausbaupflicht. (Umfang — Union.) 


21. Wenn der Bauherr der vormals reformirten Schule nach 
der in Folge der Union eingetretenen Vereinigung dieser und der 
früher lutherischen Schule ohne Vorbehalt das Baubedürfniss der 
unirten evangelischen Schule: allein bestritten hat, so bat er gegen- 
über der evangelischen Schulgemeinde, in welcher die 
früher reformirte Schule aufging, eine Bauhandlung vorgenommen, 
welche die Verpflichtung insofern überschritt, als damit das Be- 
dürfniss der evangelischen Schule ohne Beizug desjenigen, der 
früher für das Raumbedürfniss der lutherischen Schule za sorgen 
hatte, gedeckt worden ist. Dieser Bauherr erscheint sofort nach 
den Grundsätzen des badischen Bauedikts über die Folge der Bau- 
handlungen als allein baupflichtig gegenüber der evangelischen 
Schulgemeinde. 
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Erkenntniss vom 25. April 1860. 
Magazin für badische Rechtspflege. V. 8. 177. 


Schulhausbaupflicht. — Zuständigkeit. 


22. Die Grenzen der Nothwendigkeit oder des Bedürfnisses 
der Ausdehnung des Schulunterrichts und ferner die Grenzen des 
Bedürfnisses von Schulgebäulichkeiten festzustellen, ist nicht Auf- 
gabe der Gerichte, sondern auf anderem Wege zu entscheiden, 
ob und was nach den obwaltenden Verhältnissen gebaut werden 
muss ? 

Die Union (der reformirten und Iutherischen (Gemeinden) ist 
kein privatrechtlicher Akt, und keine nach den Grundsätzen des 
Privatrechts zu beurtheilende Succession, sie konnte und wollte 
auf Privatrechte oder Verbindlichkeiten nicht einwirken, weshalb 
auch ein privatrechtlicher Anspruch, insbesondere ein Recht auf 
Leistang der unbedingten und vollständigen Baupflicht aus der 
Union nicht abgeleitet werden kann. 

Erkenntniss vom 19. September 1857. 


Standesanspracha (Verzicht.) 


23. Der Verzicht auf die Standesansprache eines unehelichen 
Kindes gegen den Vater ist unstatthaft. Ein Vergleich, wodurch 
das natürliche Kind auf Anerkennung der Vaterschaft seines Er- 
zeugers gegen eine Geldentschädigung von Seiten des letzteren 
verzichtet, ist ungültig, weil der Stand, der nicht ein blosses Pro- 
dukt des Willens der Parteien ist, und der zugleich das öffent- 
liche Interesse berührt, unveräusserlich ist, weshalb auch seine 
Ansprache nicht verjährt. (Badisches Landrecht. Art. 328.) 

Zudem widerstreitet es der Sittlichkeit, einen Stand um eines 
pekuniären Vortheils willen aufzugeben, also zum Gegenstand einer 
Spekulation zu machen. 

Erkenntniss vom 13. Oktober 1860. 
Annalen der badischen Gerichte. 1862. 8. 229. 


Vaterschaft. (Ernährungspflicht.) 


24. Das Geständniss des Beischlafs um die Zeit der gesetzlich 
unterstellbaren Empfängniss ist in demjenigen der Vaterschaft ent- 
halten. Dieses genügt zur Begründung der Vaterschaftsklage, wenn 
es nach Veranlassung und Inhalt ein freiwilliges und ernstliches, 
auch durch Thatsachen unterstützt ist. Zum Beweise desselben 
genügt eine Privaturkunde. Das (Geständniss bedarf der Annahme 
nicht, bei aussergerichtlichen Geständnissen ist die Anwesenheit 
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des Gegners nicht nöthig. Die gerichtliche Feststellung der 
Vaterschaft begründet nur einen Anspruch des Kindes auf Er- 
nährung. 

Erkenntniss vom 10. Juli 1860. 

Annalen der badischen Gerichte. 1861. S. 57. sa. 

Die Gründe des Erkenntnisses besagen: 

In der anerkannten Privaturkunde hat der «Beklagte zwar 
nicht unmittelbar den Beischlaf mit der Klägerin um die Zeit der 
gesetzlich unterstellbaren Empfängniss zugestanden, das Geständniss 
dieser Thatsache ist jedoch in dem der Vaterschaft enthalten (nach 
dem Landrecht — Art. 340.a. kann derjenige für den Vater des 
Kindes erklärt werden, welcher des Beischlafs mit der Mutter um 
die Zeit der gesetzlich unterstellbaren Empfängniss freiwillig ge- 
ständig ist). 

Jene Privaturkunde genügt als Beweismittel für das Geständniss, 
nachdem der Beklagte durch die Zurücknahme desselben die Klä- 
gerin zu dem Antrag auf gerichtliche Feststellung der Vater- 
schaft genöthigt hat. Die landrechtliche Bestimmung (Art. 334) 
über die freiwillige Anerkennung eines natürlichen Kindes durch 
öffentliche Urkunde des Vaters findet hier keine Anwendung, 
diese gewährt Erbrechte (Art. 338), während durch die gericht- 
liche Feststellung der Vaterschaft nur ein Be auf Ernährung 
begründet wird. (Art. 762.a.) 

Ein Geständniss bedarf der Annahme nicht, auch kommt nicht 
in Betracht, dass es gegenüber von dritten unbetheiligten Personen 
- abgelegt wurde, da bei aussergerichtlichen Geständnissen die 
Anwesenheit des Gegners nicht erforderlich und wesentlich ist, 
und eine zum Zweck öffentlichen Gebrauchs in urkundliche 
Form gebrachte Erklärung einer mündlichen Aeusserung gegen 
die Geschwängerte mindestens gleichkommt. 

An der Ernstlichkeit des Geständnisses ist nicht zu zweifeln, 
da es ausdrücklich zu. dem Zweck abgelegt wurde, um das Kind 
ausgefolgt zu erhalten. 

Das Geständniss erscheint aber auch als freiwilliges, selbst 
wenn es auf Erinnerung an natürliche Pflichten von Seiten eines 
dritten zur Ausübung öffentlicher Gewalt nicht Berufenen erfolgt 
wäre. Dasselbe ist endlich dadurch unterstützt, dass zur ent- 
scheidenden Zeit (300—180 Tage vor der Geburt des Kindes) 
zwischen der Klägerin und dem Beklagten ein Verlöbniss, sonach 
eine nähere, den Parteien bei ihren Verhältnissen zur Geschlechts- 
vertraulichkeit Gelegenheit bietende Bekanntschaft stattgefunden 
hatte, 
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Verschollenheit. (Ehescheidung. Gerichtliche Competenz.) 


25. Die Verschollenheit ist eine Ehescheidungsursache. Den 
Gerichten kommt es nicht zu, die. rechtlichen Erfordernisse und 
somit die Richtigkeit des Ausspruchs der Verschollenheit durch 
die zuständige Behörde ihrer Prüfung zu unterziehen. 

Erkenntniss vom 29. Dezember 1859. 

Das Landrecht (Art. 232.a.) hat die Verschollenheit aus der 
früheren Eheordnung als Scheidungsursache beibehalten, hat aber 
deren Voraussetzungen nach den landrechtlichen Bestimmungen 
(Art. 115. sq.) normirt. Das Verfahren der Verschollenheits-Er- 
klärung ist polizeilich, nicht gerichtlich. 

Die Gründe des obigen Erkenntnisses besagen hierüber: 

Die Verschollenheit ist, nachdem sich der Beklägte im Juli 
1851 von seinem Wohnsitze entfernt und im Februar 1852 die 
letzte Nachricht von sich gegeben hatte, im Juli 1857 von der 
Klägerin bei der zuständigen Polizeibehörde in Antrag gebracht 
und nach gepflogener Kundschaftserhebung durch das Erkenntniss 
der gedachten Behörde ausgesprochen worden. 

Die nachher auf den Grund dieser durch das von keiner Seite 
angefochtene Erkenntniss konstatirten Verschollenheit angestellte 
Ehescheidungsklage muss für begründet erachtet werden, da es 
dem Ehegericht nicht zukommt, das von der zuständigen Polizei- 
behörde gepflogene Verschollenheitsverfahren seiner Cognition zu 
unterwerfen und dessen Rechtsbeständigkeit in Frage zu stellen. 


Verunglimpfung. (Ebescheidung.) 

26. Als grobe Verunglimpfung des einen Ehegatten gegen den 
anderen, welche nach dem Landrecht (Art. 231) die Ehescheidung 
begründen (injures graves), gelten Aeusserungen, welche nicht 
bloss Schimpfnamen, sondern den Vorwurf bestimmter unsittlicher 
Handlungen enthalten, wodurch insbesondere die weibliche Ehre 
einer unbescholtenen Ehefrau verletzt wird. Es werden schwere 
Beleidigungen oder Misshandlungen im moralischen Sinne (gegen- 
über den körperlichen Misshandlungen — scvices) erfordert, welche 
geeignet sind, dem verletzten Ehegatten die öffentliche Achtung 
zu entziehen, das Zusammenleben desselben mit dem schuldigen 
Ehegatten unerträglich zu machen. 

Erkenntniss vom 19. Januar u. 11. März 1861. 
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I. 


Die rechtliche Stellung der evangelischen Brüdergemeinden 
in Preussen. 


Von 
R. W. Dove *). 


Die rechtliche Stellung der in Preussen von Friedrich dem 
Grossen am 25. Dezember 1742., 7. Mai 1746., 18. Juli 1763., 
20. April 1780. konzessionirten evangelischen Brüdergemeinden 
(Herrnhuter) ist bereits in früheren Zeiten wiederholt ein Gegen- 
stand der Controverse gewesen. Anlass hierzu hatte besonders 
das Religionsedikt vom 9. Juli 1788. gegeben, welches im &. 2 im 
Gegensatz zu den «drei Hauptkonfessionen der christlichen Re- 
ligion» als bisher «öffentlich geduldete Sekten» ausser der jüdischen 
Nation «die Herrnhuter, Mennoniten und die böhmische Brüder- 
gemeinde» aufführt. Diese Bezeichnung der Herrnhuter als bloss 
öffentlich geduldeter Sekte enthielt jedoch einen geschichtlichen 
Irrthum. Die Herrnhuter waren durch die unter Friedrich II. er- 
haltenen Privilegien als solche, deren Glaubensgrundsätze mit den 
im deutschen Reiche bestehenden Religionen nicht im Widerspruche 
stehen, anerkannt und förmlich aufgenommen und ihnen die öffent- 
liche Ausübung ihres Gottesdienstes zugesichert worden. Die 
Besorgniss, dass aus jener Bezeichnung im Religionsedikt für ihre 
rechtliche Stellung nachtheilige Folgerungen gezogen werden möchten, 
veranlasste die evangelischen Brüdergemeinden, gegen die Sub- 
sumtion unter die Kategorie der öffentlich geduldeten Sekten vor- 
stellig zu werden, und erhielten sie unter dem 10. April 1789. 
eine erneuerte landesherrliche Zusicherung, worin sie als «wahre 
Augspurgische Confessions-Verwandte» ausdrücklich anerkannt und 
der unverkürzte Bestand ihrer Privilegien wiederholt bestätigt 
wurde. Sie wurden also der richtigen Ansicht nach zwar nicht 
mit den besonderen Vorzügen der Hauptkonfessionen ausgestattet, 
aber doch als eine aufgenommene, konzessionirte Religionsgesell- 
schaft mit einem exercitium publicum oder quasi publicum aner- 
kannt, und dadurch ihre rechtliche Stellung über diejenige einer 
bloss geduldeten Religionsgesellschaft erhoben !). Aus dieser Stel- 


*), Die betreffenden Aktenstücke verdanken wir der Güte des Herrn 
Appellations-Gerichts-Vice-Präsidenten Dr. von Rönne zu Glogau. 
') Vgl. über diese Entwicklung von Mühler, Geschichte der 
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lung ergab sich vor Allem auch, dass die Herrnhuter Gemeinden 
mit Korporationsrechten bilden konnten, wenn sie dabei 
auch zuerst gewissen lokalen Beschränkungen anterlagen. Diess 
ist besonders wichtig mit Rücksicht auf den Artikel 13. der Preussi- 
schen Verfassungsurkunde vom 31. Januar 1850.: 

«Die Religionsgesellschaften,- sowie die geistlichen Gesell- 
schaften, welche keine Korporationsrechte haben, können 
diese Rechte nur durch besondere Gesetze erlangen.» 

Denn wenn hiernach gegenwärtig unter den Religionsgesell- 
schaften im Staate zwei grosse Kategorien hervortreten, solche mit 
Korporationsrechten und solche ohne Korporationsrechte, so ge- 
hören in jene erstere Kategorie ausser den privilegirten Kirchen 
auch die aufgenommenen konzessionirten, nicht privilegirten Kirchen- 
gesellschaften der vor der Verfassungsurkunde ausgebildeten Ein- 
theilung, wie die Herrnhuter und die von der Landeskirche sich 
getrennt haltenden Lutheraner ?). 

Neuerdings hat nun die durch die Einführung des Allgemeinen 
Deutschen Handelsgesetzbuchs in Preussen bedingte Eintragung der 
von evangelischen Brüdergemeinden betriebenen kaufmännischen 
Handelsgeschäfte in die Firmenregister wiederum unter den Ge- 
richten zu Erörterungen über die Frage geführt, ob jenen Ge- 
meinden in Preussen Korporationsrechte zustehen. 

Insonderheit trug das Königliche Kreisgericht zu Freistadt 
Bedenken, auf die durch den Vorsteher der Brüdergemeinde zu 
Neusalz a/0. E. W. Geissler geschehene Anmeldung der der 
letzteren gehörigen, unter der Firma: Meyer Otto u. Comp. 
bestehenden kaufmäynischen Handlung die beantragte Eintragung 
derselben in das Handelsregister vorzunehmen. Geissler hatte 
Vollmacht von der Direction der Brüder - Unität zu Berthelsdorf, 
als seiner vorgesetzten Behörde beigebracht, die indessen durch 
das Kreisgericht bemängelt wurde, und ferner Ministerial-Rescripte 
vom 16. Dezember 1849. und 23. Dezember 1861., sowie eine Aller- 
höchste Cabinets-Ordre vom 28. November 1861. zu seiner Legi- 
timation beigefügt. Gegen die zurückweisende Verfügung des ge- 
nannten Kreisgerichts vom 8. Mai 1862.* führte Geissler bei dem 
Königlichen Appellationsgericht zu Glogau unter dem 12. Mai 1862. 
Beschwerde, in welcher er unter Anderem ausführt: 


evang. Kirchenverfassung in der Mark Brandenburg. Weimar 1846. 
S. 264. 265. Jacobson, über die religiösen Rechtsverhältnisse der 
Dissidenten in Preussen in dieser Zeitschrift, Band I. S. 392. ff. beson- 
ders S. 394. ff. 

2) Jacobson.a. a. ©. 8. 427. vgl. S. 416. 
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»Es ist als festgestellt anzusehen, dass die evangelischen Brüder- 
gemeinden in Preussen öffentlich vom Staate aufgenommene Religions 
gesellschaften darstellen, und daher unzweifelhaft, dass sie als solche 
die Rechte privilegirter Korporationen besitzen. Etwanigen Zweifeln 
hierüber, weil das Letztere in den die Grundverfassung der Brüder- 
gemeinden bildenden landesherrlichen Concessionen nicht ausdrücklich 
ausgesprochen ist, begegnet das beigebrachte Ministerial-Reskript vom 
16. Dezember 1849., namentlich das Anerkenntniss darin: 

»dass die evangelischen Brüdergemeinden allezeit als korporative 
Gemeindeverbände anerkannt und ihnen die völlige freie und 
selbstständige Verwaltung ihrer Angelegenheiten sowie insbeson- 
dere ihres Vermögens gestattet worden ist.« 

Dieses Anerkenntniss wird verstärkt durch das Ministerial-Reskript 
(2.) vom 23. Dezember 1861. 

Das Königliche Kreisgericht findet — von dessen Einwand gegen 
das letztere Ministerial-Reskript abgesehen — in diesem Anerkenntniss 
nur ein solches der Brüdergemeinde als Kirchen-Gesellschaft, nicht aber 
auch als einer mit den Rechten korporativer Verbände bekleideten 
Erwerbs-Gesellschaft. Dagegen ist anzuführen, dass die evangelische 
Brüdergemeinde überhaupt nur als Kirchen-Gesellschaft, resp. vorzugs- 
weise als solche, in Betracht kommt; denn der Grundzug ihres ge- 
sammten Wesens, auch ihrer socialen Einrichtungen, ist immer der 
religiöse, und das Vermögen, welches sie besitzt und erwirbt, hat die 
Bestimmung, zur Erhaltung dieses religiösen Grundzuges verwendet zu 
werden. Gerade die genaue Verbindung der Anhänger der Brüder- 
gemeinde zur Gottseligkeit, welche Verbindung deren Gemeinde-Ver- 
fassung und Gemeindezucht durchdringt, ist das Eigenthümliche bei 
dieser Kirchen-Gesellschaft. 

Demzufolge erscheint mir der vom Königlichen Kreisgericht ge- 
machte Unterschied zwischen Kirchen- und Erwerbs-Gesellschaft ge- 
radezu unerheblich.« 

Zum Schluss nimmt Bittsteller darauf Bezug, dass das K. 
Kreisgericht zu Reichenbach die in Gnadenfrei bestehenden Kauf- 
mannshandlungen der dortigen Brüdergemeinde, sowie das K. 
Kreisgericht zu Cosel die der Brüdergemeinde Gnadenfeld gehörige 
Handlung ohne Bedenken eingetragen habe. 

Hierauf erging zunächst unter dem 12. Mai 1862. Verfügung 
des Königlichen Appellationsgerichts an Geissler, worin es heiset: 

»Nach 8. 1. des Rel.Edikts vom 9. Juli 1788. (Raabe Bd. VI. S. 726) 
sind die Herrnhuter und böhmischen Brüdergemeinden nicht öffentlich 
recipirte sondern geduldete Kirchengesellschaften, deren Rechte abge 
sehen von in den $$. 22. und 23. Theil II. Titel 11. Allg. Landrechis 
ihnen bezüglich ihres Gottesdienstes beigelegten Befugnissen zufulge 
der 88. 20. und 27. ibid. und 8. 22. II. 6. loc. cit. lediglich nach der 
ihnen von dem Landesherrn ertheilten besonderen Concession zu beur- 
theilen sind. 
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In der den Mährischen Brüdern unterm 25. Dezember 1742. er- 
theilten Concession (Raabe Bd. VI. S. 433.) werden denselben aber nur 
gewisse Rechte, welche ihre Religionsübung betreffen, nicht aber auch 
Befugnisse, welche eine vermögensrechtliche Beziehung haben, verliehen, 
und wenn auch, wie die von Ihnen in beglaubigter Abschrift über- 
reichten Ministerial-Verfügungen vom 16. Dezember 1849. und resp. 
25. Dezember 1861. behaupten, aug den darin allegirten landesherrlichen 
Concessionen und Konfirmationen vom resp. 18. Juli 1763. und 10. April 
1789. zu folgern sein mag, dass die mährischen Brüdergemeinden all- 
zeit als korporative Gemeindeverbände anerkannt und ihnen freie 
und selbstständige Verwaltung ihrer Angelegenheiten und insbesondere 
ihres Vermögens gestattet worden sei, so lässt sich doch nur an- 
nehmen, dass sich jenes Anerkenntniss der Korporation nur auf den 
Gemeindeverband in seiner Eigenschaft als geduldete 
Kirchengesellschaft beschränkt und dass unter dem Ausdrucke 
»Vermögen« bloss dasjenige verstanden worden ist, was in einem ge- 
wissen Zusammenhange mit der Eigenschaft der Brüdergemeinde als 
Kirchengesellschaft steht. Hierzu kann aber ein Gewerbe- oder kauf- 
männischer Handelsbetrieb, welchen dieselbe als juristische Person unter 
einer beliebig gewählten Firma treibt, nicht gezählt werden. 

So lange Sie daher nicht den Nachweis geführt haben, dass der- 
selben die Befugniss zu diesem Betriebe durch ein landesherrliches 
Privilegium oder eine landesherrliche Concession verliehen worden ist, 
können wir die Weigerung des Königlichen Kreisgerichts zu Freistadt, 
das zufolge Ihrer Angabe der Brüdergemeinde zu Neusalz ge- 
hörige kaufmännische Handelsgeschäft unter der Firma Meyer Otto 
& Comp. in das Handelsregister einzutragen, nicht für unbegründet 
erachten, und demzufolge dasselbe auch nicht anweisen, Ihrem diesfäl- 
ligen Antrage ohne Weiteres stattzugeben. 

Dagegen haben wir das Königliche Kreisgericht zu Freistadt an- 
gewiesen, von seinen weiteren Verlangen der Beibringung einer öffent- 
lichen Urkunde behufs Legitimation des Bischofs Nitschmann als 
Präses der Direktion der evangelischen Brüder-Unität als nicht genü- 
gend gerechtfertigt abzustehen.« 

Nunmehr wendete sich die Direction der evangelischen Brüder- 
Unität zu Berthelsdorf unter dem 15. August 1862. mit einer Be- 
schwerde an den Justiz-Minister, welcher hierauf mittels Rescripts 
vom ]1. October 1862. das Appellationsgericht zu Glogau zur noch- 
‘maligen Prüfung der Frage veranlasste, ob’ nicht das Kreisgericht 
zu Freistadt anzuweisen sei, die gedachte Brüdergemeinde wegen 
der von ihr unter der Firma «Meyer.Otto & Comp.» betriebenen 
Handlung in das Handelsregister einzutragen. In diesem Rescript 
heisst es: 

»Der Verfügung des Kollegiums vom 12. Mai d. Js. liegt die un- 
verkennbare richtige Voraussetzung zum Grunde, dass die evangelische 
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Brüdergemeinde zu Neusalz als solche in das Handelsregister nicht 
eingetragen werden könne, wenn derselben die Rechte einer moralischen 
(juristischen) Person mangeln sollten, dass in diesem Falle vielmehr 
in Gemässheit des Grundsatzes 8. 13. Tit. 6. Th. II. Allg. Landrechts 
auf die Vorschriften des deutschen Handelsgesetzbuchs, des Einführunes- 
gesetzes vom 24. Juni 1861. (Ges.S. S. 449.) und der Instruktion vom 
12. Dezember 1861. (Justiz-Min.Bl. 8, 827.) über die Eintragung der 
Handelsgesellschaften in das Gesellschaftsregister zurückzugehen und 
“eine diesen Vorschriften entsprechende Anmeldung zur Eintragung er- 
forderlich sei. Hieraus dürfte aber doch für den entgegenstehenden 
Fall, nämlich bei der Voraussetzung, die Brüdergemeinde sei als ver- 
mögensfähig, oder als moralische Person oder als Korporation anzu- 
sehen, unausweichlich die Zulässigkeit der Eintragung der Brüderge- 
meinde unter dieser Bezeichnung als Inhaberin der Handlung Meier 
Otto & Comp., obschon nicht in das Gesellschaftsregister, doch in das 
Firmen-Register folgen, indem das Gesetz die Eigenschaften eines Einzel 
kaufmanns im Gegensatz zu den Handelsgesellschaften und die Vor 
schriften, welche hieran sich knüpfen, keineswegs auf physische Per 
sonen beschränkt hat, das Gegentheil sogar im -Artikel 5. Abs. 2. des 
Handelsgesetzbuchs angedeutet wird. Diess wird auch in der Verfügung 
des Kollegiums vom 12. Mai d. Js. anscheinend nicht verkannt, sondern 
der Grund der, die Ablehnung der Eintragung bestätigenden Entschei 
dung darin gelegt, dass in dem vorliegenden Falle unter >keinen Um 
ständen die Vermögensfähigkeit oder die Eigenschaft der moralischen 
Person über das kirchliche Gebiet und die kirchlichen Zwecke hinaas 
reiche. Die Haltbarkeit jenes Entscheidungsgrundes unterliegt aber 
den erheblichsten Bedenken. Es ist das karakteristische Merkmal einer 
moralischen Person, dass sie, insofern nicht etwa der anomale Fall der 
ausdrücklichen Verleihung von nur beschränkten Korporationsrechten 
vorliegt, wodurch die Eigenschaft einer moralischen Person überhaupt 
in Frage gestellt wird, im Rechtsverkehr als eine für sich bestehende, 
von den einzelnen physischen Personen, worauf sie sich zurückführen 
}ässt, verschiedene Persönlichkeit gilt, dass ihr demzufolge die aktive 
und passive Vermögensfähigkeit in demselben Umfange beiwohnt, wie 
einer einzelnen physischen Person (vgl. Thl. II. Tit. 6. 8$. 81. und 
folgd. Allg. Landrechts), unbeschadet der Beschränkungen, welche ia 
Bezug auf die Gültigkeit des Einwandes oder die Eingehung von Ver- 
pflichtungen bestehen können, wie solche Beschränkungen auch bei 
ganzen Klassen von physischen Personen (Minderjährigen, Fraued etc.), 
ohne der Vermögensfähigkeit derselben im Allgemeinen Abbruch zu 
thun, sich vorfinden. Muss aber die Eigenschaft der Brüdergemeinde 
zu Neusalz als einer moralischen Person oder ihre Vermögensfähigkeit 
im Allgemeinen einmal anerkannt werden, so darf auch die Eintragung 
der Firma, unter welcher sie den Handel betreibt, in das Firmenregister 
ebensowenig, wie einer einzelnen physischen Person versagt werden, 
sollten auch rücksichtlich der Zulässigkeit des von ihr’ unternommenen 
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Handelsbetriebes nicht unwichtige Bedenken obwalten. Es erhellt diess 
sowohl aus dem Artikel 11. des Handelsgesetzbuchs, als aus der damit 
in Verbindung stehenden Bestimmung im $. 26. Absatz 2. s. f. der In- 
struktion vom 12. Dezember 1861., insofern hier bestimmt ist, in welchen 
wenigen Fällen es zur Begründung eines Eintragungsgesuchs ausser der 
formgerechten Anmeldung und der Gesetzmässigkeit der angemeldeten 
Firma noch eines weiteren Nachweises bedarf (vgl. $. 29. der Instruktion). 
Wäre deshalb auch anzunehmen, dass die Brüdergemeinde zu Neusalz 
durch den Handelsbetrieb den Voraussetzungen und Erwartungen nicht 
entspricht, unter welchen ihre Anerkennung als moralische Person 
erfolgt ist, so mag hierin für die zuständigen Behörden ein Grund zum 
geeigneten Einschreiten liegen; die das Handelsregister führende Ge- 
richtsbehörde ist"dagegen nach den bestehenden Vorschriften nicht für 
befugt zu erachten, über die Einhaltung jener Schranken zu wachen, 
und wegen anscheinender Ueberschreitung derselben die Eintragung 
der Firma, unter welcher der Handel betrieben wird, in das Firmen- 
register zu verweigern. 

Freilich lässt sich noch in Zweifel ziehen, ob denn in der That 
der Brüdergemeinde zu Neusalz die Rechte einer moralischen Person . 
zustehen. In dieser Beziehung wird dem Kollegium eröffnet, dass die 
betreffende Frage bereits mehrfach erörtert, allein bis jetzt nicht zum 
endgültigen Austrag gebracht ist. Es sprechen für ihre Bejahung ge- 
wichtige Gründe, wie schon die in der Verfügung des Kollegiums vom 
12. Mai d. J. angezogenen Ministerialbescheide vom 16. Dezember 1849. 
und 293. Dezember 1861. erkennen lassen. Der Justiz-Minister kann es 
aber aus den in der Anmerkung zum $. 110. der Instruktion vom 12. 
Dezember 1861. angedeuteten Gründen nicht für angemessen finden, 
eine so wichtige und zweifelhafte Frage über. die rechtliche Existenz 
einer vermeintlichen, den Handel unter einer bestimmten Firma that- 
sächlich und ungehindert betreibenden moralischen Person bei der Füh- 
rung des Handelsregisters im Verfügungswege unter Ausschluss der 
Kognition des höchsten Gerichtshofes (vergl. $. 1. der Instruktion vom 
12. Dezember 1861.) zur Erledigung zu bringen. Nach dem Zweck des 
Handelsregisters und nach den Grundsätzen, welche bei der Führung 
desselben leitend sind, ist es gerechtfertigt, und in der allegirten An- 
merkung als gerechtfertigt anerkannt, ohne Rücksicht auf derartige 
Zweifel mit der Eintragung vorzugehen, deren Versagung, im Falle 
die Zweifel unbegründet sind, die erheblichsten Interessen verletzen 
und in die bei Einführung des neuen Gesetzes bestandenen Verhältnisse 
in nicht beabsichtigter Weise eingreifen, während die Eintragung, 
sollten die Zweifel sich später auch als gerechtfertigt darstellen, kaum 
einen Nachtheil bringen kann.« 

Berlin den 11, October 1862. 

Ä Der Justiz-Minister. 
gez. G. z. Lippe. 
‚An das Königliche Appellafionsgericht zu Glogau. I. 3874. 
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Das Ergebniss dieser nochmaligen Prüfung des K. Appellations- 
gerichts zu Glogau ist in der nachfolgenden Verfügung desselben 
an das K. Kreisgericht I. Abthl. zu Freistadt enthalten: 

»In Folge der abschriftlich beikommenden Vorstellung der Direction 
der evangelischen Brüder-Unität zu Berthelsdorf vom 15. Aggust d. J. 
hat uns der Herr Justiz-Minister mittelst Rescripts vom 11. d. M. ver- 
anlasst, die Frage: 

ob nicht die evangelische Brüdergemeinde zu Neusalz wegen der 

von ihr unter der Firma Meyer Otto & Comp. betriebene Hand- 

lung in das Handelsregister einzutragen sei, 
einer nochmaligen Prüfung zu unterwerfen. Bei Vornahme derselben 
ist der Inhalt der den evangelischen Brüdern erthejlten Concessions- 
und Confirmations-Urkunden, welche bei Erlass unserer Verfügung vom 
12. Mai d. J. — I. 3006. — zum Theil gar nicht, zum Theil nicht in 
extenso vorlagen, gegenwärtig aber in beglaubigter Abschrift beigebracht 
worden sind, Gegenstand eingehender Erörterung gewesen, weil von 
diesem Inhalte die Entscheidung darüber abhängt, ob den einzelnen 
Gemeinden der evangelischen Brüder, insbesondere auch der zu Neusalz, 
juristische Persönlichkeit inne wohne. In dieser Beziehung ist Folgendes 
hervorzuheben: 

1. Die Urkunde vom 25. Dezember 1742., welche das Königliche Kreis- 
gericht ebenso in der Beilage abschriftlich erhält, wie die übrigen, 
weiter unten zu erwähnenden Urkunden, weist den Mährischen 
Brüdern die Befugniss zu, »die Prediger bei denen Gemeinen, 
so sich zu ihrer Kirche bekennen, nach Gutbefinden zu bestel- 
len«, und erlaubt ihnen, einen Ort in Schlesien, wo sie sich 
zusammenhalten könnten, zu wählen und anzubauen, 
wenn sie vorher den zu ihrer Wohnung zu erkiesenden Ort an- 
gezeigt und zur Königlichen Approbation gemeldet haben werden. 

2. Durch die General-Concession vom 7. Mai 1746. erhielten die 
Mährischen Brüder, unter Bestätigung der ihnen früher bereits 
gewährten Rechte, auch die Erlaubniss, »an den ihnen spezialiter 
akkordirten Orten ihres Etablissements Bethäuser anzulegen.« Als 
solche Etablissements in Schlesien (privilegirte Orte) wurden 
ihnen gleichzeitig verschiedene Orte, darunter Ncusalz, bestätigt, 
daneben aber die Pflicht auferlegt, >»sich mit dem Etablissement 
an vorbenannten Orten zu begnügen, und an solchen ihre Ge 
meinden zusammenzuhalten, auch ausserhalb selbigen 
keineswegs einzelne Familien im Lande hie und da anzusetzen.« 
Dagegen wurde den Mährischen Brüdern nicht verschränkt, »nach 
ihrem Gutbefinden einige oder mehr Familien von einem der 
privilegirten Oerter in Schlesien nach dem andern zu versetzen.« 

3. In der erneuerten Concession. vom 18. Juli 1763. wird ferner von 
dem verwüstetenBrüder-Gemein-Ort zu Neusalze, dessen 
Wiederherstellung und der Anlegung eines neuen solchen Brüder- 
Gemein-Ort zu Sellchow in der Priegnitz gesprochen. : 
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4. Die Confirmations-Urkunde vom 10. April 1789. endlich erkennt 
an, dass die evangelischen Brüder in den Preussischen Staaten 
mehrere Gemeinden errichtet und dass sie sich in ihren 
Gemeinden vertrauenswürdig gezeigt hätten. j 

Wenn schon hiernach die Folgerung nicht unstatthaft erscheint, 
dass die än den privilegirten Orten, mithin auch in Neusalz, beste- 
henden Vereinigungen der evangelischen Brüder Seitens des Staates 
stets als juristische Personen betrachtet und als solche anerkannt worden 
sind — Allg. Landrecht Theil II. Tit. 6. $$. 25. 81. —, so gewinnt 
dieselbe doch noch durch Folgendes besondern Anhalt. Das in unserer 
Verfügung vom 12. Mai d. J. in Bezug genommene Edikt vom 9. Juli 
1788. (Rabe Bd. 7. S. 726.) rechnet im $. 2. die Herrnhuter und die 
Böhmische Brüdergemeinde allerdings nur zu den bisher öffentlich 
geduldeten Sekten; allein diese Erklärung, — welche insofern 
mit den älteren Concessions-Urkunden nicht in vollem Einklange steht, 
als dieselben, z. B. durch die Erlaubniss, ihren Gottesdienst 
öffentlich auszuüben und ihre Kirche in der bei ihnen hergebrachten 
Zucht und Ordnung zu halten, die Prediger nach Gutbefinden zu be- 
stellen, und durch die Bestimmung, dass sie »auch in Geistlichen und 
Kirchensachen keinem Consistorio, sondern unter Sr. Königl. Majestät 
Höchster Oberherrschaft und Protektion blos und allein ihren Bischöfen 
unterworfen sein sollen«, den evangelischen Brüdern ein grösseres Maass 
an Rechten zuweisen, als einer geduldeten Kirchengesellschaft zusteht 
— Alig. Landrecht Theil I. Titel 11. 88. 20. ff. —, hat durch die 
Confirmations-Urkunde vom 10. April 1789. ihre Bedeutung verloren. 
Denn in diesem Erlasse, welcher nach dem Rescripte vom 16. Dezember 
1849. ausdrücklich zu dem Zwecke extrahirt worden ist, um die nach- 
theiligen Folgerungen von den Brüdergemeinden abzuwenden, welche 
aus der im Edikte vom Juli 1788. gebrauchten Bezeichnung: »öffentlich 
geduldete Sekte« gezogen werden möchten, ist in Uebereinstimmung 
mit der erneuerten Concession vom 18. Juli 1763. anerkannt, dass die 
evangelischen Brüder sich >zur Augspurgischen Confessione bekennen. 
Demgemäss wird auch angeordnet, >dass sämmtliche Unsere Ober- 
Landes-Collegia, Obrigkeiten und Gerichte dieselben fernerhin bei der 
ihnen verliehenen und jetzt von neuem bestätigten besonderen Ver- 
fassungsfreiheit, sowie bei den übrigen bürgerlichen Rechten 
als wahre Augspurgische Confessions-Verwandte 
ungekränkt erhalten sollen.«e Die Augspurgischen Confessions- 
Verwandten aber sind nicht eine »geduldete Sekte«, sondern eine reci- 
pirte Kirchengesellschaft. Diess führt zu der Folgerung, dass auch die 
evangelischen Brüder die Eigenschaft einer solchen besitzen — vergl. 
das Erkenntniss des Ober-Tribunals vom 6. September 1854., Entscheid. 
Band 28. Seite 367.2) —. Unter dieser Voraussetzung aber haben ihre 


®) Vgl. auch Altmann’s Praxis der preussisclien Gerichte in 
Kirchen-, Schul- und Ehesachen. S. 561. ff. 
Zeitschr. f. Kirchenrecht. II. 8l 
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einzelnen Gemeinden die Rechte privilegirter Korporationen — Allgem. 
Landrecht Theil U. Titel 11. 88. 193. f. —, also juristische Persön- 
lichkeit — Allgem. Landrecht Theil II. Titel 6. $. 81. — 

Als solcher gebühren ihnen alle Befugnisse einer physischen Person, 

soweit dieselben nicht etwa von dem physischen Leben abhängen, oder 
positive gesetzliche Vorschriften ein Anderes bedingen; insbesondere 
‚ steht ihnen unter dieser Beschränkung volle aktive und passive Ver- 
mögensfähigkeit zu — Allgem. Landrecht Theil II. Titel 6. 8$. 82. fi. —. 
Es kann den fraglichen Gemeinden daher in Ermangelung einer ver- 
bietenden gesetzlichen Vorschrift das Recht, ihr Vermögen durch Handels- 
betrieb zu vermehren, ‚nicht versagt werden. Ob die Ausübung des- 
selben mit ihrem eigentlichen Zwecke übereinstimmt, und in welcher 
Weise einer solchen entgegenzutreten sei, ist eine Frage, deren Ent 
‚ scheidung den staatlichen Behörden zusteht, welche über jenen Ge- 
meinden zu wachen haben, nicht aber zur Cognition der Gerichte ge- 
hört. Ausser Acht darf aber hierbei gewiss nicht gelassen werden, dass 
die Behauptung der Direction der Brüder-Unität, ohne das durch ihre 
Handelsgeschäfte erworbene Vermögen werde den evangelischen Brüdern 
die Erfüllung ihrer kirchlichen Zwecke nicht möglich, mit Rücksicht 
auf den notorischen eigenthümlichen Zusammenhang der socialen und 
kirchlichen Verhältnisse der evangelischen Brüdergemeinden sich keines 
wegs von der Hand weisen lässt. 

Endlich ergiebt sich, wie auch von dem Königlichen Kreisgerichte 
anerkannt wird, aus der allgemeinen Fassung des Artikel 4. des allg. 
“deutschen Handelsgesetzbuchs, sowie aus dem im Artikel 5. AL 2. da- 
selbst behandelten Falle, dass auch juristische Persönlichkeiten in die 
Handelsregister einzutragen sind, sofern sie gewerbsmässig Handels 
geschäfte betreiben. 

Nach allen diesen Erwägungen haben wir keinen Anstand ge- 
nommen, anzuerkennen, dass der in unserer Verfügung vom 12. Mai 
d. J. noch vermisste Nachweis der Bedingungen, von welchen die Ein- 
tragung der Brüdergemeinde in Neusalz in das Handelsregister ab- 
hängig zu machen, nunmehr beigebracht sei, und zwar um so weniger, 
als es sich nach dem in der Anmerkung zum $. 110. der Instruktion 
vom 12. Dezember 1861. ausgesprochenen Grundsatze nicht rechtfertigt, 
etwa noch bestehenden Bedenken gegenüber die Eintragung länger zu 
versagen. 

Das Königliche Kreisgericht wird daher hierdurch angewiesen, nun- 
mehr dem Antrage des Vorstehers der evangelischen Brüdergemeinde 
zu Neusalz E. W. Geisler, welcher Abschrift dieser Verfügung zur 
Nachricht erhalten hat, zu entsprechen.« 

Glogau den 21. Oktober 1862. 

Königliches Appellations-Gericht. 
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Il. 


Kirchenfabriken — Autorisatio ad agendum nach rhein- 
preussischem Recht. (Vorläufige Anzeige.) 


Der fünfte Civilsenat (Rheinische Senat) des Königlichen Ober- 
Tribunals zu Berlin hat in seiner Sitzung vom 19. Mai 1863. in 
der Cassationssache 1. des Steuereinnehmers Heinrich Cordier 
zu Rübenach, 2. der Kirchenfabrik der Pfarrkirche zu Bassenheim 
in der Person ihres Rendanten des sub 1. bezeichneten Steuer- 
einnehmers Cordier, Cassationskläger, gegen den Vicar Nicolaus 
Bettingen zu Bassenheim, Cassationsverklagten, folgenden wich- 
tigen Rechtsgrundsatz festgestellt: 

In der preussischen Rheinprovinz ist der Art. 77. 
des Fabriken-Decretes vom 30. December 1809. durch 
den Art. 15. und 109. der Verfassungs-Urkunde vom 
31. Januar 1850. nicht aufgehoben. 

Die Kirchenfabriken bedürfen daher nach wie 
vor der Autorisation der Regierung und nicht der 
des Bischofs. 

Wir werden das wichtige Urtheil mit seiner Begründung im 
nächsten Heft mittheilen. Die Redaktion. 


IV. 
Zur Abwehr 


gegen den ordentlichen Professor des Kirchenrechts 
in Innsbruck, Dr. Ernst von Moy de Sons*). 


In einem vom Zaun gerissenen schon früher abgefertigten An- 
griff auf den hochgeachteten Herausgeber dieser Zeitschrift kommt 


*) Wir glaubten dem Wunsche des geehrten Herrn Einsemders 
durch die Aufnahme des folgenden Protestes nachkommen zu müssen. 
Wirselbstsetzen unserer früheren Erklärung (oben 
S. 115. a. E.) gemäss unsererseits auch dem neuesten Schmähartikel 
des Herrn von Moy: >»Moy und Dove zum letzten Male« [Archiv N. 
F. Ba. UL S. 337. fg.) kein Wort der Abwehr entgegen. Was 
sollten wir auch mit einem Gegner rechten, welcher [Archiv N. F. 
Bd. III. H. 2. S. 337] uns der Unwahrheit zu bezüchtigen wagt, weil 
wir [oben S. 113] einen Ausdruck von ihm angeführt hatten, der 
[Archiv N. F. Bd. II H. 1. S. 175. Anm. 1.) in einem von ihm 
unterzeichneten Artikel enthalten ist. Die Redaktion. 

31 * 
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“der obengenannte Mitherausgeber des Archivs für katholisches 
Kirchenrecht (N. F. Bd. III. S. 176) auf meinen in diesen Blättern 
erschienenen Aufsatz «über die rechtliche Natur der Concordate» in 
einem Ton zu sprechen, welcher mich nach dem Erscheinen des 
zweiten Theils meiner Arbeit zu einer kurzen Entgegnung veran- 
lasst. Dasjenige, was der genannte Herr als die «Substanz» (?) 
meiner Ausführung vorträgt, ist, soweit das Referat richtig ist, 
den Schriften canonisch - rechtlicher Auctoritäten (Nicolarts, 
Chokier u. A.) wörtlich entnommen und als die Ansicht der Co- 
rialisten nachgewiesen. Die übrigen Sätze, welche als meine Auf- 
stellungen vorgetragen werden, sind unrichtig wiedergegeben, aus 
dem Zusammenhang gerissen, und beruhen auf absichtlicher oder 
unabsichtlicher Entstellung, wie sich Jeder, welcher sich die Mühe 
nimmt, durch eine Vergleichung mit den angeführten Stellen 
(S. 441. u. 445.) überzeugen kann. Wenn ein Vorkämpfer der 
katholischen Glaubenseinheit in Tyrol es wagt, im 
Namen der Wissenschaft sein Anathema über eine quellenmässige 
Untersuchung drucken zu lassen, so mag er sich hiezu im Namen 
der kirchlich gefesselten confessionellen, sog. katholischen Wissen- 
schaft für berufen erachten. Demjenigen aber, welcher rücksichtslos 
die Wahrheit sucht, bleibt Namens der freien Wissenschaft, die 
die Wahrheit erträgt, nur Ein Mittel der Abwehr, das Mittel des 
Protestes gegen die wissenschaftliche Competenz eines 
solchen Richters. — Dass meine Behandlung der Frage den 
hohen Unwillen der gelehrten Herrn auf sich gezogen hat, beweist 
übrigens nur, dass sie ins Schwarze getroffen hat. Glücklicher- 
weise stehen auf Seiten dieser von mir vertheidigten Ansicht nicht 
nur die Majorität des Ausschusses des Österreichischen Abgeord- 
netenhauses für confessionelle Verhältnisse (vgl. N. F. Bd.1. S. 287. 
des Archivs für katholisches Kirchenrecht), sondern auch andere Au- 
ctoritäten, welche der Herr Professor v. Moy wenn nicht als in- 
fallibel, doch nicht als schlechthin verwerflich bezeichnen wird und 
aus Note 16. des zweiten Theils meines Aufsatzes entnehmen kann. 
Diess zur Abwehr gegen Angriffe, welche sich ebenso sehr von 
der objektiven Würde der Wissenschaft, als von der Wahrbeit 
entfernen. 
Stuttgart, den 27. Juni 1863. 
Dr. Sarwey. 
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Y 
Zur Beachtung für die Leser der Zeitschrift, 


Nachträgliche Bemerkungen mit Beziehung aufdie 
Vorerinnerung, Zeitschr. Bd. N. S. 437. ff. und unsere 
Ausführung oben S., 113. fg. 


Mit Rücksicht auf unsere bezeichneten früheren Erörterungen 
nehmen wir den Lesern der Zeitschrift gegenüber Veranlassung zu fol- 
genden erläuternden und zusätzlichen Bemerkungen: 

Die wissenschaftliche Diskussion der Streitfrage über die rechtliche 
Natur der Konkordate, welche wir [Zeitschrift Bd. II. S. 437. ff.) er- 
öffneten, wird zunächst durch die Aufsätze des Herrn Dr. Hübler, 
deren zweiten wir im nächsten Heft zu veröffentlichen hoffen, in so 
eingehender Weise fortgeführt, dass sie gewiss nicht unfruchtbar er- 
scheinen wird. Es handelt sich in der That nicht, wie Schulte 
meint, um einen blossen Schulstreit. Und auch die Behauptung 
dieses angesehenen Schriftstellers, dass »die maassgebenden Autoritäten 
in Staat und Kirche« nie schwankend gewesen seien, ist unrichtig. Es 
genügt in dieser Hinsicht darauf zu verweisen, dass in der Württem- 
bergischen Ständeversammlung von ministerieller Seite dem Konkordatö 
nur die Bedeutung einer gegenseitigen Verständigung zuzuschreiben 
und »die vertragsmässig gebundene Natur« zu bestreiten versucht wurde. 
Der Heräusgeber dieser Zeitschrift theilt nicht die Auffassung des 
Staatsraths von Rümelin, — eine Auffassung, welche übrigens auch 
in den Erklärungen der badischen Minister bei den Verhandlungen über 
die Konvention vom 28. Juni 1859. anklingt, — aber der Minister, 
welcher die Württembergische Konvention von 1857. abschloss und ver- 
theidigte, gehörte doch wohl auch zu den »maassgebenden Autoritäten 
im Staate«! 

Nachdem der erste Hübler’sche Artikel bereits gedruckt war, 
geht uns jetzt die gründliche Schrift von Theodor Balve, Dr. beider 
Rechte: »Das Concordat nach den Grundsätzen des Kirchenrechts, 
Staatsrechts und Völkerrechts«, München 1863 (Jos. Ant. Finsterlin) 
gr. 8. (232. S.) zu. Diese dem Bischof von Augsburg gewidmete Schrift 
vertheidigt, — wie wir ungeachtet der scharfen Ausprägung des kon- 
fessionellen (katholischen) Standpunkts des Verfassers gern anerkennen, 
— in streng wissenschaftlicher Weise und durchaus würdiger Form 
die Vertragsnatur der Konkordate.. Es wird dem Buche des Herrn 
Balve in den weiteren Erörterungen der Kontroverse in unserer Zeit- 
schrift jedenfalls die gebührende Berücksichtigung zu Theil werden. 

Vielleicht ergiebt sich später Gelegenheit, auch unsere eigene Auf- 
fassung der vorliegenden Frage näher darzulegen. — — 


Ferner halten wir es mitRücksicht auf dieneuereEnt 
wicklung der Dinge in Polen für geboten, unsere Leser ausdrücklich 
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darauf aufmerksam zu machen, dass unsere Erklärung oben S. 111. ff. 
Anfangs Januar d. J. geschrieben ist, also vor der russischen 
Rekrutirung, welche das Signal zam Ausbruche des Aufstandes in Polen 
gab. Wir haben hier kein Urtheil über die politische Seite der peol- 
nischen Frage zu fällen, aber wir constatiren, dass es sich nur auf 
den vorausgegangenen Zeitraum bezogen haben kann, wenn wir damals 
(oben 8. 113.) das bis dahin maassvolle Verhalten der Russischen 
Regierung gegenüber der von einem grossen Theil des polnischen Klerus 
mit kirchlichen Mitteln geförderten revolutionären Agitation hervorhoben. 

Dass gegenwärtig auch die katholische Kirche in Polen unter 
den Folgen des Aufstands und der Militärherrschaft schwer leidet, darf 
nicht bezweifelt werden. Es genügt, auf die dem Erzbischof F elinski, 
— einem Manne, dem gewiss eine Begünstigung der Revolution nicht 
vorgeworfen werden kann — widerfahrene Behandlung zu verweisen. 

Uebrigens war es uns nicht in den Sinn gekommen, zu behaupten, 
dass es dem Kaiser Alexander Il. bereits gelungen sei, den Druck, 
welchen die gesetzgeberischen und administrativen Maassregeln seines 
Vorgängers über die katholische Kirche verhängt hatten, von Grund 
aus zu beseitigen. Gewiss gab es vielmehr auch nach der Thron- 
besteigung des jetzigen Kaisers und giebt es noch viele gerechte Be. 
schwerden dieser Kirche in Polen und Niemand wird es den berufenen 
Organen derselben verargen, wenn sie bestrebt waren, die Nachwir- 
kungen des von Nicolaus I. durchgeführten Systems in gesetzlicher 
Weise zu beseitigen. Indessen den guten Willen, auch seinen katho- 
lischen Unterthanen gerecht zu werden, hatte Alexander I. nicht nur 
wiederholt seit seiner Thronbesteigung erklärt, sondern auch in den 
getroffenen Einleitungen zur Verbesserung der Zustände im Königreich 
zu bethätigen begonnen. Und wenn das von Nicolaus gegenüber der 
katholischen Kirche in Polen zur Geltung gebrachte System unzweifel- 
haft eine Verletzung von Russland feierlich übernommener Verpflich- 
tungen enthielt, so konnte der entschiedene Bruch des Nachfolgers mit 
den Regierungsgrundsätzen seines Vaters nur die Hoffnung bestärken, 
dass auch der katholischen Kirche die Sühne eines langjährigen Uo- 
rechts werde zu Theil werden. Aber sicherlich war nichts so sehr ge 
eignet, diese Hoffnung zu vereiteln und die nothwendige Lösung über- 
kommener Fesseln, welche die römische Kirche in Polen belasten, zu 
verzögern, als die Theilnahme, welche die revolutionäre Agitation in 
den ehemals polnischen Gebieten bei einem bedeutenden Bruchtheil der 
katholischen Geistlichkeit fand. Dadurch wurde nur der den Reformen 
wie auf dem politischen so auch auf dem kirchlichen Gebiete wider- 
strebenden altrussischen Partei in die Hände gearbeitet, welche denn 
für jetzt auch den Sieg gewonnen hat. Jene agitatorische Haltung 
allein, sowie ihre eigenthümliche Apologie durch den Grafen Monta- 
lembert und seinen Anhang in der ultramontanen Presse, insbesondere 
in gewissen Organen der sog. katholischen Wissenschaft ist es gewesen, 
welche wir zum Gegenstand unseres Angriffs machten. 
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Ueberdiess erstreckte sich jene klerikale Betheiligung an der revo- 
lutionären Agitation, wie bereits in einer Reihe von Fällen richterlich 
festgestellt ist, selbst auf das Grossherzogthum Posen, wo doch — 
wie überhaupt in Preussen — die römische Kirche und der Klerus un- 
abhängiger als in den meisten katholischen Ländern gestellt ist und 
mithin selbst der Vorwand gebrach, die Agitation als eine in Veranlas- 
sung und Zielen kirchliche darzustellen. In Beziehung auf Posen 
glaubten wir aber angesichts jener Thatsache noch besonders auf die 
Bedenken hinweisen zu müssen, welche sich aus der in Preussen unter- 
lassenen Ausbildung des staatlichen Aufsichtsrechts nach der repressiven 
Seite ergeben müssen, sobald einzelne kirchliche Organe ihre Ungebun- 
denheit im Staate zu fremden Zwecken missbrauchen. Die Uebung des 
Hoheitsrechts an sich, sobald sie nur nicht in der Weise polizeilicher 
Praevention erfolgt, steht mit dem Geiste und Wortlaut der Preus- 
sischen Verfassung völlig im Einklang. Eine schrankenlose kirchliche 
Freiheit ist auch in Preussen den Katholiken nirgends gewährleistet. 
Völlig schrankenlose Autonomie ist innerhalb der menschlichen Gesell- 
schaft überall undenkbar. So ist auch in Preussen das Jus circa sacra, 
wie es denn überhaupt eine wesentliche Bedingung des geordneten 
Staatslebens bildet, dem Staate durch die Verfassungsurkunde nicht 
abgesprochen worden. Allein das bloss principielle Festhalten desselben 
kann nicht genügen. Der Gewalt der Thatsachen gegenüber ist die 
blosse Rechtsverwahrung kraftlos. Ratione temporis nachzugeben ist 
für den Staat am wenigsten rathsam. Wie überhaupt so bedürfen auch 
in diesem Punkt die allgemeinen Sätze der Verfassung der Ausführung 
durch specielles Gesetz, wobei klar festzustellen ist, welche Ausflüsse 
des Hoheitsrechts die Staatsgewalt als mit der Verfassung vereinbar 
und für die Aufrechterhaltung der Rechtsordnung unentbehrlich fest- 
zuhalten und demnächst näher auszubilden hat. — Man darf sich nicht 
verheblen, dass dasjenige Maass von Konzessionen, welches selbst die 
mit der Wahrnehmung des Hoheitsrechts beauftragten staatlichen Be- 
hörden geraume Zeit als in der Verfassungs-Urkunde begründet aner- 
kannten, auch für eine sich in den Grenzen der nothwendigen Re- 
pression haltende Wahrung der Staatsinteressen keineswegs immer ge- 
nügenden Raum verstattete. — — 

Gegenwärtig sind die Beschwerden der katholischen Kirche im 
Königreich Polen vorzugsweise von Oesterreich zum Gegenstand diplo- 
matischer Intervention gemacht worden. Gewiss kann diese Macht sich 
um so entschiedener der jetzt hart bedrängten Katholiken in den pol- 
nischen Provinzen Russlands annehmen, je mehr sie selbst in der Gegen- 
wart bemüht erscheint, den Grundsatz der Gleichberechtigung der Con- 
fessionen im Kaiserstaste rückhaltlos durchzuführen — auch in Tyrol! 
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burg veranstalt. unveränd. Abdr. Ratzeburg 1862. (Linsen.) 4. geh. 
2 Thlr. 
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6. Hannover. 

Bartels, F., Gesetze, Verordnungen und Ausschreiben f. d. Bezirk 
des K. Consistoriums zu Hannover, welche in Schulsachen ergangen 
sind. Zusammengestellt z. Gebrauch für Lehrer, Ortsschulbehörden, 
Kirchen- und Schulvorsteher, sowie für Kirchen-Rechnungsführer. 
Göttingen 1863 (Dieterich). gr. 8. geh. 16 Sgr. 


7. Württemberg. 

Vogt, A., Kirchliche Verordnungen für das Bisthum Rottenburg. 
Rottenburg u. Gmünd 1868 (Georg Schmid). gr. 8. geh. 1*s Thir. 
Wächter, O. Bekenntnissgrund, Kirche u. Sectenwesen in Württen- 
berg nach Geschichte, Recht und Lehre dargestellt. Stuttgart 1862 

(J. F. Steinkopf). gr. 8. geh. 2Ys Thlr. 

Süskind, G. A., und G. Werner, Repertorium der evangelischen 
Kirchengesetze in Württemberg. 1. Thl. 4. Lfg. geh. 28 Sgr. 2. Thl. 
1. Lig. geh. 20 Sgr. Stuttgart 1862 (Nitschke). Lex.-8. 

[Vgl. 1. Verz, Bd. I. 8. 347. — 2. Verz. Bd. I. 8. 512. — 3. Verz. 
Bd. II. 8. 236.] 


8. Baden. 


Utz, Fr., die katholischen Pfarreien u. Benefizien im Grossherzogth. 
Baden nach ihrem Einkommen u. Verleibkungsrechte. Ein Anh. zum 
kathol. Kirchenwesen in Baden. Constanz 1861 (Meck). gr. 8. geh. 
4 Sgr. 


9 Oesterreich. 


Ginzel, J. A., Handbuch des neuesten in Oesterreich geltenden Kir- 
chenrechtes, für den praktischen Gebrauch bearbeitet. Bd. DI. Abthl. 2. 
Sachenrecht der Kirche. Wien 1862 (W. Braumüller). Lex.-8. geh. 
3Y/e Tbir. [Vgl. 1. Verz. Bd.I. S. 347.) 

Hausmann, J., Kirchenrechtliche Studien aus Böhmen [Arch. £. kat 
K-R N. F. Bd. I H. 1. S. 59—108). 

Höfler, C., Concilia Pragensia. 1853—1418. Prager Synodal-Beschlüsse. 
Zum ersten Male - zusammengestellt u. m, e. Einleitg. vergehen. [Aus 
den Abhandign. d. K. Ges. d. Wiss.] Prag 1862 (Tempsky). gr. 4. 
geh. 2 Thir. ; 

Teutsch, G. D., Urkundenbuch der evang. Landeskirche A. B. in 
Siebenbürgen. Thl. 1. Herrmannstadt 1862 (Steinhaussen). gr. 8. geb. 


10, Schweiz. 


Winkler, J., Lehrbuch des Kirchenrechts, mit besonderer Rücksicht 
auf die Schweiz. Nebst einem Anhang. Luzern 1862 (Gebr. Räber). 
gr. 8. geh. 1Ys Thlr. 


11. Niederlande. 
Handelingen van de algemeene Synode der Nederlandsche Hervormde 
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kerk ten jare 1862. Met bijlagen. 2 deelen. ’s Gravenhage, 1862. 
8. 4 Thlr. 6 Sgr. 


VIII. Verfassung der katholischen Kirche. 


Clerus. 

Boenninghausen, Fr. E. Tractatus juridico-canonicus de irregu- 
laritatibus. Fasc. I. Monasterii 1868 (Theissing). 

Die kirehlichen Knaben-Seminarien betrachtet vom Standpunkte des 
Conzils zu Trient und der jetzigen Zeit von e. kathol. Geistlichen. 
2. Aufl. Landshut 1862 (Thomann). gr. 8. geh. 6 Sgr. 

Die kirchlichen Knaben-Seminarien. Eine Stimme aus der Sion. Augs- 
burg 1862 (Kollmann). gr. 8. geh. 2 Sgr. 

Neudecker, Art.: Tonsar [Herzog’s Real-Encycl. Bd. XVI. S. 203-204]. 

Der niedere Kirchendienst nach den Kirchengesetzen. Passau 1862 
(Elsässer u. Waldbauer). gr. 8. geh. B Sgr. 


Papst, Curie (Römische Frage). 

Schulte, Art.: Papst [D. Staatswörterb. Bd. VII. S. 681—697] neket 
Bemerkungen von Bluntschli [das. S. 697—699). 

Zur Geschichte des päpstlichen aaa an I. [Hist.-pol. Bl. Ba. 47. 
8. 421438] 

Nikolaus’ II. Dekret über die Papstwahl [Hist.-pol. Bl. Ba. 49. 8. 486 — 
474). 

Gindely, A, zur Geschichte der Einwirkung Spaniens auf die Papst- 
wahlen, namentlich bei Gelegenheit der Wahl Leo’s XI. im J. 1605 
[Aus d. Sitzungsber. 1861 der Kais. Akad. d. Wissensch, Wien 1862 
(Gerolds Sohn in C.)]. Lex.-8. geh. 5 Sgr. 

Sammlung von Schriften zur römischen Frage. Naumburg 1862 
(Pätz). gr. 8. [Vgl. 1. Verz. Bd. I. 8. 347. 2. Verz. S. 512]: 9. Die 
christliche Kirche und die christliche Gesellschaft im J. 1861. Von 
Guizot. Ausd Franz. geh. °s Thir. 

Napoleon Ill. und die Revolution im Kirchenstaate [Hist.-pol. BL Bd. 45. 
8. 137— 160]. 

Die römische Frage in den französischen Kammern I. [Hist.-pol. Bl. 
Bd. 47. S. 538—562]. II. II. [Daselbst S. 585—629]. 

Die Unabhängigkeit des Papstthums. Vom Standpunkte des Christen- 
thums und des europäischen Staatsrechts beleuchtet von einem kath. 
Laien. Luzern 1862 (Straube i. C.). gr. 8. geh. !/s Thlr. 

Gröne, V., Papst und Kirchenstaat. Arnsberg 1862 (v. Schilgen). 
gr. 8. geh. 6 Sgr. 

Der Kirchenstaat. Eine Beleuchtung der Schrift J. J. J. v. Döllinger’s: 
»Kirche und Kirchen, Papstthum u. Kirchenstaat.« [Aus »dem Ka- 
tholikene abgedr.] Mainz 1862 (Kirchheim). gr. 8. geh. 5 Sgr. 

Moy de Sons, E. Freih. v., An Heinr. Frhrn. v. Andlaw, Präs. der 
13. Gen. Versammlung der kath. Vereine Deutschlands. Offener Brief 
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über die grossen Fragen, welche jene Versammlung beschäftigt haben. 
Mainz 1862 (Kirchheim). 8. geh. 4 Sgr. 

Die weltliche Macht des Papstes vor dem Richterstuhle des Herrn Prof. 
Dr. v. Döllinger. Ein Versuch von einem Militär. München 186] 
(Freysing, Datterer). gr. 8. geh. 3 Sgr. 

Carpentier, G. Herr Forcade und die röm. Frage. Eine Appella- 
tion an das unpart. Publikum. — Ueber Civilisation. Dresden 1862 
(auf Ende). gr. 8. geh. 3 Sgr. 

Theiner, Aug., die zwei allgemeinen Concilien von Lyon 1245 und 
von Konstanz 1414 üb. die weltl. Herrschaft des h. Stuhles. Mit bis 
her noch nicht veröffentl. histor. Documenten. Aus dem Ital. übers. 
Freiburg im Breisg. 1862 (Herder). 12. geh. 6 Sgr. 

Scherer, Graf Thär., offener Brief üb. d. Kirchen- u. Kaiserstaat an 
Frhrn. H. v. Andlaw. Luzern 1861 (Gebr. Räber). Lex.-8. geh. 3 Sgr. 

Rom u. die legitimen Fürsten Italiens. Von einem Freunde d. Rechts. 
1. 2. Abdr. Prag 1862 (Bellmann). gr. 8. geh. 5 Sgr. 

Ring, H., das Büchlein vom Pabst oder Antwort auf 32 Aber. Verm. 
u. hrsg. v. Dr. Jos. Wick, Regensburg 1862 (Manz). 16. geh. 5 Sgr. 

Veuillot, Louis, Rom. Seine Vergangenheit, seine Gegenwart und 
-8. Zukunft. Aus d. Französ.: Le parfum de Rom. Bevorw. v. Domcapit. 
W. Molitor. 2 Bde. Speyer 1862 (Bregenzer). 8. geh. 1'% Thir. 

Passaglia, P., Für die italienische Sache an d. katholischen Bischöfe. 
Vertheidigungsschrift eines kath. Priesters. Deutsche, vom Verfasser 
autorisirte Uebersetzung. Coburg 1862 (Streit). gr. 8. geh. "% Thlr. 

Saucli&res, de, A Rome!!! En reponse & 8. A. J. le prince Na- 
pol&eon. Wien 1862 (Braumüller’s Sort.). Lex.-8. geh. 10 Sgr. 

Piche, Emman., Herunter die Maske! oder die wahren Feinde des 
Papstthums. Nach d. Französ. 1. 2. Aufl. Münster 1862 (Brunn). 
gr. 8. geh. 6 Sgr. 

La verit& sur la question italienne. Par un Russe. Berlin 1862 (Behr). 
Lex.-8. geh. 10 Sgr. 

Schrödl, K., die Nothwendigkeit der weltl. Herrschaft u. Sonverä- 
nität des h. Stuhles. Regensburg 1862 (Pustet). gr. 8. geh. 18 Sgr. 


Bischöfe, Capitel, Bischöfliche Behörden. 


(Nomination der Bischöfe 8. unten X. Besetzung der geistlichen Stellen.) 

Du respect dü aux &v&ques de la part des princes et des magistrats 
civils [Anal. jur. Pont. Livr. XLV. p. 808—831]. 

Des chapitres des cathedrales dans le concile de Trente [Anal. jur. 
Pont. Livr. LI. p. 1657—1681). 

Kerler, Art.: Theologus [Herzog’s Real-Encycl. Bd. XVI. S. 13—14). 

Rosshirt jun., über die rechtl. Verh. der weltl. Kirchenbedienten 
mit bes. Rücks. auf die Rechtssachen des früheren bischöfl. Syndicus 
Riewe gegen den Bischof von Culm und des früheren Kanzleidirectors 
Binkert gegen den Erzbisch. v. Freiburg [Arch. f. kath. K.-R. N. F. 
Bd. I. H. 1. 8. 1—33)]. 
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Pfarrer. 
Devoirs des cur&s envers les malades (Suite). [Anal. Jur. Pont. Livr. 
XLV. p. 881-837. cfr. Livr. XXXV]. 
Trait& des vicaires paroissiaux [Daselbst Livr. XLV. p. 838—902. Livr. 
XLVI. p. 970—1015)]. 


Patronatrecht. 
[Siehe unten X. Besetzung der geistlichen Stellen]. 


IX. Evangelische ‚Kirchenverfassung. 


[Vgl. auch die Literatur des österreichischen Protestantenpatents unten 
XIII.: Verhältniss von Kirche und Staat). 


Wasserschleben, H., die Entwickelungsgeschichte der evangelischen 
Kirchenverfassung in Deutschland. Festrede. Giessen 1861 (Ricker). 
gr. 4. geh. "is Thir. 

Stahl, 7, die Kirchenverfassung nach Lehre und Recht der Protestan- 
ten. Zweite Ausgabe. Neue erweiterte Ausarbeitung. Erlangen 1862 
(Th. Bläsing). gr. 8. geh. 2 Thir. 4 Sgr. 

Für Höfling gegen Stahl. (Zeitschr. f. Protest. u. K. N.F. Bd. XLIV. 
Hft. 2. S. 108—127]. 

von Scheurl, Stahls Kirchenverfassungslehre in ihr, letzten Ausbildung. 
(Zeitschr. f. Protest. u. K. N. F. Bd. XLIV. Hft. 6. 8. 323—360). 

von Scheurl, A., zur Lehre vom Kirchenregiment, Erlangen 1862 
(Th. Bläsing). 8. geh. 16 Sgr. 

Die Ausübungsweise des landesherrlichen Kirchenregiments (Zeitschr. 
f. Protest. u. K. N. F. Bd. XLIV. Hit. 4. 8. 195—228). 

Jacobson, H.F., Art.: Territorialsystem. [Herzog’s Real-Encycl. Bd. XV, 
8. 532—537). 

Herrmann, E., die nothwendigen Grundlagen einer die consistoriale 
und synodale Ordnung vereinigenden Kirchenverfassung. Ein Kirchen- 
tags-Vortrag. Berlin 1862 (Hertz). 8. geh. '« Thlr. 

Steinacker, G., zur Verfassungsfrage der rangellsch-protäslaglischeh 
Kirche in Deutschland. Ein Wort der Verständigung. Leipzig 1862 
(0. Wigand). gr. 8. geh. 20 Sgr. 

Snell, Frdr. Heinr., die Kirchenverfassungsagitation u. d. wahre Lö- 
sung d. Kirchenfrage. Frankf. a. M. 1862 (Auffarth i. C.). geh. 5 Sgr. 

Münchmeyer, A.F.O., zur Kirchenregimentsfrage. Ein Sendschrei- 
ben an Hrn. Pfr. Dr. Besser zu Waldenburg in Schlesien. Hannover 
1862 (Hahn). gr. 8. geh. "es Thlr. 

Zur Verfassungsfrage der evang. Kirche. Mit e. Vorwort gegen Herrn 
Consist.-R. Dr. Lange. Elberfeld 1863 (Bädeker). 8. geh. 6 Sgr. 
Hildenhagen, L., Kirchenverbesserung durch Kirchenverfassung. 
Ein Wort zur Reformationsfeier 1862 an d. St. Ulrichs-Gemeinde zu 

Halle a. S. Halle 1862 (Schmidt’s Verl. i. C.). 16. geh. 5 Sgr. 

Hoffheinz, G.T., die Verfassung, eine Lebensfrage der evang. Kirche 

der Gegenwart, Königsberg 1862 (Theile). gr. 8. e 5 Sgr. 
Zeitschr. f. Kirchenrecht. III. 4. 
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Ewald, H., an die evangelischen Gemeinden des Königr. Hannover. 
1. Ueber die rechte Kirchenverfassung. 2. Ueber Dr. Mich. Baun- 
gartens Geschick in Mecklenburg. Göttingen 1862 (Dieterich). gr. 8. 
geh. 6 Sgr. *) 

Münkel, K.K., die Katechismusnoth u. ihre Abhülfe durch d. Synode. 
Verden 1862 (Steinhöfel). gr. 8. geh. '« Thir. 

L. M., Bekenntnisse, Erfahrungen u. Wünsche eines Kirchenältesten. 
1. Vom Amte des Aeltesten. 2. Vom Richten in geistlichen Dingen. 
8. Von unserer Wirksamkeit in der Gemeinde. 4. Von der Predigt. 
[Prot. Mon.-Bl. Bd. XIX. Hft. 3. S. 184—214]. 

Dove, R. W., über Synoden in der evangel. Landeskirche Preussens, 
mit besond. Berücksichtigung des Instituts der Kreissynoden. I. Die 
geschichtliche Entwickelung des Synodalwesens in den östlichen Pro- 
vinzen [Ztschr. f. K.-R. Bd. II. H. 2. S. 131—183)]. 

Zusammenstellung einiger Gesetze und Erlasse des Oberkirchenratbs u 
des Consistoriums d. Provinz Preussen in Bezug auf d. evang. Kirche 
seit 1850 und angeblich in Folge Art. 15. der Verfassung mit einge- 
streuten Randglossen. Von e. Ostpreussen. Leipzig 1862 (Hartmann 
i. C.). gr. 8. geh. 5 Sgr. 

Die Verlegenheiten der Kirchenverfassungsfrage in Preussen | Hist.-pol 
Bl. Bd. 45. S. 33—53]. 

Wolters, A., u. Prof. H. Achenbach, üb. die Prinzipien der rhei- 
nisch-westphälischen Kirchenordnung u. die rechtliche Bedeutung des 
Art. 15. der preussischen Verfassungs-Urkunde. 2 Vorträge gehalten 
auf d. Bonner Pastoral-Conferenz am 2. Juli 1862. Bonn 1862 (Mar- 
cus). gr. 8. geh. ”s Thlr. 

Kähler, über den neueren Entwickelungsgang der Verfassung unserer 
evang. Landeskirche mit besonderer Beziehung auf d. in der Provinz 
Preussen angeordneten Kreissynoden. Vortr. auf der Predigerconfe- 
renz gehalten am 18. Juni 1862. Königsb. 1862 (Gebr. Bornträger‘. 
geh. 6 Sgr. 

Baumgarten, M., der kirchliche Kampf in Mecklenburg nach seiner 
Eigenthümlichkeit und Bedeutung. Sendschreiben an H. Krause, 
Herausgeber der protest. Kirchenzeitg. Berlin 1862 (Springer’s Verl). 
gr. 8. geh. 8 Sgr. 

Der Gesangbuchstreit in der bayerischen Pfalz u. seine staatsrechtliche 

. Tragweite [Hist.-pol. Bl. Bd. 47. S. 341—374). 

Wernher, J., die Zustände der evang. Kirche u. deren Verbesserung 
durch Aenderung der Verfassung mit vorzugsw. Rücksicht auf das 
Grossherzogth. Hessen. Darmstadt 1862 (Diehl). gr. 8. geh. 6 Sgr. 

Denkschrift üb. die Einführung e. Presbyterial- u. Synodal-Verfassung 
in der evang. Kirche des Grossherz. Hessen. [Abdr. aus den Evang. 
Blättern]. Darmstadt 1862 (Will). 8. geh. 4 Sgr. 


. .*) Die durch den hannöverischen Katechismusstreit veranlasste Brochuren- 
fluth ist im Allgemeinen nicht berücksichtigt. Nur die die Verfassungsfräge 
berührenden Schriften haben im Wesentlichen ein kirchenrechtliches Interesse. 
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Verfassung der vereinigten evangelisch-protestantischen Kirche d. Gross- 
herzogth. Baden vom 5. Septbr. 1861. Karlsruhe 1861 (Groos). gr. 8. 
geh. 4 Sgr. 

Entwurf e. evangelischen Gemeindeordnung. In besond. Berücksicht. 
der Gemeinde Kiel entworfen vom freiwilligen Kieler Kirchencomite. 
Kiel 1862 (Homann). 8. geh. 3 Sgr. 

Häfelin, Frdr., das neue Kirchengesetz f. d. Canton Zürich. Syno- 
dalproposition. Nebst Reflexionen v. Pfr. P. Hirzel, Zürich 1861 
(Orell, Füssli & Co.). 8. geh. 8 Sgr. 

Goltz, H. Freih. v. d., die reformirte Kirche Genf’s im neunzehnten 
Jahrhundert oder der Individualismus der Erweckung in seinem Ver- 
bältniss zum christlichen Staat der Reformation. Basel u. Genf 1862. 
(Vgl. Zeitschr. für Protestantismus u. K. N. F. Bd. XLIV. Hft. 1. 
S. 21—40. Hft. 2. S. 66-90). 

Die Kirchenverfassung der Presbyterianer in den Vereinigten Staaten 
v. Nord-Amerika, nach d. Feststellung im Mai 1821. Uebersetzung. 
Wittenberg 1862 (Reichenbach). 8. geh. 6 Sgr. 


Union. 


Twesten, Art.: Union [Herzog’s Real-Encycl. Bd. XVL S. 658-681). 

Nitzsch, Fr. u. Herzog, Art.: Unionsversuche und wirkliche Unio- 
nen [Daselbst Band XVI. S. 681—702 u. 720). 

Sack, K. H. Art.: Union der beiden evangelischen Parteien in Preussen 
‚Daselbst Band XVI. S. 702—715). 

Herzog, Art.: Union in der bayrischen Rheinpfalz u. im n diemseitigen 
Bayern [Daselbst Band XVI. 8. 715—720]. 

Ströbel, K., die Unionsformel der Legitimisten. Betrachtungen über: 
»Die luther. Kirche u. die Union von F. J. Stahl.«e [Zeitschr. für 
luth. Theologie Jahrg. XXIII. Hft. 2. S. 287—335]. 

Der Unionscharakter der evangelischen Kirche Württembergs [Prot. 
Monatsbl. Band XVIII. Hft. 4. S. 282—289]. 

Der Unionismus im Grossherzogth. Hessen und seine nächsten Erfolge. 
Eine zeitgeschichtl. Beleuchtung v. Einem zwischen Main und Rhein. 
Frankfurt a. M. 1862 (Brönner). gr. 8. geh. 4 Sgr. 


Separirte Lutheraner. 


L. Könnemann, Wort u. Sakramente, die Gnadenmittel der Kirche, 
zugleich eine Beleuchtung der theol. ARHOpIEN des Dr. E. Huschke. 
Neuruppin 1861. 

E. H. [Huschke], Weitere Enthüllung ne Pastor Diedrich’schen Partei. 
(Zeitschr. f. Protest. u. K. N. F. Bd. XLIII. S. 273—312]. 

Crome, Th., Beleuchtung der auf den General-Synoden zu Breslau 
in den J. 1841—1856 gefassten Synodalbeschlüsse. Neu-Ruppin 1862 
(Oehmigke). gr. 8. geh. 6 Sgr. 

Harnack, Th., theologisches Gutachten üb. das Corpus der Synodal- 
beschlüsse der evangelisch-lutherischen Kirche in Preussen. Auf 

52 * 
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- "Aufforderung des Ober-Kirchen-Collegiums zu Breslau abgegeben. 
Erlangen 1868 (Andr. Deichert). gr. 8. geh. 

Bericht üb. die von d. evang.-lutherischen Kirche in Preussen im Septbr. 

und Oktbr. 1860 zu Breslau gehaltene General-Synode, nebst e. Anh. 
Bekannt gemacht v. Ober-Kirchen-Collegium der evang.-luther. Kirche 
in Preussen. Breslau 1862 (Dülfer i. C.). gr. 8. geh. '/. Thir. 

Die Beschlüsse der im Septbr. u. Oktbr. 1860 gehaltenen General-Synode 
der evang. luther. Kirche in Preussen, Nassau und Baden. Amtliche 
Zusammenstellung. Breslau 1862 (Dülfer i. C.). gr. 8. geh. 3 Sgr. 

Wangemann, der Kirchenstreit unter den v. der Landeskirche sich 
getrennt haltenden Lutheranern in Preussen. Eine Berichtigung und 

- Ergänzung der bisherigen Veröffentlichungen. Nach d. Quellen dar- 
gestellt. 2. Nachtrag zu den »Sieben Büchern Preuss. Kirchenge- 
schichtee. Berlin 1862 (W. Schultze). 8. geh. °« Thir. 

Die Verhandlungen der Commission zur Erörterung der Principien der 
Kirchenverfassung, welche in Berlin v. 26. Sept. bis zum 39. Okt. 1861 
stattgefunden, nach den revid. stenogr. Aufzeichnungen im Auftrage 
d. Ober-Kirchen-Collegii der luth. Kirche in Preussen dem Druck über- 

. geben v.L. Feldner. Halle 1862 (Petersen i.C.). gr. 8. geh. ®;s Thir. 


Brüdergemeinden. 


Ulmann, Bisch. C. Ch., das gegenwärtige Verhältniss der evang. 
Brüdergemeinde zur evang.-lutherischen Kirche in Liv- u. Esthland, 
mit Berücksichtigung von J. N. R. Quarnstubbe’s Buch: »Auch ein 

Wort in Sachen Herrenhut’s in Livland.« Berlin 1862 (F. Schulze). 


gr. 8. geh. 6 Sgr. 


X. Kirchliche Verwaltung. 


Besetzung der geistlichen Stellen (Patronatrecht. 
Präsentation.) 


De la nomination des @vöques [Anal. Jur. Pont. Livr. XLVI. p. 943—%°). 

Dove, R. W.,. Art.: Patronat, Präsentationsrecht [Deutsches Staats- 
wörterb. Bd. VII. S. 761773). 

Schulte, J. F., zwei Beiträge zum Patronatsrechte (Erwerb des Pa- 
tronatsrechts durch Nichtkatholiken. Patronatsrechte säcularisirter 
Bisthümer, Stifter, Abteien etc.) [Arch. f. kath. K.-R. N. F. Bd. L 
H. 2. S. 209—226). 

Vering, über die Patronatsverhältnisse in Preussen und den Kölner 
Patronatsstreit. [Daselbst S. 227—233). 

Hinschius, P., über die Succession in Patronatrechte säcularisirter 
geistlicher Institute. M. Rücksicht auf den sg. Kölner Patronatsstreit. 
[Ztschr. f. K.-R. Bd. II. H. 4. 8. 412—436). 

Dove, R. W., freie Pfarrwahlen im deutschen Mittelalter. [Ztschr. £ 
K.-R. Bd. II. 8. 463—466). 
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Kirchliche Aufsicht. 
Auerbach, Jos. de visitationum ecclesiasticarum progressu a primis 
temporibus usque ad Concilium Tridentinum. Dissertatio inauguralis, 
Francof. a. M. [Verl. f. Kunst u. Wissenschaft]. gr. 8. geh. '« Thir, 


Kirchliche Gerichtsbarkeit. 
[Vgl auch über kirchliche Ehegerichtsbarkeit unten XI: Eherecht). 


Hirschel, die heutige Anwendbarkeit des privilegium fori [Arch. f. 
kath. K.-R. N. F. Bd. I. H. 2. S. 200—207]. 

Molitor, W., über die Anwendung der Vorschrift in c. 6. Trid. Sess. 
XXV. de ref. bezüglich der judices ab ipso capitulo adjuncti [Arch. f. 
kath. K.-R. N. F. Bd. I. H. 2. 8. 207—208]. 

Memoire inedit de Benoit XIV. sur une question proposee par la 8. 
Congregation de l’Immunite. [Anal. Jur. Pont. Livr. XLVII. p. 1068 
—1078] (behandelt kirchliches Asylrecht). 

Martens, hat die im Mittelalter geübte strafrechtliche Behandlung 
der Häretiker einen dogmatischen Anhaltspunkt? [Arch. f. kath. 
K-R. N. F. Bd. II. H. 2. S. 201-207). 

Kober, F., die Suspension der Kirchendiener nach den Grundsätzen 
des canonischen Rechts dargestellt. Tübingen 1862 (Laupp). gr. 8. 
geh. 1 Thir. 28 Ngr. 

Jacobson, H. F. das Disciplinarrecht der Consistorien in Preussen 
(Zeitschr. f. K.-R. Bd. I. H. 3. 8. 243—289]. 


XL Kirchliches Leben. 
Katholischer Cultus. 


Trait6 des f&tes. [Anal. Jur. Pont. Livr. XLVII. XLIX. p. 1349—1416] 

Hergenröther, die Rechtsverhältnisse der verschiedenen Riten in- 
nerhalb der kath. Kirche [Arch. f. kath. K.-R. N. F. Bd. I. H. 2. 
8. 169-200. H. 8. 8. 337—363. Bd. II. H.ı. 8. 74-97. H. 2. 
8. 161— 200]. 

Rituelle Vorschriften über Votivmessen de beata Maria virgine [Arch. 
f. kath. K.-R. N. F. Bd. I. H. 3. S. 411—414]. 

Wesen und Zulässigkeit der Votivmessen [Daselbst N. F. Bd. II. H. 1. 
S. 51—56]. 

Die Paramentenfarbe bei Votivmessen [Daselbst N. F. Bd. II. H. 1. 
8. 56—57). 

De caecutiente dispensato ad legendam Missam votivam B. M. V. et de 
requiem. [Daselbst N. F. Bd. II. H. 2. S. 208-210). | 

Die Votivmesse zu Ehren der h. Apostel [Daselbst N. F. Bd. II. H. 2. 
8. 210-212). | 

Die Donnerstagsämter vor ausgesetztem Allerheiligsten [Daselbst N. F. 
Bd. II. H. 2. 8. 207—208]. 

Die Einweihung einer Kirche nach dem römischen Pontificale m. Er- 
läuterungen. 2. verb. u. verm. Aufl. Speyer 1862 (Bregenzer). 16. 
geh. 5 Sgr. 
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Unionu Confessionin derevangelischen Kirche. 


[Vgl. oben unter IX: Evangelische Kirchenverfassung u. 
separirte Lutheraner]. 


Sacramente, 


Du sacrament de bapt&meI. [Anal. Jur. Pont. Livr. XLVII. p. 1079—1147]. 

Disputatio de ministrando baptismo humanis foetibus abortivorum pa- 
tris Hieronymi Florentinii [Anal. jur. Pont. Livr. XLVIIL XLIX. 
p. 1279—1339]. Appendice: Du sort des enfans morts sans Bapteme. 
[Daselbst p. 1339— 1348]. 

Bendix, Ger.Ass., über Taufzwang und Namengebung. [Deutsche 
Gerichts-Zeitung. Red.: C. C. E. Hiersemenzel. . Jahrg. IV. (1862). 
Nr. 61. 62). 

Spitzner, über die Entsagungsfrage bei Taufhandlungen. [Zeitschr. 
f. Rechtspflege und Verwaltung zunächst f. die Königr. Sachsen. N. 
F. Bd. XXIV. H.1. S. 1—127)]. 

Tractatus de sacramento poenitentiae, olim editus aD. P. Dens, nunc 
vero ad meliorem formam redactus, in pluribus emendatus, posterio- 
ribus summorum pontificum decretis et statutis dioecesanis accommo- 
datus ac recentiorum auctorum animadversionibus locupletatus. Ed. IL 
Mechliniae 1862 (Mainz, Kirchheim). gr. 8. geh. 1 Thir. 18 Sgr. 

v. Z., die Privatbeichte nach ihren ersten Spuren in der Morgenlän- 
dischen Kirche. [Zeitschr. f. Protest. und K. N. F. Bd. XLII. 
Ss. 344—373]. 


Eherecht. 


Zhishman, Jos., das Eherecht der oriental. Kirche. (In 4 Lfgn.) 
I. Lfg. Wien 1863 (Braumüller). gr. 8. geh. 1'/ Thir. 

Schurer, die Grenze zwischen der kirchlichen u. staatlichen Gesetz- 
gebung und Gerichtsbarkeit in Ehesachen, mit besond. Beziehg. auf 
Württemberg. [Arch. f.. kath. K.-R. N. F. Bd. I. H. 1. S. 1-35). 

Vering, F., das Verhältniss zwischen Staat und Kirche in Ansebung 
der Ehesachen und besonders der gemischten Ehen vom Standpunkte 
allgemeiner religiöser Freiheit aus betrachtet. [Daselbst N. F. Bd.l. 
H. 1. S. 35—40). 

Das preussische Eherecht u. d. katholische Kirche. Vom Verf. der 
Schrift: »Das österr. Concordat u. d. preussische Gesetzgbg.e Regens- 
burg 1862 (Pustet). gr. 8. geh. 12 Ser. 

Das schweizerische Bundesgesetz vom 3. Febr. 1862 über die Scheidung 
gemischter Ehen und zur Gesch. der Abfassg. dieses Gesetzes. (Arch. 
f. kath. K.-R. N. F. Bd. I. H. 2. S. 310-318). 

Totvärad, Corol. Kornis de, das neue Ehegesetz in Brasilien nebst 
e. Darstellg. der beiden Vorschläge der Regierg. und der sonstigen 
Gutachten üb. das Ehegesetz, in 2 Thin. Aus dem portugiesischen 
Original übersetzt v. Graf Rozwadowsky. Hamburg 1862 (Hof- 
mann u. Campe i. C.). 8. geh. '/s Thlr. 


- 
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Das Ansässigmachungs- und Verehlichungswesen im Königr. Bayern. 
1. Lfg. München 1862 (Franz). geh. 3°, Sgr. 

Bangen, Erläuterungen zu der instructio des hochw. Bischofs von 
Münster de conficiendis literis supplicibus pro impetranda dispensa- 
tione super impedimentis matrimonii. [Arch. f. kath. K.-R. Bd. VI. 
Hft. 6. S. 433— 448). | 

Fessler, ein Beitrag zum richtigen Verständniss des kirchlichen Ehe- 
hindernisees der Entführung (raptus). [Arch. f. kath. K.-R. N. F. 
Bd. I. H. 1. S. 109-112). 

Daller, B., der Irrthum als trennendes Ehehinderniss n. kath. Ehe- 
recht. Gekrönte Preisschrift. Landshut 1861 (Krüll). gr. 8. geh. 
12 Sgr. 

Sutro, über die Befugniss der Eltern zur Ertheilung und Verweige- 
rung de Konsenses in die Ehen ihrer Kinder. [Preussische Anwalts- 
zeitung. Bd. I. (1862). Nr. 11. S. 81—85). 

Reusch, zur Erläuterung der $ 59. f. A. L. R. Th. II. Tit. 1. be- 
treffend die Klage auf Ergänzung der elterlichen Einwilligung in die 
Heirath der Kinder. [Daselbst Bd. I. (1862.) Nr. 22. S. 170. 171). 

Die obligatorische Civilehe. Ein Zeugniss aus der Kirche für die Ci- 
vilehe. Berlin 1862 (1. Rauh). gr. 8. geh. 7's Sgr. 

Rühbl, G., die obligatorische Civilehe. Ein Zeugniss aus der Kirche 
wider die Civilehe. Berlin 1862 (I. Raub). gr. 8. geh. '% Thir. 
Jacobson, H. F., Art.: Tempus clausum [Herzog’s Realencycl, Bd. 

XV. S. 529-530]. 

Spitzner, über den Urthelstil in Ehescheidungssachen [Zeitschr. 
f. Rechtspflege und Verw. f. d. Königr. Sachsen. N. F. Bd. XXI. 
H. 2. 8. 129—143]. 

Wachsmuth, Ob.App.Rath Dr., vom Processverfahren in Ehesachen 
[N. Mag. f. hannov. R. B. III. (1862) Hft. 2. S. 270—291]. 

Saskind, zur Beleuchtung des Sportelwesens in Ehesachen. [Württ. 
Archiv von Kübel und Sarwey. Bd. V. 2. Abtheilung. 8. 173—201]. 

Scheurl, A. v., zur prakt. Lösung der Ehescheidungsfragen. Nürn- 
berg 1861 (Raw). gr. 8. geh. 3 Sgr. 

v. Glück, Einige Bemerkungen hinsichtlich der neu zu bildenden 
protest. Ehegerichte in den K. Bayer. Landestheilen diess. d. Rheins. 
München 1861. 8. 

Die Beschlüsse der vereinigten Generalsynode der ev.-luth. Kirche 
Bayerns vom J. 1861 über Ehescheidung (Zeitschr. f. Protest. u. K. 
N. F. Bd. XLIO. S. 225—2143). 

Sutro, Welche Gesetze entscheiden im Herzogthum Westphalen in 
Betreff der Ehescheidungen und Ehescheidungsstrafen jüdischer Ehe- 
leute [Preussische (deutsche) Gerichtszeitg. Jahrg. 1861. Nr. 5. 6. 
8. 22 fi.). 

Was hat der kath. Christ von der Ehe und gemischten Ehe : zu halten? 
Von einem kathol. Geistlichen. Regensb, 1862 (Manz). gr. 8. geh. 
Us Thlr. 
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Anton, Kreisger.Rath, über die Religiöse Erziehung vaterloser Kinder 
aus gemischten Ehen. [Preussische Anwalts-Zeitung herausgegeben 
von F. Hinschius u. P. Hinschius. Bd. I. (Berlin 1862, Guttentag). 
Nr. 8. 8. 58-82]. Ä 

Schulte, J. F., Ueber gemischte Ehen vom Standpuncte der Parität 
in besund. Beziehung auf die deutsch-slavischen Kronländer Oester- 
reichs. Prag 1862. 8. 


Eid. 
Die Rechtsirrthümer des Judeneides. Notizen z. neuen Prüfg. e. alten 
Frage. Speyer 1862 (Lang). 8. geh. 6 gr. 


Religiöse Genossenschaften. 


Dove, R. W., Art.: Geistliche Orden. [Deutsches Staatswörterbuch. 
Ba. VII. S. 387—427]. 

Neudecker, Art.: Uebertritt aus einem Klosterorden in einen andern. 
[Herzog’s Real-Encyel. Bd. XVI. S. 616).. 

Derselbe Art.: Trappisten. [Daselbst Bd. XVI. S. 858-361]. 

Ueber den Untergang der Privilegien eines Klosters in Folge einer 
auch nur zeitweiligen Säcularisation. [Arch. f. kath. K.-R. N. FE. 
Bd. II. H. 2. S. 212-233). 

Scherer, Graf Th., die Aufhebung des Stiftes Rheinau. Ein Beitr. 
zur Geschichte des Rechts u. der Rechtlosigkeit der Stifter u. Klöster 
im Schweizerland. [Arch. für kath. K.-R N. F. Bd. DI. H.2. 
8. 223—234]. 

Die Klosterfrage zu Freiburg im Br. Freib. im Br. 1861 (Herder). 
Lex. 8. 2 Sgr. | 

Die Schwestern-Congregation vom dritten Orden d. h. Franciskus im 
k.k. Bezirkskrankenhause der Vorstadt Wieden in Wien. Wien 1861 

_ (Selch). gr. 8. geh. 6 Sgr. 

Holtzendorff, F., der Bruderorden d. Rauhen Hauses und sein 
Wirken in den Strafanstalten. Nebst weiteren Mittheilungen aus d. 
bisher unbekannten Papieren. 1. 2. Aufl. Berlin 1862 (Lüderitz V.). 

gr. 8. geh. 10 Sgr. 


Wissenschaftliche Anstalten. 


Knaben-Seminarien s. oben unter Clerus. 
Tholuck, A. Art.: Universitäten. [Herzog’s Real-Encyel. Bd. XVl 
S. 720-734]. 


XII. Kirchenvermögen. 


Loberschiner, Fr. A., das Kirchenrermögen od. d. gesetzl. Art 
der Erwerbg. u. Verwaltg. d. Gotteshaus- u. Pfründenvermögens auf 
Grundl. d. österr. Concordats und der in Folge dessen geltenden 
Bestimmungn., prakt. bearb.. Budweis 1862 (Hansen). Lex.-8. geh. 
1Y/ Thir. j 
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Das Kirchenvermögen u. d. Staatskuratel m. bes. Rücksicht auf d. in 
Bayern hierüber bestehenden Gesetze u. Verordnungen betrachtet 
vom Standpunkte der Geschichte und des Rechts vr. e. kathol. Geist- 
lichen. Landshut 1862 (Thomann). gr. 8. geh. ',« Thir. 

Molitor, über Dismembration des Beneficiums. [Arch. f. kath. K.-R. 
N. F. Ba. 1. H. 8. 8. 400-408]. 

Frank, B., das Eigenthum der Kirche. [Hist.-pol. Bl. Bd. 46. 
S. 310—323.] 

Hausmann, zur Arrondirung der Pfarrbeneficien in Böhmen [Arch. 
f. kath. K.-R. N. F. Bd. I. H. 3. S. 391—895.] 

Jacobson, H. F., Art.: Testamente, kanonische Bestimmungen da- 
rüber. [Herzog’s Real-Eneycl. Bd. XV. S. 6565—574]. 

Ueber das Eigenthum an Kirchenglocken, die Pflicht sie anzuschaffen 
u d. Verfügungsgewalt in Betreff derselben — v. einem prakt. Jurist. 
[Arch. f. kath. K-R. N. F. Bd. U. H. 1. 8. 33—51]. 

Koch, über Kirchenbauten, Beitragspflicht der Patrone. [Deutsch. 
Gerichtszeitg. Jahrg. III. (1861). Nr. 72. 8. 290]. 


Die canonischen Vorschriften über die Aufbringung der Kosten zur | 


Erhaltung der kath. Pfarrkirchen und der dazu gehörigen Pfründen- 
gebäude. [Arch. f. kath. K.-R. N. F. Bd. Il. 8. 460464]. 
Adams, Denkschrift über das Spital zu Andernach am Rhein. [Arch. 
f. kath. K.-R. Bd. VI. H. 6. 8. 446459]. | 
Der Hospitalstreit zu Andernach von 1854—1861. Von e. Mitgliede der 
ehemal. Hospitale-Verwaltungs-Commission. Coblenz 1862 (Hölscher’s 
Verl) 12. geh. ’/ Thlr. 


XIII. Verhältniss von Kirche und Staat. 


Schurer, Kirche n. Staat in Ehesachen s. unter Eherecht. 

Theokratie u. Gallikanismus. I. Theologische Fragen in der Politik. 
[Hist.-pol. Bl. Bd. 45. S. 381—893]. II. Die Grundlagen der mittel- 
alterl. Papstgewalt über die Fürsten. [Daselbst 8. 560-575). II. 

. Cäsarismus u. Theokratie — eine Predigt an Napoleon III. [Daselbst 


8. 677—692]. IV. Staat und Kirche in der Neuzeit. [Daselbst- 


8. 811—823). 

Thissen, die Lebenskraft d. Christenthums in den europ. Cultur- 
staaten u. der erwartete religionslose Staat. Vortr. gehalten b. d. 
14. Gen.-Versammig. der kath. Vereine Deutschlands zu Aachen am 
9, Sept. 1862. Aachen 1862 (Frankf. a. M. Verl. f. Kunst und Wis- 
senschaft.) 8. geh. 3 gr. 

Buss, F.J., Oesterreichs Umbau in Kirche und Staat. 1. Thl. 1. Abth. 
(Inhalt: Oesterreichs Umbau im Verhältniss des Reichs zur Kirche. 
1. Abthl.: Das Concordat.) Wien 1862 (Braumüller). gr. 8. geh. 3 Thlr. 

Braun, Th., das österreichische Concordat. Ortenburg 1862 (Passau: 
Pfleuger). gr. 8. geh. 8 Sgr. 

Die ungarischen Calvinisten u. die Parteien in Deutschland. [Hist.-pol. 
Bl. Bd. 45. 8. 927944]. 
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Die Protestantenfrage in den deutschen u. slavischen Kronländern. 'Da- 
selbst Bd. 45. 5. 945-952]. 

Das [österreichische] Protestantengesetz v. 8. April. [Hist.-pol. BL 
Bd. 47. S. 754—759]. 

Der Protestantismus in Oesterreich seit dem Patent v. 8. April. [Prot. 
Monatsbl. Bd. XVIN. Hft. 4. S. 225—251. Hft. 5. 6. S. 327-377). 

‚Der österr. Reichsrath u. das Concordat. [Arch. f. kath. K-R. N. F. 
Bd. II. H. 2. S. 234—293]. & 

Rechtshistorische Bemerkungen über d. österreichischen Toleranzgesetze 
und deren Wirksamkeit in Tirol. [Abdr. aus d. Tiroler Bothen.. 
Innsbruck 1862 [Wagner]. 8. geh. 's Thlr. 

Brandis, Clem. Graf zu, offenes Sendschreiben über die Religions- 
frage in Tirol an Heinr. Frhrn. v. Andlaw zu Hugstetten. Regens- 
burg 1862 (Manz). gr. 8. geh. 3 Sgr. 

Das historische Recht Tyrols in Ansehung der Religionsfrage. [HHist.-pol. 
Bl. Bd. 48. S. 270—276]. 

Haass, F. die Gesetzgebung über die Regelung der kirchlichen Ver- 
hältnisse im Grossh. Baden. II. Artikel. [Ztschr. f. K.-R. Bd. IL 
H. 8. S. 290-334]. [Vgl. II..Verz. Bd. I. S. 516]. 

Maas, H., die kirchlichen Verhältnisse in Baden nach den Gesetzen 
v. 9. October 1860 und den Vereinbarungen m. d. Kirche. [Arch. f. 

kath. K.-R. N. F. Bd. I. H. 1. S. 10—59. H. 2, S. 233—256. Bd. I. 
H. 1, S. 123—140.] 

Bader, K., die katholische Kirche im Grosaherzogth. Baden. Freiburg 
i. B. 1860 (Herder). 

Der Badische Concordatsturm u. seine Herkunft. [Hist.-pol. Bl. Bd. 45. 
S. 217—245]. 

Das Baden’sche Concordat und die Lehrfreiheit an der Universität in 
Freiburg [Daselbst Bd. 45. S. 274—805]. 

Das Baden’sche Concordat u. das Promemoria der protestantischen Pro- 
fessoren in Freiburg. [[Daselbst Bd. 45. S. 735—758]. 

Der Ministerwechsel im Grossherzogthum Baden. [Daselbst Bd. 45. 
S. 855—874]. 

Dr. Karl Bader u. d. Kirchenstreit am Oherrhein. [Daselbst Bd. 45. 
S. 1109—1119). 

Die gesetzliche Regelung des Verhältnisses des Staats zur kath. Kirche 
in Württemberg von R. W. Dove (Schluss). [Zeitschr. f. K.-R Bd. I. 
H. 2. S. 199—213. 232). (Vgl. III. Verz. S. 242). 

Der gegenwärtige Stand der kath. -kirchlichen Angelegenheiten in 
Württemberg. [Arch. f. kath. K.-R. N.F. Bd. I. H.2. 8. 318-330]. 

Der Concordatstreit im Königreich Württemberg u. im Grossherzogthum 
Baden. I—IIL [Hist.-pol. Bl. Bd. 50. S. 1-48]. IV. V. [Daselbst 
$. 126—152). VI. [Daselbst S. 217—238]. VII. [Daselbst S. 317—337. 

' 865—386]. VII. [Daselbst S. 629—555]. IX. [Daselbst S. 635—654). 
X. [Daselbst S. 701-719]. XI. [Daselbst S. 806-824]. XII. XIl. 
[Daselbst 8. 941— 974]. 
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Ueber das württembergische Gesetz v. 30. Jan. 1862, seine Motive und 
die vorausgegangenen Kammerverhandlungen. [Arch. f. kath. K.-R. 
N. F. Ba. I. H. 3. 8. 414-452. Bd. OD. S. 353—391.] 

Hauber, F. A., die kirchenrechtlichen Verhandlungen auf dem Würt- 
tembergischen Landtag v. 1861. und die daraus hervorgegangenen 
Gesetze. [Ztschr. f. K.-R. Bd. II. H. 4. S. 357—411]. 

Die Parität in Preussen u. d. ultramontane Partei. Düsseldorf 1862. 
(Buddeus’ Verl.) gr. 8. geh. 10 Sgr. 

Heuser, ein Beitrag zur verfassungsmässigen Stellung d. kath. Kirche 
in Preussen. (Arch. f. kath. K.-R. N. F. Bd. I. H. 2. S. 256267]. 

Gerlach, H., das Verhältniss des preussischen Staates zu der katho- 
lischen Kirche auf kirchenrechtlichem Gebiete nach den preussischen 
Gesetzen dargestellt. Paderborn 1862 (F. Schöningh). gr. 8. 

Freicuxen für Kirchen und Schulen in Schlesien. Ein Beitrag 
zur Geschichte der preussischen Parität. [Hist.-pol. Bl. Bd. 47. 
Ss. 213—221]. | 

Zetermayer, der Stand der katholischen Kirchenfrage in Bayern. 
[Arch. f. kath. K.-R. N. F. Bd. II. H. 3. S. 395—460]. 

Die Parität im freisinnigen Holstein — zum Vergleich mit den prote- 
stantischen Gemeinden in Oesterreich. [Hist.-pol. Bl. Bd. 47. 
S. 138—158]. 

Die Katholiken in Braunschweig. [Hist.-pol. Bl. Bd. 48. S. 1031—1036]. 

Ueber den gegenwärtigen Rechtszustand der kath. Kirche im Kanton 
St. Gallen in der Schweiz. [Arch. f. kath. K.-R. N. F. Bd. U. H.1. 
S. 97’—123. H. 3. S. 337—353)]. 

Napoleon III. und die katholische Kirche in Frankreich. I. Die Unter- 
richtsfreiheit nach dem Gesetze v. 15. März 1850. [Hist.-pol. Bl. 
Bd. 48. S. 1—29. 106—115. 184— 208.) II. Materielle Unterstützungen 
aus Staatsmitteln für die katholische Kirche. Die Hospital-Güter. 
[Daselbst S. 411—426]. IU. Verhalten der Gesetzgebg. u. Staatsver- 
waltg. in einzelnen kirchlichen Angelegenheiten. [Dsbst. S. 441—471]. 
IV. Früheres und gegenwärtiges Verhalten der Regierung zum Clerus 
überhaupt. [[Daselbst S. 653—669]. V. Uebersicht. Schlusswort. [Da- 
selbst 5. 989—1012]. 

Hüffer, das spanische Concordat v. 16. März 1851. u. die Ueberein- 
kunft v. 25. Nov. 1859. [Arch. f. kath. K.-R. N. F. Bd. I.H.3. 
S. 364-399). 

L’Eglise russe est elle libre? Leipzig 1861 (Franck). gr. 8. geh. 10 Sgr. 

Reports of the Committee of the House of Lords appointed to consider 
the Assessment and Levy of Church-rates. London 1859—60. 

Speeches of John Bright, Esq., M. P., on the Second and Third Rea- 
dings of the Bill for the Abolition of Church-rates. Hansard’s De- 
bates. London 1861. 

The only Compromise possible in regard to Church-rates. By Lord 
Ebury. London 1861. 

The Designs and Constitution of the Society for the Liberation of Re- 
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ligion from State Patronage and Control. By Archdeacon Hala 


London 1861. 
Church-rates [Quarterly Review. October 1861. p. 544—578]. 


Verhältniss von Kirche und Schule. 

Kirsch, K., die Aufsicht d. Geistlichen über die Volksschule. Nach 
den Grundsätzen d. deutschen Schulrechts u. den Fordergn. der Pä- 
dagogik. 2. völlig umgearb. Aufl. Leipzig 1862 (C. H. Reclam sen.). 
gr. 8. geh. 2 Thlr. 

Ueber die Trennung der Schule v. der Kirche. Zugleich e. Be- 
leuchtg. der Denkschrift: »Die Neugestaltung d. Volksschulwesens in 
Baden.e Von e. württemb. Schulmann. Tuttlingen 1861 (Kling). 
gr. 8. geh. 4!/. Sgr. 

Die Unterrichtsfrage vor dem Reichsrathe. Ein Beitrag zur 
Verständigng. v. e. Schulmanne aus Tirol. Wien .1862 (Gerold’s Schn). 
gr. 8. geh. 12 Sgr. 

Die katholische Kirche u. die Volksschule. Wien 1861 (Mayer u. C.). 
gr. 8. geh. 8 Sgr. 

Mösmer, Jos., Ansichten üb. d. Verhältniss v. Staat u. Kirche zur 
Volksschule. [Abgedr. aus d. Tiroler Bothen).. Innsbruck 1862 
(Wagner). gr. 16. geh. 4 Sgr. 2. verm. Aufl. geh. 7 Sgr. 

Beleuchtg. der Parität in Preussen auf d. Gebiete des hohen u. mittlern 
Unterrichts. Freiburg im Brsg. 1862 (Herder). gr. 8. geh. '« Thlr. 

Denkschrift über d. Parität an der Univers. Bonn m. e. Hinblick auf 
Breslau u. d. übrigen preuss. Hochschulen. Ein Beitrag z. Gesch. 
deutscher Universitäten im 19. Jhrhdt. Nebst Beilagen. Freiburg 
i. B. 1862 (Herder). gr. 8. geh. 18 Sgr. 

Die Parität in Preussen, insbesond. an den preussischen Hochschulen. 
[Hist.-pol. Bl. Bd. 50. S. 600-519). 

Meyer, Jürgen Bona, Staat und Kirche im Streit um d. Schule in 
Hamburg. Hamburg 1861 (O. Meissner’s Verl.) 8. geh. 9 Sgr. 
Derselbe, Religionsbekenntniss u. Schule. Eine geschichtl. Darstellg. 

u. Kritik. Berlin 1863 (Th. Enslin). gr. 8. geh. 1'/% Thlr. 


Verhältniss der Confessionen zu einander. 
Vering, über das Verhältniss der Christen zu den Juden im Allge- 
meinen und über das Verbot des Dienens von Christen bei Juden, 
insbesondere mit Rücksicht auf die Verhältnisse in Galizien, Polen 
und Ungarn. [Arch. f. kath. K.-R. N. F. Bd. U. H. 1. S. 67-74). 


XIV. Vermischte Abhandlungen. 


Hudson, Ed. Mac., Commentationes duse juris canonici et romani. 
Berlin 1862 (Lüderitz’sche Verlagsb.). gr. 8. geb. 6 Sgr. 
Harttle, C., kirchenrechtliche Skizzen. München 1862 (Franz i. C.). 


gr. 8. geh. 4 gr. 


Druck von H. Laupp in Tübingen. 
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